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Begünstigt sind die Zornigen

20 Und er hob seine Augen auf über seine Jünger und sprach: Selig
seid ihr Armen; denn das Reich Gottes ist euer.

21 Selig seid ihr, die ihr hier hungert; denn ihr sollt satt
werden. Selig seid ihr, die ihr hier weinet; denn ihr werdet
lachen.

22 Selig seid ihr, so euch die Menschen hassen und euch ausstoßen
und schelten euch und verwerfen euren Namen als einen bösen um des
Menschensohnes willen.

23 Freuet euch an jenem Tage und frohlocket; denn siehe, euer Lohn
ist groß im Himmel. Desgleichen taten ihre Väter den Propheten
auch.

(Neues Testament, Lukas Evangelium, Kapitel 6, Vers 20-23,
Seligpreisungen)



Und er hob seine Augen auf über seine Schüler und sprach:

"In Wahrheit sind die Armen stark, denn sie haben nichts zu verlieren.
Ihr Hunger lehrt sie die Sättigung und die Kraft des angestauten
Zornes, und er ist unverdorben vom Schlingen, Prassen und
Verschwenden. Nur solche, welche Tränen und Schmerzen kennen, wissen,
wofür sie kämpfen und sind fähig, von Herzen zu lachen. Unbeugsam sind
sie, wenn sie um dieser Wahrheiten willen beschimpft, gehaßt und
verworfen werden, denn die Reichen und Gewaltigen fürchten ihren
Aufstand. Laßt euch diese Gewißheiten nicht nehmen, denn ihr könnt
euch des Sieges sicher sein. Schon immer mußten sich die Unterdrückten
selbst befreien."

(aus: Helmut Barthel: Ein Zimmermann in der Wüste. Es begab sich aber
vielleicht auch ... Eine heitere Exegese neutestamentarischer
Begebenheiten, MA-Verlag 2016, Seite 43f)

Ihre Schattenblick-Redaktion


6. Juli 2018
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KOHLEALARM/450: Klimakampf und Kohlefront - Stundenstop der Kohlebagger ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 2.7.2018

Hunderte blockieren Braunkohle-Tagebau in Nordböhmen +++ Ende Gelände
bei tschechischer Massenaktion für Klimagerechtigkeit



Louka u Litvínova, 02.07.2018. Zusammen mit 500 Menschen aus ganz Europa
haben Aktivist*innen von Ende Gelände am Samstag an einer Aktion zivilen
Ungehorsams im nordböhmischen Braunkohlerevier teilgenommen. Rund 100
Personen gelang es, in den Tagebau Bilina einzudringen und dort
Förderbänder und Bagger zum Stillstand zu bringen. Unter dem Motto "Limity
jsme my" (Wir sind die Grenzen) protestierten sie für den sofortigen
Kohleausstieg in Tschechien und für Klimagerechtigkeit weltweit.

Tschechien gehört zusammen mit Deutschland und Polen zu den »Kohleländern«
Europas. Das Land hat den viertgrößten Pro-Kopf-Ausstoß von CO2-Emissionen
in Europa. Nordböhmen ist das Zentrum der tschechischen Kohleindustrie,
schon 80 Dörfer wurden hier schon für den Braunkohletagebau abgebaggert.

"Während die Kohlekonzerne Profite machen, leiden Menschen im globalen
Süden schon heute unter den Auswirkungen der Klimakrise. Um dieses Unrecht
zu stoppen, müssen die ältesten und dreckigsten Kohlekraftwerke des Landes
sofort abgeschaltet werden, allen voran das Kraftwerk Počerady", sagt
Michal Štarha von "Limity jsme my".

"Auf der ganzen Welt stehen Menschen auf und erheben ihre Stimmen gegen die
fossile Industrie - auch in der tschechische Republik. Wir fordern ein Ende
der fossilen Energien, um sicherzustellen, dass eine würdiges Leben auf dem
Planeten möglich ist", sagt Marika Volfová von "Limity jsme my."

"Treibhausgase halten sich nicht an Ländergrenzen, deshalb ist auch unser
Protest für Klimagerechtigkeit grenzenlos. Gemeinsam mit vielen anderen
Menschen haben wir an diesem Wochenende ein starkes Zeichen für den
Kohleausstieg gesetzt, der in Tschechien ebenso unverzüglich erfolgen muss
wie in Deutschland", sagt Karolina Drzewo, Sprecherin von Ende Gelände.

Vom 25.-29. Oktober 2018 wird Ende Gelände den Tagebau Hambach im
Rheinischen Braunkohlerevier blockieren, um die Abholzung des Hambacher
Forsts zu verhindern.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Juli 2018 
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AKTION/7181: Sankt Augustin - Tag des offenen Projekts an der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg, 13.7.2018


Tag des offenen Projekts an der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg



Erst die Arbeit, dann das Vergnügen. So könnte das Motto des
Fachbereichs Elektrotechnik, Maschinenbau und Technikjournalismus
(EMT) der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg (H-BRS) für seinen Tag des
offenen Projekts am Freitag, 13. Juli 2018, lauten. Die Studierenden
des Fachbereichs präsentieren von 10 bis 12 Uhr ihre
ingenieurwissenschaftlichen und journalistischen Projekte, die sie im
Laufe des Semesters erarbeitet haben. Ab 11 Uhr beginnt mit Musik und
guter Laune das Swinging Sofa, das Swiso Summer Special der Fachschaft
EMT. (H-BRS, Grantham-Allee 20, Sankt Augustin)

Die Bandbreite insbesondere der gezeigten technischen Projekte ist
größer, als hier aufgezählt werden kann. Sie reicht vom selbstgebauten
Handy oder 3-D-Drucker über die Planung einer Photovoltaik-Anlage,
webbasierte Steuerungen oder die Vielfalt von LED-Taschenlampen bis zu
technischen Visualisierungen, der Weiterentwicklung des Rennwagens der
Formula Student, eines Rasenmäherroboters oder eines Aufzugs.

Eine Gruppe von Studierenden im Masterstudiengang Technik- und
Innovationskommunikation ist schon besonders aufgeregt: Sie stellen in
Raum B 003 die neue Webseite für die Ringvorlesung "Technik und
Umweltethik" vor, um ein breiteres Interesse für die Themen zu wecken,
die jeden angehen. Schon jetzt kooperiert der Fachbereich bei der
Berichterstattung mit ingenieur.de, die allerdings mehr die
ausgewiesenen Experten anspricht. Am Tag des offenen Projekts soll die
Seite online gehen.

Alle Projekte in der Übersicht: 

https://www.h-brs.de/de/emt/termin/tag-des-offenen-projekts-im-sommersemester-2018

 * 

Quelle:

Hochschule Bonn-Rhein-Sieg

University of Applied Sciences

Grantham-Allee 20, 53757 Sankt Augustin (Germany)

Internet: http://www.h-brs.de
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TREFF/1185: Hannover - Gespräch mit Bénédicte Savoy über kulturelles Erbe, 25.09.2018


Schauspiel Hannover

ABC DER DEMOKRATIE

E WIE ERBE

EINE BEGRIFFSKLÄRUNG MIT CAROLIN EMCKE UND GÄSTEN

DI, 25.09.18, 19:00 UHR, CUMBERLAND



Was bedeutet eigentlich Demokratie? Was ist das für eine Ordnung,
derer wir uns so gewiss glaubten und die auf einmal in Europa, aber
auch in Russland oder den Vereinigten Staaten von vielen in Frage
gestellt wird. Die Publizistin und Autorin Carolin Emcke (Gegen den
Hass) befragt sie entlang von Begriffen und Werten in einer
Gesprächsreihe auf ihre Voraussetzungen hin.

In der letzten Spielzeit waren bereits Teju Cole für A wie Amerika,
Peter Geimer für B wie Bild, Aleida Assmann für C wie Chronik zu Gast,
im Juni folgte Eva Illouz zu Demokratie 2.0.

Als erste Gesprächspartnerin der neuen Spielzeit begrüßt Carolin Emcke
die Kunsthistorikerin Bénédicte Savoy, um über kulturelles Erbe zu
sprechen und u. a. diesen Fragen nachzugehen: Was bedeutet Kultur als
Erbschaft für eine Demokratie? Welchen Reichtum, aber auch welche
Bürgschaft bergen die Kulturgüter aus Gemälden, Artefakten, die in den
Museen unsere Geschichte reflektieren? Welche Geschichte(n) erzählen
sie uns, wie geübt sind wir noch darin, sie zu deuten und für unsere
eigene Zeit nutzbar zu machen? Wie gehen wir mit den Objekten um, die
eine Geschichte der Gewalt, des Raubs und der Enteignung in sich
bergen? Lässt sich die Kunst entkoppelt von der Geschichte ihrer
Entstehung, dem Kontext ihres Erwerbs, der Wahrnehmung verschiedener
Generationen betrachten? Welche Aufgabe kommt also auf eine plurale,
offene, liberale Demokratie zu, wenn sie das kulturelle Erbe bewahren
und trotzdem angemessen reflektieren will?

Prof. Dr. Bénédicte Savoy ist seit 2009 als Professorin für
Kunstgeschichte der Moderne am Institut für Kunstwissenschaft und
Historische Urbanistik an der Technischen Universität Berlin tätig,
seit 2016 außerdem am Collège de France in Paris.

In Kooperation mit der Stiftung Niedersachsen

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse September 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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PREIS/052: K.-H. Zillmer-Verlegerpreis 2018 geht an die Edition Nautilus (Hamburgische Kulturstiftung)


Hamburgische Kulturstiftung - Pressemitteilung vom 6. Juli 2018

K.-H. Zillmer-Verlegerpreis 2018 geht an die Edition Nautilus

Hamburger Verlegerkollektiv erhält den mit 10.000 Euro dotierten Preis für
verdienstvolles verlegerisches Handeln am 29. Oktober im Warburg-Haus in
Hamburg



Der K.-H. Zillmer-Verlegerpreis 2018 für verdienstvolles verlegerisches
Handeln geht an das Verlegerkollektiv der Hamburger Edition Nautilus. Mit
der Auszeichnung ehrt die Karl-Heinz Zillmer-Stiftung unter dem Dach der
Hamburgischen Kulturstiftung seit 1994 alle zwei Jahre Personen des
literarischen Lebens, die sich durch besonders mutige und weitreichende
Entscheidungen und großen persönlichen Einsatz um die Literatur verdient
gemacht haben. Der Preis ist mit 10.000 Euro dotiert. Die Karl-Heinz
Zillmer-Stiftung wurde 1994 vom Hamburger Ingenieur Karl-Heinz Zillmer
(1936-2013) gegründet, der sich so über seinen Tod hinaus für Literatur und
deren Vermittlung einsetzt.

»Die Edition Nautilus ist der deutsche Verlag, der noch 2018 die Ideale von
1968 hochhält - und eben dadurch ewig jung zu bleiben scheint. Ein
Kleinverlag, der sich in die großen Debatten einmischt, der Politik und
Poesie versöhnt, der Verlag der britischen Feministin Laurie Penny, der
Hamburger Rechtauf-Stadt-Aktivisten Niels Boeing und Christoph Twickel, des
deutsch-türkischen Journalisten und Erdogan-Kritikers Deniz Yücel, der
Verlag auch der Schriftstellerin Isabel Fargo Cole, die mit ihrem DDR-Roman
'Die grüne Grenze' 2018 für den Preis der Leipziger Buchmesse nominiert
war.«, so die Jury und erläutert weiter: »Gegründet Mitte der
Siebzigerjahre, verlegte Nautilus zunächst vor allem Subversives, Schriften
der Dadaisten und Surrealisten, der Anarchisten und Situationisten.
Büchermachen - das hieß bei Nautilus immer auch: den Willen zu haben, die
Welt zu verändern, zu streiten, zu provozieren, zu kämpfen. Verlagsarbeit -
das war auf der Nautilus immer auch: Aktivismus.
Bis heute stehen die 'Flugschriften' für diesen Gründergeist des Verlags:
gut gestaltete Gebrauchstexte, inhaltlich wie optisch durchschlagende
Debattenbeiträge zu Themen wie #MeToo, dem G20-Gipfel und der
Gentrifizierung. Seit diesem Jahr steuert ein Kollektiv die Nautilus:
Mitgründerin Hanna Mittelstädt hat das Kommando an eine fünfköpfige Crew
übergeben, darunter vier Frauen: Katharina Bünger, Katharina Florian,
Franziska Otto, Katharina Picandet und Klaus Voß. Sie nehmen Kurs auf die
Zukunft, den Blick zurück nach vorn.«

Die Jury setzt sich zusammen aus Tobias Becker (Der Spiegel), Dr. Antje
Flemming (Behörde für Kultur und Medien), Lucy Fricke (Autorin), Prof. Dr.
Rainer Moritz (Literaturhaus Hamburg), Birgit Politycki (Politycki &
Partner) und Stephan Samtleben (Buchhandlung Samtleben). 

Der 1974 von Hanna Mittelstädt, Lutz Schulenburg und Pierre Gallissaires gegründete Hamburger
Verlag Edition Nautilus hat bisher rund 900 Titel publiziert, von denen
heute rund 250 lieferbar sind. 2013 starb der Mitgründer Lutz Schulenburg.
Nach einer Übergangsphase übergab Mitgründerin Hanna Mittelstädt Anfang
2018 die Leitung an KatharinaBünger, Katharina Florian, Franziska Otto,
Katharina Picandet und Klaus Voß, die den Verlag seitdem als Kollektiv
führen.

Die Preisverleihung des K.-H. Zillmer-Verlegerpreises 2018 findet am 29.
Oktober 2018 um 19.00 Uhr im Warburg-Haus statt. Staatsrätin Jana Schiedek
spricht ein Grußwort. Die Laudatio hält der Preisträger aus dem Jahr 2016,
Jörg Sundermeier vom Verbrecher Verlag Berlin.

 * 

Quelle:

Hamburgische Kulturstiftung

Hohe Bleichen 18, 20354 Hamburg

Telefon: 040 339099, Telefax: 040 326958

E-Mail: info(at)kulturstiftung-hh.de

Internet: https://www.kulturstiftung-hh.de
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MELDUNG/926: Umfrage - Deutsche wollen Abzug der Atomwaffen (ICAN)


ICAN-Pressemitteilung vom 6. Juli 2018

Internationalen Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen

Umfrage: Deutsche wollen Abzug der Atomwaffen



Eine breite Mehrheit ist gegen Nuklearwaffen in Büchel sowie für
deutschen Beitritt zum Atomwaffenverbot. Friedensnobelpreisträger von ICAN
kritisieren die Bundesregierung.

Mehr als zwei Drittel aller Bundesbürger sind für einen Abzug der
US-Atomwaffen aus Deutschland sowie den Beitritt Deutschlands zum
internationalen Atomwaffenverbot. Das zeigt eine heute veröffentlichte
Umfrage im Auftrag der mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichneten
Internationalen Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen (ICAN). 70 Prozent
wollen demnach, dass die Atomsprengköpfe aus Büchel (Rheinland-Pfalz)
verschwinden, nur 16 Prozent möchten, dass sie bleiben. Außerdem sprechen
sich 71 Prozent dafür aus, dass die Bundesregierung dem UN-Atomwaffenverbot
beitritt, nur 13 Prozent sind dagegen. Das Meinungsforschungsinstitut
YouGov hat mehr als 2.000 Deutsche befragt, die Ergebnisse wurden gewichtet
und sind repräsentativ.

Morgen ist es genau ein Jahr her, dass 122 Staaten bei den Vereinten
Nationen einen Vertrag zum Atomwaffenverbot beschlossen haben, der unter
anderem den Besitz, die Stationierung und die Drohung mit Atomwaffen
untersagt. Das Abkommen tritt in Kraft, nachdem 50 Staaten ratifiziert
haben. Bislang boykottiert die Bundesregierung den UN-Vertrag. Zudem
beharrt sie auf der Stationierung von rund 20 US-Atombomben in Büchel.
Bundeswehrsoldaten üben regelmäßig den Einsatz und damit den Massenmord an
Zivilisten.

Unter den Anhängern aller Parteien gibt es sehr deutliche Mehrheiten für
den Abzug der Nuklearwaffen sowie für die Unterzeichnung des
Verbotsvertrags. Xanthe Hall aus dem Vorstand von ICAN Deutschland
kommentiert: "Die Bundesregierung klammert sich an die nukleare
Abschreckung und ignoriert damit den Willen der Wählerinnen und Wähler. Mit
dem Boykott des UN-Atomwaffenverbots unterstützt sie die immer gefährlicher
werdende Atomwaffenpolitik der Atomwaffenstaaten. Damit stellt sie sich
gegen die Mehrheit der Staaten sowie die Mehrheit der eigenen Bevölkerung.
Wenn Deutschland glaubwürdig für atomare Abrüstung eintreten will, müssen
die Atomwaffen aus Büchel verschwinden und die Bundesregierung muss das
internationale Atomwaffenverbot unterzeichnen."

Auch in anderen europäischen NATO-Ländern haben die Bürger eine klare
Haltung gegen Atomwaffen. Bei der ICAN-Umfrage wurden neben Deutschen auch
Menschen in Belgien, Italien und den Niederlanden befragt. In diesen
Ländern sind ebenfalls Atomwaffen stationiert und auch dort gibt es in der
Bevölkerung eine deutliche Mehrheit gegen die Stationierung der
Massenvernichtungswaffen sowie für den Beitritt zum Verbotsvertrag.

In der Umfrage ist auch die Finanzierung von Atomwaffen ein Thema. Die
meisten Deutschen finden es inakzeptabel, wenn deutsche Finanzinstitute in
Unternehmen investieren, die Atomwaffensysteme herstellen. Außerdem ist
eine Mehrheit dafür, dass neue Kampfflugzeuge der Bundeswehr nicht mit der
Fähigkeit ausgestattet werden sollten, Atomwaffen zu transportieren und
abzuwerfen.


Die genauen Zahlen für Deutschland finden Sie in dieser
Übersicht:

https://www.icanw.de/wp-content/uploads/2018/07/YouGov-Umfrage_Atomwaffen_2018.pdf

Informationen zu den internationalen Ergebnissen finden Sie in dieser
Broschüre (auf Englisch):

http://www.icanw.org/wp-content/uploads/2018/07/YouGov_ICAN_EUNATOTPNW2018.pdf

Mehr Informationen zum Atomwaffenverbot:

www.nuclearban.de/der-vertrag

 * 

Quelle:

ICAN Deutschland e.V.

Puschkinallee 5, 12435 Berlin

E-Mail: office@ican.berlin

Internet: http://www.icanw.de
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MELDUNG/925: Digitalcourage warnt mit bundesweiter Übersicht und Appell vor Länderpolizeigesetzen (Digitalcourage)


digitalcourage e.V. - Pressemitteilung vom 5. Juli 2018

Digitalcourage warnt mit bundesweiter Übersicht und Appell vor
Länderpolizeigesetzen



"Wir sehen, dass fast alle Bundesländer die schärfsten Polizeigesetze seit
Ende des zweiten Weltkriegs einführen wollen und fragen uns, warum sie das
tun. Bürgerinnen und Bürger sollten ihre Landesbündnisse gegen die
Polizeigesetze unterstützen!"

Digitalcourage warnt mit einem Überblick über die bundesweiten
Verschärfungen von Landespolizeigesetzen und einem Appell vor
unverhältnismäßigen Einschnitten in die Grundrechte der Bevölkerung.

Übersicht zu Polizeigesetzen der Länder: "Bündnisse unterstützen!"

https://digitalcourage.de/blog/2018/uebersicht-polizeigesetze

Die Übersicht enthält Gesetzesentwürfe, Kontaktdaten von Bündnissen, die
gegen die Verschärfung der Polizeigesetze arbeiten, Stellungnahmen und
weiterführende Informationen. Digitalcourage ist um Aktualität bemüht. Auf
Grund der Fülle an Gesetzgebungsverfahren können wir sie allerdings nicht
garantieren und sind dankbar um Ergänzungen und Hinweise.

Neben Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Bremen und Hessen, planen auch
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Berlin, Brandenburg, Hamburg und Saarland
teilweise drastische Verschärfungen ihrer Polizeigesetze.
CSU-Bundesinnenminister Seehofer plant Medienberichten zu Folge das
umstrittene Bayerische Polizeiaufgabengesetz (PAG) als
"Musterpolizeigesetz" bundesweit für alle Bundesländer als Standard
festzulegen.

Aktuell zeigen die unverhältnismäßigen Hausdurchsuchungen bei
Netzaktivist.innen, die lediglich als Zeugen angesehen werden, nach
Einschätzung von Digitalcourage, wie tief rechtsstaatliche Prinzipien
bereits verletzt sind und wozu schärfere Polizeigesetze absehbar genutzt
werden können.

https://netzpolitik.org/2018/zwiebelfreunde-durchsuchungen-wenn-zeugen-wie-straftaeter-behandelt-werden/

Digitalcourage wird voraussichtlich am 16. August 2018 mit einer
Stellungnahme im Niedersächsischen Landtag das dort geplante Polizeigesetz
scharf kritisieren und für den Abbruch des Gesetzgebungsverfahrens
argumentieren.

Digitalcourage richtet an alle Parlamentarier.inen von FDP, Grüne und SPD
einen Appell gegen Polizeigesetze und innere Aufrüstung: "FDP, Grüne und
SPD, hört auf eure Bürgerrechtsflügel!":

https://digitalcourage.de/blog/2018/appell-gruen-spd-fdp-hoeren-sie-auf-ihre-buergerrechtsfluegel

Bürgerinnen und Bürger, die das Anliegen teilen, können den Appell online
unterzeichnen:

http://aktion.digitalcourage.de/polizeistaat-verhindern

"Seit Jahren wird in deutschen Parlamenten lediglich über die Schärfe von
Überwachungsgesetzen diskutiert", sagt Friedemann Ebelt von Digitalcourage.
"Grüne, liberale und sozialdemokratische Politik muss diesen Kurs verlassen
und endlich Freiheitsgesetze auf den Weg bringen!"

"Auf keinen Fall dürfen wir der Erzählung glauben, die Verschärfungen
würden zu mehr Sicherheit führen", warnt Kerstin Demuth von Digitalcourage.
"Im Gegenteil: Durch das Konstrukt der 'drohenden Gefahr', das u.a. in NRW
eingeführt werden soll, wird die Unschuldsvermutung quasi abgeschafft und
damit der Rechtsstaat bedroht."


Digitalcourage:

Digitalcourage setzt sich seit 1987 für Datenschutz und Bürgerrechte ein
und richtet seit 2000 die jährliche Verleihung der BigBrotherAwards aus.
2008 erhielt Digitalcourage die Theodor-Heuss-Medaille für besonderen
Einsatz für die Bürgerrechte.


Weitere Informationen:

Digitalcourage: Polizeigesetze: Bündnisse unterstützen!

https://digitalcourage.de/blog/2018/uebersicht-polizeigesetze

Digitalcourage: Verfassungsbeschwerde gegen Staatstrojaner auf
Bundesebene:

https://aktion.digitalcourage.de/staatstrojaner-stoppen

 * 

Quelle

Pressemitteilung vom 5. Juli 2018

digitalcourage e.V.

Marktstraße 18, 33602 Bielefeld

Telefon: +49-521-1639-1639, Fax: +49-521-61172

E-Mail: mail@digitalcourage.de

Internet: www.digitalcourage.de
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STANDPUNKT/178: Deutschland muss Atomwaffenverbotsvertrag beitreten


Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK)

Pressemitteilung - Stuttgart, den 6. Juli 2018

Deutschland muss Atomwaffenverbotsvertrag beitreten



Der 7. Juli ist zu einem historischen Datum für den Kampf für eine
atomwaffenfreie Welt geworden. Er markiert die Entstehung des
Atomwaffenverbotsvertrages der Vereinten Nationen im letzten Jahr.

122 Staaten haben am 7. Juli 2017 in New York einen
Atomwaffenverbotsvertrag beschlossen. Seitdem wurde er von 59 Staaten
unterzeichnet und von zehn Staaten ratifiziert. ICAN, die "International
Campaign to Abolish Nuclear Weapons", geht davon aus, dass bis Ende 2019
die 50. Ratifizierung abgeschlossen sein wird und der Vertrag somit in
Kraft treten kann. Die Kampagne, ein internationales Bündnis bestehend aus
Nichtregierungsorganisationen, erhielt im letzten Jahr den
Friedensnobelpreis. Unzählige Aktivisten und Aktivistinnen aus aller Welt
haben bedeutend an der Entstehung des Atomwaffenverbotsvertrages
mitgearbeitet, indem sie mit ihrem Engagement und guter Lobbyarbeit die
Entscheidungsträger und -trägerinnen in ihren Parlamenten zur Arbeit an
einem Vertrag bewegten, der nicht nur die Entwicklung, Produktion, den
Besitz und Einsatz, sondern auch die Tests, Lagerung, Stationierung und den
Transport von Atomwaffen verbietet. "Der Verbotsvertrag untersagt zudem die
Drohung mit Atomwaffen", erklärt DFG-VK Bundessprecherin Kathi Müller und
fügt hinzu: "Donald Trump hat gezeigt, wie verantwortungslos heute mit dem
Einsatz von Massenvernichtungswaffen gedroht wird. So ein Verhalten darf
nicht salonfähig werden."

Auch die "Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte
KriegsdienstgegnerInnen" ist Teil von ICAN. Unsere Mitglieder engagieren
sich seit Jahrzehnten für die nukleare Abrüstung. Auf der Straße und vor
den Toren des Fliegerhorstes Büchel in Rheinland-Pfalz, wo die letzten
Atombomben in Deutschland lagern. Für das nächste Jahr plant die DFG-VK
zudem eine Delegation nach New York zu schicken, um an der Konferenz zum
Atomwaffensperrvertrag teilzunehmen. "Die Symbiose aus Protesten und
Aktionen und der Lobbyarbeit haben entscheidend zum Erfolg von ICAN und
somit der gesamten Anti-Atomwaffenbewegung beigetragen", so der DFG-VK
Landesgeschäftsführer Baden-Württemberg und ICAN-Mitglied Roland Blach.
Der 7. Juli ist ein Grund zu feiern, er ist ein Meilenstein im Kampf gegen
Atomwaffen und ein starkes Zeichen an die neun verbleibenden
Atomwaffenstaaten, die noch immer auf nukleare Abschreckung setzen. Der Tag
erinnert aber auch an die Verweigerung einiger Staaten den
Atomwaffenverbotsvertrag zu unterzeichnen, auch Deutschland zählt dazu. Die
DFG-VK nimmt den 7. Juli zum Anlass an die Vernunft und das Gewissen der
Mitglieder der Bundesregierung zu appellieren: Wer erklärt, sich für eine
sichere und atomwaffenfreie Welt einsetzen zu wollen, muss einen Vertrag,
der genau das zum Ziel hat, unterstützen.

Passend dazu findet am Wochenende und fand in dieser Woche bereits in
vielen Städten der Flaggentag der "Mayors for Peace" statt. Bürgermeister
und Bürgermeisterinnen aus aller Welt und in etwa 550 Städten in
Deutschland hissen in der Juli-Woche vor den Rathäusern Fahnen, um ein
Zeichen für Abrüstung und gegen Atomwaffen zu setzen.

Der DFG-VK Bundessprecher Thomas Carl Schwoerer traf sich anlässlich des
Flaggentages vor wenigen Tagen mit Herbert Hunkel, dem Bürgermeister der
Stadt Neu-Isenburg. Beide forderten, dass die Bundesregierung den Vertrag
zum Verbot von Atomwaffen unterzeichnet und den Abzug der Atomwaffen aus
Büchel erwirkt. Thomas Carl Schwoerer erklärte: "Wir bedauern, dass atomare
Abrüstung im Koalitionsvertrag keine Rolle spielt und die Bundesregierung
trotz anderweitiger Bundestagsbeschlüsse an den US-Atomwaffen in Büchel
festhält, deren Aufrüstung für die kommenden Jahre geplant ist."

Die DFG-VK lädt am 7. Juli zu ihrer zentralen Aktion zum einjährigen
Bestehen des Atomwaffenverbotsvertrags ins nordhessische Kassel. Dort
werden als Angela Merkel, Heiko Maas und UN-Generalsekretär António
Guterres verkleidete Aktivisten den Verbotsvertrag unterzeichnen und
symbolisch zwei Atomwaffen entsorgen. Die Aktion findet um 19.30 Uhr neben
der documenta-Halle in der Innenstadt statt.

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen,
Stuttgart 6. Juli 2018

 * 

Quelle:

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK)

Bundesgeschäftsstelle: Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Telefon: 0711 - 5189 2626

E-Mail: office@dfg-vk.de

Internet: www.dfg-vk.de
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STANDPUNKT/262: "Für eine solidarische Gesellschaft, für eine lebendige Demokratie" (DBJR/BAGSO)


Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen e.V. (BAGSO)

Pressemitteilung - Berlin/Bonn, 5.7.2018

"Für eine solidarische Gesellschaft, für eine lebendige Demokratie" 

Gemeinsame Position des Deutschen Bundesjungendrings und der
Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen



Der Deutsche Bundesjugendring (DBJR) und die Bundesarbeitsgemeinschaft der
Senioren-Organisationen (BAGSO) treten gemeinsam für eine solidarische und
vielfältige Gesellschaft ein. Vor dem Hintergrund antidemokratischer und
antieuropäischer Strömungen rufen die Interessenvertretungen von Kindern
und Jugendlichen sowie Seniorinnen und Senioren in einem gemeinsamen
Positionspapier dazu auf, sich demokratiefeindlichem, populistischem
Gedankengut entgegenzustellen:

"Wir wollen nicht weniger Europa, wir wollen mehr Europa. Wir wollen
Brücken bauen, keine Mauern und Zäune!" Es ist das erste Mal, dass die
BAGSO und der DBJR in dieser Form gemeinsam an die Öffentlichkeit treten.

Aus Sicht der jungen und der älteren Menschen müssen die großen sozialen,
ökonomischen und ökologischen Fragen, die Frage von Menschenrechten und
Frieden beantwortet werden - weltweit. Das gehe nur, wenn alle daran
mitwirken können. BAGSO und DBJR stellen deshalb alle Altersgrenzen in
Frage: "Junge wie Alte müssen für sich selbst entscheiden können, wie und
wann sie sich in politische Prozesse einbringen, das betrifft auch die
altersmäßigen Beschränkungen von aktivem oder passivem Wahlrecht", sagt
Franz Müntefering, Vorsitzender der BAGSO.

BAGSO und DBJR sehen in der Bekämpfung von Armut eine vordringliche
Aufgabe. Gleiche Bildungschancen und gute Bedingungen in Ausbildung und
Beschäftigung und lebenslanges Lernen seien wichtig, um Altersarmut zu
vermeiden. In der Position heben BAGSO und DBJR zudem die Bedeutung von
ehrenamtlichem Engagement in Vereinen und Verbänden hervor. "Wir sind
tragende Säulen unserer Demokratie. Für unser Engagement brauchen wir
Freiräume, verlässliche Rahmenbedingungen, weniger Bürokratie und
finanzielle Unterstützung durch den Staat", sagt Tobias Köck,
Vorsitzender des DBJR.

Mit dem Positionspapier machen DBJR und BAGSO deutlich, dass Junge und Alte
in wichtigen gesellschaftspolitischen Fragen zusammenstehen. Konflikte
zwischen den Generationen würden häufig herbeigeredet. "Es versteht sich
von selbst, dass Probleme nicht einseitig zulasten der einen oder anderen
Generation gelöst werden", heißt es in dem Positionspapier.



BAGSO und DBJR sind demokratisch organisierte Interessenvertretungen: Die
Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen vertritt über ihre
117 Mitgliedsorganisationen viele Millionen ältere Menschen, der Deutsche
Bundesjugendring ist die Arbeitsgemeinschaft von 35 Jugendverbänden und 16
Landesjugendringen und vertritt mehr als sechs Millionen Kinder und
Jugendliche.


Positionspapier "Für eine solidarische Gesellschaft, für eine
lebendige Demokratie" 

ww.bagso.de/fileadmin/Aktuell/Publikationen/2018/Positionspapier_DBJR_und_BAGSO_18062018.pdf

 * 

Quelle:

Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen e. V. (BAGSO)

Thomas-Mann-Str. 2-4, 53111 Bonn

Telefon: +49 (0) 2 28 / 24 99 93 12, Fax: +49 (0) 2 28 / 24 99 93 20

Internet: www.bagso.de
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BERICHT/075: Linke Buchtage Berlin - schadensbegrenzte Beteiligung ... (SB)


Ganz offensichtlich reagierte der Bundesanwalt auf die
anhaltende Kritik an der Arbeit der Bundesanwaltschaft. Sein Prolog
gipfelte in einer Art Abrechnung. Vor allem im Fall Kiesewetter, bei
dem die Hauptverhandlung ein "eindeutiges Ergebnis" erbracht habe,
gebe es "haltlose Spekulationen selbsterklärter Experten", so Herbert
Diemer wörtlich - und ergänzte: "Experten, wie Irrlichter, wie
Fliegengesurre!"

Bundesanwalt Herbert Diemer am 25. Juli 2017 im NSU-Prozeß [1]



Am 11. Juli 2018 soll das Urteil im Prozeß gegen Beate Zschäpe und die
vier weiteren Beschuldigten des sogenannten Nationalsozialistischen
Untergrunds (NSU) gesprochen werden, der nie einer war. Diese und
andere offene Fragen zur Verwicklung staatlicher Akteure in die Serie
von zehn Morden, zwei Bombenanschlägen und 15 Raubüberfällen sollen
nach dem Willen der Generalbundesanwaltschaft und des Gerichts mit
dieser fünf Jahre währenden Simulation unabweislicher
Rechtsstaatlichkeit endgültig aus dem Feld geschlagen werden. Daß
Zschäpe in ihrem Schlußwort die offizielle Version der Anklagebehörde
im Grundsatz gestützt hat, wonach der NSU lediglich aus drei Personen
bestand und sämtliche Taten von Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos begangen
wurden, überrascht nicht. Als einzige Überlebende des Trios blieb sie
ihrer Prozeßstrategie treu, am Schleier des Vergessens all dessen
mitzuweben, was nur die wenigsten wissen sollen und wollen. Ihr mußte
schon vor Prozeßbeginn klar gewesen und vielleicht auch klargemacht
worden sein, was ihr im Falle des Tabubruchs blühen würde.

Mit der Version behördlichen Versagens im Falle des NSU wurde der
Aufklärung geheimdienstlicher Beteiligung ein Riegel vorgeschoben und
zugleich einer Qualifizierung der Nachrichtendienste Tür und Tor
geöffnet. Daß die allermeisten Medien bereitwillig hinter den Stand
ihrer damaligen Recherchen und der daraus resultierenden Zweifel
zurückfielen, als sie sich auf die abwegige These einer unerhörten
Häufung von Pleiten, Pech und Pannen einschossen, belegte einmal mehr,
daß auch die vierte Gewalt allzu gern eine solche bleibt, indem sie
Deutungsmacht mitproduziert. Sie machte aus der Münchner Inszenierung
einen Schau-Prozeß und schwor ihre Leserschaft bis zuletzt auf das
Format einer Reality-Show ein, indem sie Beate Zschäpe attestierte, sie
habe ihre letzte Chance verspielt.

So blieb es einmal mehr den Angehörigen der Opfer und ihren Anwälten
vorbehalten, sich einem Schlußstrich in Gestalt der bevorstehenden
Urteilsfindung zu verweigern. Sebastian Scharmer sagte im Namen seiner
Mandantin Gamze Kubasik, deren Vater Mehmet Kubasik in Dortmund
ermordet wurde, die Aufklärung dürfe nicht mit dem Prozeß enden. Es
gebe weiterhin Mitglieder, Unterstützer und Helfer, die frei
herumliefen und denen sie jeden Tag auf der Straße unerkannt begegnen
könne. Sie habe ein Gefühl der Verunsicherung. Für Gamze Kubasik sei
das Aufklärungsversprechen der Kanzlerin nicht eingehalten worden. Für
sie gehe der Kampf weiter. Man müsse diejenigen finden, die vor Ort
unterstützt, Waffen geliefert und ausgekundschaftet und die
möglicherweise "gedeckt, vertuscht, geschreddert" haben. Das sei der
nächste Schritt, den sie nun angehen würden. [2]

Es gebe immer noch Untersuchungsausschüsse zum NSU-Komplex. Darüber
hinaus würden sie neue Anzeigen prüfen und versuchen, den
Generalbundesanwalt unter Druck zu setzen, die noch laufenden
Verfahren zur Anklage zu bringen. Gegen neun Personen wird wegen
Unterstützung des NSU weiterhin ermittelt. Weil sich unter ihnen
nachweislich mindestens eine V-Person einer Sicherheitsbehörde
befindet, beinhalten auch die Folgeverfahren eine Brisanz, wie sie in
diesem ersten Hauptverfahren zum ungeklärten NSU-Komplex nur unter
Anwendung brachialer Mittel an der Explosion gehindert werden konnte.
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"Staatsanwaltlicher Umgang mit rechter und rassistischer Gewalt im NSU-Komplex"

Im Rahmen der Linken Buchtage, die vom 1. bis 3. Juni 2018 im Berliner
Mehringhof stattfanden, wurde in einem Workshop das Buch
"Staatsanwaltlicher Umgang mit rechter und rassistischer Gewalt im
NSU-Komplex" von Isabella Greif und Fiona Schmidt vorgestellt, das bei
WeltTrends erschienen ist [3]. Die beiden Autorinnen haben
Politikwissenschaften studiert, den Master in Gender Studies gemacht
und die Abschlußarbeit zu diesem Thema geschrieben, die dann auch in
Buchform veröffentlicht wurde.

Wie die Referentinnen eingangs unterstrichen, gibt es ungeachtet der
bevorstehenden Urteilsverkündung im NSU-Prozeß nach wie vor mehr
Fragen als Antworten. Die Bundesanwaltschaft hat sich in ihren
Ermittlungen frühzeitig auf die These eines isolierten Trios mit
wenigen Unterstützern festgelegt. Alle relevanten Personen seien in
München angeklagt, gegen das Umfeld wurde nicht weiter ermittelt. Das
Netzwerk des NSU, die Rolle staatlicher Behörden und die Auswirkungen
der Taten und der rassistisch geführten Ermittlungen gegen die
Angehörigen der Ermordeten und die Opfer der Sprengstoffanschläge
waren im Prozeß kaum Gegenstand. Das liege in weiten Teilen in der
Verantwortung der Bundesanwaltschaft.


Die Doppelrolle der Bundesanwaltschaft im NSU-Prozeß

Die Familie Kubasik hat als Nebenklägerin im Prozeß ihre Anwältinnen
beauftragt, über die Verantwortlichkeit der in München Angeklagten
hinaus zu klären, inwieweit ein Netzwerk für den Mord an Mehmet
Kubasik am 4. April 2006 in Dortmund mitverantwortlich war und
inwieweit ein staatliches Mitverschulden vorlag. Mehmet Kubasik war
das achte Opfer, das mit derselben Tatwaffe ermordet wurde. Wie war
das über einen so langen Zeitraum ohne staatliches Mitverschulden
möglich? Zudem war für die Angehörigen von größter Bedeutung, daß ihre
eigenen Hinweise darauf, daß es sich bei den Taten um ein
rassistisches Motiv gehandelt hat, von den Strafverfolgungsbehörden
bei den Vernehmungen immer abgewiegelt wurden oder ihnen teilweise
sogar aufgenötigt wurde, nicht mehr davon zu sprechen. Beim Mord an
Halit Yozgat am 6. April 2006 in Kassel war mit Andreas Temme sogar
ein Mitarbeiter des Verfassungsschutzes am Tatort anwesend. Die Akten
für den Untersuchungsausschuß in Hessen wurden bezeichnenderweise für
120 Jahre gesperrt. Die Rolle und das Wissen der staatlichen
Sicherheitsbehörden wie den Ämtern für Verfassungsschutz und auch jene
der V-Personen sind der strafrechtlichen Aufklärung im NSU-Prozeß
entzogen worden. Es besteht ein zentraler Konflikt zwischen den
Erwartungen der Nebenklägerinnen an Aufklärung des NSU-Komplexes und
Formen des Staatsschutzes, die den Prozeß maßgeblich bestimmen.

Nach Auffassung der Autorinnen hat die Bundesanwaltschaft als oberste
Strafverfolgungsbehörde im NSU-Prozeß eine ganz zentrale Rollen inne.
Zum einen ist sie die anklagende Instanz, zum anderen vertritt sie die
Bundesrepublik Deutschland als Geschädigte in dem Verfahren. In
Politik, Wissenschaft und Medien ist jedoch wenig von ihrer Rolle die
Rede. Es gab nach dem November 2011 ein Zeitfenster massiver Kritik
vor allem an den Polizeibehörden, aber auch den Ämtern für
Verfassungsschutz, während die Staatsanwaltschaften, die an
verschiedenen Tatkomplexen tätig waren, fast gar nicht thematisiert
wurden. Das Zeitfenster kritischer Einwände hat sich bekanntlich
geschlossen, die Exekutivbehörden wurden sogar gestärkt. Diese
Entwicklung zeichnet sich auch mit Blick auf den Anstieg rechter und
rassistischer Gewaltdelikte, besonders gegen Geflüchtete, deren
Unterstützerinnen und Unterkünfte in den letzten Jahren ab: Mit dieser
Eskalation geht kein Anstieg von Strafverfahren einher. Da die
Berichte der Betroffenen von Politik und Wissenschaft weitgehend
ignoriert und ausgegrenzt würden, sei es wichtig, die Perspektive des
migrantisch positionierten Wissens mitzuwählen und das Muster der
Ausschließung einzubeziehen, so die Referentinnen.

Eine zentrale Frage sei in diesem Zusammenhang, welches Verständnis
von rechter und rassistischer Gewalt dem staatsanwaltlichen Umgang
zugrunde liegt und wie sich das in den jeweiligen Ermittlungs- und
Strafverfahren äußert, um daraus ableiten zu können, welche Strategien
und Narrative sie im Umgang mit diesem Gewaltphänomen vertreten,
anwenden und durchsetzen. Die Autorinnen haben dazu drei Strategien
formuliert: Entnennung - etwas wird gar nicht erst genannt. Zwar geht
die Anklageschrift des Münchner Prozesses auf die politische
Ideologie, die Rassismen, die Hintergründe des NSU ein, doch werden
diese in der Verhandlung, wo das Mündlichkeitsprinzip gilt, nicht mehr
benannt. Zum zweiten finde eine Entpolitisierung politisch motivierter
Taten statt. Und drittens herrsche eine Entkontextualisierung vor -
Funktionsweise und Auswirkungen rechter und rassistischer Gewalt
werden jenseits ihres gesellschaftlichen Entstehungszusammenhangs
behandelt.


Staatsanwaltschaften als Behörden der Strafverfolgung

Zum besseren Verständnis juristischer Laien gingen die Referentinnen
auf Funktion und Stellung der Staatsanwaltschaft ein. Nach der
polizeilichen Erfassung von Straftaten ist die Staatsanwaltschaft mit
dem Ermittlungsverfahren und der Entscheidung zur Strafverfolgung
betraut. Sie verfaßt die Anklageschrift, in der festgelegt wird, was
Sache des Prozesses werden soll. Aufgrund dieser Deutungshoheit wird
sie als Richter vor dem Richter bezeichnet, weil sie schon vor
Prozeßbeginn Weichen gestellt hat. Die Bundesanwaltschaft ist für
Straftaten zuständig, die gegen die innere oder äußere Sicherheit der
BRD verstoßen sowie Straftaten nach dem Völkerstrafgesetzbuch. Bei
sogenannten staatswohlgefährdenden Straftaten nach Paragraph 129a StGB
(Bildung einer terroristischen Vereinigung) vertritt sie den Staat als
Geschädigten. Sie wird vom Generalbundesanwalt geleitet, der den
Status eines politischen Beamten hat. Er muß in Übereinstimmung mit
den Zielen und Ansichten der Bundesregierung agieren und ist gegenüber
dem Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz
weisungsgebunden. Es können seitens des Ministeriums Weisungen
erfolgen, umgekehrt gibt es eine Berichtspflicht.

Die Bundesanwaltschaft vertritt die Bundesrepublik als Geschädigte des
NSU, weil in der Anklage von den rassistischen und staatsfeindlichen
Motiven des NSU und konkret der Ermordung der Polizistin Michèle
Kiesewetter und dem Mordanschlag auf ihren Kollegen in Heilbronn
gesprochen wird. Das Feindbild des NSU habe auch die "antirassistisch
verfaßte Bundesrepublik Deutschland" umfaßt. Geschädigte von
Straftaten können sich mit einer Nebenklage anschließen, wodurch sie
bestimmte Rechte im Prozeß, aber keinen Einfluß auf den Inhalt der
Anklage haben. Themen, die nicht in der Anklage auftauchen, werden von
der Bundesanwaltschaft und dem Gericht zurückgewiesen. Wenngleich
formell eine strikte Trennung zwischen Gericht und Staatsanwaltschaft
gilt, orientiert sich in der Praxis der Senat an den Stellungnahmen
der Bundesanwaltschaft beispielsweise bei Beweisanträgen der
Nebenklage, die zur Hälfte abgelehnt wurden. Im Falle des
NSU-Prozesses wurde die Anklage formuliert, bevor die Ermittlungen
abgeschlossen waren. Das ist nicht unüblich und folgt dem
Prozeßbeschleunigungsgebot. Problematisch ist hier jedoch, daß die
Bundesanwaltschaft parallel dazu neun Ermittlungsverfahren gegen
Einzelpersonen führt, wovon zwei eingestellt wurden, sowie ein
sogenanntes Strukturermittlungsverfahren. In diesen Verfahren gibt es
offiziell keine Geschädigten, so daß die Nebenklage keine
Einsichtsrechte in die Akten hat. Diese Zuordnung ist eine politische
Entscheidung und hat weitreichende Konsequenzen für die Aufklärung
oder die Verhinderung derselben.

Die Bundesanwaltschaft hat unausgewertetes Beweismaterial vernichtet,
nämlich ein Adreßbuch von Jan Werner, einem V-Mann in Sachsen, gegen
den eines dieser parallelen Ermittlungsverfahren läuft. Sein Name
stand auch auf der Adreßliste, die in der Garage gefunden wurde, als
der NSU offiziell untertauchte. Es gab ein Moratorium für Beweismittel
im Jahr 2014, das besagte, bis wann diese nicht vernichtet werden
dürfen. Nach dessen Ablauf wurde das Adreßbuch kurzerhand vernichtet,
so daß darin enthaltene Aufschlüsse über Kontakte und
Netzwerkstrukturen verloren sind.


Konfliktlinien zwischen Rechtspflege und Staatswohl

Bei rechten Organisationsdelikten kommt es zum Konflikt zwischen der
Unabhängigkeit der Rechtspflege und dem sogenannten Staatswohl, also
zwischen Aufklärungspflicht und Geheimhaltung. Die Bundesanwaltschaft
arbeitet mit den Ämtern für Verfassungsschutz zusammen. Das Bundesamt
für Verfassungsschutz unterliegt der Fachaufsicht des
Bundesinnenministeriums, und darüber ist als Koordinierungsstelle das
Bundeskanzleramt angesiedelt. Eine Konfliktlinie ergibt sich daraus,
daß bei Ermittlungen zu rechtsterroristischen Organisationsdelikten
aufgrund der hohen Dichte an V-Personen, die durch die Ämter für
Verfassungsschutz eingesetzt werden, eine Gemengelage
unterschiedlicher Interessen entsteht. 2015 wurde kurz vor der
Sommerpause ein Gesetz zur Straffreiheit für szenetypische Straftaten
von V-Personen verabschiedet. Obgleich Akten nicht verfügbar oder
geschreddert worden waren, haben die engagierten Teile der Nebenklage
ans Licht gebracht, daß im Umfeld des NSU mindestens 42 V-Personen
aktiv waren.

Die Zusammenarbeit der verschiedenen Nachrichtendienste mit den
Staatsanwaltschaften und der Polizei ist vor allem durch eine
sogenannte Geheimhaltungsrichtlinie von 1973 geregelt. Sie besagt, daß
nach Ermessen der Geheimdienste aus operativen oder anderen
gewichtigen Gründen polizeiliche Ermittlungen aufgeschoben werden
können. Die Dienste haben also weitreichende Befugnisse, was sie den
Behörden der Strafverfolgung an Informationen zum Schutz der eigenen
Quellen vorenthalten, wobei sie niemandem rechenschaftspflichtig sind.

Um das NSU-Kerntrio Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos und Beate Zschäpe
gruppieren sich Ralf Wohlleben, Carsten Schultze, Holger Gerlach und
André Eminger, die ebenfalls auf der Anklagebank sitzen. Weitere
Personen können aufgrund von Aussagen im Prozeß oder in den
Untersuchungsausschüssen identifiziert werden. Tino Brandt hat als
V-Person in Thüringen über 200.000 D-Mark erhalten und mit diesen
Geldern mit Wissen diverser Personen der rechten Szene den Thüringer
Heimatschutz und andere Vorgängerstrukturen aufgebaut, die für die
Radikalisierung und Bewaffnung zentral waren. Kai Dalek war als
Mittelstruktur zwischen Bayern und Thüringen ebenfalls eine zentrale
V-Person, Michael See alias von Dolsperg und diverse andere sind
namentlich bekannt. Es existierte also ein größeres Netzwerk, von dem
die Behörden wußten.

Klaus-Dieter Fritsche sagte 2012 im ersten
Bundestagsuntersuchungsausschuß zum NSU aus: Es dürfen keine
Staatsgeheimnisse bekannt werden, die ein Regierungshandeln
unterminieren. Er war von 1996 bis 2005 Vizepräsident des Bundesamts
für Verfassungsschutz und als solcher mitverantwortlich für die
Führung von V-Personen. Danach machte er Karriere und war von 2014 bis
März 2018 als Staatssekretär im Bundeskanzleramt zuständig für die
Nachrichtendienste. Er definiert das Staatswohl als Vorrang
staatlicher Interessen selbst vor der Aufklärung schwerster
Straftaten, so die Referentinnen.


Das Organstreitverfahren zum Oktoberfestattentat

Im Mai 2015 erfolgte eine kleine Anfrage der Grünen und Linken zu
"Erkenntnissen deutscher Sicherheitsbehörden über den Anschlag auf das
Münchner Oktoberfest vom 26. September 1980 und mögliche Verbindungen
von Vertrauensleuten dieser Behörden zu dem Anschlag". Die
Bundesregierung lehnte eine inhaltliche Beantwortung dieser mehrfach
gestellten Anfrage immer wieder ab und verwies dabei auf die Grenze
geheimhaltungsbedürftiger Informationen, deren Bekanntwerden das Wohl
des Bundes oder eines Landes gefährden könnte. Die Frage wurde
schließlich vom Bundesverfassungsgericht geklärt, das im Juni 2017
urteilte, daß die Bundesregierung einen Teil der Anfragen beantworten
müsse. Sie müsse jedoch grundsätzlich bei Fragen zum Einsatz von
V-Personen den Schutz des Staatswohls und die Grundrechte von
V-Personen wahren. Der Quellenschutz wurde damit als übergeordnetes
Rechtsgut gewertet.

Beim Attentat auf dem Oktoberfest 1980 brachte Gundolf Köhler eine
Bombe zur Explosion, wodurch dreizehn Menschen starben und mehr als
200 verletzt wurden. Das LKA Bayern übernahm die Ermittlungen und kam
zu dem Schluß, daß Köhler aus persönlichen Motiven die Bombe gezündet
habe. Verbindungen zur Wehrsportgruppe Hoffmann und die Herkunft
seiner Sprengstoffkenntnisse blieben ausgeklammert. Diverse
Beweismittel wurden nicht ausgewertet, etlichen Hinweisen ging man
nicht nach, und die Ermittlungen wurden 1982 eingestellt. Werner
Dietrich hat im Verlauf von 35 Jahren als Nebenklagevertreter
verschiedener Geschädigter vier Wiederaufnahmeanträge gestellt. Er
trug durch eigene Recherchen weitere Erkenntnisse zusammen und
erreichte im Dezember 2015 die Wiederaufnahme der Ermittlungen.
Allerdings sind diverse Beweismittel verschwunden und es ermittelt
dieselbe Behörde wie damals. Da es an öffentlichen Verlautbarungen
fehlt, ist der aktuelle Stand der Ermittlungen nicht bekannt.


Nebenklage als Korrektiv der Strafverfolgung

Ibrahim Arslan, ein Überlebender des rassistischen Brandanschlags in
Mölln 1992, hat die Opfer als Hauptzeugen des Geschehens bezeichnet.
Das ist in der Strafverfolgung keine Selbstverständlichkeit, meist
haben die Opfer von Straftaten im Verfahren die Stellung passiver
Zeuginnen inne. Sie können diese eingeschränkte Stellung verlassen,
indem sie sich einer Nebenklage anschließen. Dadurch können sie
Beweisanträge stellen, Zeugen befragen und ein Schlußplädoyer
verfassen. So hat beispielsweise im NSU-Prozeß ein Anwohner der
Kolbstraße berichtet, daß er in seiner Vernehmung darauf hingewiesen
hatte, daß es sich um ein rassistisches Motiv gehandelt haben könnte.
Der vernehmende Polizeibeamte deutete ihm demnach mit einer
vielsagenden Geste an, er solle darüber nicht mehr reden. Von
entsprechenden Erfahrungen berichten auch Angehörige von Opfern. Daher
ist das Engagement in Nebenklagen von besonderer Bedeutung für die
Aufklärung.

Im Falle staatlichen Mitwissens werden Komplexe der Strafverfolgung
entzogen, es vergehen lange Zeitspannen, Betroffenen wird kein Glauben
geschenkt, teils werden sie aktiv gehindert, ihr Wissen einzubringen.
Die Begrifflichkeiten der Strafverfolgung sind am
Staatsschutzinteresse ausgerichtet: Seit den 1950er Jahren gibt es
"Staatsschutzdelikte", erst in den 90ern wurden diese um
antisemitische oder fremdenfeindliche Straftaten erweitert und 2015 um
"Haßkriminalität". Politische Motive, die sich gegen Individuen und
bestimmte Gruppen richten, sind angesichts dieser Terminologie nicht
im Fokus.

Der NSU wurde nicht wie von der Bundesanwaltschaft behauptet umfassend
ermittelt. Weder die Größe des Netzwerks noch das staatliche
Mitverschulden wurde aufgeklärt. Das Narrativ wurde dahingehend
verändert, die staatliche Verantwortung zu leugnen. Im
Abschlußplädoyer der Bundesanwaltschaft vom Sommer 2017 hat
Bundesanwalt Herbert Diemer die Bemühungen der Nebenklage, die
weiteren Hintergründe der Taten und der staatlichen Beteiligung
aufzuklären, als "Fliegengesurre" und "Irrlichter" diskreditiert.

Angehörige der Opfer haben sich bereits 2006 zusammengeschlossen, als
der NSU noch gar nicht aufgeflogen war. Die Familien Kubasik, Simsek
und Yozgat organisierten Demonstrationen in Kassel und Dortmund mit
der Forderung, es dürfe kein zehntes Opfer geben. Damals lief die
deutsche Öffentlichkeit noch dem Narrativ der Staatsanwaltschaften
hinterher, das rechte rassistische Gewalt als Tatmotiv systematisch
ausblendete. Ein bedeutsames Moment des Zusammenschlusses war auch das
Bündnis zum Tribunal "NSU-Komplex auflösen", das im Mai 2017 fünf Tage
lang in Köln stattfand. In die bundesweite Netzwerkarbeit wurden die
Familien einbezogen, deren Anliegen im Mittelpunkt stehen und
solidarisch unterstützt werden. Die Kontexte des Tribunals bestehen
weiterhin. Es gibt im NSU-Prozeß 86 Nebenklägerinnen, deren Interessen
teils sehr unterschiedlich sind. Einige beharren auf weitere
Aufklärung, andere sind froh, wenn es ein Ende findet. Offen ist
vorerst, ob weitere Rechtswege ausgeschöpft werden.

Der NSU-Prozeß hat gezeigt, was mit einer engagierten Nebenklage
möglich ist. Die Plädoyers der Nebenklägerinnen werden veröffentlicht,
so daß die zentralen Fragen noch einmal zur Sprache kommen. Es wurde
viel Wissen zusammengeführt und zugänglich gemacht, auch wenn die
Prozeßführung das verhindern wollte. Allerdings sind auch dieser
Aufklärung Grenzen gesetzt, wurden doch zahlreiche Beweisanträge der
Nebenklage abgelehnt. NSU Watch fertigt das einzig vollständige
Wortprotokoll an, das von diesem Prozeß existiert und allgemein
zugänglich ist. Von den Prozeßbeobachtern der bürgerlichen Medien, die
ohnehin nur sporadisch präsent waren, ist hingegen nicht viel zu
erwarten, zumal ihren Berichten grundsätzlich die Dimension der
Staatskritik, geschweige denn einer linken Staatskritik fehlt. Sie
argumentieren mit der Bundesanwaltschaft, daß weitere Erkenntnisse für
die Schuldfrage der Angeklagten nicht relevant seien.

Die Arbeit der parlamentarischen Untersuchungsausschüsse ist nicht
durch eine Klageschrift beschränkt und soll die politische
Verantwortung klären. Allerdings können diese Ausschüsse keine
Ermittlungen anstrengen, sondern sind darauf angewiesen, daß sie die
angeforderten Akten auch bekommen. Nach Einschätzung der Autorinnen
haben die Ausschüsse sehr unterschiedliche Arbeit geliefert, was wohl
nicht zuletzt von den jeweiligen Regierungen und der Parteistruktur in
dem Gremium abhing. Sie bleiben indessen nach Ende des Prozesses
insofern wichtig, als sie dann die einzigen Orte sind, an denen das
Thema offiziell weiter bearbeitet wird.


Exkursion auf die andere Seite

Da die Seite jenseits des Schleiers ihrer Natur nach geheimgehalten
wird, lassen sich darüber keine beweiskräftigen Aussagen treffen,
sondern allenfalls anhand gewisser Fakten Fragen aufwerfen. Am 16.
September 2013 verbrannte der 21jährige Florian Heilig in seinem Auto.
Der Nazi-Aussteiger starb wenige Stunden vor seiner geplanten zweiten
Vernehmung beim LKA angeblich durch Selbstmord. Am 3. April 2014 wurde
der 39jährige Thomas Richter alias "Corelli" tot in seiner Wohnung
aufgefunden. Als offizielle Todesursache wurde ein Zuckerschock
angegeben, ausgelöst durch eine bis dahin nicht entdeckte
Diabetes-Erkrankung. "Corelli" war bis 2012 V-Mann und lebte zum
Zeitpunkt seines Todes in einem Zeugenschutzprogramm. Ende März 2015
starb Melisa M. an einer Lungenembolie, die bestritten hatte, der
Grund für Heiligs Selbstmord "aus Liebeskummer" gewesen zu sein und
sich bedroht fühlte. Am 8. Februar 2016 wurde der 31jährige Sascha W.,
ihr damaliger Verlobter, tot in seiner Wohnung aufgefunden. Die
Polizei ging von Selbstmord aus.

Am 15. Juni 2018 starb der international renommierte
Brandsachverständige und Kriminaltechniker Frank Dieter Stolt im Alter
von 62 Jahren in einem Krankenhaus in Mannheim. Er war bei seiner
Einlieferung ins Koma gefallen, aus dem er nicht wieder erwachte. Weil
die Ärzte die Ursache seines Todes nicht benennen konnten und der Tod
für seine Familie "sehr überraschend" kam, hat diese eine Obduktion in
Auftrag gegeben. Stolt war im Zusammenhang mit den NSU-Ermittlungen
als Experte und Gutachter herangezogen worden und hatte sich mehrmals
kritisch über das Vorgehen der Ermittler geäußert. [4]

Soweit die bislang bekannten unverhofften Todesfälle im Kontext der
Ermittlungen zum NSU-Komplex. Von einer Kette zu sprechen, verbietet
sich insofern, als dies einen nachweislichen Zusammenhang unterstellen
würde. Wundern darf man sich darüber aber schon. Feststehen dürfte
hingegen, daß viele mutmaßliche Unterstützer des NSU nicht auf der
Anklagebank sitzen, wenn Richter Manfred Götzl am Oberlandesgericht in
München sein Urteil spricht.


Fußnoten:

[1] www.heise.de/tp/features/NSU-Prozess-Anklaeger-verteidigen-ihre-tendenzioese-Anklage-3783314.html

[2] www.heise.de/tp/features/Schlussworte-im-NSU-Prozess-Zschaepe-vertut-die-letzte-Chance-4097489.html

[3] Isabella Greif/Fiona Schmidt: Staatsanwaltschaftlicher Umgang mit
rechter und rassistischer Gewalt. Eine Untersuchung struktureller
Defizite und Kontinuitäten am Beispiel der Ermittlungen zum
NSU-Komplex und dem Oktoberfestattentat, WeltTrends 2018, 303 S.,
19,90 EUR.

[4] www.wsws.org/de/articles/2018/07/04/nsuz-j04.html
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INTERVIEW/094: Linke Buchtage Berlin - Wirtschaftlichkeitsprämisse ...    Michael Skambraks im Gespräch (SB)


Michael Skambraks ist Allgemeinmediziner und Diplompsychologe mit Praxis in
München. Bei der Vorstellung des Buches "Kulturkampf und Gewissen" zu den
"Medizinethischen Strategien der 'Lebensschutz'-Bewegung" [1] auf den Linken
Buchtagen Berlin am 2. Juni erinnerte er in der anschließenden Diskussion an die
Bedeutsamkeit des Themas ärztliche Sterbehilfe für eine linke Kritik der Medizin
und des Gesundheitswesens. Skambraks hat mit "Vorsicht! Patientenverfügung" ein
Buch über die Problematik vorabverfügter Therapiebegrenzungen verfaßt. Dem
Schattenblick beantwortete er einige Fragen zu der Entwicklung eines zusehends
durchökonomisierten Gesundheitswesens aus der Sicht eines davon selbst
betroffenen Arztes.
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Schattenblick (SB): Michael, woher stammt dein kritisches Engagement in Sachen
Patientenverfügung und aktive Sterbehilfe?

Michael Skambraks (MS): Ich bin in München als Hausarzt und nebenbei auch als
Notarzt im Rettungsdienst tätig, ich mache noch Dienst an Wochenenden und in der
Reha-Klinik, das ist meine hauptberufliche Tätigkeit. Seit ich den Beruf ausübe
- ich bin 1951 geboren und damit schon in der Berufslaufbahn etwas weiter
fortgeschritten -, erlebe ich Verschlechterungen im gesundheitlichen System.
Während die Wissenschaft Fortschritte feiert, macht das gesellschaftliche Umfeld
ganz gewaltige Rückschritte. Den Grund dafür sehe ich in der multiplen
Gesundheitsreform. Am schlimmsten war die erste Etappe, für die Seehofer als
Gesundheitsminister verantwortlich war. 

Zuvor war es dem Hausarzt möglich, jedes Medikament zu verschreiben, es kostete
den Patienten nichts, Krankenkassen waren für alles zuständig. Dann begannen die
Zuzahlungen, zunächst mit der Kleinigkeit von 50 Pfennig, wo man den Leuten
weismachte, das ist doch nur eine Geringfügigkeit, das tut doch nicht weh, aber
dann wurde es immer mehr. Später kam die Zuzahlung beim Arzt dazu, die dann
glücklicherweise wieder abgeschafft wurde. Alles geht in die Richtung, daß
Leute, die arm sind und sich nicht viel leisten können, halt früher sterben. Ich
habe noch ganz naiv Medizin in der Annahme studiert, in dem Beruf kannst du
eigentlich nur Gutes und Sinnvolles tun, indem du Kranken hilfst. Inzwischen
bin ich zu der Erkenntnis gelangt, daß der Staat nicht will, daß ich Kranken
helfe. Der Staat will, daß ich die Kranken möglichst schnell wieder
wirtschaftlich verwertbar, das heißt arbeitsfähig mache. Wer nicht mehr
arbeitsfähig ist, soll so schnell wie möglich sterben.

Natürlich wird das nicht in dieser Deutlichkeit gesagt. Man verweigert einfach
die Hilfeleistung. Das wird schöngeredet, als sei das zum Wohl des Patienten,
aber im Prinzip wird Wirtschaftlichkeit groß geschrieben. Ärzte und auch
Krankenhäuser werden eben auch mit ökonomischen Mitteln dazu gedrängt, nichts
mehr für die Patienten zu tun. Früher wurde ich als Hausarzt für Tätigkeiten
bezahlt, da konnte ich eine Abrechnungsziffer aufschreiben: Ich habe ein EKG
gemacht, ich habe Blut abgenommen und dergleichen. Jetzt gibt es Pauschalen. Das
heißt, ich lebe am besten von Patienten, die einmal im Quartal kommen, mir ihre
Karte geben und sonst nichts brauchen. Bei Leuten, die schwerkrank sind und um
die ich mich intensiv kümmere, zahle ich eher drauf. Ich selber habe eine
gemischte Population, solche, für die ich mich sehr einsetze und die mir dafür
dankbar sind, und andere, von denen ich eher lebe.

SB: Es ist bekannt, daß das ärmste und das reichste Fünftel der Bevölkerung eine
Differenz von zehn Jahren durchschnittliche Lebenserwartung trennt. Kann ein
Arzt überhaupt auf die sozialen Umstände in irgendeiner Art Einfluß nehmen, wenn
seine Funktion eigentlich darin besteht, den herrschenden Verwertungsbetrieb in
Gang zu halten?

MS: Ich bemühe mich im Einzelfall, den Patienten zu helfen, auch entgegen dem
Interesse unserer Politik und im Wissen, daß das nur ein Tropfen auf den heißen
Stein ist. Für die Gesellschaft engagiere ich mich zum Beispiel durch mein Buch.
Ich habe noch viel mehr in der Schublade, was eigentlich nur darauf wartet,
gedruckt zu werden. Seit ich erlebe, daß die gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen Rückschritte machen, bemühe ich mich, dies auch schriftlich zu
verarbeiten. So versuche ich etwa den Nachweis zu erbringen, daß unsere multiple
Gesundheitsreform ein geplanter Massenmord ist, wenn ich das einmal krass
ausdrücke.

SB: Heißt das, daß das Gesundheitswesen Arbeitsfähigkeit herstellt, so lange es
geht, aber wenn die Arbeitsfähigkeit nicht mehr gegeben ist, die Unterstützung
nach Maßgabe ihres ökonomischen Nutzens mehr oder minder heruntergefahren wird?

MS: Es wird nicht so deutlich gezeigt, sondern ist mit der Bezahlung von
Pauschalen geregelt, nicht nur bei mir als Arzt, sondern auch in den
Krankenhäusern. Dort gab es früher Tagessätze, jetzt gibt es Fallpauschalen. Bei
einem Tagessatz behielt ein Krankenhaus einen Menschen mit einer
Lungenentzündung solange, bis die Erkrankung ausgeheilt war. Erst dann wurde er
wieder nach Hause geschickt. Jetzt heißt es, ein junger Mensch hat nach 14 Tagen
die Lungenentzündung überwunden und kann heim. Ein alter Mensch braucht aber
drei- oder viermal so lange, da müßte das Krankenhaus draufzahlen. Also wird er
irgendwann heimgeschickt, auch wenn er noch Fieber hat. Packt er es, hat er
Glück, packt er es nicht, hat er eben Pech. Auf diese Art sterben bevorzugt alte
Leute, weil sie nicht ausreichend behandelt werden.

Das habe ich vor kurzem selbst erlebt. Eine 82jährige, ziemlich rüstige
Patientin hat sich einen Oberschenkelhals gebrochen. Sie wurde in einer
Universitätsklinik in München operiert, kam wieder auf die Beine, machte eine
Reha, lernte mit Rollator gehen, dann mit Stock. Ein paar Monate später hatte
sie eine Wunde am operierten Bein und war ein bißchen bewegungseingeschränkt.
Weil sie etwas zu genant war, um gleich Hilfe zu rufen, rief sie mich erst nach
ein paar Tagen an. Ich erkannte eine Infektion im Bein und schickte sie in eine
Klinik. Dort mußte sie fünf Stunden warten, bis sie endlich einen Arzt zu
Gesicht bekam und aufgenommen wurde. Am nächsten Tag hieß es, der Zustand sei nicht
ernst genug, um in der Uni-Klinik behandelt zu werden. Daraufhin kam sie in ein
kleines Krankenhaus, das eigentlich gar nicht schlecht war, aber nach einer
Woche verschlechterte sich ihr Zustand, dann kam noch eine Lungenentzündung
hinzu. Weil sie aufgrund des hohen Fiebers delirant wurde, also wirres Zeug
sprach, erfolgte die Rückverlegung in die Uni-Klinik. Sie hatte keine
Patientenverfügung und keine Angehörigen am Ort, wo sie wohnte, in München. Ihre
beiden Töchter wohnen ein paar hundert Kilometer weg. Eine Tochter kam daraufhin
angereist. Ich habe sie darüber aufgeklärt, daß sie mit Fragen rechnen muß in
der Richtung: Wollen Sie Ihrer Mutter das noch antun, daß wir ihr einen Schlauch
in den Hals schieben? Wollen Sie nicht lieber der Natur ihren Lauf lassen? Ich
riet ihr, darauf standhaft zu erwidern: Ich will, daß für meine Mama alles getan
wird.

So ist es auch geschehen. Ihre Mutter mußte beatmet werden, aber dann
wurde der Tubus nach sehr kurzer Zeit wieder entfernt und die
Frau sofort auf eine Normalstation verlegt. Glücklicherweise war die
Tochter, die sich freigenommen hatte, noch da und hat mitgekriegt,
daß sie zu schnaufen aufhörte. Wieder die gleichen Fragen, wieder
wurde intubiert und erneut schnell extubiert. Das gleiche geschah
ein drittes Mal. Dann habe ich die Frau auf der Intensivstation
besucht, als sie den Tubus noch hatte und langsam zur Bewußtsein kam.
Sie hat mich erkannt, versuchte zu sprechen, was mit dem Schlauch im
Hals natürlich nicht ging. Ich bemerkte, daß sie vieles versteht. Als
ich ihr sagte, du mußt mir nicht antworten, du kannst jetzt nicht
sprechen, weil der Schlauch im Hals steckt, der dir beim Atmen helfen
soll, weil du lebensbedrohlich erkrankt warst, wurde sie ruhiger.

Dann habe ich abgewartet, bis die Stationsärztin kam, und ihr gesagt:
Frau Kollegin, hier ist einiges sehr schiefgelaufen, weil die Frau
dreimal intubiert werden mußte. Ein junger Mensch ist in kürzerer
Zeit gesund, beim alten Menschen dauert es halt länger. Die Frau hat
nicht nur eine Lungenentzündung, sondern auch eine Infektion im Bein,
wegen der sie eigentlich hierherkam. Sie hat dazu ein krankes Herz
und mehrere Baustellen im Körper. Aufgrund ihres Alters dauert es
halt länger, aber selbst wenn es dreimal so lange dauert wie bei
einem Jungen, ist es doch notwendig, sie etwas länger zu intubieren
und nach der Extubation, also das Entfernen des Schlauches, noch
ein paar Tage zur Beobachtung auf der Intensivstation zu halten.

Meine Worte hatten offensichtlich gefruchtet, denn die Frau wurde lebend
entlassen. Doch wenn sich die Tochter nicht eingesetzt hätte und ich nicht als
Hausarzt in die Klinik zu Besuch gekommen wäre, dann wäre sie
wahrscheinlich verstorben. Die Frau wurde jetzt von ihren Töchtern in der Nähe
ihrer Wohnsitze untergebracht, weil sie nicht mehr laufen konnte. Jetzt ist sie
provisorisch in der Kurzzeitpflege. Ich habe sie seitdem nicht mehr gesehen,
aber ein paarmal mit ihr telefoniert. Ich kann mit ihr normal reden, sie ist
geistig völlig klar. In dem Fall kann man sagen, daß Kollegen von mir der
Meinung waren, daß es besser sei, sie sterben zu lassen, lange genug gelebt habe
sie ja. Dafür sehe ich jedoch keinen Grund. Eben für solche Leute setze ich mich
ein.

SB: Vor dem Hintergrund dessen, daß ein Arzt verpflichtet ist, einem kranken
Menschen mit allen seinen technischen Möglichkeiten zu helfen, geht es bei der
Patientenverfügung vor allem darum, eine Therapiebegrenzung zu einem Zeitpunkt
zu beschließen, wo er sich eigentlich nicht über die Situation klar sein kann,
in der er sich dann befinden wird. Inwiefern ist die Patientenverfügung
überhaupt ein sinnvolles Instrument der Selbstbestimmung, um solche Situationen
zu bewältigen?

MS: Ich glaube, Therapie begrenzende Patientenverfügungen werden aus
kapitalistischen Gründen propagiert. Es wird den Leuten eingeredet, daß sei zu
ihrem eigenen Schutz. In der Realität dienen sie eigentlich nur dem
Kapitalismus, die Leute sollen schneller sterben. Die Propaganda für die
Patientenverfügung ähnelt nach meinem Eindruck sehr der Propaganda der Nazis für
ihre "Euthanasie". Zur Nazi-Zeit gab es den Fall eines schwerbehinderten Kindes,
dessen Eltern einen Brief an den "Führer" geschrieben haben sollen, damit er
erlaubt, das Kind von seinem schweren Leiden zu erlösen. Es wurde also als
Wohltat für das behinderte Kind dargestellt, es sterben zu lassen. Der "Führer"
war dann so gnädig, seine Erlaubnis zu geben. Natürlich wurde in späteren Fällen
nicht mehr nachgefragt, aber die Propaganda war ähnlich. Das finde ich schon
erschreckend.

Nun weiß ich, daß es Patientenverfügungen schon früher gab. Ein
Schulkamerad von mir, der Notar wurde, hat mir gesagt, daß, seit er
den Beruf ausübt, immer wieder Leute zu ihm kamen mit dem Wunsch,
eine Patientenverfügung zu machen. Damals wußte in der Öffentlichkeit
fast niemand etwas davon. Wenn jemand von sich aus freiwillig so
etwas tun will, rede ich ihm das nicht aus, aber angesichts der
massiven Propaganda, die jetzt stattfindet, habe ich den Eindruck,
daß es dazu dient, daß die Leute ihre eigene Entsorgung erlauben und
dabei der Meinung sind, sie hätten etwas zu ihrem Schutz getan.

SB: In der Linken gab es in den 1990er Jahren durchaus Kritik an
verschiedenen biomedizinischen Praktiken wie der Pränataldiagnostik und
Präimplantationsdiagnostik. Wie kommt es
deiner Ansicht nach, daß heute im linken Politspektrum beispielsweise
zu Fragen der aktiven Sterbehilfe weitestgehend eine Leerstelle ist?

MS: Mein Eindruck ist, daß es quer durch die Weltanschauungen geht, ob Leute
meine Meinung unterstützen oder eine Gegenmeinung haben. Viele Linke sehen es
wie ich, daß der Wunsch, Leute zu entsorgen, dem Kapitalismus entspricht und es
daher darum geht, die Leute davor zu schützen. Andere wiederum vertreten die
Ansicht, daß ich den Leuten durch das, was ich schreibe, ihr
Selbstbestimmungsrecht nehmen wolle. Das halte ich für ein Mißverständnis. Ich
will niemandem das Selbstbestimmungsrecht nehmen. Vielmehr möchte ich den Leuten,
die in Altenheimen bedrängt werden, sie müßten eine Patientenverfügung
unterschreiben, sagen, das müßt ihr nicht, ihr könnt auch anders. Ich setze mich
also durchaus für das Selbstbestimmungsrecht ein. Natürlich kann man das
unterschiedlich sehen. 

SB: Inzwischen ist die aktive Sterbehilfe in den Niederlanden und in Belgien
weit fortgeschritten. Auch geistig behinderte Menschen ohne
Einwilligungsbefähigung werden mit ärztlicher Hilfe vom Leben in den Tode
befördert. In Kanada und den USA finden ähnliche Entwicklungen statt. Was
würdest du aus linker Sicht an dieser zusehends verrechtlichten Form des
vorzeitigen Todes kritisieren?

MS: Aus linker Sicht möchte ich sagen, daß es dem Kapitalismus dient, daß Leute
dann entsorgt werden, wenn sie die Gesellschaft etwas kosten. Im Kapitalismus
findet im Gesundheits- und Bildungswesen Dumping statt, so daß die Gelder
anderswohin fließen können. Als Linker möchte ich mich dafür einsetzen, daß
junge Menschen ein Recht auf Bildung haben, wie auch für das Recht jedes
Menschen, der krank ist, ob jung oder alt, auf Erhalt des Lebens und der
Gesundheit, so weit es herstellbar ist. So sehe ich das als Linker. 

Natürlich gibt es auch Fehlentwicklungen in der linken Szene. Wenn
mir unterstellt wird, ich wollte den Menschen das Selbstbestimmungsrecht
absprechen, bin ich gerne bereit, darüber zu diskutieren. Ich weiß nicht, wie es
hier in Berlin ist, ich selbst komme ja aus Bayern, und vielleicht ist die linke
Szene in Bayern ganz besonders krass. 

Das bayerische Staatsministerium der Justiz hat eine Broschüre für
Patientenverfügungen herausgegeben, genau in dem Format wie mein Buch. Auf einer
ganzen Seite ist ein Fragebogen, wo man verschiedene Fälle ankreuzen kann. In
der ersten Hälfte der Seite findet man einen ganz langen Konditionalsatz, den
keiner beim ersten Lesen versteht, den man mindestens ein zweites Mal lesen muß.
Die Leute, die vielleicht schon ein bißchen altersdement sind, verstehen
allerdings gar nichts. Der zweite Teil des Satzes ist dann für die Wünsche
reserviert: Ich möchte auf keinen Fall eine Reanimation haben, auf keinen Fall
eine künstliche Beatmung, auf keinen Fall eine künstliche Ernährung und so
weiter, alles Dinge, die manchmal nur ganz kurzfristig gemacht werden müssen, um
ein lebenswertes Leben zu erhalten, damit der Mensch nachher wieder herumlaufen
und ganz normal weiterleben kann.

Die Leute lassen sich jedoch einreden, wenn so etwas geschieht, dann bist du
ewig ein Krüppel, wirst ewig gequält. Dann steht unter den Wünschen noch, ich
möchte, wenn mir etwas wehtut, soviel Schmerzmittel bekommen, daß ich nichts
mehr spüre, auch wenn das vielleicht mein Leben verkürzt. Dieses "vielleicht"
übersehen die Leute. Die Kombination der Verabreichung von Schmerzmitteln mit
dem Wunsch, auf keinen Fall künstlich beatmet zu werden, finde ich fatal. Als
Fachmann weiß ich, daß starke Schmerzmittel in hoher Dosierung den Atemantrieb
hemmen, der medizinische Laie weiß das meistens nicht. Die Leute wissen also
nicht, daß sie im Grunde unterschreiben, wenn mir etwas wehtut, dann bringt mich
bitte um.

Ich war im Januar in einem Münchner Krankenhaus in einer Veranstaltung der
Volkshochschule, durchaus eine renommierte Organisation, zum Thema
Patientenverfügung. Es sprachen ein Oberarzt, ein anderer Arzt und eine
Sozialarbeiterin. Alle rühmten die Patientenverfügung als etwas ganz Tolles und
daß, wenn man aufschreibt, wie man es genau haben will, falls man einmal
schwerkrank ist, dann alles exakt so gemacht würde. Ich halte das für völlig
illusorisch. Nach den Referenten konnte das Publikum noch Fragen stellen. Ich
habe mich sogleich als Hausarzt wie auch als Notarzt geoutet und gesagt, daß es
mich sehr beunruhigt, daß hier etwas propagiert wird, das viele Leute
unterschreiben, ohne den Sinn verstanden zu haben. Ich habe zum Schluß meiner
Rede eigentlich eine Antwort erwartet, aber die kam nicht. Auf jeden Fall war
der Moderator, als ich sprach, ziemlich zusammengezuckt. Statt zu antworten,
wurde der nächste, der die Hand hob, um seine Frage gebeten. Nachher haben mich
einige aus dem Publikum nach meinem Buch gefragt. Die Referenten taten mir
eigentlich leid. Sie werden dafür bezahlt, daß sie die Patientenverfügung
rühmen, sie durften mir nicht zustimmen, aber widersprechen konnten sie mir auch
nicht, weil sie wissen, daß es so ist, wie ich sage.

SB: Sogenannte Lebensschützer verwenden den Begriff der "Euthanasie", der in
Deutschland eindeutig zugeordnet ist zum Tötungsprogramm der Nazis. Häufig
wissen die Leute jedoch nicht, daß das Thema der Eugenik in den 1920er Jahren
auch unter Sozialdemokraten positiv besetzt war. Es gab also bereits
vor den Nazis eine eugenische Bewegung, unter der sich teilweise auch sozial
fortschrittliche Kräfte befanden. Kann man aus heutiger Sicht allen Ernstes
Parallelen zu dem konkreten Tötungsprogramm der Nazis ziehen?

MS: Man kann nicht sagen, daß alles das gleiche ist, es sind schon
unterschiedliche Ausprägungen, aber ich würde sagen, es gibt sehr
wohl Parallelen. Das Wort "Euthanasie" hat übrigens einen
Bedeutungswandel erlebt. Es bedeutete ursprünglich, einem Sterbenden
zu helfen und sein Sterben zu erleichtern. Dann nahm es langsam die
Bedeutung an, das Sterben zu beschleunigen, bis es schließlich zu einem Synonym
für die Massenmorde der Nazis wurde. 

Ich habe den Eindruck, daß das Wort Palliativmedizin jetzt den gleichen
Bedeutungswandel erlebt. Als ich Medizin studierte, haben wir gelernt, daß es
Krankheiten gibt, die man manchmal heilen kann und manchmal nicht, wie
Krebserkrankungen. Eine kurative Behandlung heißt, wir haben die Chance, den
Krebs zu entfernen und der Mensch ist geheilt, der Krebs ist weg. Und es gibt
Fälle, da kann man das nicht. Wenn man dann sagt, wir wollen uns aber bemühen,
dem Menschen zu helfen, daß er so gut wie möglich und auch so lang wie möglich
leben kann, sei es mit Zytostatika und was auch immer, dann nennt man das
eine palliative Behandlung. Palliativ heißt also eindeutig, so wie ich es
gelernt habe, das Leben zu erhalten, so lange wie möglich. Heute hat es oft
im Klinikjargon die gegenteilige Bedeutung. Wenn ein Patient zum palliativen
Fall wird, braucht er nur noch Schmerzmittel, sterben wird er ohnehin, und je
schneller es geht, desto weniger leidet er. So wird das Wort heute verwendet -
die gleiche Bedeutungsveränderung wie früher beim Wort "Euthanasie".

SB: Die Hospizbewegung hatte meist eine kritische Position gegenüber aktiver
Sterbehilfe eingenommen. Nun wird zum Beispiel in einigen kanadischen Hospizen
auch die Option der aktiven Sterbehilfe angeboten. Das ist eine fatale
Entwicklung, weil damit eine Bewegung, die dafür sorgen will, daß
Menschen nicht unter menschenunwürdigen Bedingungen ihr Lebensende verbringen,
möglicherweise zu einem Einfallstor für medizinische Formen des vorzeitigen
Ablebens wird. Wie schätzt du das ein?

MS: Hospiz verstanden in dem Sinne, daß man für Leute, die nur noch eine geringe
Lebenserwartung haben, sei es aufgrund einer bösartigen Erkrankung oder welcher
Erkrankung auch immer, eine Umgebung schafft, in der sie ihre letzten Tage
möglichst gut verbringen können, finde ich sehr sinnvoll. Aber ich habe auch die
Befürchtung, daß manchmal dem Sterben nachgeholfen wird. Ich habe erlebt, daß
jemand mit einem bösartigen Tumor, der noch kurz zuvor bei mir war und an dem
eine zytostatische Behandlung probiert wurde, die er nicht vertragen hat, mich
bat, ob ich ihm vielleicht eine Aufnahme in einer Uni-Klinik vermitteln könnte
für eine Alternativbehandlung. Nach kurzer Zeit verschlechterte sich sein
Zustand. Er geht zu Fuß in seinem Heimatort in ein Krankenhaus, wird auf eine
Palliativstation verlegt, bekommt eine Infusion, ist dann schläfrig, kann nicht
mehr aufstehen und stirbt nach wenigen Tagen.

Seine Schwester bat mich, als er noch am Leben war, rufe bitte die
Stationsärztin an, da stimmt doch etwas nicht, wie kann sich sein
Zustand so schnell verschlechtern? Dort sagte man mir, er habe einen
Infekt. Ob er behandelt wird, wollte ich wissen. Nein, das machen wir
bei uns nicht. Ich bin schon der Meinung, daß Leute, auch wenn sie
nahe am Tod sind, das Recht haben, daß man ihr Leben erhält, solange
es möglich ist. Wenn er es nicht will, ist das etwas ganz anderes,
aber wenn er es will, hat er ein Recht darauf, und das wird wohl
manchmal in Palliativstationen nicht ernstgenommen. Ich kann das
nicht verallgemeinern.

Eine Erfahrung mit Palliativmedizin habe ich selbst gemacht. Ich habe eine
Patientin, deren Sohn an einem bösartigen Hirntumor leidet. Ich kenne nur die
Mutter, den Sohn selber habe ich nicht kennengelernt. Die Mutter hat ihn
gepflegt, solange sie das irgendwie konnte. Dann hat sich bei ihm eine
Halbseitenlähmungssymptomatik ähnlich wie beim Schlaganfall infolge der
Ausbreitung des Tumors entwickelt, worauf sie sich auch körperlich nicht mehr in
der Lage sah, ihn weiterhin zu betreuen. Sie brachte ihn in ein Hospiz, wo er
sich eigentlich wohlgefühlt hat. Er wußte, daß er bald sterben würde, bekam
Besuch von seiner Mutter und seinen Freunden und so weiter. 

Aber wider Erwarten war er nach einem halben Jahr noch am Leben, obwohl seine
Lebenserwartung sicher eng begrenzt ist. Der Aufenthalt im Hospiz ist auf ein halbes
Jahr beschränkt. Die Mutter war jedoch nicht in der Lage, ihn aufzunehmen, und
so kam er in ein Krankenhaus, wo er sehr viel weniger Pflege erhält und sich
einfach schlecht fühlt. Wenn man sagt, man will die letzten Tage im Leben eines
Patienten wenigstens so angenehm wie möglich gestalten, dann ist das ein bißchen
schiefgelaufen. Nach einem halben Jahr mußte er das Hospiz verlassen, und er hat
nun wirklich nicht mehr lang zu leben. Aber man kann nicht sagen, jetzt stirb
schnell. Er lebt immer noch seit einem dreiviertel Jahr, obwohl man ihm
höchstens eine Woche gegeben hatte.

SB: Michael, vielen Dank für das Gespräch.


Beiträge zur Konferenz "Die kapitalistische Moderne
herausfordern III" im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → POLITIK → REPORT:

BERICHT/068: Linke Buchtage Berlin - der belesene Blick nach vorne ... (SB)

BERICHT/069: Linke Buchtage Berlin - besinnliche Gegenwart ... (SB)

BERICHT/072: Linke Buchtage Berlin - Rote Zora und die Archive des Alltags ... (SB)

BERICHT/073: Linke Buchtage Berlin - polizeistrategisch nachgeladen ... (SB)

BERICHT/074: Linke Buchtage Berlin - Ökonomie nicht ausschlaggebend ... (SB)

INTERVIEW/091: Linke Buchtage Berlin - es antwortet die Straße ...    Andreas Blechschmidt im Gespräch (SB)

INTERVIEW/092: Linke Buchtage Berlin - Befangenheit und Selbstbetrug ...    Andreas Hechler im Gespräch (SB)

INTERVIEW/093: Linke Buchtage Berlin - Anstoß nach rechts ...    Gerd Wiegel im Gespräch (SB)
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AUSSICHTEN/8329: Und morgen, den 7. Juli 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 07.07.2018 bis zum 08.07.2018 +++






[image: Jean-Luc 8329 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Himmel frei,

Wolken knapp,

Vogelschrei,

Jean macht schlapp.
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MEDIEN/028: Etappensieg der Netzgemeinde über Uploadfilter, Linksteuer und Content-Industrielobby (Piraten)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 5. Juli 2018

Etappensieg der Netzgemeinde über Uploadfilter, Linksteuer und
Content-Industrielobby

Europaparlament stimmt für Überarbeitung der umstrittenen
Copyright-Richtlinie



Mit Freude hat die Piratenpartei das heutige Votum des Europäischen
Parlaments zur Überarbeitung der umstrittenen Copyright-Richtlinie zur
Kenntnis genommen. Dazu Dr. Patrick Breyer, Bürgerrechtler und
Spitzenkandidat der Piratenpartei Deutschland zur Europawahl 2019:
"Auch wenn die finale Abstimmung noch aussteht: heute ist ein großer Tag in
der Geschichte des Internets. Dies ist auch eine historische Leistung
unserer Piratenabgeordneten Julia Reda, die den globalen Widerstand der
Netzgemeinde gegen Digitalzensur angeführt und damit einen großen Anteil
daran hat, dass die mächtige Content-Industrielobby vorerst in die Knie
gezwungen wurde. Julia, als digitale Freiheitskämpferin hast du dich um die
Menschenrechte im digitalen Zeitalter verdient gemacht! Gemeinsam mit der
Zivilgesellschaft werden wir nun dafür kämpfen, das Urheberrecht vom Kopf
auf die Füße zu stellen."

Hintergrund

In seiner bisherigen Form sieht der Richtlinienentwurf die Schaffung eines
Leistungsschutzrechtes auf europäischer Ebene vor, welches sich bereits auf
kleinste Textauszüge wie etwa Überschriften oder Linktitel erstreckt.
Darüber hinaus zwingt er nahezu alle Webseitenbetreiber zur Vorab-Zensur
durch sogenannte Uploadfilter, um Nutzerinhalte präventiv auf mögliche
Urheberrechtsverletzungen zu prüfen und diese damit zu verhindern. Diese
Vorabkontrolle würde die Meinungsfreiheit im Netz massiv behindern.
Hiergegen hatten Piratenparteien und andere Organisationen europaweite
Proteste organisiert und auch zahlreiche NGOs unter dem
Motto #SaveYourInternet protestiert. Mit der heutigen Entscheidung ist nun
der Übergang in Verhandlungen zwischen Europäischem Parlament und Rat
vorerst gestoppt. Damit sind erneut Änderungsanträge am umstrittenen
Reformvorschlag möglich. Es besteht die Hoffnung, zumindest die kritischen
Artikel 11 und 13 noch entschärfen zu können. Das Votum des direkt
gewählten EU-Parlaments ist ein Weckruf für die Befürworter von
Uploadfiltern und Leistungsschutzrecht sowie die EU-Kommission und
Mitgliedsstaaten.

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de
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MELDUNG/097: Kleine Parteien wollen gemeinsam gegen Sperrklausel zur Europawahl klagen (Piraten)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 4. Juli 2018

Piratenpartei, FREIE WÄHLER und ÖDP wollen gemeinsam gegen Sperrklausel
zur Europawahl klagen



Vor dem Hintergrund der heutigen Entscheidung des Europäischen Parlaments,
Deutschland zur Einführung einer Sperrklausel ab der Europawahl 2024 zu
verpflichten, kündigen Piratenpartei, FREIE WÄHLER und ÖDP an, gemeinsam
gegen das deutsche Umsetzungsgesetz vor das Bundesverfassungsgericht ziehen
zu wollen. Sie sehen einen Verstoß gegen das Recht jedes Wählers auf
gleiche Erfolgschancen seiner Stimme.

"Den Willen von zwei Millionen deutschen Wählerinnen und Wählern kleiner
Parteien zum eigenen Vorteil einfach unter den Tisch fallen lassen zu
wollen, bedeutet einen Verlust an Demokratie und Pluralität in Europa gegen
den wir vorgehen werden", begründet der Bundesvorsitzende der Piratenpartei
Carsten Sawosch den Schritt. "Unsere Europaabgeordnete Julia Reda wird von
Politico oder Forbes zu den einflussreichsten Europaabgeordneten gezählt.
Sie ist die unverzichtbare Stimme der Internetnutzer im Kampf um ein
modernes Urheberrecht und für digitale Freiheitsrechte in Brüssel. Julia
Reda ist stellvertretende Fraktionsvorsitzende und laut MEP Ranking
deutlich aktiver als die federführenden Abgeordneten Jo Leinen und Danuta
Maria Hübner, die uns Piraten mithilfe einer Sperrklausel nun loswerden
möchten."

Ulrike Müller, Europaabgeordnete der FREIEN WÄHLER: "Alle Befürchtungen,
dass eine Europawahl ohne Sperrklausel das EU-Parlament zersplittern
könnte, haben sich in Luft aufgelöst. Weder ist das prognostizierte Chaos
eingetreten noch ist die Funktionsfähigkeit des Parlaments beeinträchtigt.
Im Gegenteil: als Mitglied der ALDE Fraktion habe ich Vorsitze und
Berichterstattungen übernommen und war damit maßgeblich an politischen
Entscheidungen beteiligt, bei denen ich die Interessen unserer bayerischen
Bürgerinnen und Bürger einbringen konnte. Ziel einer Sperrklausel kann es
doch nicht sein, bestimmte politische Ansichten aus dem EU-Parlament
fernzuhalten und den großen Parteien noch mehr Mandate zuzuschustern -
genau den Parteien, die ganz aktuell ihr politisches Mandat für
Revierkämpfe missbrauchen, anstatt konstruktive pro-europäische Politik zu
machen. Jede Stimme für Europa zählt!"

Auch die Ökologisch-Demokratische Partei (ÖDP) kritisiert die "Groko" für
eine deutsche EU-Sperrklausel als Beitrag zur weiteren
Politik(er)verdrossenheit. "Unser EU-Abgeordneter hat sich im EU-Parlament
vor allem kritisch gegen die vielen geplanten Freihandelsabkommen
positioniert. Er ist in vielen weiteren politischen Bereichen als
Abgeordneter aktiver als die vielen Hinterbänkler von Sozialdemokraten und
Volkspartei", so ÖDP-Generalsekretär Dr. Claudius Moseler. Dazu Prof. Dr.
Klaus Buchner, Mitglied des Europäischen Parlaments für die 
Ökologisch-Demokratische Partei (ÖDP): "Wie das Bundesverfassungsgericht
richtigerweise festgestellt hat, kontrolliert das EU-Parlament keine
Regierung. Deshalb ist eine Sperrklausel sinnlos und undemokratisch, da sie
den Wählerwillen verzerrt. Denn durch die Sperrklausel bekommen die
größeren Parteien Sitze, die ihnen nach dem Wahlergebnis nicht zustehen."

Hintergrund:

Die Reform des EU-Direktwahlakts tritt erst nach ihrer Ratifikation durch
sämtliche EU-Mitgliedsstaaten in Kraft. Anschließend muss Deutschland die
Reform durch Änderung des Europawahlgesetzes umsetzen, und zwar bis zur
übernächsten Europawahl im Jahr 2024 (Artikel 3 Absatz 3). Für die
Europawahl 2019 ist derzeit keine Sperrklausel vorgesehen.

Piratenpartei, FREIE WÄHLER und ÖDP erzielten bei der letzten Europawahl
zwischen 0,6% und 1,5% der Stimmen. Sie sind im Europäischen Parlament mit
jeweils einer oder einem Abgeordneten vertreten, die sich sämtlich einer
Fraktion angeschlossen haben. Laut MEP Ranking sind diese drei
Europaabgeordneten überdurchschnittlich aktiv. [1]

Die geplante Sperrklausel zu Europawahlen wird unter anderem von
MehrDemokratie e.V. und Abgeordnetenwatch als undemokratisch kritisiert.
Sie hätte bei der Europawahl 2014 zwei Millionen deutsche Stimmen für
kleine Parteien verfallen lassen, den Einzug sieben Abgeordneter kleiner
Parteien wie Piratenpartei, FREIE WÄHLER, ÖDP, Familienpartei und
Tierschutzpartei verhindert und zusätzliche Abgeordnete für CDU/CSU und SPD
bedeutet. Eine Sperrklausel verschärft zudem die Wahlrechtsungleichheit in
Europa: schon bisher braucht es in Deutschland fünfmal so viele Wähler wie
in Malta, um ins Europaparlament einzuziehen. Mit einer 2%-Hürde wird es in
Deutschland 20-mal so viele Wähler brauchen wie in Malta, um im
Europäischen Parlament vertreten zu sein.


Quellen:

[1] MEP Ranking, www.mepranking.eu/score.php

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de
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AUSSENHANDEL/304: Japanische und deutsche Bauern gegen JEFTA-Handelsabkommen (AbL)


Gemeinsame Pressemitteilung der japanischen Bauernorganisation Nouminren
und der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Tokio/Brüssel/Berlin/Hamm, 5. Juli 2018

EU-Ministerrat stimmt am Freitag über JEFTA ab

Japanische und deutsche Bauern gegen JEFTA-Handelsabkommen

Landwirtschaft im Welthandel nicht ausverkaufen



Am 6. Juli stimmen die EU-Minister, für Deutschland ist das
Wirtschaftsministerium federführend, über den Freihandelsvertrag zwischen
EU und Japan (JEFTA) ab. "Deutschland muss dieses Freihandelsabkommen
ablehnen", sagt Elisabeth Waizenegger, Milchbäuerin im Allgäu und im
Bundesvorstand der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL):
"Ansonsten verantwortet die deutsche Bundesregierung einen weiteren
Meilenstein im Ausverkauf der bäuerlichen Landwirtschaft hier und auch in
Japan. Unsere Höfe, allen voran in der Milch- und Fleischerzeugung,
schlittern von einer Preiskrise in die nächste." Ursache sei die politisch
einkalkulierte Überschussproduktion. "Dadurch sollen unsere Bauernhöfe auf
Kostenreduzierung getrimmt werden, damit die verarbeitende
Ernährungsindustrie am Weltmarkt expandieren kann", erklärt Waizenegger.
Exportorientierte Molkereien und Schlachtunternehmen profitierten von
diesem Geschäft, aber das Höfesterben werde dadurch angeheizt. "Mit JEFTA
sollen für die europäische Milch- und Fleischindustrie die lukrativen
Märkte in Japan geöffnet werden, im unserem Sinne ist das nicht."

In Japan treffen Dumpingexporte eine besonders kleinstrukturierte
Landwirtschaft. "JEFTA wird unseren Milchmarkt und auch andere
landwirtschaftliche Sektoren weiter liberalisieren. Das trifft unsere
bäuerlichen Strukturen besonders schmerzlich", sagt Yoshio Sasawatari,
Vorsitzender der japanischen Bauernorganisation Nouminren. "Die steigenden
Agrarimporte aus Europa bedrohen unsere Bauernhöfe."

Nouminren und die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft fordern,
JEFTA in dieser Form abzulehnen.

Im Gegensatz zu JEFTA befürwortet die AbL einen Welthandel unter fairen
Bedingungen mit hochpreisigen Qualitätsprodukten, die eine Wertschöpfung
für unsere Bauernhöfe ermöglichen und in anderen Ländern keinen Schaden
anrichten.




Weitere Informationen

www.nouminren.ne.jp/en

www.abl-ev.de/themen/handelspolitik

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juli 2018

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Bahnhofstraße 31, 590067 Hamm

Telefon: 02381/49 22 20, Fax: 02381/49 22 21

E-Mail: info@abl-ev.de

Internet: www.abl-ev.de
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HÖRFUNK/447: KIRAKA - "Rübezahl und die Prinzessin" von Bettina Janis, 7.+8.7.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Rübezahl und die Prinzessin

nach Sagen aus dem Riesengebirge

von Bettina Janis

Regie: Claudia Johanna Leist

Produktion WDR 2018

Samstag, 07.07.2018, 19.05 - 20.00 Uhr, KIRAKA

Sonntag, 08.07.2018, 14.00 - 15.00 Uhr, KIRAKA



Der Berggeist Rübezahl verliebt sich in die schöne Prinzessin Emma,
entführt sie und sperrt sie in seinen Berg. Kann der Bauer Jakob, mit
dem Emma heimlich verlobt ist, seine Prinzessin befreien?

Rübezahl ist ein Berggeist. Er wohnt im Riesengebirge, ist uralt und
kann seine Gestalt beliebig verändern: Mal ist er ein Tier, mal
Mensch, mal Wind, mal Wolke. So grimmig, wie er gerne tut, ist er
eigentlich gar nicht. Sondern er hilft denjenigen, die in Not geraten.
Rübezahl entführt Prinzessin Emma

Wenn Rübezahl durch sein Naturreich streift, dann stören ihn die
lauten Menschen. Das ändert sich, als er die schöne Prinzessin Emma
bei einem Picknick unter Hofleuten auf der Laute spielen hört: Die
oder keine will er zur Frau! Die Prinzessin aber liebt den Bauern
Jakob. Der aber ist ihrem Vater, dem König, nicht gut genug. Deswegen
sind Emma und Jakob nur heimlich verlobt.
Können Waldelfe und Jakob Emma befreien?

Als Emma ein Bad im wilden Bergsee nimmt, entführt Rübezahl sie
kurzerhand und sperrt sie ein in seinen Berg. Waldelfe, Rübezahls
Freundin, gibt der Prinzessin Ratschläge zur Flucht. Doch so leicht
entkommt man einem verliebten Berggeist nicht! Kann Jakob, der sich
sofort aufmacht, seiner Prinzessin helfen? Er trifft im Wald auf die
Kinder Hanno und Greta, deren Eltern so arm sind, dass die beiden von
zu Hause weggelaufen sind.

Redaktion: Ulla Illerhaus

 * 

Quelle:

Programmtip vom 6. Juli 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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KURSE/465: Mönchengladbach - "Malexperimente" vom 21. bis 24. August 2018


Stadt Mönchengladbach

Malexperimente



Malerei ist mehr als Pinsel, Farbe und mehr als Menschen- oder
Landschaftsbilder. Auch mit Pigmenten, Rakeln, Tapetenkleister und
Schablonen kann man tolle Bilder machen. Berühmte Beispiele finden
sich in der Sammlung des Museums. Karl Otto Götz, Gerhard Richter,
Sigmar Polke und Yves Klein sind nur einige Beispiele dafür, wie man
auch auf unkonventionellen Wegen großartige Kunstwerke erschaffen
kann. Ganz nebenbei lernen die Kinder im Alter von 6 bis 8 Jahren
noch, wie man selber Farben herstellen und diese richtig
mischen kann. Der Kurs ist vom 21. -24. August, 11 bis 13 Uhr.

Unbedingt alte Sachen anziehen, da man viele Farben mit denen wir
arbeiten nicht mehr auswaschen kann.

Teilnehmerzahl: max. 15

Kosten: 25,- Euro

Leitung: Caroline Eick

Ort: Museum Abteiberg 

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 20. Juni 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSE/464: Braunschweig - Fotostory-Workshop am 2. und 3. August 2018


Stadt Braunschweig

Fotostory-Workshop 



Zum Ferienabschluss bietet die Stadtbibliothek einen zweitägigen
Fotostory-Workshop an. Er richtet sich an Kinder von neun bis 13
Jahren und findet am Donnerstag, 2. August, und Freitag, 3. August,
jeweils von 10 bis 15 Uhr statt. Im Rahmen der Veranstaltung gestalten
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit Hilfe einer App eine eigene
Fotostory. Gemeinsamen werden Geschichten erfunden und durch ein
selbst gestaltetes Storyboard fotografisch dargestellt. Es können
Detektiv-, Abenteuer- oder sonstige Geschichten sein. Die
Teilnahmekosten betragen zehn Euro.

Informationen und Anmeldung unter der Telefonnummer 470-6834

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 1. Juni 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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MUSEUM/816: Kassel - "Käfer im Park" am 5. September 2018


Stadt Kassel

Käfer im Park



Im Park, da krabbeln sie: die Käfer und andere Insekten. Bei einer
Exkursion besuchen wir die besten Insektenplätze und spielen lustige
Spiele zum Thema Krabbeltiere. Die Veranstaltung ist für Kinder ab
acht Jahren. Eine Voranmeldung unter der Telefonnummer 05 61/7 87-40
66 (dienstags bis sonntags von 10.30 bis 16.30 Uhr) ist erforderlich.
Die Kosten betragen 2,50 Euro.

Termin: Mittwoch, 5. September, 15.30 bis 17 Uhr im Naturkundemuseum

Alle Angebote können bequem unter www.naturkundemuseum-kassel.de
durchgestöbert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 21. Juni 2018
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MUSEUM/815: Kassel - "Insekten-Exkursion auf dem Dörnberg" am 5.8.2018


Stadt Kassel

Insekten-Exkursion auf dem Dörnberg



Eine Wanderung für naturinteressierte Erwachsene und Familien. Im
Besonderen werden die Naturschutzaspekte im Zusammenhang mit den
verschiedenen Heuschreckenarten des Dörnbergs betrachtet. Der
Treffpunkt wird bei Anmeldung bekanntgegeben. Eine Voranmeldung unter
der Telefonnummer 05 61/7 87-40 66 (dienstags bis sonntags von 10.30
bis 16.30 Uhr) ist erforderlich. Die Kosten betragen drei Euro. Kinder
und Jugendliche sind frei.

Termin: Sonntag, 5. August, 11 bis 13 Uhr im Naturkundemuseum

Alle Angebote können bequem unter www.naturkundemuseum-kassel.de
durchgestöbert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 21. Juni 2018
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MUSEUM/814: Kassel - "Käferkinder" am 22. August 2018


Stadt Kassel

Käferkinder



Im Naturkundemuseum besuchen wir die Sonderausstellung "Ausgesummt"
und erfahren vieles über die bunte Welt der Insekten. Anschließend
basteln wir ein Käferspiel und haben viel Spaß beim Ausprobieren. Die
Veranstaltung ist für Kinder ab sechs Jahren. Eine Voranmeldung unter
der Telefonnummer 05 61/7 87-40 66 (dienstags bis sonntags von 10.30
bis 16.30 Uhr) ist erforderlich. Die Kosten betragen 2,50 Euro.

Mittwoch, 22. August, 15.30 bis 17 Uhr im Naturkundemuseum

Alle Angebote können bequem unter www.naturkundemuseum-kassel.de
durchgestöbert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 21. Juni 2018
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SPORT UND SPIEL/232: Bielefeld - "Gaming in der Stadtbibliothek" dienstags und donnerstags


Stadt Bielefeld

Gaming in der Stadtbibliothek



Bielefeld (bi). Jeden Dienstag von 15 bis 17.45 Uhr bietet die
Stadtbibliothek Gaming-Nachmittage für Kinder und Jugendliche von
sechs bis 15 Jahren an. Wii, PlayStation oder Nintendo Switch stehen
im Raum SO2 (2. Etage) zur Verfügung. Jeden zweiten und vierten
Donnerstag im Monat von 15 bis 17.45 Uhr können Kinder ab zwölf Jahren
im "Gamerspace" die PlayStation 4 und VR-Brillen ausprobieren.
Anmeldungen für beide Angebote sind nicht erforderlich, der Eintritt
ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. Juli 2018

Stadt Bielefeld
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GLEICHHEIT/6678: Handelskrieg - Europäische Gewerkschaften beschwören Einigkeit mit Großkonzernen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Handelskrieg: Europäische Gewerkschaften beschwören Einigkeit mit
Großkonzernen

Von Robert Stevens

6. Juli 2018



Der britische Gewerkschaftsdachverband Trades Union Congress (TUC) und der
Europäische Gewerkschaftsbund (European Trade Union Confederation, ETUC)
haben am 30. Juni zusammen mit den Spitzenorganisationen der britischen
Arbeitgeberverbände Confederation of British Industry (CBI) und seinem
europäischen Äquivalent BusinessEurope eine gemeinsame Erklärung zum Brexit
veröffentlicht.

Das Dokument war das erste seiner Art, das zwischen den vier Körperschaften
vereinbart wurde. Es wurde nur einen Tag nach der Verabschiedung des
Gesetzesentwurfs der Europäischen Union (EU) veröffentlicht, durch den das
Ausscheiden Großbritanniens aus der EU am 20. März 2019 ermöglicht werden
soll.

Doch die Einbettung in den Brexit-Prozess darf nicht darüber
hinwegtäuschen, dass der eigentliche Impuls für das Dokument im sich
zuspitzenden Handelskrieg zwischen den Vereinigten Staaten und der EU
liegt. Als Antwort auf die von US-Präsident Donald Trump eingeführten Zölle
auf Stahl- und Aluminiumimporte aus der EU, die Teil der
Handelskriegsmaßnahmen Washingtons gegen beinahe die gesamte Welt sind, hat
Brüssel als Vergeltungsmaßnahme Zölle auf amerikanische Motorräder, Bourbon
Whiskey und weitere Produkte verhängt.

Das Treffen der Gewerkschaften mit Organisationen des Großkapitals fand
zeitgleich mit dem EU-Gipfeltreffen statt, bei dem die Flüchtlingspolitik
im Mittelpunkt stand. Sowohl die Chefs der Großkonzerne als auch die
Gewerkschaften befürchten, dass der Brexit angesichts des schwelenden
Handelskrieges sowohl den europäischen als auch den britischen Kapitalismus
schwächt. Das Versprechen der Gewerkschaften, sich mit den Großkonzernen zu
verbünden, kommt einer Absichtserklärung gleich, Europas
Wettbewerbsfähigkeit durch eine drastische Verschärfung der Ausbeutung der
Arbeiterklasse sicherzustellen.

Die gemeinsame Erklärung wurde von den Generaldirektoren von BusinessEurope
und der CBI, Markus Beyrer, und, Carolyn Fairbarin, sowie den
Generalsekretären des ETUC, Luca Visentini, und des TUC, Frances O'Grady,
unterschrieben und herausgegeben. Das Dokument präsentiert die vier
Organisationen als geeinten Block, der, laut eigener Aussage, "45 Millionen
Beschäftigte und 20 Millionen Arbeitgeber in ganz Europa repräsentiert."

BusinessEurope wird in der Erklärung als der "führende Verfechter für
Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit" gelobt, "der auf dem gesamten Kontinent
für Unternehmen eintritt und sich im Sinne ihrer Leistungsfähigkeit stark
macht." Die CBI "vertritt 190.000 Unternehmen aller Größen und Branchen.
Die Mitglieder der CBI beschäftigen zusammen fast 7 Millionen Menschen, ca.
ein Drittel davon im privaten Sektor."

Während die Erklärung behauptet, dass der Pakt der Gewerkschaften mit den
Unternehmen zum Ziel hat, Arbeitsplätze auf dem gesamten Kontinent zu
verteidigen, wird an keiner Stelle in irgendeiner Weise auf das
zurückliegende, von Sparmaßnahmen und Lohnkürzungen geprägte Jahrzehnt
Bezug genommen. In Griechenland, Spanien und weiteren Ländern wurden der
Lebensstandard der Arbeiter und grundlegende Sozialleistungen zerstört. In
Großbritannien sind die Gehälter seit dem Jahr 2007 um mehr als 11 %
gefallen.

Derartige Maßnahmen konnte von EU nur durch das Vorgehen der Gewerkschaften
durchgesetzt werden. In enger Zusammenarbeit mit Regierungen, der EU und
den Großkonzernen treten die Gewerkschaften als Betriebspolizei gegen die
Interessen ihrer eigenen Mitglieder sowie gegen die der Arbeiterklasse
insgesamt auf.

Der ETUC brüstet sich damit, 45 Millionen Mitglieder in 89 Gewerkschaften
"in 39 europäischen Staaten" zu repräsentieren sowie "zehn europäische
Gewerkschaftsdachverbände." Doch genau wie der TUC in Großbritannien,
repräsentiert er in Wirklichkeit die Interessen der Unternehmer- und
Finanzelite.

Aus diesem Grund bestand die Antwort der Gewerkschaften auf die Anfänge
einer erneuten Zunahme von Klassenkämpfen darin, ihre Anstrengungen zur
Erstickung dieser Kämpfe zu verdoppeln. Die Beschäftigten der Bahn, der
Fluglinien und der Energiebranche in Frankreich, Metallarbeiter in
Deutschland und der Türkei, die Beschäftigten der Fluglinien und des
Einzelhandels in Spanien sowie die Beschäftigten der Bahn und aus dem
Bildungsbereich in Großbritannien sind in den Streik getreten. In jedem
einzelnen Fall haben die Gewerkschaften mit den Regierungen und
Arbeitgebern zusammengearbeitet, um zunächst den Einfluss und die
Auswirkungen der Streiks zu begrenzen und dann mit dem Ausverkauf der
Streiks zu beginnen.

Wenn die Gewerkschaften von der Notwendigkeit der Einigkeit in Europa
sprechen, meinen sie damit die "Einigkeit" mit den Großkonzernen, um die
Arbeitsbedingungen der europäischen Arbeiter immer weiter zu zerschlagen
und sie gegen ihre Kollegen auf der ganzen Welt aufzuhetzen.

Der TUC ist seit langem ein Befürworter für den Verbleib Großbritanniens im
EU-Binnenmarkt und in der Zollunion. Er tritt dafür ein, einen 
"'No Deal'-Brexit zu verhindern, der Jobs zerstört, und eine Einigung zu erreichen,
die den zollfreien sowie schranken- und reibungslosen Handel mit dem Rest
Europas ermöglicht."

Das sogenannte "No Deal"-Szenario, das keine Einigung mit der EU in den
Brexit-Verhandlungen bedeutet, wird von führenden Teilen der britischen
Tory-Regierung verfochten. Im Gegensatz dazu, ruft die gemeinsame Erklärung
dazu auf, dass das Vereinigte Königreich und die EU "hinsichtlich aller
regulatorischen Maßnahmen zu einer Übereinstimmung kommen sollten, da dies
von höchster Wichtigkeit ist, um die Integrität des Binnenmarktes nicht zu
gefährden."

Letzte Woche Freitag einigten sich die Vertreter der "EU der 27" auf eine
gemeinsame Erklärung, in der vor einem "No Deal"-Szenario gewarnt wird. Sie
rufen "die Mitgliedsstaaten, die Institutionen der EU sowie alle weiteren
involvierten Akteure dazu auf, ihre Anstrengungen auszuweiten, um auf allen
Ebenen für jedes mögliche Ergebnis der Verhandlungen vorbereitet zu sein."

Sie hielten, ohne Zweifel in Anspielung auf die gemeinsame Erklärung der
Gewerkschafts- und Wirtschaftsverbände, die Möglichkeit offen, nach dem
Brexit ein eingeschränktes Freihandelsabkommen zu vereinbaren, wenn "das
Vereinigte Königreich eine entsprechende Position einnimmt."

Die gemeinsame Erklärung der EU erhielt eine prominente Stelle auf der
Titelseite des Guardian, dem Hausorgan jenes Teils der herrschenden Elite
in Großbritannien, die für den Verbleib des Landes in der EU eintritt. Der
Guardian hatte auch die Drohungen von Industriekonglomeraten wie Airbus und
BMW verbreitet, um noch mehr Druck auf die Regierung hinsichtlich des
Brexits auszuüben.

Airbus warnte, der Konzern sehe sich gezwungen, den Standort Großbritannien
zu überdenken, wenn zwischen dem Land und der EU kein Handelsabkommen
vereinbart werde. Tausende Jobs wären dann in Gefahr. BMW drohte mit der
Ausarbeitung von "Ausweichplänen" zu beginnen, wenn die britische Regierung
sich nicht eindeutig zur Zukunft der Zoll- und Handelsbeziehungen zur EU
positioniert. Dies würde bedeuten, so der Autokonzern, "dass die
Wettbewerbsfähigkeit des Vereinigten Königreichs in einer aktuell sehr
wettbewerbsintensiven Welt verringert werden würde".

Der Wirtschaftsverband Society of Motor Manufacturers and Trades (SMMT),
der die britischen Fahrzeughersteller vertritt, verlangt, dass das Land
"mindestens" in der Zollunion verbleibt und ein Abkommen aushandelt, dass
die "Vorzüge des Binnenmarktes" rettet.

Die Autoindustrie, die jährlich einen Umsatz von 77,5 Milliarden britischen
Pfund (entspricht ca. 87 Milliarden Euro) verzeichnet, macht einen
erheblichen Anteil der noch in Großbritannien verbliebenen
Industrieproduktion aus. Sie beschäftigt 186.000 Arbeiter unmittelbar in
der Montage und weitere 800.000 Arbeiter in Zulieferbetrieben. Der Zugang
zum europäischen Binnenmarkt ist für eine Industrie, die im Jahr 2016 1,8
Millionen Fahrzeuge hergestellt hat - die viertgrößte Produktionsmenge in
Europa nach Deutschland, Spanien und Frankreich - und den Großteil davon
(ca. 54 %) in die EU exportiert, von essentieller Bedeutung.

In seiner Antwort vom 31. Mai auf die Zölle, die Trump in Kraft gesetzt
hat, beschwerte sich Beyrer von BusinessEurope: "Europa und die USA stehen
vor den gleichen Problemen. Anstatt sich gegenseitig ungerechtfertigte
Zölle aufzuerlegen, sollten sie als gleichgesinnte Partner bei der Lösung
dieser Probleme zusammenarbeiten."

Auf die Frage, wie die EU auf die US-Zölle regieren solle, antwortete er
jedoch: "Angesichts der Entscheidung der USA, sollte die EU angemessen
reagieren, um ihre Rechte effektiv zu verteidigen, in einer Weise, die
mit den Regeln der WTO [Welthandelsorganisation] übereinstimmt ... Die EU
muss bei der Ablehnung von Protektionismus und Unilateralismus auch
weiterhin eine starke Führungsrolle übernehmen und sich für regelbasierten
Handel einsetzen." (Hervorhebung hinzugefügt)

Angesichts der erklärten Absicht der Regierung unter Premierministerin May,
nach dem Brexit engere wirtschaftliche Verbindungen mit den USA zu
entwickeln, war die Antwort der CBI auf die US-Zölle zurückhaltender. Nach
der Aufforderung an die Europäische Kommission, "weiterhin mit den USA
zusammenzuarbeiten, um einen Weg aus der derzeitigen Situation zu finden",
wies der britische Unternehmerverband erneut darauf hin, er werde mit den
"entsprechenden Organisationen und Beamten in Washington, London und
Brüssel" zusammenarbeiten, um "die wirtschaftlichen Vorteile offener Märkte
und des regelbasierten, internationalen Handels zu verteidigen."

Der EU-Gipfel billigte indessen die Vergeltungsmaßnahmen gegen die USA und
forderte zudem ein neues EU-Gesetz zur "Prüfung ausländischer
Investitionen", das sich gegen Washington und Peking richtet.
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IMI/873: Das Cyber Valley in Tübingen und die Transformation zum Rüstungsstandort


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Analyse 2018/18 vom 5. Juli 2018

Das Cyber Valley in Tübingen und die Transformation zum Rüstungsstandort

von Christoph Marischka



Am 14. Dezember 2016 fiel im Stuttgarter Neuen Schloss der Startschuss für
das sog. "Cyber Valley", ein gemeinsames Projekt der 
Max-Planck-Gesellschaft, der Universitäten Stuttgart und Tübingen, des Landes und der
Industrie, darunter die Unternehmen Facebook, Bosch, Daimler, Porsche, BMW
und das traditionsreiche Rüstungsunternehmen ZF Friedrichshafen. Ziel ist
es, die Region zwischen Stuttgart und Tübingen zu einem "Ökosystem" für die
Forschung zu Künstlicher Intelligenz zu entwickeln.[1] Das Land
Baden-Württemberg hat 50 Mio. Euro Unterstützung in den ersten Jahren
zugesagt, eine vergleichbare Summe will die Industrie beisteuern. Gemeinsam
finanzieren Land und Industrie zunächst neun Forschungsgruppen und mehrere
Professuren, die Universitäten wollen ihrerseits "Brückenprofessuren" zu
den Max-Planck-Instituten einrichten, das heißt, deren Forscher*innen
Lehrstühle zur Verfügung stellen.[2] Politik und Wirtschaft greifen damit
tief in die Ausrichtung von Forschung und Lehre ein. In einem zweiten
Ausbauschritt will die Landesregierung "mit einer Sonderfinanzierung ein
gemeinsames Neubauvorhaben als physisches Zentrum von Cyber Valley
unterstützen." Zuvor wurde bereits der Neubau des Max-Planck-Institutes für
Intelligente Systeme in Tübingen mit 41 Mio. vom Land unterstützt.

Ökosystem für die Entwicklung Künstlicher Intelligenz

In der Pressemitteilung des Staatsministeriums zur Gründung des Cyber
Valleys heißt es, dieses solle "gleichzeitig als internationales Zentrum
für Grundlagenforschung und als Gründerplattform für marktfähige
Anwendungen aufgesetzt werden". Auch die Max-Planck-Gesellschaft erklärte
aus diesem Anlass, man wolle "Unternehmensgründungen in diesem Bereich
fördern, um von der Grundlagenforschung möglichst rasch zu marktfähigen
Anwendungen zu kommen".[3] Auf der Homepage des Cyber Valley heißt es
ergänzend: "... bei der Entwicklung intelligenter Systeme ist der Weg von
der Grundlagenforschung bis zur Kommerzialisierung oft sehr kurz:
Start-ups, die im Umfeld der Forschung entstehen, sind Motoren dieser
Entwicklung. Cyber Valley bildet durch eine enge Verzahnung von
Wissenschaft und Wirtschaft die ideale Umgebung zur Förderung von
Start-ups". Einen ersten großen Coup landete das Projekt im Oktober 2017,
als der Großkonzern Amazon bekanntgab, dass er ebenfalls in das Cyber
Valley einsteigen will (Facebook hingegen wird aktuell nicht mehr als
Mitglied genannt). Erste Mitarbeiter*innen von Amazon sind bereits nach
Tübingen gezogen und noch in diesem Jahr will der Konzern neben den
Max-Planck-Instituten auf der Oberen Viehweide mit dem Bau eines
Entwicklungszentrums für Künstliche Intelligenz beginnen, das im
Erdgeschoss u.a. ein Café und einen "öffentlich zugänglichen
Co-Working-Bereich" umfassen soll.[4]

Neben den Unternehmen, die unmittelbar ins Cyber Valley-Projekt eingebunden
sind, ist bereits jetzt eine verstärkte Ansiedelung von IT-Unternehmen in
Tübingen zu bemerken. So hat im Zentrum der Stadt an der sog. "Blauen
Brücke" das Unternehmen ITDesign ein mehrstöckiges Gebäude errichtet, wo
für Unternehmen Kundendaten verwaltet werden. Neben dem Neubaugebiet am
alten Güterbahnhof entstand ein neuer Sitz der Firma Syss, die für
Penetrationstests (simulierte Hackerangriffe, durch die Schwachstellen in
IT-Systemen aufgedeckt und behoben werden können) bekannt ist und diese
nach eigenen Angaben auch für die Bundeswehr durchführt. Durch die
Übernahme des Tübinger Unternehmens Science + Computing im Juli 2016 hat
sich auch der Großkonzern Atos einen Standort in der Stadt erschlossen. Zu
den von hier aus angebotenen Produkten zählen u.a. High-Performance
Computing und Messdatenmanagement. Darüber hinaus ist das Unternehmen aber
auch in der Rüstung aktiv und bietet u.a. elektronische
Grenzüberwachungssysteme und Checkpoints an, die Personen und Objekte auf
der Basis von Mustererkennung eigenständig detektieren und ggf. als
"Bedrohung" oder "Ziel" klassifizieren.[5]

Nach Angaben des Präsidenten der Max-Planck-Gesellschaft wird das Projekt
Cyber Valley bereits seit etwa zehn Jahren vorbereitet. Tatsächlich sind in
den vergangenen Jahren umfangreich Gelder von Bund und Land in die
Universität Tübingen geflossen und haben dazu beigetragen, dass die zuvor
eher für ihren geisteswissenschaftlichen Schwerpunkt bekannte Hochschule
sich verstärkt auf die Informatik und Kognitionswissenschaften ausrichtete.
Daneben wurden auch kommunalpolitische und bauliche Voraussetzungen
geschaffen. Bereits 1999 hatten die Städte Reutlingen und Tübingen
gemeinsam die Technologieförderung Reutlingen-Tübingen GmbH gegründet und
einen Kooperationsvertrag mit der L-Bank zum Aufbau des Technologieparks
Reutlingen Tübingen (TTR) abgeschlossen, der seit 2001 existiert und an den
Standorten Reutlingen West und "Obere Viehweide" in Tübingen Räumlichkeiten
explizit für Start-Up Unternehmen bereitstellt. Die Obere Viehweide ist
zugleich der Standort der Max-Planck-Institute, wo nun auch Amazon sein
Entwicklungszentrum errichten will. Nach eigener Darstellung sei der
Technologiepark "Deutschlands größtes Gründerzentrum für Biotechnologie"
und "durch seine unmittelbare Nähe zu Forschung und Wirtschaft eine
bevorzugte Plattform für die Entwicklung neuer Technologien und Produkte.
In Tübingen mit dem Schwerpunkt Biotechnologie, in Reutlingen in der
Sensorik sowie Mikro- und Nanotechnologie".[6] Tatsächlich ist es in der
Vergangenheit mehrfach gelungen, dass sich Start-up Unternehmen hier
zunächst eingemietet und nach wenigen Jahren eigene Standorte gebaut haben -
 oder wieder verschwunden sind. Damit bietet der Technologiepark eben jene
Bedingungen, um zukünftig auch in der KI-Forschung wie gewünscht "möglichst
rasch von der Grundlagenforschung zu marktfähigen Anwendungen zu kommen".

Schnittstelle zur Rüstungsindustrie

Dass die KI-Forschung v.a. für die Rüstungsindustrie relevant ist, scheint
auch in der Technologieförderung Reutlingen-Tübingen bekannt zu sein.
Gemeinsam mit der Europäischen Weltraumagentur ESA weihte die TTR im April
2018 an seinem Reutlinger Standort einen "Business Incubation Centre" (BIC)
ein, der als "Nährboden für Gründerideen" wirken und "jungen Startups bei
der Verwirklichung innovativer Geschäftsideen im Bereich
Weltraumtechnologie, Materialforschung, Navigations- oder auch
Kommunikationstechnik helfen" soll. Das Landesministerium für Wirtschaft,
Arbeit und Wohnungsbau fördert das BIC mit 750.000 Euro. Geplant ist,
"ausgewählten Startups" Räume zur Verfügung zu stellen sowie "eine
Starthilfe von insgesamt 50.000 Euro" wobei je 25.000 vom Land und der ESA
bzw. dem Deutschen Zentrum Luft- und Raumfahrt (DLR) bereitgestellt
werden.[7]

Am BIC beteiligt sind neben der TTR GmbH, der ESA und dem DLR u.a. Bosch
und Airbus Defence & Space. Das DLR ist eine der tragenden Säulen der
deutschen Rüstungsforschung und betreibt gemeinsam mit Airbus Defence &
Space die Aufklärungs- und Kommunikationssatelliten der Bundeswehr. Airbus
Defence & Space stellt außerdem u.a. in Afghanistan und Mali die Heron-1
Drohnen für die Bundeswehr zur Verfügung und wird zukünftig auch die erste
bewaffnungsfähigen Drohnen der Bundeswehr - fünf unbemannte Flugzeuge vom
Typ Heron-TP - von Israel aus für Einsätze der Bundeswehr bereitstellen.
Gerade für die rasant zunehmende Zahl von Drohnen ist Forschung zu
Künstlicher Intelligenz und maschinellem Sehen, wie sie im Cyber Valley den
Schwerpunkt bilden soll, von zentraler Bedeutung. Das Cyber Valley wird
also auch in militärischer Hinsicht ermöglichen, dass neue
Forschungsergebnisse rasch in die Praxis umgesetzt werden. Gründer*innen,
die Starthilfe und Räume im TTR erhalten wollen, kommen quasi automatisch
mit Airbus Defence & Space bzw. dem DLR und damit den wichtigsten deutschen
Betreibern militärischer Luft- und Raumfahrt in Kontakt.

Deutsch-französische Rüstungs- und Forschungskooperation

Gemeinsam mit dem französischen Rüstungskonzern Dassault Aviation arbeitet
Airbus aktuell an der Entwicklung einer "europäischen" bewaffnungsfähigen
Drohne "European MALE RPAS".[8] Das Projekt gilt damit neben der Fusion des
deutschen Panzerbauers Krauss-Maffei Wegmann (KMW) und seines französischen
Pendants Nexter als Beispiel einer politisch vorangetriebenen
Zusammenführung der deutschen und französischen Rüstungsindustrie. Analog
hierzu haben sich Angela Merkel und der französische Präsident Macron
bereits im vergangenen Jahr auf eine enge Forschungskooperation auf dem
Gebiet der Künstlichen Intelligenz geeinigt, die auch von der SPD
unterstützt wird. Im Koalitionsvertrag vom März 2018 wurde festgehalten:
"Deutschland und Frankreich müssen insbesondere auch Innovationsmotor sein
und werden dies in Vorhaben wie der Erforschung von künstlicher Intelligenz
unter Beweis stellen". Hierzu wolle man "gemeinsam mit unseren
französischen Partnern ein Zentrum für künstliche Intelligenz
errichten".[9] Zumindest wenn es nach der Baden-Württembergischen
Landesregierung geht, soll dieses Zentrum in Baden-Württemberg entstehen.
Dies begründet Wissenschaftsministerin Theresia Bauer v.a. mit der Existenz
des Cyber Valley: "Baden-Württemberg ist durch seine Forschungslandschaft
ein idealer Ankerplatz für das neue Zentrum. Mit unserem Cyber Valley, das
das Wissenschaftsministerium gemeinsam mit der Max-Planck-Gesellschaft, den
Universitäten Stuttgart und Tübingen und führenden Wirtschaftsunternehmen
gegründet hat, haben wir die Weichen bereits gestellt. Mit Erfolg: Der Raum
Tübingen/Stuttgart ist der nachweislich stärkste Forschungsstandort in
Sachen Künstliche Intelligenz bundesweit".[10]

Neben dem Cyber Valley verwies Bauer darüber hinaus auf einen weiteren
Forschungscluster in Karlsruhe: den "Digital Hub Karlsruhe - Artificial
Intelligence" der in unmittelbarer Nachbarschaft zum dortigen Fraunhofer
Institut für Optronik, Systemtechnik und Bildauswertung (IOSB) aufgebaut
wurde und insbesondere mit dieser Forschungseinrichtung für sich wirbt. Das
Fraunhofer IOSB ging aus der Fusion einer anwendungsorientierten zivilen
und einer eher auf Grundlagenforschung ausgerichteten militärischen
Forschungseinrichtung hervor und forscht bis heute umfangreich für das
Bundesverteidigungsministerium - u.a. zur automatisierten Bildauswertung
von militärischen Drohnen.[11] Zugleich bemüht sich das Institut jedoch
stets auch um zivile Anwendungen seiner militärischen Technologie und
stellt es jene Software zur "intelligenten Videoüberwachung" zur Verfügung,
die gegenwärtig in einem Pilotprojekt vor dem Mannheimer Bahnhof zur
Anwendung kommt. Auch hier zeigt sich eine "rasche" Umsetzung neuer
Forschung in die Praxis.

Eine neue Rüstungsforschungsagentur im IT-Bereich

Insgesamt spielen Informationstechnologie und KI-Forschung eine
bemerkenswert große Rolle im Koalitionsvertrag und damit im aktuellen
Regierungsprogramm. Unter anderem heißt es dort, man wolle "Deutschland zu
einem weltweit führenden Standort bei der Erforschung von künstlicher
Intelligenz machen." Unter der Überschrift "Für eine modern ausgerüstete
Bundeswehr" wird ein weiteres Vorhaben angekündigt, das u.a. der Umsetzung
dieses Zieles dienen soll: "Zur Sicherstellung technologischer
Innovationsführerschaft werden wir unter Federführung des
Bundesministeriums der Verteidigung und des Bundesministeriums des Innern
eine 'Agentur für Disruptive Innovationen in der Cybersicherheit und
Schlüsseltechnologien' (ADIC) sowie einen IT-Sicherheitsfonds zum Schutz
sicherheitsrelevanter Schlüsseltechnologien einrichten". Damit wird eine
Behörde geschaffen, die relativ unabhängig von den jeweiligen Ministerien
Forschungsprojekte fördern kann, die sie für militärisch relevant hält. Als
Vorbild gilt die US-amerikanische DARPA (Defence Advanced Reasearch
Projects Agency), die Forschungsförderung des Pentagon.

Die gemeinsame Federführung des Verteidigungs- und Innenministeriums
verweist allerdings darauf, dass erwartet wird, dass die Ergebnisse solcher
Projekte auch im Bereich der "Inneren Sicherheit" zur Anwendung kommen
können. Die Leitung des Aufbaustabes der neuen Agentur wurde jedoch an
Oberst Frank Werner Trettin aus dem 2017 gegründeten Kommando Cyber- und
Informationsraum der Bundeswehr vergeben. Die Agentur soll etwa 70
Mitarbeiter*innen umfassen und sich auf Informationstechnologien wie die
Künstliche Intelligenz und maschinelles Sehen fokussieren: "Während die
DARPA jedoch ein breites Forschungsspektrum abbildet, beschränkt sich die
ADIC auf das Gebiet der Informationstechnologie. Das wird sich auch in der
finanziellen Ausstattung widerspiegeln: Im Gegensatz zur DARPA, die über
2,5 Mrd USD pro Jahr verfüge, könne die ADIC womöglich mit einer halben
Milliarde EUR ausgestattet werden".[12]

An dieser Stelle ist es womöglich wichtig, auf den Begriff der
"disruptiven" Technologien und die dahinterstehende Ideologie einzugehen,
die gegenwärtig häufig im Zusammenhang mit Künstlicher Intelligenz zum
Ausdruck kommt. Der Präsident der Max-Planck-Gesellschaft, Martin
Stratmann, sprach im Hinblick auf die ADIC noch während der
Koalitionsverhandlungen von einer geplanten "Agentur für
Sprunginnovationen", und verwendete damit einen sehr ähnlichen Begriff. Die
dahinter stehende Ideologie geht davon aus, dass in verschiedenen
Technologiefeldern wie der Genetik, der Quantentechnologie und der
Künstlichen Intelligenz Fortschritte möglich sind und bevorstehen, deren
Folgen noch nicht absehbar sind, aber als umfassend betrachtet werden.
Besonders hervorgehoben werden dabei die möglichen "Erschütterungen" im
internationalen Wettbewerb und der Geopolitik, weshalb sich jede Nation und
jeder geopolitische Machtblock bemühen müsste, diese Sprunginnovationen als
erste zu entwickeln bzw. bei ihrer Erforschung "führend" zu werden. In
diesem Sinne definierte Stratmann, der als führender Kopf hinter der Idee
des Cyber Valley gelten kann, als Ziel der neuen Agentur, "das Unerwartete
zu identifizieren und im Sinne der Nutzung auch zu fördern". Hinsichtlich
der Forschung forderte er weiter: "Wir müssen den Mut haben, Dinge zu
machen, die riskanter sind. Wir müssen den Mut haben, auch häufiger Dinge
zu machen, die dann doch nicht funktionieren".[13] Auch das erinnert stark
an die Philosophie der US-amerikanischen DARPA.

Die Verallgemeinerung militärischer Forschungsideologie

Wie sehr die Forschung zu Künstlicher Intelligenz als disruptive
Technologie mittlerweile zum Thema der Außen- und Militärpolitik geworden
ist, bezeugt u.a. die Zeitschrift "Internationale Politik" (IP), nach
eigenen Angaben "Deutschlands führende außenpolitische Zeitschrift", deren
aktuelle Ausgabe dem Schwerpunktthema "Künstliche Intelligenz" gewidmet
ist. Im ersten Beitrag bringt Ludwig Siegele die Ideologie der disruptiven
Technologie bereits im Titel auf den Punkt: "Eine Frage der Zeit -
Künstliche Intelligenz wird die Weltpolitik durcheinanderwirbeln". Darin
wird Deutschland als "Nachzügler" auf diesem Gebiet bezeichnet und
behauptet: "Ein Land, das diese Entwicklung zu ignorieren versucht, wird an
Relevanz verlieren".[14] Das folgende Interview mit der ehemaligen
Staatssekretärin im Bundesverteidigungsministerium, Katrin Suder, die
selbst über neuronale Netze promoviert hat, beginnt mit der Frage: "was ist
Künstliche Intelligenz und warum spielt das Thema auf einmal in der
Sicherheitspolitik so eine große Rolle?".

Suder erklärt darin u.a., warum "Deutschland und insbesondere auch die
Bundeswehr so stark in das Thema investieren". Und sie zeigt sich als
Anhängerin der Theorie der sog. "Revolution in Military Affairs": Deren
Kernthese ist es, dass diejenige Partei den nächsten Krieg gewinnen wird,
die bei der Entwicklung der nächsten militärisch relevanten Technologie am
weitesten fortgeschritten ist. In diesem Sinne äußert Suder hinsichtlich
Künstlicher Intelligenz: "wie bei jeder Technologie geht es um
Vorherrschaft". Nach der Theorie der Revolution in Military Affairs ist
aktuell die Informationsverarbeitung die entsprechende
Schlüsseltechnologie, die über Sieg und Niederlage entscheidet, wie
offenbar auch Suder meint: "wer es schafft, die beste KI zu entwickeln, hat
wiederum einen Verteidigungs- oder gar Angriffsvorteil ... Es werden immer
mehr Daten und Informationen gewonnen und ausgewertet. Und dadurch, durch
die Digitalisierung der Erhebung, Verarbeitung und Präsentation all dieser
Daten, kann man Wirkungsüberlegenheit erlangen. Wer bessere Informationen
hat, wem es gelingt, all diese Informationen zusammenzufügen, der gewinnt".

Genau diese Art von Informationsverarbeitung sei Kern und Aufgabe
Künstlicher Intelligenz: "KI lebt von Daten, damit sie lernen kann. Denn
das macht eine KI - Unmengen an Daten verarbeiten und abgleichen, immer
besser werden, um ein spezifisches Problem zu lösen. Je mehr Daten, je
schneller die Computer, desto besser die KI".[15] Ganz ähnlich beschreibt
auch Siegele den Prozess der KI-Entwicklung: "Neuronale Netze, ein
statistisches, vom menschlichen Gehirn inspiriertes Verfahren, werden
zunächst mit Unmengen von Daten gefüttert (etwa mit Bildern von Katzen),
damit sie lernen, Muster zu erkennen (wie Katzen aussehen). In der zweiten
Stufe werden ihnen dann neue Daten präsentiert, auf die sie das Gelernte
anwenden. Vereinfacht ausgedrückt: KI-Code wird nicht, wie andere Software,
von Programmierern geschrieben, sondern von Daten".

Die Theorie der "Revolution in Military Affairs" und auch ihre aktuelle
Ausprägung, welche die Informationsverarbeitung in den Mittelpunkt stellt,
ist deutlich älter als der aktuelle Hype um den Begriff der disruptiven
Technologien. Dieser stellt jedoch eine Verallgemeinerung der militärischen
Sichtweise auf Forschung dar und scheint zugleich geeignet, wahlweise mit
militär- bzw. geopolitischen oder ökonomischen Begründungen umfangreiche
öffentliche Mittel für riskante und militärisch relevante Forschung zu
mobilisieren und mögliche ethische oder gesellschaftliche Diskussionen über
die Zielsetzung und Ausrichtung von Forschung auszuschalten: Wenn nicht
"wir in Deutschland" diese Forschung in Schlüsseltechnologien vorantreiben,
werden es andere tun und "wir in Deutschland" werden "an Relevanz
verlieren". So auch der Präsident der Max-Planck-Gesellschaft in seinem
Interview zu Beginn des Jahres, das zunächst von einem eher
nationalistischen Zungenschlag geprägt ist, später jedoch in Bezug auf die
Förderung von "Sprunginnovationen" dieselbe Argumentation für "Europa"
wiederholt: "Wir reden ja nicht nur von Deutschland, sondern wir reden auch
von großen Forschungsräumen, die untereinander in Konkurrenz stehen. Das
sind im Wesentlichen die USA, Asien und Europa, und unsere Heimat ist
Europa. Wir müssen also dafür sorgen, dass Europa stark bleibt, stark
wird". Eine ganz ähnliche Begründung findet sich auch auf der Homepage des
Cyber Valley: "Maschinelles Lernen sei das Herzstück einer technologischen
und gesellschaftlichen Revolution der künstlichen Intelligenz, bei der
Europa drohe abgehängt zu werden ... Um mit den USA und China mithalten zu
können, bedarf es einer europäischen Anstrengung". Gefordert wird deshalb
aus dem Cyber Valley nun auch noch der "Aufbau eines Europäischen Labors
für Lernende und Intelligente Systeme (ELLIS)". Auch hier könnten
Deutschland und Frankreich "den Anfang machen".[16]

Der Aufbau eines Rüstungsstandortes

Auch das Statement des Rektors der Tübinger Universität, Bernd Engler, zur
Gründung des Cyber Valleys ist wesentlich von der Vorstellung
internationalen Wettbewerbs geprägt: "Wenn wir erfolgreich sind, legen wir
hiermit eine wesentliche Grundlage für die erfolgreiche ökonomische
Entwicklung Deutschlands in den kommenden Jahrzehnten".[17] Das ist
beispielhaft, denn in Tübingen und der Region dominiert die Argumentation,
dass die KI zur internationalen Konkurrenzfähigkeit des Standorts beitragen
würde, während die Bezüge zu Militär und Rüstung - sicher teilweise auch
bewusst - ausgeblendet werden. So behauptete der Direktor der Abteilung
maschinelles Lernen von Amazon, Ralf Herbich, anlässlich seines
"Antrittsbesuchs im [Tübinger] Technologiepark" gegenüber dem Schwäbischen
Tagblatt "dass die Mitglieder keine militärische Einsetzung von KI
unterstützen".[18] Das ist angesichts der Beteiligung von ZF
Friedrichshafen am Cyber Valley und von Airbus und DLR am Business
Incubation Centre bereits auf einer oberflächlichen Ebene unehrlich.

Es ist jedoch davon auszugehen, dass einem KI-Forscher wie Ralf Herbich
auch die Gründe bekannt sind, warum die KI-Forschung von staatlicher Seite
so umfangreich unterstützt wird und dass eine pauschale Aussage, wonach man
keine "militärische Einsetzung von KI" unterstütze, praktisch wertlos, da
in der Umsetzung kaum machbar ist. So wird in Tübingen bereits seit Jahren
(vermutlich tatsächlich primär aus wissenschaftlichem und kommerziellem
Interesse) an einzelnen Komponenten der (Selbst-)Steuerung von Drohnen
geforscht, wie sie auch von der Bundeswehr eingesetzt werden. Dass
entsprechende Erkenntnisse zum autonomen Landen, Routenplanung und
Schwarmverhalten von Drohnen [19] jedoch v.a. für das Militär relevant sind
und hier als erstes umgesetzt werden, sollte den Beteiligten klar sein und
es bedarf weit mehr als (vermeintlichen) Absichtserklärungen, um dies zu
verhindern.

Dasselbe gilt für die vom Cyber Valley explizit geförderte Start-Up-Kultur,
an welche die Bundeswehr ebenfalls andocken möchte. Auf Initiative der
(bereits zitierten) ehemaligen Staatssekretärin Suder richtete die
Bundeswehr parallel zum Aufbau ihres Kommandos Cyber- und Informationsraum
im Jahre 2017 einen Cyber Innovation Hub (CIH) ein, der im April 2018 seine
Büros in Berlin-Moabit eröffnete und eine "Schnittstelle zwischen 
Startup-Szene und Bundeswehr" darstellen soll: "Er hat den Auftrag, digitale
Innovationen innerhalb der Bundeswehr voranzutreiben. Der Hub identifiziert
innovative Technologien in der internationalen Startup-Szene und entwickelt
und validiert diese für die Bundeswehr. Ein besonderer Fokus liegt dabei
auf disruptiven Technologien aus den Bereichen Cyber/Informationstechnik
und digitalen Produkten und Services".[20]

Während Verteidigungsministerium und Bundespolitik die Künstliche
Intelligenz als Schlüsseltechnologie zum Ausbau der militärischen und
ökonomischen Stellung Deutschlands definiert haben, erklärt sich das Cyber
Valley bereits jetzt zum "stärkste Forschungsstandort in Sachen Künstliche
Intelligenz bundesweit". Aktuell führe das Cyber-Valley-Konsortium
Aufnahmegespräche mit weiteren Firmen und es gäbe "über ein Dutzend weitere
Anfragen".[21] Jenseits der unmittelbaren Beteiligung am Cyber Valley soll
das Projekt jedoch auch eine Sogwirkung entfalten und weitere Unternehmen
anlocken, die neue Erkenntnisse oder gut ausgebildetes Personal abgreifen
und - wie etwa Atos - als Zulieferer und Betreiber fungieren können.

Sollte das Cyber Valley - mit dem ja nicht nur die Obere Viehweide (auf
einem Berg) in Tübingen, sondern das gesamte Neckartal zwischen Tübingen
und Stuttgart gemeint ist - sich entsprechend den gegenwärtig noch etwas
großspurig wirkenden Ziele entwickeln, ist absehbar, dass sich die Region
zu einem neuen Rüstungsstandort entwickeln wird - ganz unabhängig von den
Intentionen der Beteiligten. Dass dies öffentlich nicht als Ziel oder auch
nur Möglichkeit thematisiert, sondern eher mit der Wettbewerbsfähigkeit und
Standortlogik argumentiert wird, ist auch deshalb nachvollziehbar, weil
bereits jetzt auch negative Folgen des Projekts auf Wohnungs- und Baukosten
sowie auf die Vielfalt und Selbstbestimmung in Forschung und Lehre
erkennbar erscheinen. So berichtete etwa das Schwäbische Tagblatt jüngst
unter dem Titel "Die Angst der Orchideen", dass sich viele ins Abseits
gedrängte Disziplinen "Sorgen um ihre Zukunft machen". In einem Interview
zu diesem Thema offenbarte Theresia Bauer, wie sehr auch eine (grüne)
Wissenschaftsministerin auf Landesebene den Wert der Wissenschaft v.a.
geopolitisch definiert. Auf die Frage, warum man "Fächer, für die sich
offenbar nur wenige Menschen interessieren, eigentlich erhalten sollte",
antwortete sie: "Man weiß nie, wann solches Wissen plötzlich sehr wichtig
wird. Nehmen wir mal als Beispiel Ukrainistik (Fachbereich Slavistik) im
Zusammenhang mit der Annektierung der Krim durch Russland".[22]

Nachdem zunächst zwar viel individuelles Unbehagen, aber lange kein
Widerstand gegen die Entwicklung des Neckartals zum Cyber Valley sichtbar
wurde, ist für Freitag, den 6. Juli 2017 eine erste Kundgebung zum Thema
unter dem Motto "Gegen den Ausverkauf der Stadt, der Universität und des
Wissens!" angekündigt. Im Aufruf heißt es u.a.: "Eine von der Industrie und
militärischen Interessen angetriebene KI-Forschung wird uns einer Lösung
der drängenden Menschheitsfragen nicht näher bringen, sondern die aktuellen
Krisen und die internationale Konkurrenz bei der Entwicklung 'disruptiver
Technologien' nur weiter verschärfen. Das von den Universitäten, der
Politik und der Industrie im Stillen vorbereitete Cyber Valley zersetzt die
Freiheit der Wissenschaft, die letzten Reste einer demokratisch
strukturierten Hochschule und jede Ansätze einer Stadtentwicklung von
unten".[23]
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Die Herbstaktionen von Ende Gelände

Energieversorgung demokratisieren, Wald und Klima retten

von Robin Herbst



"Ende Gelände!" wird diesen Herbst mit einer Massenaktion zivilen
Ungehorsams den Hambacher Forst im Rheinischen Braunkohlerevier
schützen. Der Kampf gegen den Energieriesen RWE wirft die
grundsätzliche Frage auf: Wollen wir eine weitere Machtkonzentration
von Stromkonzernen - oder eine solidarische Gesellschaft, die ihre
Energieversorgung ökologisch, dezentral, demokratisch und für alle
bezahlbar gestaltet?


Im Oktober will RWE die Reste des verbliebenen Hambacher Forstes
roden - eines mehr als 12.000 Jahre alten Waldes. Er soll einem
Erdloch weichen: dem Braunkohletagebau. Hier fördert der
Energiekonzern RWE Braunkohle - den ineffizientesten, klima- und
umweltschädlichsten Energieträger. Unter Missachtung aller Klimaziele
will der Konzern weiterhin Strom aus Kohle gewinnen, obwohl die
Überproduktion schon jetzt die Netze verstopft und die Energiewende
behindert. Der Kampf um den Hambacher Forst vereint ein breites
Bündnis von Anwohnern aus dem Rheinland, Waldbewohnern, NGOs und
Klimagerechtigkeitsaktive aus ganz Europa. So ist es im Winter 2017/18
erstmals seit 40 Jahren gelungen, die jährliche Rodung zu verhindern.
Dieses Jahr steht die Entscheidung an: RWE will ab dem 1. Oktober 2018
wieder Bäume fällen. Wenn wir es schaffen, das zu verhindern, ist das
der Anfang vom Ende für den Tagebau Hambach - und damit der erste
Schritt für einen Kohleausstieg von unten.

Indem wir den Wald bewahren, können wir dazu beitragen, das Klima zu
retten. Dem Bündnis "Ende Gelände!" geht es aber um weit mehr. Die
zentrale Forderung ist Gerechtigkeit: für die Ärmsten im globalen
Süden, deren Lebensgrundlagen zerstört werden, obwohl es vor allem
reiche Menschen im globalen Norden sind, die mit ihrem Lebensstil den
Planeten erhitzen; für die Menschen in Braunkohlerevieren wie dem
Rheinland, deren Häuser, Schulen und Kirchen abgerissen werden, um
darunter nach Kohle zu graben; und Gerechtigkeit bei der
Energieversorgung, damit nicht länger die Rüstungs- und
Automobilindustrie Zugang zu günstigem Strom hat, während jährlich
mehr als 300.000 Menschen der Strom abgeklemmt wird.


Erneuerbare Energie für alle und bezahlbar

Die Mehrheit der Menschen in Deutschland steht zur Energiewende und
will den Kohleausstieg. Als "Prosumenten" wollen sie ihren eigenen
Strom produzieren und konsumieren. Die Bundesregierung handelt jedoch
im Sinne der Konzerne: Die Förderung für Bürgerenergie und Mieterstrom
ist zusammengestrichen worden; der Strompreis hat sich für private
Haushalte seit dem Jahr 2000 mehr als verdoppelt. Großbetriebe
verbrauchen 18 Prozent des Stroms, tragen aber nur 0,3 Prozent der
Kosten für die Förderung von Erneuerbaren Energien. Bei den
Netzentgelten zahlen private Haushalte mit geringem Stromverbrauch
sechsmal so viel wie Industriebetriebe. Die Schere zwischen arm und
reich geht also auch im Energiesektor immer weiter auseinander.

"Ende Gelände!" steht für eine Zukunft, in der alle Menschen ein
Zuhause mit Licht und Wärme haben, ohne dass dadurch die Natur, das
Klima und die Lebensgrundlagen von anderen Menschen vernichtet werden.
Dafür muss vor allem der industrielle Stromverbrauch gesenkt werden.
Die Stromproduktion sollte zudem am Gemeinwohl orientiert sein statt
am größtmöglichen Profit. In Deutschland existiert trotz der
zahlreichen neuen Ökostromanbieter noch immer ein Oligopol der "großen
vier" Energiekonzerne RWE, E.on, Vattenfall und EnBW, die zusammen
nicht nur mehr als die Hälfte des Strommarkts dominieren, sondern die
auch die Stromnetze unter sich aufteilen. Auf EU-Ebene setzt sich die
Bundesregierung dafür ein, dass eine Dezentralisierung auch weiterhin
durch rechtliche und finanzielle Regelungen verhindert wird.

Der Deal zwischen RWE und E.on, die Zerschlagung der RWE-Tochter
Innogy, vergrößert die Marktdominanz noch: RWE will sich um die
Stromerzeugung kümmern - auch weiterhin mithilfe dreckiger Braunkohle
aus dem Rheinland - und E.on besitzt dann insgesamt 1,5 Millionen
Kilometer Strom- und Gasnetze. Sogar die NRW-Landesregierung hat
Bedenken, dass hier eine "weitere Fokussierung der Marktmacht im
Energiesektor" stattfindet.


Klimagerechtigkeit braucht globalen Klassenkampf

Durch den Eon-RWE-Deal sollen 5.000 Arbeitsplätze wegfallen. Hier
zeigt sich, dass die Energiekonzerne nie am Erhalt von Arbeitsplätzen
interessiert sind, sondern immer nur an Profitsteigerung. Immer mehr
Gewerkschafter sprechen sich mittlerweile für die Energiewende aus.
Die Kämpfe für soziale und ökologische Gerechtigkeit hängen zusammen
und können einander gegenseitig bestärken. Menschen aus der
Klimagerechtigkeitsbewegung suchen deshalb seit vielen Jahren den
Dialog mit Beschäftigten der Kohleindustrie. Die Angst vor einem
plötzlichen Jobverlust ist verständlich und muss ebenso ernst genommen
werden wie Beschwerden über prekäre Arbeitsverhältnisse im Bereich der
erneuerbaren Energien.

Fest steht aber: Echte Klimagerechtigkeit braucht einen Klassenkampf,
der die wichtigen Definitionen aus dem 19. Jahrhundert für den
heutigen Kontext erweitert und der globale Gerechtigkeit zum Ziel hat.
Wir müssen die Stromkonzerne entmachten und den Menschen die
Souveränität über die Energieversorgung selbst in die Hand geben: In
Solidarität mit allen, die im globalen Süden ihre Lebensgrundlage
verlieren, und mit allen, die hierzulande ihre Stromrechnungen nicht
mehr zahlen können.

Auf die Kommission, die jetzt von der Bundesregierung einberufen wird,
können wir nicht setzen, denn hier kommen diejenigen zusammen, die
gerade die Klimaschutzziele bis 2020 aufgegeben haben. Schon jetzt
zeichnet sich ab, was das Hauptziel sein soll: Verzögerungstaktik.
Ende Gelände fordert stattdessen: Dezentrale Erzeugung und Einspeisung
von erneuerbaren Energien; weniger Stromverbrauch vor allem in der
Industrie; Stromnetze, die gemeinschaftlich betrieben und verwaltet
werden. Das stellt das kapitalistische System in Frage.

Und genau darum geht es: Wer Klimagerechtigkeit will, muss den
Kapitalismus überwinden. Wenn wir also dieses Jahr die Rodungen des
Hambacher Forstes stoppen und das Ende der fossilen Energien
einleiten, dann sind dies nur die ersten Schritte auf dem Weg einer
grundlegenden Transformation der Gesellschaft.


Eine breite Bewegung für den Systemwandel

Seitdem im August 2015 unter dem Motto "Ende Gelände!" erstmals
Menschen in weißen Maleranzügen und Staubmasken die Kohlegruben des
Rheinischen Reviers betreten und die gigantischen Braunkohlebagger zum
Stillstand gebracht haben, ist aus der Massenaktion eine breite
Bewegung geworden. Es gibt Klimacamps und Aktionen zivilen Ungehorsams
in immer mehr europäischen Ländern, bspw. gegen tschechische
Braunkohletagebaue und gegen Gasförderung in den Niederlanden (siehe
den Artikel auf dieser Seite). Es gibt Solidarität über Grenzen
hinweg. Zudem gibt es Ortsgruppen für Klimagerechtigkeit in immer mehr
Städten, die sich jenseits von "Ende Gelände!" auch für die
Verkehrswende und die Abkehr von der industriellen Landwirtschaft
engagieren. Und die Bewegung ist in die Mitte der Gesellschaft hinein
gewachsen, immer mehr Menschen sehen ein: Auf einem begrenzten
Planeten kann es kein unbegrenztes Wachstum geben. Wir müssen die
Klimazerstörung stoppen. Wir müssen heute anfangen, Kohlekraftwerke
abzuschalten.

"Ende Gelände!" steht für Nachhaltigkeit und Systemwandel auch in der
Form des Aktivismus. Wir wollen Kämpfe verbinden und zuspitzen und
dabei Unterschiede anerkennen und von anderen Akteuren lernen - im
Hambacher Forst und weltweit. Wenn es uns dieses Jahr gelingt, den
Hambacher Forst zu retten, wird das die entscheidende Wende in der
Auseinandersetzung mit RWE und der entscheidende Auftrieb für die
europäische Klimagerechtigkeitsbewegung sein. Wenn der Wald stehen
bleibt, kann der Tagebau Hambach nicht erweitert werden. Dann ist es
zwar noch ein weiter Weg, RWE zu entmachten, den Kohleausstieg
durchzusetzen und die Energieversorgung zu demokratisieren. Aber dann
ist der erste Schritt gemacht. Also, fangen wir an!

Robin Herbst ist Aktivistin bei Ende Gelände.

 * 
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VORWÄRTS/1393: "Eine abgrundtiefe Ungerechtigkeit"


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 23/24 vom 28. Juni 2018

Eine abgrundtiefe Ungerechtigkeit"

von Juliette Müller



Im Kalten Krieg wurden Staatsangestellte und Beamte entlassen
aufgrund ihrer kommunistischen Einstellung oder ihrer Nähe zur PdA.
Ein Postulat forderte in Waadt, dass diese Geschichte im Kanton
aufgearbeit werden sollte. Es wurde abgelehnt - aus politischen
Gründen.


Der Grosse Rat im Kanton Waadt wird nicht Licht in ein dunkles
Kapitel der Geschichte des Kantons bringen. Im Kalten Krieg wurden
kantonale Angestellte entlassen oder Personen nicht angestellt, weil
sie der PdA angehörten und/oder KommunistInnen waren. Vor zwei Wochen
lehnte das waadtländische Parlament mit 63 zu 48 Stimmen ein Postulat
des ehemaligen PdA-Grossrats Julien Sansonnens ab, das die Schaffung
einer historischen Kommission oder die Finanzierung einer
universitären Forschung zum Thema forderte. Das Ziel wäre gewesen, die
betroffenen Personen moralisch zu rehabilitieren, deren "persönliches
und berufliches Leben geschädigt wurde, weil ihre gesellschaftlichen
Ideale von der allgemeinen Norm abwichen".


Als unzuverlässig eingestuft

Auf eidgenössischer Ebene hatte eine Untersuchung nach der
Fichenaffäre zehn Fälle von Entlassungen festgestellt und 24 Fälle,
bei denen der Beamtenstatus mit einem schlechter geschützten Status
ausgetauscht wurde. Die Fälle fanden während der Zeit der Angst vor
dem Osten und des starken Antikommunismus statt. Kündigungsdrohungen
wurden auch oft von den ZeitzeugInnen erfahren. Die Fälle erfolgten
insbesondere nach der Verabschiedung einer bundesrätlichen Direktive
1950, welche die Entlassung von Bundesangestellten, die einer
kommunistischen Organisation angehörten, vorsah. Die Mitglieder der
Partei der Arbeit der Schweiz und ihre SympathisantInnen wurden dabei
explizit ins Visier genommen, obwohl es sich um eine legale Partei
handelte und sie Vertreter im Nationalrat hatte. Die
SozialdemokratInnen und die Gewerkschaftsführungen stellten sich
diesen Massnahmen nicht oder kaum entgegen.

"Ich wurde von der Leitung des Kreisbüros vorgeladen, die mich
informierte - aufgrund einer Weisung des Bundesrats -, dass ich auf
der Stelle entlassen wurde. Ich habe meine Sachen geholt und bin
gegangen. Wie ein Verbrecher. Das war eine abgrundtiefe
Ungerechtigkeit", erzählte Ernest de Kaenel, der mittlerweile
verstorben ist, in einer Kolumne in der PdA-Zeitung "Gauchebdo" von
2009, 58 Jahre nach seiner Entlassung im September 1950. Er arbeitete
daraufhin mehr als zehn Jahre für die Schweizerische Post und erhielt
eine Urkunde, die seine exzellente Arbeit lobte. Sein Verschulden war,
dass er einer Zelle der PdA in einem Lausanner Quartier angehörte,
dass er als Vizepräsident Konferenzen der Freunde der französischen
Literatur organisierte und dass er Unterschriften für den Stockholmer
Appell sammelte, der sich gegen die atomare Bewaffnung stellte. Diese
Aktivitäten reichten aus, um ihn durch den Bund als "unzuverlässig"
einzustufen.


Überall diskriminiert

Mehrere Kantone ergriffen ähnliche Massnahmen wie die Waadt. In Waadt
untersagte bereits ein Gesetz über unerlaubte Organisationen die
Verbreitung von Schriften und Material von kommunistischen
Organisationen und machte deutlich, dass die Mitgliedschaft bei einer
kommunistischen Organisation unvereinbar wäre mit der Ausübung einer
öffentlichen Funktion. Auch wenn die Anordnung 1947 wieder abgeschafft
wurde, bedeutete dies nicht, dass die Betroffenen nicht weiterhin
diskriminiert wurden.

Bereits vorhandene Untersuchungen über diese Periode wie das Werk des
Historikers Pierre Jeanneret "Popistes: histoire du parti ouvrier et
populaire vaudois" zeigten bereits die Schwierigkeiten auf, die
kommunistische SympathisantInnen und AktivistInnen bei der
Arbeitssuche erfahren haben, besonders im Schulwesen. Der
Schriftsteller und Lehrer Yves Velan fand beispielsweise keine Stelle
im Kanton Waadt und liess sich 1954 in La Chaux-de-Fonds (NE) nieder,
wo er an einem Gymnasium arbeiten konnte. Es war "der einzige Ort in
der Schweiz, wo ein Mitglied der Partei der Arbeit eine Chance hatte,
zu unterrichten", schrieb die "Voix Ouvrière", die Vorgängerin des
"Gauchebdo". Die Ernennung eines Professors an der Lausanner
Universität hing ebenfalls von seiner politischen Einstellung ab und
Entlassungen und Nicht-Einstellungen sind hier ebenfalls bekannt.

Aber, wie viele Beamte haben ihre Arbeit verloren, bei wie vielen
wurde die Karriere unterbrochen oder verlangsamt und wie viele wurden
gar nicht erst eingestellt? Es fehlt eine präzise Studie darüber,
meint Julien Sansonnes. Eine solche hätte ebenfalls eine Gelegenheit
sein können, Licht in die Umtriebe der "Aktion freier Staatsbürger" zu
bringen, eine antikommunistische Gruppierung, bei der mehrere
Ständeräte und der Bundesrat Paul Chaudet Mitglied waren. Was waren
die Beziehungen der Aktion freier Staatsbürger zu den politischen
Autoritäten in Waadt während jener Zeit? Wurden öffentlich Gelder
eingesetzt, um sie zu finanzieren? Das wären einige der Fragen, die
eine Untersuchung hätte angehen können.

Die SozialdemokratInnen haben das Postulat im Grossen Rat unterstützt. 
Alexandre Démétriadès (SP) erinnerte daran, dass der Grosse Rat sich
fünfmal schon über die Aufarbeitung der kantonalen Geschichte
ausgesprochen hatte, zum Beispiel über die Sterilisierung von 
geistig behinderten Menschen, und dass er "jedesmal der Anfrage 
nachgekommen war und eine Untersuchung finanziert hatte".
Es half nichts. Von rechts kam das Argument, dass dem Kanton die Mittel 
für die Unternehmung fehlten. Die Notwendigkeit, "die Vergangenheit ruhen
zu lassen", wurde ebenfalls vorgebracht und - etwas
ernsthafter - das Problem, dass Archive fehlen, um
das Thema ausreichend zu dokumentieren. Letzterem wurde vom Historiker
und Solidarités-Abgeordneten Hadrien Buclin widersprochen. "Eine
Untersuchung zu finanzieren, bedeutet Kosten, aber diese
Kosten sind unendlich kleiner, als was die Opfer dieses beschränkten
Antikommunismus zahlen mussten", meinte der PdA-Grossrat Vincent
Keller.

2009 reichte der PdA-Nationalrat Josef Zisyadis in den Eidgenössischen
Räten eine Motion ein, die eine öffentliche Rehabilitation von Beamten
und Angestellten der SBB und Post forderte, die aus politischen
Gründen entlassen worden waren. Der Bundesrat meinte, dass ihre Zahl
zu klein wäre, um eine Rehabilitation notwendig zu machen, und die
Motion wurde abgelehnt.

 * 
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DOKUMENTATION/1504: ZDF - Terra X "Die Hannibal-Expedition", am 08.07.2018 (ZDF)


Terra X: Die Hannibal-Expedition

Dokumentation

Sonntag, 8. Juli 2018, 19.30 Uhr 

Inhalt::

– Zur Sendung



Sonntag, 8. Juli 2018, 19.30 Uhr
Terra X: Die Hannibal-Expedition
Dokumentation

Buch: Simone Schillinger
Regie: Carsten Gutschmidt, Judith Voelker
Kamera: Marc Riemer, Dieter Stürmer, Jens Boeck
Schnitt: Diana Matous
Musik: Till Sahm
Grafik: Faber Courtial
Produzent: Süddeutsche TV
Redaktion: Ricarda Schlosshan
Länge: 43'30


Inhalt

Die Leistung Hannibals war schon zu seinen Lebzeiten Legende. Immerhin marschierten 218 v. Chr. laut Überlieferung Zigtausende Soldaten, mehrere Tausend Pferde und Maultiere sowie 37 Elefanten in fünf Monaten rund 1500 Kilometer zu Fuß von der Iberischen Halbinsel über die Alpen bis nach Italien, um die Weltmacht Rom anzugreifen. Aufsehen erregten vor allem die Kriegselefanten – solche Tiere hatte man in dieser Gegend noch nicht gesehen. Die Karthager, damals eine der Supermächte am Mittelmeer, nutzten die Tiere allerdings schon länger für den Kriegseinsatz.

In einem aufwendigen Experiment wird im Film mit Hilfe von Flößen nachgestellt, wie Hannibal seine Elefanten auf dem Weg ins Gebirge über die Rhone transportieren konnte. Experten erklären, wie gelenkig Elefanten sind und wie sie mit unwegsamem Gelände und Kälte umgehen.

Die Frage, welche Route Hannibal durch die Alpen nahm, fasziniert Abenteurer und Wissenschaftler seit Jahrhunderten. Eine Forschergruppe glaubt, jetzt beweisen zu können, dass Hannibal den Weg über den fast 3000 Meter hohen Col de la Traversette nahm. "Nur von hier aus konnte Hannibal in die Po-Ebene blicken", sagt der Geomorphologe William Mahaney, und in den Quellen sei dieser Blick beschrieben. Der Kanadier und sein Team, darunter der Mikrobiologe Chris Allen von der Universität Belfast, haben Bodenproben von der französischen Seite des Passes ausgewertet. Die darin gefundenen Darmbakterien haben ergeben, dass zahlreiche Pferde zu Hannibals Zeiten hier durchgezogen sein müssen. Auf einer Expedition im Sommer 2017 haben sie auch Proben von der italienischen Seite des Passes genommen und hoffen, dass die Ergebnisse ihre These untermauern. Welchen Weg der Karthager auch genommen hat – der Marsch auf Rom war eine taktische und logistische Meisterleistung.

Um diese kühne militärische Operation der Weltgeschichte ins Bild zu setzen, wurden die dokumentarischen Sequenzen unter anderem in den Alpen, an der Donau und in Mecklenburg-Vorpommern gedreht, während die Spielszenen von Regisseur Carsten Gutschmidt in Bulgarien realisiert wurden.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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FILM/1564: ZDF - Spielfilmreihe "Montagskino Fantasy", 09.07. bis 06.08.2018 (ZDF)


Montagskino Fantasy

Spielfilmreihe im ZDF

ab Montag, 9. Juli 2018, 22.15 Uhr

Inhalt:

– Zeitschleifen, Wirbelstürme und das Darknet: Das ZDFzeigt Fantasy-Kino in all seinen Facetten

– Die Sendetermine und -titel

– Die Vorsehung

– Edge of Tomorrow

– Self/less – Der Fremde in mir

– Who Am I – Kein System ist sicher

– Storm Hunters



Zeitschleifen, Wirbelstürme und das Darknet: Das ZDFzeigt Fantasy-Kino in all seinen Facetten

Auch in diesem Jahr kehrt die beliebte Spielfilm-Reihe "Montagskino Fantasy" wieder zurück ins ZDF und bietet spannende Unterhaltung: Die Zuschauer erleben unter anderem einen Trip ins unheilvolle Darknet, sind mit Tom Cruise in einer Zeitschleife gefangen und blicken mit Anthony Hopkins in die Zukunft, um einen Serienkiller aufzuhalten. 
Die Reihe steht auch in diesem Jahr für Abwechslung und entführt an fünf aufeinanderfolgenden Terminen in völlig unterschiedliche Welten. Präsentiert werden die Filme in gewohnt hoher Qualität: In HD, mit Dolby Digital-Ton und im Originalformat werden die Spielfilm-Highlights jeweils montags ab 22.15 Uhr gesendet.

Den Anfang macht am 9. Juli eine übernatürliche Serienkillerjagd in "Die Vorsehung". In dem wendungsreichen Mystery-Thriller sind neben Schauspielgröße Anthony Hopkins auch Colin Farrell ("Kill the Boss") und Jeffrey Dean Morgan ("The Walking Dead") zu sehen.

Eine Woche später, am 16. Juli, zeigt das ZDF den intelligenten Zeitschleifen-Science-Fiction-Film "Edge of Tomorrow", der die Superstars Tom Cruise und Emily Blunt gegen Aliens in die Schlacht ziehen und dabei immer wieder aufs Neue sterben lässt.

In Tarsem Singhs Science-Fiction-Thriller "Self/less – Der Fremde in mir" leiht Ryan Reynolds am 23. Juli niemand geringerem als Ben Kingsley seinen jüngeren Körper.

Am 30. Juli folgt der packende deutsche Cyberthriller "Who Am I – Kein System ist sicher", in dem es auch Tom Schilling mit Identitätsproblemen zu tun bekommt. Als Computerspezialist führt er mit einer Hackergruppe gesellschaftskritische Cyber-Angriffe durch.

Im spektakulären Found-Footage-Film "Storm Hunters" ist am 6. August ein furchtloses Team aus Dokumentarfilmern auf dem Weg in das Auge eines Hurrikans. Am Ende der Montagskino-Fantasy-Reihe wird somit die Natur zum Antagonisten und sucht den Menschen mit geballter Wucht heim.

 * 

Die Sendetermine und -titel

Montag, 9. Juli 2018, 22.15 Uhr
Die Vorsehung

Montag, 16. Juli 2018, 22.15 Uhr
Edge of Tomorrow

Montag, 23. Juli 2018, 22.15 Uhr
Self/less – Der Fremde in mir

Montag, 30. Juli 2018, 22.15 Uhr
Who Am I – Kein System ist sicher

Montag, 6. August 2018, 22.15 Uhr
Storm Hunters

 * 

Montag, 9. Juli 2018, 22.15 Uhr
Montagskino Fantasy
Die Vorsehung
(Solace)
Thriller, USA 2015
Free-TV-Premiere
Dolby Digital 5.1, 16:9, HD

Regie: Afonso Poyart
Buch: Sean Bailey, Ted Griffin
Musik: Brian Transeau
Länge: 91 Minuten
Redaktion: Christian Krusche


Die Rollen und ihre Darsteller

Joe Merriwether – Jeffrey Dean Morgan
John Clancy – Anthony Hopkins
Charles Ambrose – Colin Farrell
Katherine Cowles – Abbie Cornish
und andere


Inhalt

Um einen Serienkiller zu stoppen, wendet sich das FBI an einen Psychoanalytiker mit hellseherischen Fähigkeiten. Doch der Mörder scheint ihm ebenbürtig zu sein.

Die FBI-Agenten Joe Merriwether und Katherine Cowles tappen bei ihren Ermittlungen in einer Serie mysteriöser Mordfälle völlig im Dunkeln. Es gibt weder ein nachvollziehbares Motiv, noch einen Verdächtigen. Aus diesem Grund beschließt Merriwether Kontakt zu einem alten Freund aufzunehmen: Der Psychoanalytiker Dr. Clancy hat hellseherische Fähigkeiten und konnte in der Vergangenheit bereits zur Lösung des einen oder anderen kniffligen Falls beitragen. Obwohl Clancy sich nach dem Tod seiner Tochter zurückgezogen hat, willigt er schließlich ein, dem FBI zu helfen. Seine "Vorsehungen" führen tatsächlich zu neuen Ergebnissen, und es zeichnet sich endlich ein logisches Muster ab, das die Mordopfer miteinander verbindet. Doch auch der Killer verfügt über besondere Fähigkeiten und spielt mit den Ermittlern ein perfides Spiel, an dessen Ende ein unausweichlicher Mord auf sie wartet.

Zusatzinformationen

Das vom Autorenduo Sean Bailey und Ted Griffin ("Ocean's Eleven") verfasste Drehbuch des Films landete bereits vor mehr als 15 Jahren auf dem Schreibtisch des Produzenten Beau Flynn ("Requiem for a Dream"). Obwohl dieser von der Geschichte sofort begeistert war, zogen einige Jahre ins Land, bis der Film schließlich realisiert wurde. Zwischenzeitlich gab es sogar Pläne, den Stoff als Sequel von David Finchers "Sieben" umzusetzen. Mit der Beteiligung von Anthony Hopkins ("Das Schweigen der Lämmer") nahm das Projekt endlich an Fahrt auf.

Der brasilianische Regisseur Afonso Poyart ("2 Coelhos") gab mit "Solace – Die Vorsehung" sein internationales Debüt. Entstanden ist ein düsterer Mystery-Thriller, der neben einer wendungsreichen Handlung auch visuell ansprechende Visionsszenen zu bieten hat und von seinen charismatischen Darstellern profitiert.

Das ZDF präsentiert den Film als Free-TV-Premiere.

 * 

Montag, 16. Juli 2017, 22.15 Uhr
Montagskino Fantasy
Edge of Tomorrow
(Live.Die.Repeat)
Action/Science-Fiction, USA 2014
Dolby Digital 5.1, 16:9, HD

Regie: Doug Liman
Buch: Christopher McQuarrie, Jez Butterworth, John-Henry Butterworth
Musik: Christophe Beck
Länge: 101 Minuten
Redaktion: Hedi Hummel


Die Rollen und ihre Darsteller

Bill Cage – Tom Cruise
Rita Vrataski – Emily Blunt
General Brigham – Brendan Gleeson
Master Sergeant Farrell – Bill Paxton
Skinner – Jonas Armstrong
Kimmel – Tony Way
und andere


Inhalt

Die Erde wird von Aliens bedroht. Der PR-Spezialist Major Bill Cage wird als Soldat ins Gefecht gegen Außerirdische geschickt. Ohne jede Kampferfahrung stirbt er bereits am ersten Tag, gerät jedoch in eine Zeitschleife, die ihn den Tag der Schlacht immer von Neuem erleben lässt.

Der arrogante PR-Experte Major Bill Cage fällt bei seinem Vorgesetzten in Ungnade und wird als einfacher Rekrut in einen Einsatz gegen die Mimic-Aliens, die plötzlich über die Erde hergefallen sind und ganze Städte dem Erdboden gleichmachen, gesteckt. In strenger Hierarchie kämpft das Heer der einfachen Mimics auf unterster Ebene, befehligt von den Alpha-Mimics, die wiederum dem unnahbaren Omega-Mimic unterstellt sind.

Bill Cage findet sich in einer Kompanie von kampferprobten Soldaten wieder und beteuert ohne Erfolg, dass er eigentlich kein Soldat und sein Einsatz nur ein Missverständnis sei. Schon muss er seinen Mann stehen, hält das Gefecht allerdings nur wenige Minuten durch und stirbt bei der Attacke durch einen Alpha-Alien. Doch mit jedem neuen Tag erlebt er genau den gleichen Vorgang. Er begreift, dass er in eine Zeitschleife geraten ist, doch er kann immerhin dazulernen und täglich minimale Details an seinem Kampf gegen die Aliens verbessern. Er weiß noch nicht, dass er sich am Blut des Alphas infiziert hat und seine neue Fähigkeit daher rührt.

Schließlich wird er auf Rita Vrataski aufmerksam, die als große Kämpferin und "Engel von Verdun" verehrt wird. Gemeinsam versuchen sie einen Plan zu entwickeln, wie man die Aliens besiegen kann. Doch zuvor muss Bill Cage noch etliche Male sterben.

Zusatzinformationen

Regisseur Doug Liman ("Die Bourne Identität" – 2002, "Mr. und Mrs. Smith" – 2005) entwirft (nach dem japanischen Roman "All You Need is Kill" von Hiroshi Sakurazaka) augenzwinkernd eine beängstigende Zukunftsvision und löst sie in "Murmeltier"-Manier wieder auf.

Eine Fortsetzung des Thrillers ist schon seit längerer Zeit im Gespräch.

 * 

Montag, 23. Juli 2017, 22.15 Uhr
Montagskino Fantasy
Self/less – Der Fremde in mir
(Self/less)
Science-Fiction-Thriller, USA 2015
Dolby Digital 5.1, 16:9, HD

Regie: Tarsem Singh
Buch: David Pastor, Àlex Pastor
Musik: Dudu Aram, Antonio Pinto
Länge: 106 Minuten
Redaktion: Andrea Bette


Die Rollen und ihre Darsteller

Damian Hale (alt) Ben Kingsley
Damian Hale (jung) Ryan Reynolds
Dr. Albright – Matthew Goode
Claire Hale – Michelle Dockery
Anton – Derek Luke
und andere


Inhalt

Bauunternehmer Damian Hale ist alt und krebskrank. Um dem Tod von der Schippe zu springen, sucht er die Hilfe der geheimnisumwitterten Organisation "Phoenix".

New York. Der alternde Bau-Tycoon Damian Hale ist krebskrank. Es bleiben ihm noch knapp sechs Monate zu leben. Doch er hat Geld und eine Visitenkarte: Die geheimnisvolle Organisation "Phoenix" verspricht skrupellosen und zahlungskräftigen Kunden ein neues Leben in einem jungen Körper mittels eines Bewusstsein-Transfers in einer MRT-artigen Maschine. Das Verfahren nennt "Phoenix" "shedding".

Damian simuliert in einem New Yorker Restaurant öffentlichkeitswirksam und ohne Rücksicht auf seine erwachsene Tochter Claire seinen eigenen Tod. Danach reist er im Privatjet nach New Orleans, wo er Dr. Albright, den Chef von "Phoenix", trifft, der den ungewöhnlichen Eingriff vornimmt. "Phoenix" versieht Damian mit einer neuen Identität. Nach dem gelungenen Eingriff ist er nicht mehr der siechende Baulöwe, sondern der 1980 geborene Edward (Eddy) Kidner.

Doch der Transfer hat unangenehme Nebenwirkungen: In ruckartigen Flashbacks sieht sich Damian/Edward mit Szenen aus einer Vergangenheit konfrontiert, die nicht Teil seines Lebens waren. Das Bewusstsein des Menschen, der dem Körper vorher innewohnte, versucht, sich seine "Behausung" zurückzuerobern. Mit gutem Grund: Der Körper wurde nicht – wie Damien glaubte — im Labor gezüchtet, sondern einem lebenden Menschen unter Druck von "Phoenix" "abgekauft".

In seinen Halluzinationen, die Damien/Edward immer wieder heimsuchen, sieht er eine junge Frau und ein kleines Mädchen. Ein deutlich sichtbarer Wasserturm im Hintergrund der Flashbacks gibt ihm einen entscheidenden Hinweis auf die Kleinstadt Brighton in der Nähe von St. Louis, Missouri. Von dort stammt sein Körper. Vor Ort erfährt Damien/Edward, dass sein Körper einem Mann namens Mark gehörte. Er lebte in Brighton mit seiner Frau Madeline und seiner sechsjährigenTochter Anna. Mark hatte seinen Körper an "Phoenix" verkauft, um den teuren Krankenhausaufenthalt seines Kindes finanzieren zu können.

Das Programm von "Phoenix" sieht vor, dass niemand, der den Transfer durchläuft, erfährt, woher sein neuer Körper stammt. Nun verfolgen die Häscher von "Phoenix" Damian/Edward bis nach Brighton.

Zusatzinformationen

Tarsem Singh, in Indien geborener Hollywood-Regisseur, sagt über den Film: "Die Menschheit verschiebt pausenlos die Grenzen der Wissenschaft, sei es durch Fortschritte beim Klonen, bei animatronischen Prothesen und durch die Philosophie des Transhumanismus. Bewusstseinsverpflanzung ist gar nicht so weit hergeholt. Wir präsentieren diese Story-Elemente in einem realistischen Rahmen, so dass es glaubwürdig genug wirkt, um damit die Zuschauer zum Nachdenken zu bringen. Nach dem Motto: 'Falls ich es noch erleben sollte, dass es so was gibt, und ich das nötige Kleingeld hätte, dann würde ich vielleicht...'" (Aus dem deutschen Presseheft zum Film).

 * 

Montag, 30. Juli 2018, 22.15 Uhr
Montagskino Fantasy
Who Am I – Kein System ist sicher
Cyber-Thriller, Deutschland 2014
Dolby Digital 5.1, 16:9, HD

Regie: Baran bo Odar
Buch: Baran bo Odar, Jantje Friese
Länge: 98 Minuten
Redaktion: Hedi Hummel


Die Rollen und ihre Darsteller

Benjamin – Tom Schilling
Max – Elyas M'Barek
Stephan – Wotan Wilke Möhring
Paul – Antoine Monot, Jr.
Marie – Hannah Herzsprung
und andere


Inhalt

Die Hackergruppe "CLAY" führt komplizierte Cyber-Angriffe aus gesellschaftskritischen Motiven durch. Das BKA nimmt Ermittlungen auf.

In der echten Welt ist der schüchterne Benjamin ein Niemand. Deshalb flüchtet er sich in die Tiefen des Internets, wo er sein kann, wer und was er will. Er ist ein versierter Hacker und keiner weiß, wer sich wirklich hinter seinem Internet-Pseudonym verbirgt. Mit den Gleichgesinnten Max, Stephan und Paul gründet er das Hacker-Kollektiv "CLAY" (kurz für "Clowns Laughing @ You"). "CLAY" hat es sich zur Aufgabe gemacht, Cyber-Angriffe aus gesellschaftskritischen Motiven durchzuführen. So nehmen sie unter anderem die rechtsradikale Partei "NBD" und einen großen Pharmakonzern ins Visier.

Inzwischen gibt es sogar abseits der Computerbildschirme eine Frau in Benjamins Leben. Er hat sich in die attraktive Marie verliebt und versucht, sie mit seinen Fähigkeiten zu beeindrucken. Gleichzeitig unternimmt er aber immer wieder Trips ins sagenumwobene Darknet und gerät dort schon bald an sehr gefährliche Leute. Als er dann auch noch den Plan entwickelt, den Bundesnachrichtendienst zu hacken, gerät er endgültig ins Visier der Behörden. Aus dem Hacker-Spaß wird plötzlich Ernst: BKA und Europol haben unter der Leitung der Cybercrime-Expertin Hanne Lindberg Ermittlungen gegen "CLAY" aufgenommen, und die Schlinge um Benjamins Hals zieht sich immer weiter zu.

Zusatzinformationen

Der Regisseur des Films, Baran bo Odar, hatte bereits mit seinem Thriller "Das letzte Schweigen" international für Aufmerksamkeit gesorgt und qualifizierte sich mit "Who Am I – Kein System ist sicher" sogar für Hollywood: Im Jahr 2017 durfte er den Film "Sleepless – Eine tödliche Nacht" inszenieren, in dem die Superstars Jamie Foxx und Michelle Monaghan die Hauptrollen übernahmen.

Das Filmstudio Warner Bros. plant ein amerikanisches Remake von "Who Am I – Kein System ist sicher", das 2021 erscheinen soll, und mit David S. Goyer (Drehbuchautor von "The Dark Knight") ist bereits ein namhafter Regisseur gefunden.

"Who Am I – Kein System ist sicher" belegte den ersten Platz der deutschen Kinocharts. Das hatte seit "Schimanski" in den 1980ern kein deutscher Thriller mehr geschafft.

 * 

Montag, 6. August 2018, 22.15 Uhr
Montagskino Fantasy
Storm Hunters
(Into the Storm)
Katastrophenfilm, USA 2014
Dolby Digital 5.1, 16:9, HD

Regie: Steven Quale
Buch: John Swetnam
Musik: Brian Tyler
Länge: 81 Minuten
Redaktion: Hedi Hummel


Die Rollen und ihre Darsteller

Gary Morris – Richard Armitage
Allison Stone – Sarah Wayne Callies
Pete Matt Walsh – Donnie Max Deacon
Trey – Nathan Kress
und andere


Inhalt

Eine Reihe von Tornados fegt über eine Kleinstadt hinweg. Das ruft eine Gruppe von Sturmjägern auf den Plan. Sie wollen eine spektakuläre Doku über den Hurrikan drehen.

Die Kleinstadt Silverton wird in kürzester Zeit zum Opfer einer Reihe von Tornados, die erheblichen Schaden anrichten. Doch das Schlimmste steht erst noch bevor: Die Intensität des Sturms wird sich steigern und die Gefahr für die Stadtbewohner dementsprechend größer.

Die meisten Einwohner suchen Schutz in ihren Häusern, aber eine kleine Gruppe von "Sturmjägern" will sich den drohenden Hurrikan nicht entgehen lassen und bereitet sich professionell auf das Naturschauspiel vor. Das Team, bestehend aus dem Dokumentarfilmer Pete Moore, der Meteorologin Allison Stone sowie den Kameramännern Lucas, Daryl und Jacob, möchte einen Film über den Sturm drehen und das Auge des Tornados vor die Kamera bekommen.

Zur gleichen Zeit befindet sich Trey gemeinsam mit seinem alleinerziehenden Vater Gary auf der verzweifelten Suche nach seinem verschwundenen Bruder Donnie.

Zusatzinformationen

Steven Quales Sturmspektakel "Storm Hunters" steht in Tradition von Filmen wie Jan de Bonts "Twister", setzt hinsichtlich der Inszenierung jedoch auf einen modernen und um Authentizität bemühten Found-Footage-Stil. Dazu passt auch, dass einige der im Film gezeigten Nachrichtensendungen echtes Material enthalten. So sieht man beispielsweise Szenen eines Tornados, der im Mai 2013 mit einer Stärke von F5 in Moore, Oklahoma, gewütet hat. Auch zwei der gezeigten Nachrichtensprecher und Wetterreporter gibt es wirklich: Steve Garagiola und Chuck Gaidica arbeiten für das Lokalfernsehen (WDIV-TV) in Detroit, Michigan.

Der Regisseur des Films, Steven Quale, war in seiner Karriere als Drehbuchautor, Kameramann und Filmeditor tätig. Sein Kinodebüt als Regisseur gab er im Jahr 2011 mit dem fünften Teil der bei Horrorfans sehr beliebten "Final Destination"-Reihe. Zuletzt inszenierte Quale den französisch-deutschen Actionfilm "Renegades", dessen Drehbuch aus der Feder von Luc Besson ("Léon – Der Profi") stammt. 
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:
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REPORTAGE/506: WDR - Christopher Street Day 2018, 08.07. und 10.07.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Christopher Street Day 2018

Ein Film von Oliver Bätz und André Schäfer

Sonntag, 08.07.2018, 23.15 - 23.45 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: 10.07. 01.13 Uhr



"Coming-out in DEINEM Style" so lautet das Motto des diesjährigen CSD
in Köln.

Noch immer ist das Coming-Out, die Bekanntgabe der sexuellen
Orientierung, für viele Menschen ein schwieriger Schritt, der viel Mut
erfordert. Wie reagieren die Freunde, wie reagieren die Kollegen? Man
outet sich, um selbstbestimmt leben zu können, doch auch wenn die Ehe
für Alle nun Realität ist, so muss für die Akzeptanz gegenüber
homosexuellen oder Transgender-Menschen weiter gekämpft werden.
Rechtspopulisten werden auch in NRW nicht müde gegen die sexuelle
Vielfalt vorzugehen.

Das Wochenende mit der Parade ist der Höhepunkt des Cologne Pride, der
den Rahmen für ein zweiwöchiges Programm bildet.

Auch in diesem Jahr geben wir einen Überblick auf ein politisches
Wochenende, an dem natürlich auch gefeiert wird. Wir werfen einen
Blick hinter die Kulissen, treffen Ehrenamtler, viele fleißige Helfer,
Politiker, Besucher und Gäste, die alle dafür sorgen, dass der CSD in
Köln einer der größten und lautesten Europas ist.

 * 
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TALK/331: WDR - Aktuelle Stunde zur Wohnungsnot in NRW, 7.7.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"Ich und meine 86-jährige Mutter suchen seit einem Jahr - und
wohnen inzwischen im Pkw!"

Aktuelle Stunde zur Wohnungsnot in NRW

Aktuelle Stunde

07.07.2018, 18.45 - 19.30 Uhr | WDR Fernsehen



Samstag (7. Juli 2018), widmet sich die Aktuelle Stunde im WDR
Fernsehen in einer Schwerpunktsendung der angespannten
Wohnungssituation in Nordrhein-Westfalen. Im Mittelpunkt stehen die
ZuschauerInnen mit ihren Anliegen und Impulsen an die Politik. Zu Gast
sind die nordrhein-westfälische Bau-Ministerin Ina Scharrenbach,
Vertreter der Kommunen und ausgewiesene Mietrechts-Experten.

"Als Familie mit Kindern keine Chance!", "Nach Sanierung 350 Euro
Mieterhöhung, wir wissen nicht mehr weiter!", "Ich und meine
86-jährige Mutter suchen seit einem Jahr - und wohnen inzwischen im
Pkw!", - Die Kommentare auf der Facebook-Seite der Aktuellen Stunde
sprechen Bände. Der Wohnungsmarkt in Nordrhein-Westfalen ist
angespannt wie nie, die Mieten steigen und die Schlangen für
Wohnungsbesichtigungen werden immer länger.

Schon seit Montag (2. Juli 2018) beschäftigt sich die Aktuelle Stunde
des WDR im Rahmen einer Schwerpunktwoche intensiv mit den Missständen
auf dem NRW-Wohnungsmarkt. Am kommenden Samstag (7. Juli) findet
schließlich unter dem Motto "Wohnungsnot in NRW: Wenn Mieten zum Luxus
wird" der große Wohnungsgipfel live in der Aktuellen Stunde statt.
Dabei stehen die Perspektive und die Anliegen der Zuschauer, der
Online-Community, im Mittelpunkt der Sendung.

Live im Studio sind u. a. Ina Scharrenbach (CDU), Ministerin für Bau
in Nordrhein-Westfalen, ebenso Hans-Jochem Witzke, Vorstand des
Mieterbundes NRW, sowie Vertreter von Kommunen.

Schon jetzt kann sich die Community aktiv an der Sendung beteiligen
und ihre Fragen und Fälle an die Redaktion schicken; entweder per Mail
an aktuellestunde@WDR.de oder über die Social-Media-Kanäle der
Aktuellen Stunde.

 * 
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UNTERHALTUNG/613: ZDF - "Bares für Rares" – Trödelshow mit Horst Lichter, am 12.07.2018 (ZDF)


Bares für Rares

Deutschlands größte Trödelshow

Donnerstag, 12. Juli 2018, 20.15 Uhr

Inhalt:

– "Bares für Rares" – die Show mit Horst Lichter

– Daten und Fakten zu "Bares für Rares"

– Kuriose und bestverkaufte Exponate



"Bares für Rares" – die Show mit Horst Lichter

"Bares für Rares" im Schloss: für die 20.15 Uhr-Ausgabe rollt Horst Lichter erneut den roten Teppich für Raritätenbesitzer aus. Verstärkung erhält er von sieben Händlern und vier Experten. 
Sie begutachten ganz besondere große Schätze und kleine Kuriositäten. Wie viel sind Oldtimer, Diamantring und Reliquie wirklich wert? Wer bekommt die Händlerkarte und hat die beste Taktik bei den Händlern? Für den gibt es: Bares für Rares.

Auch prominente Besitzer schöner Dinge versuchen vor historischer Kulisse, ihre Raritäten meistbietend zu veräußern. In dieser Folge möchte das Comedian- und Schauspieler-Ehepaar Margie Kinsky und Bill Mockridge ein Silberservice verkaufen. Wie wird Experte Detlev Kümmel dieses Erbstück einschätzen?

Mit dabei sind auch dieses Mal wieder die Händler Ludwig "Lucki" Hofmaier, Wolfgang Pauritsch, Susanne Steiger, Walter "Waldi" Lehnertz, Fabian Kahl, Julian Schmitz-Avila und Elke Velten sowie die Experten Dr. Heide Rezepa-Zabel, Albert Maier, Sven Deutschmanek und Detlev Kümmel.

Die ersten Abendausgaben von "Bares für Rares" verfolgten am 15. Juni 2017 knapp 6,5 Millionen, am 13. Juli 2017 über 5,9 Millionen, am 2. November 2017 6,0 Millionen und am 31. Mai 2018 5,1 Millionen Zuschauer. Auch in der ZDF-Daytime ist "Bares für Rares" äußerst erfolgreich: Täglich fiebern über drei Millionen Zuschauer bei der Trödel-Show mit.

 * 

Daten und Fakten zu "Bares für Rares"

Täglich fiebern an die drei Millionen Zuschauer bei der erfolgreichsten ZDF-Daytime-Show "Bares für Rares" mit. "Bares für Rares" ist die erfolgreichste ZDF-Daytime-Sendung. Im Jahr 2017 erreichte die Show insgesamt durchschnittlich 2,75 Millionen Zuschauer bei einem Marktanteil von 23,1 Prozent. Im laufenden Jahr 2018 (64 Sendungen) erreichte die Sendung durchschnittlich 3,13 Millionen Zuschauer bei einem Gesamtmarktanteil von 24,4 Prozent.

Die Folge vom Freitag, 9. Februar 2018, erreichte mit 3,80 Millionen Zuschauern (26,3% MA) die bislang höchste Sehbeteiligung. In der ZDFmediathek erreichen die Abrufvideos von "Bares für Rares" pro Monat im Schnitt 2,40 Millionen Sichtungen (2. Halbjahr 2017).

Die ersten drei Abendausgaben von "Bares für Rares" verfolgten am 15. Juni 2017 knapp 6,5 Millionen, am 13. Juli 2017 über 5,9 Millionen und am 2. November 2017 6 Millionen Zuschauer.

Sendestart der zunächst wöchentlich ausgestrahlten Sendung war am Sonntag 4. August 2013, 13.15 Uhr. Mit Beginn der zweiten Staffel, am Montag, 14. Juli 2014, 15.05 Uhr, war die Sendung werktags zu sehen – damals für zunächst vier Wochen. Diese Sommerstrecke wurde im Jahr 2015 verlängert, und zwar vom 18. Mai bis zum 11. September 2015. Seit dem 28. Dezember 2015 ist das Format durchgängig werktäglich auf Sendung. Die fünfte Staffel startete am Dienstag, 2. Januar 2018, am 21. März 2018 wurde die 500. Folge gesendet.

 * 

Kuriose und bestverkaufte Exponate

Das bislang erfolgreichste Exponat war ein Oldtimer der Marke Borgward, der in der zweiten Staffel für 35.000 Euro verkauft wurde. Das zweitteuerste Exponat war eine Goldmünze aus dem Jahr 1648, die Ferdinand den 3. und einen Doppeladler zeigt, und die 2016 für 25.000 Euro verkauft wurde. Und auf dem dritten Platz ist ein Karussell, das der Verkäufer aus einem Gestell und Fahrzeugen aus den 50er Jahren selbst zusammengebaut hatte. Es besteht aus zwei Autos, einem Motorrad und einem Fahrrad und wurde für 14.000 Euro verkauft.

Ein circa 5.000 Jahre altes Rollsiegel zum Versiegeln von Flaschen und Tongefäßen war das bislang älteste Exponat. Es wurde für 1.200 Euro verkauft. Ein kurioses und hochwertiges Objekt ist eine Buddha-Figur aus Meissen, um 1740-1934 hergestellt. Dieser Buddha wackelt mit Kopf und Händen und kann sogar die Zunge rausstrecken. Solch eine kuriose Figur gab es bei "Bares für Rares" auch noch nicht und ist tatsächlich selten. Sie war eine Überraschung bei der Expertise, wurde dann mit letztlich 650 Euro nicht so hoch verkauft.

Ein weiteres hochwertiges Objekt ist der Toilettenkoffer (1890, Hersteller Albert Barker, The Maker to the Queen. S. New Bondstreet London "The Royal Burlington Bag" enthält 30 Teile zum Rasieren, Schuhe putzen, Stiefelschnüren und war wohl einmal in Besitz von Friedrich Leopold von Preußen (1895-1959); verkaufte sich für 3.100 Euro.

Ein Altargemälde aus dem 16. Jahrhundert; eine Tafelmalerei, die Johannes den Täufer zeigt, ist ein Fall mit hochwertiger antiker Kunst und sorgte mit einem Verkaufserlös von 3.000 Euro für eine Preisüberraschung in der Sendung.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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FEATURE/1054: Deutschlandfunk Kultur - Vaterland, 7.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Vaterland

Von Amelia Umuhire

Deutschlandfunk Kultur 2018/ca. 54'

(Ursendung)

Feature

Samstag, 7. Juli 2018, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Autorin macht sich auf die Suche nach Spuren ihres im Genozid an
den Tutsi ermordeten Vaters Innocent Seminega. 1957 geboren, hatte er
schon früh mit der Diskriminierung gegen die Tutsi-Minderheit zu
kämpfen. Mitte der 80er-Jahre verließ er seine Heimat, um in Belgien
Anthropologie und Literatur zu studieren. Mithilfe seiner Arbeiten,
Briefe und Erinnerungen seiner Zeitgenossen nähert sich Amelia Umuhire
dem Vater und offenbart auf einfühlsame Weise die tragischen Folgen
der Weltgeschichte auf ein kurzes Leben.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juni 2018
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LESUNG/840: WDR 5 - "Und täglich grüßt das Pubertier" von Jan Weiler, 8.+9.+12.7.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Und täglich grüßt das Pubertier

Die Sommer-Vorleser: Jan Weiler

Aufzeichnung vom 10. Oktober 2017 aus dem Düsseldorfer Schauspielhaus

WDR 5 Leselounge 

Sonntag, 08.07.2018, 20.04 - 21.00 Uhr, WDR 5

Montag, 09.07.2018, 04.05 - 05.00 Uhr | WDR 5

U22

Donnerstag, 12.07.2018, 22.05 - 23.00 Uhr



Was gibt es Schöneres: ein lauer Sommerabend, ein launiger Text und
eine Spätlese? Die WDR 5 Leselounge präsentiert mit den
Sommer-Vorlesern eine handverlesene Auswahl aus ihrer hochkarätigen
Lesereihe. Heute: Jan Weiler.

Wer ein Familienleben wie im Idyll einer Vorabendserie sein Eigen
nennt, braucht den Trost von Jan Weiler nicht. Wer aber wie er einen
Alltag voll Unfug und fröhlichem Chaos zu bewältigen hat, freut sich
über die Erfahrungen des "Pubertier"-Vaters.

Mit viel Humor und der Gelassenheit eines wissenschaftlichen
Beobachters berichtet Jan Weiler von den seltsamen Wesen in seinem
Haushalt, inklusive faszinierender Einstellungen zum anderen
Geschlecht, Begeisterung für schlechtes Essen und seltsame Musik.
Spekuliert werden darf allerdings über die Frage, wann die verfluchte
Pubertät endlich aufhört. Da kommt Jan Weiler, beim Blick in den
Spiegel, diesmal zu einer völlig neuen Erkenntnis.

Redaktion: Michael Lohse und David Rother

Weitere Folgen der Sommer-Vorleser mit Roger Willemsen, Axel Hacke und
Dietmar Wischmeyer sendet WDR5 an den kommenden Sonntagabenden - den
ganzen Sommer lang auch zu finden auf den Seiten der Leselounge auf
wdr5.de.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 2. Juli 2018
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Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)
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MUSIK/2610: Deutschlandfunk - Klassik-Pop-et cetera mit Hape Kerkeling, 7.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera
Am Mikrofon: Der Buchautor und "Altcomedian" Hape Kerkeling

Samstag, 7. Juli 2018, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



Hape Kerkeling gelang es, verkleidet als Königin Beatrix im Schloss
Bellevue vorzufahren, er nahm die zeitgenössische klassische Musik mit
dem Parodiestück "Hurz" aufs Korn, und er entwickelte verschiedene
Kunstfiguren, die Kultstatus erlangten, wie den rasenden Lokalreporter
Horst Schlämmer, das vorlaute Vorschulkind Hannilein oder den
tollpatschigen Siegfried Schwäbli. 2014 hat er sich mit 50 Jahren aus
dem Showgeschäft verabschiedet. Heute bezeichnet er sich als
"Altcomedian" und ist vor allem als Buchautor aktiv. Der 53-Jährige
mag Kaffee beim Schreiben und grübelt gern im Norwegerpulli.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juni 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





ARBEITSMEDIZIN/466: Schutzimpfungen durch Betriebsärzte (DGAUM)


Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V. - 4. Juli 2018

Schutzimpfungen durch Betriebsärzte



München, 4. Juli 2018 - Die Erhöhung der Durchimpfungsquote in der
Bevölkerung zu erreichen ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe.
Betriebsärzte impfen seit je her Beschäftigte in der Arbeitswelt im
Auftrage der Arbeitgeber, wenn es darum geht, die Beschäftigten vor
Infektionen durch ihre Tätigkeit zu schützen. Diese Impftätigkeit
wollte man mit dem sog. Präventionsgesetz auf allgemeine Impfungen im
Betrieb ausweiten. Diese neue Aufgabe im Betrieb ist zwar nun
gesetzlich festgeschrieben, allerdings ohne Angaben, wie dies zwischen
den unterschiedlichen Akteuren zu regeln ist. Die Deutsche
Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin (DGAUM) arbeitet
zusammen mit der BARMER daher seit zwei Jahren an
Umsetzungsmöglichkeiten dieses Gesetzesauftrages.

Impfungen auch durch den Betriebsarzt möglich

Seit 2015 gilt das sog. Präventionsgesetz. Dieses sieht unter anderem
ausdrücklich vor, dass allgemeine Impfungen wie Impfungen gegen
Masern, Röteln, Keuchhusten, auch von Betriebsärzten durchgeführt
werden können - auf Kosten der gesetzlichen Krankenkasse. Dadurch soll
die Impfquote in der Bevölkerung deutlich verbessert werden. Gerade
die Arbeitswelt mit über 44 Millionen Beschäftigten könnte für
Präventionsarbeit viel stärker genutzt werden, da in Betrieben auch
Menschen erreicht werden, die sich sonst nicht impfen lassen. Die
Umsetzung in der Praxis ist aber schwierig: Die Durchführung von
allgemeinen Impfungen ist zwar jetzt als Aufgabe im Betrieb gesetzlich
festgeschrieben, allerdings ohne Angaben, wie dies zwischen
Betriebsärzten, Krankenkassen und Unternehmen geregelt werden soll.

Betriebsärzte für Impfungen bezahlen

Wichtig für Betriebe und Betriebsärzte wäre eine möglichst
unbürokratische und günstige Lösung für ihre Abrechnung. Dabei darf es
keine Ungleichbehandlung von Betriebsärzten und Vertragsärzten geben.
Viele Krankenkassen gingen bislang davon aus, Betriebsärzte dürften
keine zusätzliche Vergütung für Impfleistungen erhalten, da sie im
Wege der vom Arbeitgeber zu bezahlenden Arbeitsschutzmaßnahmen bereits
honoriert seien. Hier gilt es, zwischen Präventionsmaßnahmen im
Arbeitsschutz sowie der betrieblichen Gesundheitsförderung nach dem
Präventionsgesetz zu unterscheiden. Die meisten Impfungen gehören zur
Primärprävention, deren Kosten die gesetzlichen Krankenkassen zu
tragen haben. Daher sind diese Gesundheitsleistungen, wenn sie von
Betriebsärzten erbracht werden, auch zusätzlich gesondert zu vergüten.

Keine funktionierende Regelung für Impfleistungen im Betrieb

Schutzimpfungen gehören zwar zu den Pflichtleistungen der gesetzlichen
Krankenkassen, können aber im Moment nur direkt mit diesen einzeln
abgerechnet werden. Dies stellt für impfende Betriebsärzte ein
gravierendes Problem dar: Direktabrechnungen mit jeder einzelnen der
unterschiedlichen Krankenkasse sind im Alltag kaum wirtschaftlich
machbar. Denn anders als niedergelassene Vertragsärzte, die über die
Kassenärztlichen Vereinigungen abrechnen, verfügen Betriebsärzte
derzeit noch nicht über effiziente Datenverarbeitungssysteme. Für eine
effiziente Abrechnung wäre daher eine Servicedienststelle
erforderlich, die die Abrechnung zwischen Betriebsarzt und
Krankenkasse übernimmt. Dies ist aufgrund einer bestehenden
Gesetzeslücke derzeit aber noch ausgeschlossen.

Kooperation von DGAUM und BARMER für bundesweite Regelung

Trotz aller bestehenden Gesetzeslücken arbeiten DGAUM und BARMER seit
zwei Jahren gemeinsam an einem Vertragswerk, das bundesweit
Modellcharakter haben soll. Beim Bundesministerium für Gesundheit hat
die DGAUM für die Umsetzung des Impfens im Betrieb nach dem
Präventionsgesetzt eine entsprechende Gesetzesergänzung vorgeschlagen.
Nur mit einem praktikablen Prozess wird das Ziel einer Verbesserung
des Impfschutzes in der Bevölkerung erreich werden können. Daher
sollte die betriebsärztliche Arbeit in Arbeitsschutz, betrieblicher
Gesundheitsförderung und Prävention dringend mit funktionierenden
Strukturen unterstützt werden.


Mehr zu diesem Thema erfahren Sie im Beitrag "Das
Präventionsgesetz gestalten: Schutzimpfungen durch Betriebsärzte" von
Prof. Dr. med. Dirk-Matthias Rose und Dr. Thomas Nesseler in der
aktuellen Ausgabe der Zeitschrift "Arbeitsmedizin, Sozialmedizin und
Umweltmedizin" (ASU) unter 

www.asu-arbeitsmedizin.com


Über DGAUM:

Die DGAUM wurde 1962 gegründet und ist eine gemeinnützige,
wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft der Arbeitsmedizin und
der klinisch orientierten Umweltmedizin. Ihr gehören heute über 1000
Mitglieder an, die auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin und Umweltmedizin
arbeiten, vor allem Ärztinnen und Ärzte, aber auch Angehörige anderer
Berufsgruppen wie etwa Natur- und Sozialwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler. Die Mitglieder der Fachgesellschaft engagieren sich
nicht nur in Wissenschaft und Forschung, um so bereits bestehende
Konzepte für die Prävention, die Diagnostik und Therapie
kontinuierlich zu verbessern, sondern sie übernehmen die ärztliche und
medizinische Beratung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern an der
Schnittstelle von Individuum und Unternehmen. Darüber hinaus beraten
die Mitglieder der DGAUM alle Akteure, die ihren Beitrag zu der
medizinischen Versorgung leisten und auf Fachwissen aus der
betrieblichen Gesundheitsförderung und Prävention, der arbeits- und
umweltbezogenen Diagnostik und Therapie, der Beschäftigungsfähigkeit
fördernden Rehabilitation sowie aus dem versicherungsmedizinischen
Kontext angewiesen sind. 

Weitere Informationen unter 

www.dgaum.de

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V.

Pressemitteilung Nr. 20/2018 vom 4. Juli 2018

Schwanthaler Straße 73 b, 80336 München

Telefon: 089/330 396-0, Fax: 089/330 396-13

E-Mail: gs@dgaum.de

Internet: www.dgaum.de
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ARBEITSMEDIZIN/465: BG BAU gibt Tipps - Sommer, Sonne, Hitze ... wer im Freien arbeitet braucht Schutz (BG BAU)


BG BAU - Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft - 3. Juli 2018

BG BAU gibt Tipps

Sommer, Sonne, Hitze: Wer im Freien arbeitet braucht Schutz



Berlin - Es wird wärmer und sonniger und vor allem Beschäftigte, die
häufig im Freien arbeiten - zum Beispiel im Baugewerbe - müssen sich
schützen. Denn hochsommerliche Temperaturen können sich auf die
Gesundheit auswirken. Und große Hitze birgt Gefahren: Wie die
Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft (BG BAU) am 3. Juli 2018 in
Berlin mitteilte, wurden in den vergangenen Jahren mehrere Hitzetote
registriert. Daher sind Maßnahmen gegen Hitze und UV-Strahlen dringend
geboten.

Spitzenwerte zwischen 25 und 40 Grad im Schatten werden auch in
Deutschland immer häufiger. "Wenn die Sonne vom Himmel brennt, kann
das schwerwiegende Folgen für die Gesundheit haben - daher sind
Maßnahmen gegen Hitze und UV-Strahlen dringend geboten", so Berhard
Arenz, Leiter der Hauptabteilung Prävention der Berufsgenossenschaft
der Bauwirtschaft (BG BAU). "Um sich bei hohen Temperaturen gegen
gesundheitliche Folgen, wie Sonnenstich, Hitzeerschöpfung oder einen
Hitzschlag zu schützen, sollten Unternehmen und Beschäftigte einige
Vorsichtsmaßnahmen beachten".

Zum Beispiel können für schwere Arbeiten die Morgen- und Abendstunden
genutzt und kurze Zusatzpausen an schattigen Orten vereinbart werden.
Wo es möglich ist sollten auch Sonnensegel oder Sonnenschirme für
kühleres Klima sowie UV-Schutz sorgen. Zusätzlich sollten
Arbeitsbereiche gut belüftet werden. Bei hohen Temperaturen müssen
Berufstätige zudem mehr Flüssigkeit trinken: Wer körperlich schwer
arbeitet, muss das ausgleichen und pro Arbeitsschicht mindestens 2,5
Liter Mineralwasser, Früchtetee oder Fruchtschorle trinken.

Weil ungeschütztes Arbeiten in der Hitze sogar tödlich sein kann
"sollten die Beschäftigten aufeinander achten, um bei Symptomen wie
Kopfschmerzen, Übelkeit oder unklare Beschwerden rechtzeitig Alarm zu
schlagen", so Arenz. Wer unter einer Hitzeerkrankung leidet braucht
sofort Schatten und feuchte Tücher zur Kühlung. Bewusstlose müssen in
die stabile Seitenlage gebracht werden und es muss sofort der
Rettungsdienst her - unter der Rufnummer 112.

Gefährliche UV-Strahlung

Zu intensive UV-Strahlen schädigen zudem die Erbsubstanz in den
Zellkernen der Hautzellen und schwächen die Immunabwehr. So können
sich über einen längeren Zeitraum unbemerkt bösartige Tumore bilden.
Der weiße Hautkrebs (Plattenepitelkarzinom oder multiple aktinische
Keratose) ist die häufigste gemeldete Berufskrankheit in der
Bauwirtschaft. Arenz: "Gegen UV-Strahlung kann man sich vielfältig
schützen. So durch dichtgewebte Kleidung, die Körper, Arme und Beine
bedeckt." Helm oder Kopfbedeckung müssen zusätzlich auch die Ohren und
den Nacken schützen. Und da UV-Strahlen auch für die Augen schädlich
sind, sollten UV-Schutzbrillen nach der Norm EN 166 und 172 mit
seitlicher Abschirmung genutzt werden.' Auf alle nicht bedeckten
Körperteile, wie beispielsweise das Gesicht, sollte eine
UV-Schutzcreme mit dem Lichtschutzfaktor von mindestens 30 aufgetragen
werden. Wichtig ist dabei regelmäßiges nachcremen.


Weitere Tipps zum Schutz vor Hitze und UV-Strahlen gibt die BG
BAU in der Broschüre 'Sonnenschutz auf dem Bau' unter 

www.bgbau.de

Die Anschaffung von UV-Schutzkleidung wird von der BG BAU gefördert.
Weitere Infos unter 

www.bgbau.de/praev/arbeitsschutzpraemien#uv

 * 

Quelle:

BG BAU - Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft

Pressemitteilung vom 3. Juli 2018

Hildegardstraße 29/30, 10715 Berlin

Telefon: 030 85781-0, Telefax: 030 85781-500

Internet: www.bgbau.de
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INNERE/1399: Darmkrebs - Erkrankung in jungen Jahren kann auf eine erbliche Veranlagung hindeuten (idw)


Deutsche Gesellschaft für Pathologie e.V. - 04.07.2018

Darmkrebs - Erkrankung in jungen Jahren kann auf eine erbliche Veranlagung hindeuten



Experten empfehlen erhöhte Aufmerksamkeit in Klinik und Praxis, um
Patienten mit erblichem Darmkrebs (HNPCC) sicher zu diagnostizieren.
Klinische Amsterdam- und Bethesda-Kriterien helfen bei der Erkennung
gefährdeter Patienten.

Erblicher Darmkrebs gehört zu den seltenen Karzinom-Arten. Etwa fünf bis
sieben Prozent macht der Nicht-polypöse Darmkrebs (HNPCC) aus, der mit
erhöhtem Erkrankungsrisiko für Verwandte einhergeht. Die Abkürzung steht
für die englische Bezeichnung "Hereditary Non Polyposis Colorectal
Cancer", auch Lynch-Syndrom genannt. Typisch ist das Auftreten von
Krebserkrankungen unter dem 50. Lebensjahr.

"Die Erkrankung wird verursacht durch eine Keimbahnmutation der
DNA-Reparaturenzyme. Stand des heutigen Wissens ist, dass eines der vier Gene
MLH1, MSH2, MSH6 und PMS2 eine Mutation zeigt. Dies führt auf Proteinebene
zu einem Ausfall eines oder mehrerer Reparaturenzyme, so dass durch
vermehrt auftretende Mutationen karzinomatöse Entartung die Folge ist",
erklärt Prof. Dr. Nicolaus Friedrichs, Oberarzt am Institut für Pathologie
der Uniklinik Köln.

Da die Genveränderung in allen Körperzellen vorliegt, kann die Erkrankung
auch in anderen Organen außerhalb des Darmtraktes ausbrechen - zum
Beispiel in der Gebärmutter, den Eierstöcken, im Magen, den ableitenden
Harnwegen und der Haut.

Karzinome in jungen Jahren: Bewusstsein für erbliche Erkrankungen schärfen

"Für eine frühzeitige Diagnose des HNPCC/Lynch-Syndroms brauchen wir die
Erfahrung und Unterstützung von Klinikern und Niedergelassenen, die
wissen, dass das HNPCC-Syndrom auch in anderen Organen als dem Dick- und
Dünndarm auftreten kann. So sollte zum Beispiel bei der Diagnose von
seltenen dermatologischen Tumoren wie Talgdrüsenadenomen auch an das
HNPCC-Syndrom gedacht werden, da auch dieser gutartige Tumor mit HNPCC
assoziiert sein kann. Auf diese Weise können HNPCC-Patienten frühzeitig
erkannt und eine Karzinom-Entstehung in anderen Organen durch
intensivierte Vorsorge verhindert werden", so der Kölner Pathologe.
"Prinzipiell sollte verstärkt in den Fokus rücken, dass in jungen Jahren
diagnostizierte Karzinome auf eine erbliche Veranlagung hindeuten können
und eventuell auch Familienangehörige betroffen sein können."

Amsterdam und Bethesda-Kriterien

Zur Erkennung des Lynch-Syndroms wurden klinische Kriterien definiert, die
über die Webseite des Verbundprojektes "Familiärer Darmkrebs" eingesehen
werden können (http://www.hnpcc.de/arztbroschuere.htm). Gemäß den
"Amsterdam Kriterien" müssen zum Beispiel bei der klinischen Diagnose
unter anderem mindestens drei Familienangehörige in mindestens zwei
Generationen vor dem 50. Lebensjahr an einem HNPCC-assoziierten Karzinom
erkrankt sein.

Da nicht alle Betroffenen mit nachgewiesener erblicher HNPCC-Veranlagung
die sehr strengen Amsterdam-Kriterien erfüllen, wurde mit den
Bethesda-Kriterien ein erweiterter klinischer Kriterien-Katalog definiert. Bei
Erfüllen einzelner dieser Kriterien muss dem Verdacht auf HNPCC mit
speziellen immunhistochemischen, molekularpathologischen sowie
humangenetischen Untersuchungen diagnostisch nachgegangen werden.

Verfahren der HNPCC-Diagnostik: Immunhistochemie, Molekularpathologie und Humangenetik

Wichtig ist, dass bei Verdacht auf HNPCC zunächst alle vier relevanten
Reparaturproteine, also MLH1, MSH2, MSH6 und PMS2, immunhistochemisch im
Tumorgewebe untersucht werden. "Ein Vorteil ist, dass wir innerhalb
weniger Tage die Ergebnisse vorliegen haben und mit hoher Sicherheit eine
Aussage machen können, ob ein erblicher Darmkrebs vorliegt", betont der
Kölner Experte. "Die Mikrosatellitenanalyse sichert das
immunhistochemische Ergebnis weiter ab, indem sie nach geringgradiger oder
hochgradiger Mikrosatelliteninstabilität im Tumorgewebe fahndet. Sie
stellt somit eine weitere Befundabsicherung zusätzlich zur
Immunhistochemie dar."

Jenseits der bisher bekannten Gene spielen, davon ist der Pathologe
überzeugt, auch andere Gene bei der Entstehung von HNPCC-Erkrankungen eine
Rolle. "Hier wird die Forschung in den kommenden Jahren weitere wichtige
Erkenntnisse liefern", so Prof. Friedrichs.

Das Institut für Pathologie der Uniklinik Köln ist Referenzzentrum für
erblichen Darmkrebs im Verbundprojekt "Familiärer Darmkrebs", welches
langjährig von der Deutschen Krebshilfe gefördert wird.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1942

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Pathologie e.V. - 04.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ERNÄHRUNG/1446: Forschung - Mittelmeerdiät ist gesund ... auch fernab mediterraner Gefilde (idw)


Deutsches Institut für Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke - 03.07.2018

Mittelmeerdiät ist gesund - auch fernab mediterraner Gefilde



Neue Analysen der EPIC-Potsdam-Studie zeigen, dass eine mediterrane Kost
auch außerhalb des Mittelmeerraums das Risiko für Typ-2-Diabetes senken
kann. Zudem können Menschen mit Gemüse, Obst, Olivenöl und Co
wahrscheinlich zusätzlich ihr Herzinfarkt-Risiko verringern. Die
Ergebnisse zum Zusammenhang von regionalen Diäten und chronischen
Erkrankungen haben DIfE-Wissenschaftler im Rahmen des Kompetenzclusters
NutriAct jetzt im Fachblatt BMC Medicine publiziert.

Laut aktuellem wissenschaftlichen Erkenntnisstand schützt die
Mittelmeerdiät mit reichlich Gemüse, Obst, Nüssen, Samen, Fisch,
Hülsenfrüchten, Getreide und Olivenöl sowie wenig Fleisch, Milchprodukten
und moderatem Alkoholkonsum vor Herz-Kreislauf-Erkrankungen,
Typ-2-Diabetes und Krebs. Bisher unklar war jedoch, ob die mediterrane
Kost auch innerhalb Deutschlands das Risiko für chronische Erkrankungen
senken kann. "Es handelt sich schließlich um eine regionale
Ernährungsform, die sozial und kulturell durch den Mittelmeerraum geprägt
ist", erklärt Professor Matthias Schulze, Leiter der Abteilung Molekulare
Epidemiologie am Deutschen Institut für Ernährungsforschung
Potsdam-Rehbrücke (DIfE). Er untersuchte mit seinem Team, ob die positiven Effekte
der Mittelmeerdiät trotz kultureller Unterschiede auch unter den Potsdamer
Probanden der EPIC-Studie auftraten.

Die Wissenschaftler werteten die Daten von rund 27.500 Menschen aus.
Anhand von etablierten Scores berechneten sie den Zusammenhang zwischen
dem Grad der Einhaltung der Mittelmeerdiät und dem Auftreten von
Typ-2-Diabetes, Herzinfarkt, Schlaganfall und Krebs. Studienteilnehmer,
die sich relativ strikt an die Diät hielten, hatten ein um 20 Prozent
niedrigeres Risiko, an Typ-2-Diabetes zu erkranken im Vergleich zu
Teilnehmern, die sich nur teilweise mediterran ernährten. Außerdem
beobachteten die Forscher, dass Menschen, die der Mittelmeerdiät folgten,
ein niedrigeres Risiko hatten, an Herzinfarkt zu erkranken.

Was kann die nordische Diät?

Neben der Mittelmeerdiät untersuchte das interdisziplinäre Team um Schulze
auch den Einfluss der Nordic Diet auf chronische Erkrankungen. Diese
besteht aus in Nordeuropa üblichen Lebensmitteln wie Äpfeln, Birnen,
Beeren, Wurzelgemüse, Kohl, Vollkorngetreide, Roggenbrot und
Getreideflocken. Zudem gehören Fisch, Milchprodukte, Kartoffeln und
regional typische pflanzliche Fette dazu. Die Epidemiologen beobachteten
keine klaren Beziehungen zu chronischen Krankheiten. Dennoch weisen die
Ergebnisse darauf hin, dass Menschen, die diese Ernährungsform befolgen,
seltener an einem Herzinfarkt erkranken könnten.

Ein Zusammenhang zwischen Mittelmeerdiät bzw. Nordic Diet und Krebs wurde
nicht gesehen. "Trotzdem ist es möglich, dass Mittelmeerdiät und Nordic
Diet auch innerhalb der deutschen Population das Risiko für
Krebserkrankungen senken können. Um hier Assoziationen zu sehen, müssten
wir unser Augenmerk vermutlich noch gezielter auf einzelne Krebsarten
legen", so Cecilia Galbete, Erstautorin der Studie. Ziel des Forscherteams
ist es, letztendlich allgemeingültige, kulturübergreifende und leicht
umsetzbare Ernährungsempfehlungen zu entwickeln.


Literatur:

Original-Publikation:

Galbete C, Kröger J, Jannasch F, Iqbal K, Schwingshackl L, Schwedhelm C,
Weikert C, Boeing H, Schulze MB. Nordic diet, Mediterranean diet, and the
risk of chronic diseases: the EPIC-Potsdam study. BMC Medicine 2018

(https://doi.org/10.1186/s12916-018-1082-y)

Ähnlicher Artikel:

Schulze MB, Martinez-Gonzales MA, Fung TT, Lichtenstein AH, Forouhi NG.
Food based dietary patterns and chronic disease prevention-current
understanding, areas of uncertainty and future research directions. BMJ
2018 

(https://doi.org/10.1136/bmj.k2396)


Hintergrundinformationen:

EPIC-Potsdam-Studie

Die European Prospective Investigation into Cancer and Nutrition
(EPIC)-Potsdam-Studie ist eine prospektive Kohortenstudie. Zwischen 1994 und
1998 wurden 27.548 Frauen und Männer zwischen 35 und 65 Jahren rekrutiert.
Sie haben Fragebögen zu ihren Ernährungsgewohnheiten, ihrem Lebensstil
sowie ihrem gesundheitlichen Status ausgefüllt. Diese Befragung wurde ca.
alle 3 Jahre wiederholt. Die EPIC-Potsdam-Studie ist Teil einer der
größten Langzeitstudien weltweit mit insgesamt ca. 521.000
Studienteilnehmern aus zehn europäischen Ländern. Ziel ist, den Einfluss
der Ernährung auf die Entstehung von Krebs und anderen chronischen
Erkrankungen zu erforschen.

NutriAct

Das Verbundprojekt Nutritional Intervention for Healthy Aging: Food
Patterns, Behavior, and Products - kurz NutriAct - ist ein vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) mit 12 Millionen Euro
gefördertes Kompetenzcluster der Ernährungsforschung. Zentrales Ziel ist
es, den Gesundheitsstatus der Fünfzig- bis Siebzigjährigen zu verbessern.
Verbundpartner kommen aus Wissenschaft (Ernährungswissenschaften,
Lebensmittelchemie und -technologie, Biologie, Medizin sowie Geistes- und
Sozialwissenschaften) und Wirtschaft. Der wissenschaftliche Vorstand des
Deutschen Instituts für Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke (DIfE),
Professor Tilman Grune, leitet das Verbundprojekt, an dem über 30
Forschungseinrichtungen und Unternehmen beteiligt sind.

Deutsches Institut für Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke (DIfE)

Das DIfE ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Es erforscht die Ursachen
ernährungsassoziierter Erkrankungen, um neue Strategien für Prävention,
Therapie und Ernährungsempfehlungen zu entwickeln. Zu seinen
Forschungsschwerpunkten gehören die Ursachen und Folgen des metabolischen
Syndroms, einer Kombination aus Adipositas (Fettsucht), Hypertonie
(Bluthochdruck), Insulinresistenz und Fettstoffwechselstörung, die Rolle
der Ernährung für ein gesundes Altern sowie die biologischen Grundlagen
von Nahrungsauswahl und Ernährungsverhalten. Das DIfE ist zudem ein
Partner des 2009 vom BMBF geförderten Deutschen Zentrums für
Diabetesforschung (DZD).

Leibniz Gemeinschaft

Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 93 selbständige
Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-,
Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute
widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen.
Sie betreiben erkenntnis- und anwendungsorientierte Forschung, auch in den
übergreifenden Leibniz-Forschungsverbünden, sind oder unterhalten
wissenschaftliche Infrastrukturen und bieten forschungsbasierte
Dienstleistungen an. Die Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im
Wissenstransfer, vor allem mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und
informiert Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit.
Leibniz-Einrichtungen pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen - u.a. in
Form der Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen
Partnern im In- und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und
unabhängigen Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen
Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft
gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund 19.100 Personen,
darunter 9.900 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der Gesamtetat
der Institute liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution166

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Institut für Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke - 03.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ETHIK/1265: Kritik am Bericht des IQWiG über den pränatalen Bluttest auf Trisomien (GeN)


GeN - Gen-ethisches Netzwerk e.V. - 4. Juli 2018

Gemeinsame Stellungnahme zum Bericht der IQWiG 

BioSkop Forum zur Beobachtung der Biowissenschaften und ihrer Technologien e.V. 

GeN - Gen-ethisches Netzwerk e.V.

Netzwerk gegen Selektion durch Pränataldiagnostik

"Nicht invasive Pränataldiagnostik zur Bestimmung des Risikos autosomaler Trisomien 13, 18 und 21 bei Risikoschwangerschaften":

Moratorium für den Bluttest!



Das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen
(IQWiG) hat am 26. Juni seinen Abschlussbericht zur Testqualität der
nichtinvasiven Bluttests auf Trisomie 21 veröffentlicht. Dazu und zu
dem Verfahren des Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA), in dem über die
Einführung der Tests in die Regelversorgung der gesetzlichen
Krankenkassen entschieden wird,1 nehmen wir wie folgt Stellung:

Der Abschlussbericht unterscheidet sich nur in wenigen Details von dem
im Dezember letzten Jahres veröffentlichten Zwischenbericht, den das
GeN unter der Überschrift "Technische Logik - schlecht gemacht"2
kritisiert hat. Mit dieser technischen Logik hat das Institut auch für
den Endbericht nicht gebrochen. Einige Formulierungen sind zwar
abgeschwächt worden, hier und da wurden Relativierungen eingefügt,
weiterhin werden aber lediglich zwei Szenarien entworfen:


	Der NIPT als sogenannte Zweitlinienstrategie für nach einem Ersttrimesterscreening (ETS) als Risikoschwangere definierte Frauen, wobei der G-BA über den anzunehmenden Risikofaktor entscheiden müsste.

	Der NIPT als Erstlinienstrategie für alle schwangeren Frauen, also als Screening.



Dabei sind die das IQWiG interessierenden Konsequenzen vor allem die
Fehlgeburtenrate und möglicherweise nicht erkannte Trisomien. In
Deutschland wird der ETS nicht von den Krankenkassen übernommen wird,
weil der Test für zu wenig aussagekräftig gehalten wird. Auf die
absurd erscheinende Konstruktion, eine für unzuverlässig gehaltene
Risikoeinschätzung zur Basis einer Krankenkassenleistung zu machen,
geht der Bericht nicht ein. Die Option, die NIPTs nicht in die
gesetzliche Kassenversorgung aufzunehmen, kommt ebenfalls nicht vor.
Im Unterschied zum Zwischenbericht geht das IQWiG nunmehr nicht mehr
"notwendigerweise von einer Verringerung der invasiven Untersuchungen
im Vergleich zum Status quo" aus. Das macht das Hauptargument der
Befürworter_innen der nichtinvasiven Tests und deren Einführung in die
Kassenfinanzierung - die vermeintliche Reduzierung der Fehlgeburten -
gegenstandslos.

Wir halten die Herangehensweise des G-BA für falsch! Die Bluttests
sind reine selektive Pränataldiagnostik, die keinerlei positiven
Effekt für die medizinische Versorgung der Schwangeren oder des
werdenden Kindes haben. Stattdessen verstärken immer mehr Angebote die
Ängste von Schwangeren vor einer Behinderung des werdenden Kindes,
statt diese abzubauen, beschleunigen die Angst-Kontroll-Spirale und
tragen zu einer Medikalisierung der Schwangerschaft bei.

1 Die Stellungnahme von 20 Gruppen und Organisationen anlässlich der
Sitzung des G-BA am 16. Februar 2017 findet sich unter

www.gen-ethisches-netzwerk.de/pressemitteilungen/februar-2017/keine-aufnahme-weiterer-selektiver-untersuchungen-die,

den Offenen Brief anlässlich der Eröffnung des Methodenbewertungsverfahrens am 18. August findet sich unter 

www.gen-ethisches-netzwerk.de/pressemitteilungen/august-2016/praenatale-bluttests-gehoeren-nicht-die-regelversorgung.

2 www.gen-ethisches-netzwerk.de/index.php/praenataldiagnostik/technische-logik-schlecht-gemacht.

Stellungnahme "Moratorium für den Bluttest!", 03.07.2018

Die unterzeichnenden Organisationen sind weiterhin der Meinung, dass
die Tests daher von Gesetz wegen gar nicht in die
Krankenkassenversorgung zu übernehmen sind: Das SGB V sieht vor, dass
Untersuchungen ohne medizinischen und therapeutischen Nutzen von den
Krankenkassen nicht übernommen werden dürfen. Der G-BA interpretiert
das Gesetz offenbar anders als einige Bundestagsabgeordnete und wir.3
Wir halten es daher für wünschenswert und notwendig, dass die Frage
nach der Definition eines "medizinischen Nutzens" politisch geklärt
wird, bevor der G-BA auf Grundlage des IQWiG-Berichtes zu einer
Entscheidung kommt und fordern daher, das Methodenbewertungsverfahren
zu pausieren. Wir fordern also ein Moratorium für das G-BA-Verfahren
um eine grundlegende, gesellschaftspolitische Debatte führen zu
können. Dabei wären auch die gesetzlichen Vorgaben für den G-BA zu
prüfen um sicherzugehen, dass gesellschaftlich problematische Methoden
nicht über technizistische Verfahren eingeführt werden.

Ohne die Einbeziehung von Betroffenen und ohne eine breite,
gesellschaftliche und politische Debatte, die die grundsätzliche
Wünschbarkeit einer solchen Entwicklung diskutiert, die
Medikalisierung in der Schwangerenvorsorge thematisiert und im
emanzipatorischen Sinn der Behindertenbewegung Diskriminierungen
hinterfragt, sollten keine weiteren Schritte zur Ausweitung der
pränatalen Diagnostik möglich sein. Diese Debatte muss vor dem
Hintergrund der UN-Behindertenrechtskonvention und der damit
einhergehenden Verpflichtungen geführt werden.

Wir begrüßen allerdings, dass die Tests auf die Trisomien 13 und 18
mit diesem Bericht aus dem Verfahren entfernt wurden. Als der G-BA das
Erprobungsverfahren 2016 in ein Methodenbewertungsverfahren
umwandelte, fügte er selbs tändig die Trisomien 13 und 18 zu der
Fragestellung hinzu. In dem ursprünglichen Antrag der Hersteller des
NIPT waren sie nicht enthalten. Der Endbericht spricht keine
Empfehlung für die Tests auf diese Trisomien aus, da für eine
Beurteilung der Qualität dieser Tests die Datenlage zu schlecht sei.
Dies bedeutet immerhin eine erwartbare Verzögerung der
Finanzierungsausweitung für die NIPTs, die nach Behinderungen mit
geringen Fallzahlen suchen.

Darauf können und wollen wir uns jedoch nicht verlassen und
fordern: 


	Keine Ausweitung der selektiven Pränataldiagnostik!

	Keine Aufnahme weiterer selektiver Untersuchungen ohne therapeutischen und medizinischen Nutzen in die Regelversorgung!

	Statt dessen eine breite politische gesellschaftliche Debatte über die Sinnhaftigkeit selektiver Pränataldiagnostik unter Beteiligung der Betroffenen, d.h. die Personengruppen, nach deren "Abweichung" pränatal systematisch gesucht wird, müssen in die Diskussion mit einbezogen werden!

	Überprüfung der gesetzlichen Vorgaben für die Entscheidungskompetenzen und -kriterien des G-BA!



3 Offener Brief von Hubert Hüppe, Corinna Rüffer, Dagmar Schmidt und
Kathrin Vogler am 17. August 2016 anlässlich der 91.
öffentlichen G-BA Sitzung am 18. August 2016.

Stellungnahme "Moratorium für den Bluttest!", 03.07.2018


UnterstützerInnen

BioSkop Forum zur Beobachtung der Biowissenschaften und ihrer Technologien e.V.

www.bioskop-forum.de

GeN - Gen-ethisches Netzwerk e.V.

www.gen-ethisches-netzwerk.de

Netzwerk gegen Selektion durch Pränataldiagnostik

www.netzwerk-praenataldiagnostik.de

 * 

Quelle:

GeN - Gen-ethisches Netzwerk e.V.

Pressemitteilung vom 4. Juli 2018

Stephanstraße 13, 10559 Berlin

Telefon: 030 / 684 70 73, Fax: 030 / 684 11 83

E-Mail: gen@gen-ethisches-netzwerk.de

Internet: www.gen-ethisches-netzwerk.de
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MELDUNG/922: So kann die "Konzertierte Aktion Pflege" gelingen (idw)


Universität Witten/Herdecke - 04.07.2018

So kann die "Konzertierte Aktion Pflege" gelingen

Pflegewissenschaftlerin der Uni Witten/Herdecke: "Eine
Gesundheitseinrichtung als rein renditeorientierten Wirtschaftsbetrieb zu
führen, ist unmoralisch"



Personalnot, schlechte Arbeitsbedingungen und eine enge Taktung bei den
Patientenkontakten bestimmen den Alltag der Pflegekräfte in Deutschland.
Angesichts dieser Probleme hat die Bundesregierung nun die "Konzertierte
Aktion Pflege" gestartet, mit der Gesundheitsminister Jens Spahn (CDU),
Familienministerin Franziska Giffey und Arbeitsminister Hubertus Heil
(beide SPD) die Situation verbessern möchten. Prof. Dr Ulrike Höhmann,
Inhaberin des Lehrstuhls für multiprofessionelle Versorgung chronisch
kranker Menschen an der Universität Witten/Herdecke (UW/H), erläutert,
worauf es ankommen wird, wenn die Probleme des Gesundheitssystems wirklich
gelöst werden sollen.

"Der erste Schritt muss es sein, zunächst einmal die Rahmenbedingungen der
Arbeit der Pflegekräfte zu verbessern. Das heißt: Wir benötigen mehr
Personal, es darf keine unplanbaren Dienstzeiten mehr geben, d.h.die
Pflegenden dürfen nicht ständig aus ihrer Freizeit heraus wieder in den
Betrieb beordert werden." Dazu gehöre ebenfalls, dass die gut
ausgebildeten Pflegekräfte die Fähigkeiten, die sie in ihrer Ausbildung
gelernt hätten, im Alltag auch umsetzen könnten. Prof. Höhmann: "In einer
Studie haben wir herausgefunden, dass viele Pflegekräfte ihrem Beruf
irgendwann den Rücken zukehren, weil ihr Arbeitsalltag sich nicht mit
ihrem professionellen Ethos verbinden lässt. Es muss Zeit bleiben, mit den
Patienten zu sprechen, ihnen in Ruhe beim Essen zu helfen, mit ihnen
aufzustehen und herumzulaufen, mit Angehörigen in Ruhe zu sprechen, sie zu
informieren und zu beraten. Das wird aber nur gelingen, wenn sich die
Gesundheitseinrichtungen wieder darauf besinnen, wofür sie eigentlich da
sind." So dürfe es nicht Hauptziel einer Einrichtung sein, mit der Pflege
Geld zu verdienen. "Es muss darum gehen, Menschen ein lebenswürdiges Leben
zu ermöglichen. Die Privatisierung von Gesundheitseinrichtungen mit dem
Ziel, damit möglichst viel Rendite zu machen, sind damit nicht vereinbar",
so Prof. Höhmann. So sei es bedenklich, wenn in Anzeigen für besonders
effiziente Geldanlagen Gesundheitseinrichtungen mit einer anvisierten
Rendite von 4-6 Prozent im Moment recht weit oben rangierten. "Es geht
nicht darum, dass mit Pflege kein Geld verdient werden soll", sagt
Höhmann. Allerdings müsse sich dies in einem engen Rahmen halten und das
grundlegende Ziel ein anderes sein. "Um es klar zu sagen: Wenn
Gesundheitseinrichtungen als rein renditeorientierter Wirtschaftsbetrieb
geführt werden, dann ist das schlicht unmoralisch. Für mich gehört die
Gesundheit zu den Grundbedürfnissen der Menschen, so wie Luft, Wasser und
Nahrung. Das darf nicht einem reinen Gewinnstreben untergeordnet werden."

In einem weiteren Schritt müsse es darum gehen, die Pflegeberufe allgemein
attraktiver zu machen. "Die Pflege muss auch Menschen, die Karriere machen
möchten, Angebote machen", so Höhmann. "Dazu braucht es nicht nur eine
weitere Akademisierung der Pflege, sondern vor allem auch akademisierte
Tätigkeiten, die das Personal ausüben kann. Sie müssen die Dinge, die sie
im Studium gelernt haben, auch anwenden und autonom umsetzen dürfen."
Dabei solle es aber auch nicht darum gehen, unqualifizierten Menschen aus
der Pflege auszuschließen. "Es muss aber die Möglichkeit geben, sich
weiter zu qualifizieren und neue Qualifikationsstufen zu erreichen. Wir
brauchen eine klare Aufgabentrennung, nach Qualifikationsstufen. Da ist
dann für alle Platz. Und auch das allein hilft nichts, wenn es keine
Arbeitsplätze gibt, wo Pflegende ihr Wissen auch einsetzen können. Sonst
bleibt es bei der Situation, dass manche Pflegende zwar studiert haben,
aber nicht entsprechend bezahlt und dann auch noch sachfremd eingesetzt
werden. Im Moment sind viele ausgebildete Pflegekräfte oft genug nur damit
beschäftigt, Hilfskräfte anzuweisen. Diese wiederum fühlen sich dann
häufig überfordert - und die ausgebildeten Pflegenden fehlplatziert. Hier
muss noch viel passieren."

Der falsche Weg wäre laut der Pflegewissenschaftlerin, nun in großem
Maßstab vergleichsweise kostengünstige Pflegekräfte aus anderen Ländern
nach Deutschland zu holen. "Das wird das grundlegende Problem nicht
lösen", sagt sie. "Vielmehr muss es darum gehen, den Beruf wieder so
attraktiv zu machen, dass auch hierzulande die Menschen wieder bereit
sind, eine Ausbildung in diesem Bereich zu absolvieren oder in ihren
ursprünglichen Beruf zurückzukehren."


Über uns:

Die Universität Witten/Herdecke (UW/H) nimmt seit ihrer Gründung 1982 eine
Vorreiterrolle in der deutschen Bildungslandschaft ein: Als
Modelluniversität mit rund 2.500 Studierenden in den Bereichen Gesundheit,
Wirtschaft und Kultur steht die UW/H für eine Reform der klassischen Alma
Mater. Wissensvermittlung geht an der UW/H immer Hand in Hand mit
Werteorientierung und Persönlichkeitsentwicklung.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution226
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Witten/Herdecke - 04.07.2018
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DIABETES/2023: Neue Leitlinie "Chirurgie der Adipositas und metabolischer Erkrankungen" (DDG)


Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG) - 4. Juli 2018

Neue Leitlinie "Chirurgie der Adipositas und metabolischer Erkrankungen":

Magen-OP bei geeigneten Diabetespatienten künftig schneller möglich



Berlin - Über die Hälfte der Erwachsenen in Deutschland hat
Übergewicht, ein Viertel der Bevölkerung ist adipös und damit
krankhaft übergewichtig. Die Betroffenen leiden häufig an einem
Typ-2-Diabetes und sind auch zudem einem hohen Risiko für Erkrankungen
wie Herzinfarkt und Schlaganfall ausgesetzt. Nun kann Patienten mit
einem Body-Mass-Index (BMI) über 40 kg/m² zur Verbesserung des
Stoffwechsels künftig schneller zur Magenoperation geraten werden.

Diese Empfehlung ist ein zentraler neuer Punkt der aktualisierten
S3-Leitlinie "Chirurgie der Adipositas und metabolischer
Erkrankungen", an der die Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG)
mitgewirkt hat. Erstmals wurde hierbei die metabolische Chirurgie
berücksichtigt. Zu den Standardverfahren zählen die
Magen-Bypass-Operation - dabei wird der Magen durch einen Teil des
Dünndarms überbrückt - sowie Verkleinerungen des Magenvolumens zu
einem sogenannten Schlauchmagen.

Künftig steht bei diesen Operationen weniger der alleinige
Gewichtsverlust im Vordergrund, sondern eine Verbesserung des
Stoffwechsels und Gesundheitszustandes zugunsten der Lebensqualität
und Lebenserwartung. "Diese Richtungsänderung ermöglicht, die
Kostenübernahme metabolischer Operationen einfacher und
patientenorientierter zu gestalten, die hoffentlich zur Regelleistung
der Gesetzlichen Krankenkassen werden", betont DDG-Präsident Professor
Dr. med. Dirk Müller-Wieland. Die Leitlinie sei ein Instrument zur
Optimierung der Behandlung von Adipositas und metabolischen
Erkrankungen, insbesondere des Typ-2-Diabetes.

Patienten mit einem Typ-2-Diabetes und Adipositas dritten
Grades - also einem BMI über 40 kg/m² - brauchen nun keinen Nachweis
mehr erbringen, dass die Möglichkeiten der Gewichtsregulierung
ausgeschöpft sind und nur noch die metabolische Operation helfen kann.
Da davon ausgegangen wird, dass die Patienten im Rahmen von
Schulungsprogrammen ausreichende Kenntnis über Lebensstiltherapie und
Ernährung erhalten haben, können sie künftig sofort operiert werden.
Der Eingriff ist auch für Diabetespatienten mit einem BMI über 35
kg/m² empfehlenswert, wenn sich die diabetesspezifischen Therapieziele
durch Medikamente und Lebensstiländerungen wie Ernährungsumstellung
und Bewegung nach Einschätzung der behandelnden Diabetologen nicht
erreichen lassen. Bei einem BMI über 50 kg/m² ohne Begleiterkrankungen
kann ebenfalls sofort operiert werden.

Studien zeigen, dass die metabolische Chirurgie unmittelbar nach dem
Eingriff zu einer Verbesserung des Glukose- und Insulinstoffwechsels
führt, obwohl noch gar keine Gewichtsabnahme eingetreten ist. Die
Normalisierung des Blutzuckerspiegels ist auf eine starke Reduktion
der Kalorienaufnahme und Veränderungen der Produktion von Hormonen des
Magen-Darm-Traktes zurückzuführen. Patienten können dann die
Insulindosis reduzieren oder ganz auf Medikamente verzichten.

"Für krankhaft übergewichtige Diabetespatienten kann die Operation ein
lebensrettender Ausweg aus einem langen Martyrium sein", sagt
Professor Dr. med. Jens Aberle, Ärztlicher Leiter des
Adipositas-Centrums am Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf und
Co-Autor der Leitlinie. Bei schwerer Adipositas gelingt es nur in
wenigen Einzelfällen, durch Ernährungsumstellung und mehr Bewegung das
Gewicht zu reduzieren - und somit auch das hohe Risiko für
Bluthochdruck, Herzerkrankungen und Nierenschäden. "Die metabolische
Chirurgie ist für Patienten mit schwer kontrollierbaren
Blutzuckerwerten daher eine effektive antidiabetische Therapie",
betont Aberle. Sie vermeidet zudem hohe Kosten für das gesamte
Gesundheitssystem, die durch die Behandlung der Adipositas bedingten
Folgeerkrankungen entstehen.

Laut Leitlinie ist die strukturierte Nachsorge durch Experten auch
nach dem operativen Eingriff bedeutend. Dazu zählen die Kontrolle der
Gewichtsentwicklung, der Laborwerte und des Ernährungsverhaltens sowie
die Teilnahme an Selbsthilfegruppen und eine psychologische
Begleitung.


Quellenangaben:

AWMF-Register Nr. 088-001 (2018); 

S3-Leitlinie: Chirurgie der Adipositas und metabolischer Erkrankungen:


http://www.awmf.org/uploads/tx_szleitlinien/088-001l_S3_Chirurgie-Adipositas-metabolische-Erkrankugen_2018-02.pdf


Über die Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG):

Die Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG) ist mit mehr als 9.000
Mitgliedern eine der großen medizinisch-wissenschaftlichen
Fachgesellschaften in Deutschland. Sie unterstützt Wissenschaft und
Forschung, engagiert sich in Fort- und Weiterbildung, zertifiziert
Behandlungseinrichtungen und entwickelt Leitlinien. Ziel ist eine
wirksamere Prävention und Behandlung der Volkskrankheit Diabetes, von
der mehr als sechs Millionen Menschen in Deutschland betroffen sind.
Zu diesem Zweck unternimmt sie auch umfangreiche gesundheitspolitische
Aktivitäten.

 * 

Quelle:

Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG)

Pressemitteilung vom 4. Juli 2018

Geschäftsstelle

Reinhardtstr. 31, 10117 Berlin

Telefon: 030 3116937-11, Fax: 030 3116937-20

E-Mail: info@ddg.de

Internet: www.deutsche-diabetes-gesellschaft.de
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REISEMEDIZIN/115: Die richtige Bluthochdruckeinstellung, auch im Urlaub! (idw)


Deutsche Hochdruckliga - 04.07.2018

Die richtige Bluthochdruckeinstellung, auch im Urlaub!



Eine optimale Blutdruckeinstellung ist wichtig - auch im Urlaub. Eine
wichtige Botschaft, denn manche Patienten machen auch einfach
"Medikamentenferien", was regelrecht gefährlich werden kann. Die richtige
Bluthochdruckeinstellung ist aber nicht nur eine Frage der inneren
Einstellung, sondern auch der Information und Organisation: Was ist bei
einem Langstreckenflug zu beachten? Und wie verhält sich der Blutdruck bei
hohen Temperaturen? Was muss ich bei der Tabletteneinnahme im Sommer
beachten? So kommen Blutdruckpatienten "ohne Druck" und gesundheitliche
Komplikationen durch den Hochsommer und die Feriensaison.

Bei hohen Temperaturen im Sommer ist der Blutdruck in der Regel niedriger
als in den Wintermonaten: Die Blutgefäße erweitern sich bei Hitze, es
kommt zu vermehrten Verlusten von Kochsalz und Wasser beim Schwitzen und
in der Folge fällt der Druck ab. Das kann zur Folge haben, dass bei
einigen Patienten die "normale" Dosis der blutdrucksenkenden Medikamente
bei Hitzeperioden zu hoch ist und es unter Umständen zu Schwindel,
Müdigkeit und Schwäche kommen kann. Wenn sich eines dieser Symptome bei
Hochdruckpatienten im Sommer einstellt, ist die Wahrscheinlichkeit hoch,
dass die Blutdruckmedikamente für die Jahreszeit zu stark dosiert sind.
"Mit der täglichen Blutdruckmessung haben die Patienten den Werteverlauf
im Blick und sehen, wenn der Blutdruck stärker als sonst abgefallen ist,
obwohl sie die Medikamente wie gewohnt eingenommen haben. Das ist der
Grund, warum wir die tägliche Selbstmessung vor allem in den Sommermonaten
empfehlen", erklärt Professor Bernhard Krämer, Präsident der Deutschen
Hochdruckliga e.V. DHL® | Deutsche Gesellschaft für Hypertonie und
Prävention. Ist der Blutdruck deutlich niedriger als üblich bei gleicher
Medikamenteneinnahme, empfiehlt Prof. Krämer den Gang zum Hausarzt. Der
kann dann einen neuen Dosierungsplan für die heißen Tage erstellen.
"Patienten sollten es erst gar nicht so weit kommen lassen, dass ihr
Blutdruck im Sommer (oder im Urlaub) unter normaler Dosierung zu stark
abfällt, dass sich Symptome wie Schwindel entwickeln", so der Experte.
Gerade wenn ein Urlaub in warmen Gefilden geplant ist, sollte das vorab
mit dem Hausarzt besprochen werden. "Vor Ort ist es immer schwierig, einen
Arzt zu finden, zumal oft auch Verständigungsschwierigkeiten dazu kommen.
Außerdem möchte man den Urlaub ja auch genießen und nicht beim Arzt
sitzen". Daher empfiehlt es sich also, vorher mit den Arzt zu sprechen und
einen reduzierten Einnahmeplan dabei zu haben, für den Fall, dass der
Blutdruck unter der normalen Blutdruckmedikation zu weit abfällt. "Ein
Blutdruckmessgerät gehört bei Patienten mit Bluthochdruck sowieso ins
Reisegepäck", so der Experte, "denn Bluthochdruck macht keine Ferien!"

Will man keine gefährlichen Folgekrankheiten wie Schlaganfall oder
Herzinfarkt riskieren, muss der Blutdruck ganzjährig gut eingestellt sein.
"Die tägliche Kontrollmessung ist dafür wichtig, aber auch die regelmäßige
Einnahme der Tabletten, und zwar ohne Pause. Patienten sollten
sicherstellen, dass sie ihre Medikamente im Urlaub dabeihaben - und zwar
in ausreichender Menge. Wenn's knapp wird, lieber noch schnell ein Rezept
beim Hausarzt anfordern und gut vorbereitet auf die Reise gehen, als dass
es einem im Urlaub schlecht geht.

Beim Thema "Langzeitflüge" muss darüber hinaus beachtet werden, dass es
durch die Zeitverschiebung zu Änderungen kommen kann. Grundsätzlich sind
alle Flüge, die zu einem Zeitunterschied von bis zu 3 Stunden führen,
problemlos, da muss bei der Einnahme nichts geändert werden. Wer seine
Blutdruckmedikamente morgens um 9 Uhr einnimmt, kann sie dann auch im
Urlaubsziel zur Ortszeit 9 Uhr einnehmen.

Bei Langstreckenflügen, die zu einem Zeitunterschied von mehr als 3
Stunden führen, kommt es darauf an, in welche Richtung man fliegt. Eine
Zeitverschiebung von mehr als 3 Stunden bei Flügen in Richtung Osten führt
dazu, dass der Reisetag deutlich verkürzt ist. Bleibt man an dem Tag beim
normalen Einnahmeschema, kann das zu einer Überdosierung der Medikamente
führen, eine Reduktion der Standardmedikation oder Verschiebung des
Einnahmezeitpunktes sollte also erwogen werden. Umgekehrt kommt es bei
langen Flügen in Richtung Westen zu einer Verlängerung des Tages, die
eventuell eine Zusatzdosis notwendig macht. Vor einem Langstreckenflug
sollten sich Bluthochdruck-Patienten von ihrem Hausarzt beraten lassen,
wie sie während des Flugs und auf der Reise ihre Medikamente einnehmen
sollten.

Wichtiger Tipp zum Schluss: Nehmen Sie Ihre Medikamente immer im
Handgepäck mit. Denn sollte einmal der Koffer verloren gehen, ist
sichergestellt, dass Sie das Wichtigste, Ihre Medikamente, bei sich haben!
Da einige Länder restriktive Zoll-Einfuhrbestimmungen haben, empfiehlt es
sich auch, eine Bescheinigung des Arztes mitzuführen, die bestätigt, dass
die Medikamente für den eigenen Gebrauch sind. Der ADAC bietet ein
entsprechendes mehrsprachiges Formular an, dass vorm Urlaub vom Arzt
ausgefüllt werden muss, siehe: 

https://www.adac.de/_mmm/pdf/Formular-Aerztliches-Attest_Texteingabe_290174.pdf


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.hochdruckliga.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution816
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RHEUMA/276: Neue Leitlinie zur Behandlung der rheumatoiden Arthritis (idw)


Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e.V. - 03.07.2018

Neue Leitlinie zur Behandlung der rheumatoiden Arthritis



Eine frühzeitige und gezielte Therapie kann bei Menschen mit rheumatoider
Arthritis (RA) die Zerstörung der Gelenke häufig verhindern. Die Deutsche
Gesellschaft für Rheumatologie (DGRh) zeigt in einer neuen Leitlinie auf,
wie die Behandlung trotz knapper Ressourcen erfolgen muss. Besonders
wichtig sind erste Kontrolltermine schon nach sechs Wochen und eine
gezielte Behandlung anstelle langfristiger Kortisontherapie. Heute wird
die S2e-Leitlinie "Behandlung der rheumatoiden Arthritis mit
krankheitsmodifizierenden Medikamenten (DMARDs)" online veröffentlicht.

Auf dem 46. Kongress der DGRh im September in Mannheim stellen die Autoren
sie umfassend vor.

In Deutschland sind rund 550.000 Erwachsene von einer rheumatoiden
Arthritis betroffen. Sie ist die häufigste entzündlich-rheumatische
Erkrankung. Die chronische Gelenkentzündung verläuft in Schüben und kann
bis zu Gelenkverformungen oder gar kompletten Gelenkzerstörungen führen.
Die Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie hatte zuletzt im Jahr 2012
eine Leitlinie zur Behandlung der rheumatoiden Arthritis veröffentlicht.
Schon damals forderte die DGRh, die Therapie innerhalb der ersten drei
Monate nach dem Einsetzen der Beschwerden zu beginnen. Die Patienten
sollten dabei nicht nur entzündungshemmende Mittel wie Kortison erhalten,
sondern auch sogenannte "Disease-modifying anti-rheumatic drugs" (DMARDs),
krankheitsmodifizierende Medikamente: Diese können den Krankheitsverlauf
verlangsamen und eine Zerstörung der Gelenke verhindern. "Dies gelingt
aber nur, wenn die Patienten regelmäßig untersucht werden und bei einer
fehlenden Verbesserung ein frühzeitiger Wechsel des DMARDs erfolgt",
erläutert Professor Dr. med. Christoph Fiehn vom Medical Center
Baden-Baden, Erstautor der Leitlinie und diesjähriger Kongresspräsident des
Rheumatologen-Kongresses in Mannheim. Das Ziel der Behandlung bleibt dabei
das Erreichen einer Remission, also das völlige Verschwinden der
Krankheitsaktivität oder, wenn das nicht möglich ist, zumindest die
niedrigmöglichste Krankheitsaktivität.

Das Prinzip "Treat-to-Target", das für eine zielgenaue Behandlung mit
DMARDs steht, hat sich seit den letzten Empfehlungen nicht flächendeckend
durchgesetzt. Nach aktuellen Zahlen weist ein Drittel der Patienten mit
rheumatoider Arthritis nach zwei Jahren noch eine mäßige bis hohe
Krankheitsaktivität auf, und jeder zweite dieser Patienten wird
hochdosiert mit Kortison behandelt. "Diese Patienten haben ein erhöhtes
Risiko auf Infektionen, Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Osteoporose",
warnt der Experte.

An medikamentösen Alternativen zu Kortison fehlt es nicht. Zu den
konventionellen synthetischen DMARD-Medikamenten wie Methotrexat (MTX) und
den biologischen DMARD sind in den letzten Jahren zwei gezielte
synthetische DMARDs mit den Wirkstoffen Baricitinib und Tofacitinib,
hinzugekommen. "Ein Grund für den seltenen Einsatz sind vermutlich die
hohen Preise für diese Medikamente", vermutet Professor Fiehn. Die neue
S2e-Leitlinie berücksichtige diese Bedenken. Die Therapie solle mit
Methotrexat beginnen. "Bei vielen Patienten gelingt es, die Krankheit
allein mit MTX zu kontrollieren", sagt Professor Fiehn. Bei Patienten, die
MTX nicht vertragen, könnten Ärzte zunächst günstige, synthetische DMARDs
wie Leflunomid oder Sulfasalazin anwenden.

Wichtig sei allerdings, dass die Wirksamkeit der Erstbehandlung frühzeitig
kontrolliert wird. Die neue Leitlinie fordert daher einen ersten
Kontrolltermin bereits nach sechs Wochen, statt wie bisher nach 12 Wochen.
"Nach sechs Wochen sollten die Verträglichkeit und die Adhärenz, also die
Therapietreue des Patienten, und auch die Richtigkeit der Dosierung
kontrolliert werden", erläutert Professor Dr. med Hanns-Martin Lorenz,
Präsident der DGRh und Leiter der Sektion Rheumatologie am
Universitätsklinikum Heidelberg. Bei weiteren Kontrollen nach drei Monaten
sollte dann eine messbare Verbesserung eingetreten und nach sechs Monaten
das Therapieziel erreicht worden sein. Je nach Ansprechen und
Prognosefaktoren könne der Arzt dann ein anderes DMARD verordnen, zwei
konventionelle Präparate kombinieren oder aber eine Behandlung mit den
biologischen oder gezielt synthetischen DMARD beginnen.

Ein wichtiges Ziel der Empfehlungen zur rheumatoiden Arthritis bleibt die
frühzeitige Senkung der Kortison-Dosis, idealerweise bis zum kompletten
Absetzen. Noch immer verordnen viele Ärzte ihren Patienten dauerhaft
Kortison in einer niedrigen Dosis. Professor Fiehn warnt: "Es gibt keinen
Beweis, dass Kortison in niedriger Dosierung ungefährlich ist oder bei
einer optimierten DMARD-Therapie einen zusätzlichen Nutzen mit sich
bringt."

Einige Rheumapatienten werden unter einer optimierten Therapie auf Dauer
beschwerdefrei. Die S2e-Leitlinie gibt daher erstmals Empfehlungen zur
"Deeskalation", einem Senken der Medikamente. Das ist nur möglich, wenn
die Patienten kein Kortison mehr einnehmen und seit sechs Monaten
beschwerdefrei sind. Die neue Leitlinie geht zudem auch erstmalig in
separaten Kapiteln auf den Einfluss von Lebensstilmodifikationen und das
Thema der gemeinsamen Entscheidungsfindung von Patient und behandelndem
Arzt ein.

Die S2e-Leitlinie erscheint heute als Online-Publikation. Wie sich die
Behandlungswirklichkeit von Patienten mit rheumatoider Arthritis durch die
Empfehlungen der neuen Leitlinie verbessern lässt, darüber diskutieren
Experten auf dem 46. Kongress der Deutschen Gesellschaft für Rheumatologie
(DGRh) vom 19. bis 22. September 2018 in Mannheim.


Literatur:

Fiehn, C., Holle, J., et al. Z Rheumatol (2018) 77(Suppl 2): 34.

https://doi.org/10.1007/s00393-018-0481-y

Über die DGRh

Die DGRh ist mit mehr als 1.400 Mitgliedern die größte
medizinisch-wissenschaftliche Fachgesellschaft in Deutschland im Bereich der
Rheumatologie. Sie repräsentiert hierzulande seit 90 Jahren die
rheumatologische Wissenschaft und Forschung und deren Entwicklung. Als
gemeinnütziger Verein arbeitet die DGRh unabhängig und ohne Verfolgung
wirtschaftlicher Ziele zum Nutzen der Allgemeinheit.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://doi.org/10.1007/s00393-018-0481-y

www.dgrh.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution524
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MELDUNG/433: Hämophilie A und Sialorrhö - Vergleichstherapien nicht umgesetzt, Zusatznutzen nicht belegt (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 04.07.2018

Hämophilie A und Sialorrhö: Vergleichstherapien nicht umgesetzt, Zusatznutzen nicht belegt

Aktuelle Versorgungsstandards in Studien nicht umgesetzt



Von den vier Dossierbewertungen, die das Institut für Qualität und
Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) am 2. Juli veröffentlicht
hat, haben zwei eine auffällige Gemeinsamkeit, bei völlig
unterschiedlichen Indikationen: In beiden Fällen ist ein Zusatznutzen
mangels geeigneter Studiendaten nicht belegt, obwohl es randomisierte
kontrollierte Studien (RCTs) gibt, in denen die Wirkstoffe Effekte
zeigten. Der Grund: Die Behandlung in den Vergleichsarmen der Studien
blieb hinter den heutigen Versorgungsstandards zurück und entsprach nicht
der zweckmäßigen Vergleichstherapie, die der Gemeinsame Bundesausschuss
(G-BA) für die jeweilige frühe Nutzenbewertung festgelegt hat.

Emicizumab bei Hämophilie A

Eine Hämophilie kann entweder prophylaktisch behandelt werden oder nur im
Bedarfsfall, also etwa nach einem Stoß oder Sturz. Emicizumab ist der
erste monoklonale Antikörper, der für Patienten mit Hämophilie A und
Faktor-VIII-Hemmkörpern zugelassen wurde, und zwar nur zur
Routineprophylaxe. Gerinnungsfaktoren werden dagegen sowohl zur Prophylaxe
als auch bei Bedarf verabreicht. Bei einer Behandlung mit
Gerinnungsfaktoren können Hemmkörper auftreten, die eine Modifikation der
Behandlung erforderlich machen. Häufig werden dann sogenannte
Bypassing-Wirkstoffe eingesetzt, die die übliche Gerinnungskaskade umgehen
("Bypass") und daher nicht von den Hemmkörpern beeinflusst werden. Auch
Emicizumab führt zu einer veränderten und von den Hemmkörpern
unbeeinflussten Aktivierung der Blutgerinnung.

Die bisher bei Hemmkörpern eingesetzten Arzneimittel werden intravenös
injiziert, während Emicizumab einmal wöchentlich subkutan verabreicht
wird. Daher setzen viele Betroffene Hoffnungen auf den neuen Wirkstoff.

Der Hersteller postuliert einen Zusatznutzen und begründet das unter
anderem mit einem randomisierten kontrollierten Vergleich zwischen
Emicizumab und einer Bedarfsbehandlung mit herkömmlichen Präparaten im
Rahmen der Studie HAVEN1. Der G-BA hat jedoch ausdrücklich eine
Routineprophylaxe zur zweckmäßigen Vergleichstherapie bestimmt, da diese
nach derzeitigem Wissensstand Vorteile gegenüber einer Bedarfsbehandlung
hat. Daher lässt sich aus HAVEN1 kein Zusatznutzen ableiten. Auch die
zusätzlich angeführten indirekten Vergleiche sind dafür nicht geeignet.

Glycopyrroniumbromid bei erhöhtem Speichelfluss

Kinder und Jugendliche mit einer chronischen neurologischen Erkrankung wie
einer Zerebralparese haben oft einen stark erhöhten Speichelfluss. Bislang
war für diese Indikation in Deutschland kein Arzneimittel zugelassen.
Therapien, die das Herunterschlucken des Speichels fördern, können aber zu
Verbesserungen führen - etwa Logopädie und Ergotherapie.

Als zweckmäßige Vergleichstherapie hat der G-BABest supportive Care (BSC)
festgelegt. Darunter versteht man eine unterstützende, auf die einzelnen
Patienten abgestimmte Behandlung zur Linderung der Symptome und
Verbesserung der Lebensqualität. Der Hersteller des neuen Wirkstoffs
Glycopyrroniumbromid führt für den postulierten Zusatznutzen zwei
placebokontrollierte RCTs und eine weitere Studie an. In den
Studienunterlagen deutet aber nichts darauf hin, dass die Kinder und
Jugendlichen eine unterstützende Begleitbehandlung erhalten haben. Auch
aus der dritten Studie, in der es keinen Vergleichsarm gab, lässt sich ein
Zusatznutzen nicht ableiten.

Bei der Studienplanung schon an die frühe Nutzenbewertung denken

"Um mit dem Positiven zu beginnen: Hier bestätigt sich, dass RCTs auch bei
relativ seltenen Erkrankungen machbar sind, und zwar auch mit Kindern und
Jugendlichen", erklärt dazu Stefan Lange, stellvertretender Leiter des
IQWiG. "Und die neuen Wirkstoffe zeigen in diesen Studien deutliche
Effekte." Umso bedauerlicher sei es, dass in den Hersteller-Dossiers auch
sieben Jahre nach Einführung der frühen Nutzenbewertung immer noch Studien
angeführt werden, in denen die Kontrollgruppen nicht dem
Versorgungsstandard entsprechend behandelt wurden. "Die Patientinnen und
Patienten in den Vergleichsarmen der Studien haben nicht die bestmögliche
Behandlung erhalten, nämlich eine Prophylaxe bei der Hämophilie und
beispielsweise Logopädie oder Ergotherapie bei der Sialorrhö. Solche
Studien sind grundlegend ungeeignet für die Ableitung eines
Zusatznutzens."

G-BA beschließt über Ausmaß des Zusatznutzens

Die Dossierbewertungen sind Teil der frühen Nutzenbewertung gemäß
Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz (AMNOG), die der G-BA verantwortet.
Nach Publikation der Dossierbewertungen führt der G-BA
Stellungnahmeverfahren durch und fasst Beschlüsse über das Ausmaß des
jeweiligen Zusatznutzens.

Einen Überblick über die Ergebnisse der Nutzenbewertungen des IQWiG geben
folgende Kurzfassungen. Auf der vom IQWiG herausgegebenen Website
gesundheitsinformation.de finden Sie zudem allgemein verständliche
Informationen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906
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ENTWICKLUNG/1382: Hightech-Zahnersatz - Mit Nanotechnik gegen Bakterien (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 04.07.2018

Hightech-Zahnersatz: Mit Nanotechnik gegen Bakterien



Gefäßerweiternde Stents, "Labs-on-Chip" für Analysen auf kleinster Fläche,
3-D-Zellkultursysteme für die Geweberekonstruktion: Mikrotechnik wird für
die Medizintechnik immer wichtiger. Auch in der Implantologie öffnet sie
neue Potenziale. Wissenschaftler des Karlsruher Instituts für Technologie
(KIT) haben gemeinsam mit Experten für Zahnimplantate eine
nanostrukturierte Oberfläche entwickelt, welche die Wundheilung nach der
Implantation künftig beschleunigen und besser gegen den Einfall von
Bakterien schützen kann.

"Mikrotechnik kann Zahnimplantate nachhaltig verbessern", sagen Professor
Andreas Guber und Dr. Ralf Ahrens, die am Institut für
Mikrostrukturtechnik (IMT) des KIT die Forschungsgruppe "Biomedizinische
Mikrotechnik" (BioMEMS) leiten. Moderne Zahnimplantate bestehen aus einer
Titan-Schraube, die als Wurzelersatz in den Kieferknochen eingebracht
wird, einem damit verbundenen "Stützpfeiler" - auch "Abutment" genannt -
aus Titan für den Zahnersatz und der sichtbaren Zahnkrone. Titan ist das
Material der Wahl. Es ist biokompatibel und sorgt für ein gutes Einwachsen
der Schraube in den Knochen, die so genannte Osseointegration.
Optimierungen von Zahnimplantaten fokussierten sich bislang vor allem auf
die Titanoberfläche der Schraube, um diesen Prozess weiter zu verbessern.
Problematisch ist aber, dass Zahnimplantate sich auch nach erfolgreicher
Osseointegration entzünden können.

Haupteinfallstor für Bakterien ist das Abutment. An diesem Implantteil
wächst das Zahnfleisch häufig nicht richtig an. Dadurch können sich
Taschen bilden, über die Bakterien bis zum Kieferknochen gelangen und dort
Entzündungen hervorrufen können. In diesem Fall bleibt in der Regel nur
die Entfernung des gesamten Implantats. Diese potentielle Problemstelle
will das BioMEMS-Team schließen. Die Forschungen basieren auf einer beim
Implantat-Spezialisten "Abutments4life" entwickelten Optimierung: Kaum
haarbreite Rillen umlaufen das Abutment und steuern die für die
Wundheilung zuständigen Zellen gezielt in die richtige Richtung. So kann
die Wunde schneller verheilen. "An diesem System setzen wir an", berichtet
Patrick Doll, Wissenschaftler am IMT. Bei der Weiterentwicklung stehen
zwei Dinge im Fokus. Zum einen eine präzisere Strukturierung der Rillen
für eine noch genauere Steuerung der Zellen und zum anderen die Suche nach
der optimalen Nanooberfläche, die den Bakterien möglichst wenige Chancen
zum Andocken bietet.

Mit dem Elektronenstrahlschreiber hat Doll säulenförmige Strukturen mit
einem Durchmesser von 100 Nanometern und einer Höhe von 500 Nanometern
hergestellt, hieran Adhäsionsexperimente mit typischen Testkeimen wie S.
Aureus, E coli oder P. aeruginosa durchgeführt und die Strukturen dabei
immer wieder verändert. Dabei zeigte sich: Abhängig von Abstand und
Anordnung der Säulen reduziert sich die Anhaftung der Bakterien und die
Bildung eines Biofilmes verzögert sich. Den nachwachsenden Zellen bleibt
dadurch mehr Zeit, um die Wunde zu verschließen - ein Effekt, den
ansonsten nur Antibiotika erzielen.

"Wir glauben, dass unser struktureller Ansatz zukunftsweisend ist", betont
Doll. Die Herstellung der Nano-Strukturen gelingt auf Silizium-Basis
fehlerfrei und reproduzierbar. Verfahren für die Übertragung auf Titan
haben die Wissenschaftler im Zuge des Projektes ebenfalls entwickelt. Nach
der ersten Forschungsphase im Labor soll in Kürze die präklinische
Erprobung folgen. Anwendungspotenziale über die Zahnmedizin hinaus sehen
die Experten unter anderem bei Knochenplatten, Hörimplantaten oder
künstlichen Gelenken.

Das Projekt wurde gefördert vom Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie (BMWi). Partner des IMT war der Implantat-Hersteller
"Abutments4Life". Die biologischen Untersuchungen wurden an der Klinik für
Zahnerhaltungskunde und Parodontologie des Universitätsklinikums Freiburg
durchgeführt.


Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9.300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 500 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://sabine.fodi@kit.edu

http://www.sek.kit.edu/presse.php

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66063

KIT: Hightech-Zahnersatz: Mit Nanotechnik gegen Bakterien

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1173
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Karlsruher Institut für Technologie - 04.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENTWICKLUNG/1381: Mikrosensorsystem - Wächter über den Augeninnendruck (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 04.07.2018

Wächter über den Augeninnendruck



Schnell, einfach und unkompliziert - das Sensorsystem EYEMATE, das
gemeinsam vom Fraunhofer-Institut für Mikroelektronische Schaltungen und
Systeme IMS in Duisburg und dem Unternehmen Implandata Ophthalmic Products
GmbH (IOP) aus Hannover entwickelt wurde, stellt eine Innovation in der
Augeninnendruckmessung dar. In Zukunft soll EYEMATE Glaukom-Patienten das
Leben erleichtern. Das Implantat ermöglicht die optimale Therapie bei
Patienten, die von der Augenkrankheit Grüner Star betroffen sind.

In unserem Auge findet ein ständiger Austausch von Kammerwasser statt -
neues wird produziert und altes abgegeben. Wenn die Menge des neu
produzierten Kammerwassers jedoch größer ist als die des abfließenden
Wassers, steigt der Augeninnendruck und es kann zu irreversiblen
Schädigungen bis hin zum Absterben des Sehnervs kommen. Man spricht dann
von einem Glaukom oder Grünen Star.

Betroffene merken zu Beginn selbst meist nichts von ihrer Krankheit - erst
wenn bereits so viele Sehnerven abgestorben sind, dass sich das
Gesichtsfeld verkleinert, wird die Erkrankung wahrgenommen. Um die
Ausbreitung des Glaukoms und die damit verbundene weitere Reduzierung des
Gesichtsfelds zu verhindern, muss der Augeninnendruck wieder in den
normalen Bereich gebracht und dort gehalten werden. Dies kann
medikamentös, mit Augentropfen oder - bei einer weiter fortgeschrittenen
Erkrankung - auch durch einen operativen Eingriff geschehen. Von
entscheidender Bedeutung bei der Behandlung des Glaukoms ist in jedem Fall
die Auswahl der passenden Therapie. Hierfür muss der behandelnde Arzt
wissen, wie hoch der Druck im Auge ist und welchen zeitlichen Verlauf er
nimmt.

Bisher gängige Messverfahren liefern jedoch nur eine geringe Datenbasis
und somit keine zuverlässigen Informationen. Das Hauptproblem bisher: die
Messungen werden in der Regel in der Arztpraxis durchgeführt - dadurch
liegen zwischen den Messungen zu große Zeitabstände. Außerdem ist so die
Wahrscheinlichkeit groß, dass schädliche hohe Werte, die im Laufe eines
Tages mehrfach auftreten können, nicht erfasst werden. Die Gefahr einer
falschen Therapieentscheidung steigt dadurch um ein Vielfaches.

Einfache Bedienung, genaue Ergebnisse

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern des Fraunhofer IMS ist es nun
gelungen, eine Lösung für dieses Problem zu finden: »Gemeinsam mit dem
Unternehmen IOP haben wir EYEMATE entwickelt, ein Mikrosensorsystem, mit
dem Betroffene selber eine berührungslose Druckmessung im Auge durchführen
können«, berichtet Michael Görtz vom Fraunhofer IMS. Ein ins Auge
implantierter Sensor misst dabei den Druck sowie die Temperatur. Die Werte
werden mit einem Handlesegerät, das der Patient einfach vor sein Auge
hält, erfasst, digitalisiert und wiedergegeben. Innerhalb von Sekunden
lassen sich so zu jeder Zeit berührungslos Druck und Temperatur im Auge
genau messen. Die behandelnden Ärzte erhalten dadurch eine um ein
Vielfaches höhere Datenbasis zum Erstellen der richtigen Therapie. Neben
dem Ablesen und Digitalisieren der Messergebnisse ist es zusätzlich
möglich, die Werte in einen Cloudspeicher zu übertragen. Der behandelnde
Arzt kann so jederzeit auf die Patientendaten zugreifen, den
Krankheitsverlauf überprüfen und bewerten sowie die Therapie
gegebenenfalls direkt anpassen - der Patient muss dafür nicht mehr
zwingend in die Praxis kommen. Darüber hinaus haben Betroffene die
Möglichkeit, über eine Smartphone-App direkt auf die Daten zuzugreifen,
den Verlauf des Augeninnendrucks selbst zu verfolgen und gegebenenfalls zu
reagieren, wenn ein zu hoher Druck vorliegt. Je häufiger der Patient das
Lesegerät benutzt, desto aussagekräftiger sind die Messwerte und desto
individueller kann die Therapie abgestimmt werden.

Sensorsystem mit CE-Zulassung

Der Augeninnendrucksensor wurde vom Fraunhofer IMS in Duisburg als
Halbleiterschaltung entwickelt. Dabei handelt sich um einen passiven
Mikrosensor, welcher durch das Lesegerät aktiviert wird. Nachdem der
Augeninnendrucksensor in einer klinischen Studie an mehreren
Krankenhäusern in Deutschland erfolgreich validiert wurde, hat die Firma
Implandata Mitte 2017 die CE-Zulassung für das Sensorsystem erhalten.
Schon jetzt hat sich in dieser Studie gezeigt, dass durch die abgebaute
Barriere die Motivation der Patienten zur regelmäßigen Messung steigt,
dass aber insbesondere die Therapie durch den Augenarzt personalisiert und
erforderliche Therapieanpassungen frühzeitig vorgenommen werden können.
Dadurch lassen sich unwiederbringliche Sehverluste der Patienten
vermeiden. »Im April 2018 hat Implandata erfolgreich eine substantielle
Finanzierungsrunde abgeschlossen, um neben einer ersten gezielten
Markteinführung in Deutschland/Österreich/Schweiz die Geometrie des
Sensor-Implantats noch weiter zu verkleinern und noch einfachere
Operationstechniken zu ermöglichen, was die Marktakzeptanz nochmals
deutlich erhöhen wird«, erläutert Max Ostermeier, Geschäftsführer der
Implandata Ophthalmic Products GmbH.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2018/juli/waechter-ueber-den-augeninnendruck.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft - 04.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1380: App für Betriebe zum Selbstcheck der Sicherheits- und Gesundheitsbedingungen (idw)


SRH Hochschule Heidelberg - 04.07.2018

App zur Präventionskultur



Mit der App BGNCHECK (http://bgncheck.de/) hat die SRH Hochschule
Heidelberg in Zusammenarbeit mit der BGN und dem ASD ein Tool entwickelt,
das Betrieben einen Selbstcheck der Sicherheits- und
Gesundheitsbedingungen ermöglicht. Die Optimierungstipps richten sich in
erster Linie an die BGN-Betriebe, können aber auch von allen anderen
Unternehmen genutzt werden.

"Im Betrieb wird Arbeitssicherheit gelebt." Stimmen Sie voll und ganz zu,
eher, eher nicht oder überhaupt nicht? In acht Themenkomplexen von der
Wahrnehmung der Arbeitssicherheit und Gesundheit im Betrieb über die
Kommunikation bis hin zur sozialen Unterstützung durch die Führungskraft
wertet eine neue App die individuelle Sicherheitslage im Betrieb aus und
gibt Tipps für eine bessere Gestaltung im Arbeitsalltag. Gesundheits- und
Wirtschaftspsychologen der SRH Hochschule Heidelberg haben die App im
Auftrag der Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und Gastgewerbe (BGN)
entwickelt.

Wie schnell ist es geschehen: Ein Mitarbeiter kommt ins Stolpern, rutscht
oder stürzt. Aber auch das Hantieren mit Messern oder Werkzeugen zählt zu
den häufigsten Arbeitsunfällen. Zwar haben die wirtschaftlichen,
technischen und medizinischen Fortschritte insgesamt für einen Rückgang
der Arbeits- und Wegeunfälle gesorgt, doch die veränderten Belastungen im
Berufsalltag bedingen heute neue Ansätze zur Prävention. Ein wichtiges
Thema für die BGN und den ASD*BGN (Arbeitsmedizinischer und
Sicherheitstechnischer Dienst der Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und
Gastgewerbe): "Deshalb haben wir einen Partner gesucht, der dieses Thema
proaktiv und wissenschaftlich mit uns angeht", sagt Gerhard Blatt,
Projektleiter der Studie "Präventionskultur 360°" und Leiter des ASD*BGN.

Prof. Dr. Ralf Brinkmann, Studiengangsleiter Psychologie (M.Sc.), hat mit
dem Forschungsprojekt einen Ansatz geschaffen, der Unternehmer,
Führungskräfte, Sicherheits- und Gesundheitsexperten sowie Beschäftigte
aus verschiedenen Branchen in ein Boot holt. "Uns war wichtig, die
Expertensicht und die Kundenperspektive zusammen zu bringen", sagt er.
"Nur so können wir die organisationskulturellen Einflussfaktoren des
Arbeits- und Gesundheitsschutzes in den Unternehmen genauer eingrenzen."
Ziel des Projektes war es, ein Tool zu entwickeln, das es ermöglicht, den
Stand der Präventionskultur in einem Unternehmen festzustellen.

Dazu befragten die Wissenschaftler 60 Führungskräfte, 30 Beschäftigte und
50 Sicherheits- und Gesundheitsexperten. "Auffällig war, dass
Arbeitssicherheit grundsätzlich einen höheren Stellenwert als das Thema
Gesundheit hatte", äußerte sich Brinkmann zu den Ergebnissen. Dazu
verzeichneten die Großbetriebe einen besseren Gesamtwert zur
Präventionskultur als Kleinbetriebe, bedingt auch durch die
unterschiedlichen finanziellen und personellen Ressourcen in den
Unternehmen. "Die Ergebnisse werden wir einsetzen, um zukünftig
Führungskräfte noch gezielter für Gesundheitsthemen zu sensibilisieren.
Denn sie haben bei der Prävention eine große Vorbildrolle", schließt Blatt
aus dem nun erfolgreich abgeschlossenen Forschungsprojekt. Die App steht
unter 

http://bgncheck.de/ frei zur Verfügung.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://bgncheck.de/

http://www.hochschule-heidelberg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1009

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

SRH Hochschule Heidelberg - 04.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/817: Halle (Saale) - Chronisch-entzündliche Darmerkrankungen, 11.07.2018


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 04.07.2018

Abendvortrag über chronisch-entzündliche Darmerkrankungen an der Leopoldina



Im menschlichen Darm leben zahlreiche Bakterien, Pilze und Viren. Zudem
sind hier Bestandteile der verzehrten Nahrungsmittel zu finden. Ein
gesunder Darm toleriert dies alles. Anders ist das bei Patientinnen und
Patienten mit chronisch entzündlichen Darmerkrankungen. Sie leiden unter
Durchfall, Schmerzen und Abgeschlagenheit. Warum die Toleranz verloren
geht, welche Konsequenzen das für Betroffene hat und welche neuen
therapeutischen Ansätze erforscht werden, erklärt die Medizinerin und
Leopoldina-Mitglied Prof. Dr. Britta Siegmund von der Charité Berlin in
ihrem Abendvortrag am Mittwoch, 11. Juli, an der Leopoldina.

Vor dem Vortrag werden die neuen Mitglieder der Klasse III an der
Leopoldina begrüßt.

Mittwoch, 11. Juli 2018

17.30 Uhr Urkundenübergabe an die neuen Mitglieder

18.30 Uhr Vortrag von Prof. Dr. Britta Siegmund "Der Darm als regulierende
Barriere - ein Konflikt zwischen Toleranz und Abwehr aus der Perspektive
chronisch-entzündlicher Darmerkrankungen"

Hauptgebäude der Leopoldina, Vortragssaal

Jägerberg 1, 06108 Halle (Saale)

Prof. Dr. Britta Siegmund ist seit 2013 Direktorin der Medizinischen
Klinik für Gastroenterologie, Infektiologie, Rheumatologie am Campus
Benjamin Franklin der Charité - Universitätsmedizin Berlin. Sie erforscht,
wie chronisch-entzündliche Darmerkrankungen entstehen und welche
molekularen Mechanismen dem zugrunde liegen. Ziel ist es, Faktoren zu
finden, die zur Fehlregulation des Immunsystems des Darms beitragen.
Dieses Wissen könnte zukünftig bei der Therapie der Patientinnen und
Patienten genutzt werden.

Der Vortrag ist die Auftaktveranstaltung des Leopoldina-Symposiums der
Klasse III - Medizin, das am Folgetag, Donnerstag, 12. Juli, um 11 Uhr
beginnt. Das Leopoldina-Symposium versteht sich als Forum für den
interdisziplinären Austausch. In ihren Vorträgen geben fünf
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler Einblicke in die aktuelle
Forschung, unter anderem zu den Themen Hornhauttransplantation,
Herzkreislaufforschung und Lebensalterschätzung.

Die Teilnahme ist kostenlos.  Um eine Anmeldung wird gebeten.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leopoldina.org/veranstaltungen/veranstaltung/event/2606/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution743

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 04.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/4924: Sony Music Press Relations Newsletter - KW27/2018 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW27/2018

München, 6. Juli 2018



Tanzbefehl - St. Paul & The Broken Bones veröffentlichen am 7.
September ihre neue Platte "Young Sick Camellia"

Crossover der etwas anderen Art: St. Paul & The Broken Bones
veröffentlichen am 7. September ihr neues Album "Young Sick
Camellia". Produziert wurde die durch und durch tanzbare Mischung aus
Rock?n?Roll, R&B, Soul und Funk von Produzent Jack Splash, der
bereits für solche Acts wie Kendrick Lamar, Solange, Diplo und Alicia
Keys an den Reglern saß.

Dass die Band um Frontmann Paul Janeway vor allem live eine wahre
Macht ist, hat sich auch bis zu den Rolling Stones durchgesprochen,
die das groovende Oktett für zwei ihrer Stadionkonzerte als Opener
einlud. Und bei Sir Elton Johns legendärer Oscar-Party teilte sich
die Truppe die Bühne mit ihrem Gastgeber. Mehr Huldigung für eine
außergewöhnliche Band geht kaum.


Kommende Alben-Veröffentlichungen

06.07. HMLTD - Hate Music Last Time Delete (EP)

06.07. Kissin' Dynamite - Ecstasy

06.07. Tom Grennan - Ligntning Matches

06.07. Die jungen Zillertaler - Obercool im Haifischpool

13.07. The Jayhawks - Back Roads And Abandoned Motels

13.07. Bury Tomorrow - Black Flame

13.07. Amy Shark - Love Monster

13.07. Amigos - 110 Karat

20.07. The Internet - Hive Mind

20.07. Daughtry - Cage To Rattle

03.08. Vanessa Mai - Schlager

10.08. Vincent Gross - Möwengold

10.08. Kodaline - Politics Of Living

17.08. Jennifer Rostock - Jennifer Rostock bleibt

17.08. Christin Stark - Rosenfeuer

17.08. Bad Sounds - Get Better

24.08. Jain - Souldier

31.08. Tash Sultana - Flow State

31.08. Meghan Trainor - Treat Myself

07.09. Tonbandgerät - Zwischen all dem Lärm

07.09. St. Paul & The Broken Bones - Young Sick Camellia

14.09. fab. - Schnelles Glück


On Tour

Die Fantastischen Vier

13.07. Rosenheim - Mangfallpark Süd

19.07. Füssen - Barockgarten am Festspielhaus

20.07. Bonn - Kunstrasen

21.07. Kassel - Auestadion

19.12. Würzburg - S.-Oliver-Stadion

21.12. Neu-Ulm - Ratiopharm Arena

22.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

23.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

05.01.2019 Freiburg - Sick-Arena

07.01.2019 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherungen

11.01.2019 Leipzig - Arena

13.01.2019 Berlin - Max-Schmeling-Halle

14.01.2019 Hamburg - Barclaycard Arena

15.01.2019 Köln - Lanxess-Arena

17.01.2019 Frankfurt - Festhalle

20.01.2019 München - Olympiahalle

22.01.2019 Hannover - TUI-Arena

23.01.2019 Bremen - ÖVB-Arena

24.01.2019 Oberhausen - König-Pilsener-Arena

Kaiser Franz Josef

als Support von Billy Idol

14.07. Halle - Peissnitzinsel

17.07. Köln - Tanzbrunnen

19.07. Berlin - Zitadelle

22.07. Hamburg - Stadtpark

Scorpions

25.07. Salem - Schloss Salem

27.07. Ludwigsburg - Schloss Ludwigsburg

Judas Priest

31.07. München - Zenith

02.08. Wacken - Wacken Open Air

08.08. Dortmund - Westfalenhalle

Tash Sultana

06.09. Köln - Palladium

07.09. Köln - Palladium

07.09. Köln - Palladium

10.09. Berlin - Columbiahalle

Maître Gims

07.09. Hamburg - Große Freiheit

08.09. Berlin - ASTRA Kulturhaus

11.09. Köln - Essigfabrik

12.09. Frankfurt - Gibson

13.09. Saarbrücken - Le Hirsch

Jeff Lynne's ELO

18.09. Hamburg - Barclaycard-Arena

19.09. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

21.09. München - Olympiahalle

25.09. Mannheim - SAP-Arena

St. Paul & The Broken Bones

30.10. München - Technikum

31.10. Mannheim - Alte Feuerwache

06.11. Köln - Kantine

07.11. Berlin - Astra Kulturhaus

08.11. Hamburg - Fabrik

Till Brönner & Dieter Ilg

17.11. Waldshut - Sedus Werk Dogern

18.11. Lindau - Inselhalle

Nicki Minaj & Future

21.02.2019 München - Olympiahalle

28.02.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

22.03.2019 Frankfurt - Festhalle

23.03.2019 Köln - Lanxess-Arena

Revolverheld

14.03.2019 Emden - Nordseehalle

15.03.2019 Hannover - TUI-Arena

16.03.2019 Hamburg - Barclaycard-Arena

18.03.2019 Bremen - ÖVB-Arena

19.03.2019 Leipzig - Arena

20.03.2019 Frankfurt - Festhalle

22.03.2019 Stuttgart - Schleyer-Halle

23.03.2019 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherung

24.03.2019 München - Olympiahalle

27.03.2019 Köln - Lanxess-Arena

29.03.2019 Oberhausen - König-Pilsener-Arena

30.03.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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LABEL/4923: Warner Music Medien Newsletter KW 27 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 27

Hamburg, 5. Juli 2018



Kovacs 

In Folge der ersten beiden überragenden Album-Vorboten "Black Spider"
und "Oblivion" enthüllte die niederländische Ausnahmekünstlerin
Kovacs am vergangenen Freitag Single Nummer zwei aus ihrem am 17.08.
erscheinenden zweiten Album "Cheap Smell". "It's The Weekend" nennt
sich der luftig-groovige Song, auf dem Kovacs mit ihrer unglaublich
suggestiven Stimme beweist, dass es in ihrem Soul Noir noch Platz für
die Freuden im Leben gibt: "Es geht darum, das Wochenende zu
zelebrieren, Spaß zu haben, sich nicht um die Sachen zu sorgen, die
du in der nächsten Woche machen musst", so Kovacs, die uns im
ebenso mitreißenden offiziellen Musikvideo die perfekte Hymne dazu
liefert - hier [1] zu sehen. Im Oktober ist die Niederländerin auch
hierzulande live zu erleben.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


TRACK OF THE WEEK • HONNE - I Got You 

Mit "I Got You (feat. Nana Rogues)" veröffentlichte das britische
Neo-Soul-Duo HONNE kürzlich die Lead-Single ihres kommenden zweiten
Albums "Love Me / Love Me Not" und bestätigte im selben Zuge eine
Vielzahl internationaler Live-Termine, darunter auch in der Münchener
Muffathalle (13.11.) sowie im Kölner Gloria (17.11.).

"I Got You" ist eine sonnendurchflutete, R&B-getränkte Ode an
romantische Fluchten, die HONNE gemeinsam mit Nana Rogues (u.a. Drake
- "Passionfruit") ins Leben riefen und die hier [2] im Visualizer zu
hören ist. Kurz vor Album-Veröffentlichung am 24.08. sind HONNE
diesen Sommer hierzulande wieder live zu erleben:

10.08. Freiburg, Fürstenberg Festivalbühne (mit Alt-J)

17.08. Hamburg, Dockville Festival

18.08. Berlin, Zitadelle Spandau (mit Milky Chance)


AKTUELLES

CHARLI XCX

Nachdem kürzlich erst das Video zu ihrem Track "5 In The Morning" [3]
Premiere feierte, veröffentlichte die UK-Pop-Visionärin Charli XCX
nun mit "Focus" und "No Angel" gleich zwei weitere vielversprechende
neue Pop-Hymnen und erhielt hervorragende Resonanz: "...it's
officially Charli XCX's world. We're just living in it", titelte
das V Mag.

Thematisch handeln beide Tracks von der Liebe, während Charli XCX
darin genau das zum Ausdruck bringt, was sie von ihrem Partner
erwartet. "I just want you to focus on my love", heißt es etwa
in ihrem pulsierenden Song "Focus". In der verspielten Hymne "No
Angel" hingegen, bittet sie: "Don't let me go? I'm no angel, but I
can learn."

Derzeit ist Charli XCX weiterhin an der Seite ihrer Kollegin Taylor
Swift auf Welt-Tournee und spielte im Rahmen dessen gerade zwei
ausverkaufte Shows im Londoner Wembley Stadion.


CARDI B

Im Frühjahr veröffentlichte die zweifach Grammy-nominierte Rap-Queen
Cardi B ihr spektakuläres Debütalbum "Invasion Of Privacy" und wurde
damit zur ersten weiblichen Künstlerin überhaupt, deren Album schon
am Veröffentlichungstag Gold-Status erzielte, allem voran der
Viral-Hit "Bodak Yellow" (über 590 Mio. YouTube-Views).

Nun gelang Cardi B mit ihrer neuesten Single "I Like It (feat. Bad
Bunny & J Balvin)" ein weiterer Triumph: Nach "Bodak Yellow"
erreichte auch "I Like It" Platz #1 der Billboard-Hot-100-Charts, was
ebenfalls vor ihr noch keinem anderen weiblichen Act gelang. Hier [4]
gibt es "I Like It" im offiziellen Musikvideo zu sehen.

Bei den BET Awards erhielt Cardi B außerdem kürzlich den "Viewers'
Choice Award" und wurde zum "Best Female Hip Hop Artist" gekürt.


LARUZO

"Ich gehe nie raus ohne meine Milli / Gedanken sind taub von der
Milli / In meinem Kopf ist die Milli / Zukunft schwarz wie der Lauf
meiner Milli", erzählt Laruzo auf seiner brandneuen Single
"Milli". Das großartige dazugehörige Musikvideo [5] ist - wie schon
der Kultfilm "City Of God" - in den Favelas von Rio de Janeiro
angesiedelt.

Getragen von einem Beat, der sommerliche Reggaeton-Rhythmen,
bedrohlich anmutende Trap-Hi-Hats und das erhebende Feeling eines
alten Mafia-Streifens zusammenbringt, handelt "Milli" von der Jagd
nach dem großen Geld.

Mit "Milli" legt Dortmunder Rapper Jordan Larbie, alias Laruzo, seine
Debüt-Single bei Warner Music Germany vor. Zuvor hatte er 2016 über
das Indie-Label VOYZ sein Solo-Debütalbum "Contenance" veröffentlicht
und sich als Mitglied der Rap-Crew Rising Skillz einen Namen gemacht.


MAX FROST

2013 katapultierte sich der aus Austin, Texas, stammende
Singer/Songwriter, Multi-Instrumentalist und Produzent Max Frost mit
der Single "White Lies" bei Hype Machine auf Platz #1 und landete
dort mit seiner eingängigen Mischung aus Soul, Funk und Hiphop noch
drei weitere aufeinanderfolgende #1-Platzierungen.

Aktuell sorgt Max Frost mit seiner Single "Good Morning" für Furore
und liefert damit den gut gelaunten Soundtrack des neuen
Vodafone-TV-Spots. In dem Song singt und rappt der 25-Jährige über
einem unglaublich ansteckenden Piano-Beat davon, wie er sein Leben
komplett neu in die Hände nimmt - hier [6] zu sehen.

Nach Support-Shows für namhafte Acts wie Gary Clark Jr., Fitz and the
Tantrums oder auch HONNE, wirkte er jüngst am DJ-Snake-Song "Broken
Summer" mit und war zuletzt in einer weltweiten Beats-by-Dre-Kampagne
zu hören.


DE LA GHETTO

Sein aktueller internationaler Smash-Hit "1, 2, 3" mit
Jason Derulo und Sofia Reyes generierte bis dato mehr als 160 Mio.
Streams. Zuvor hatte der etablierte Reggaetonero mit "La Formula" -
an der Seite von Daddy Yankee und Ozuna - bereits über 71 Mio.
Streams eingespielt.

Ende vergangener Woche veröffentlichte De La Ghetto nun seine
brandneue Single "Todo El Amor", in Zusammenarbeit mit zwei weiteren
Reggaeton-Schwergewichten, alias Wisin und Maluma - hier [7] im
offiziellen Musikvideo zu sehen.

Maluma ist zurzeit der weltweit erfolgreichste Latin-Act mit über 33
Mio. Instagram-Followern und über 20 Mio. monatlichen Spotify-Hörern.
Wisin erlangte für seine Kollabo-Single "Duele El Corazón" mit
Enrique Iglesias hierzulande bereits Gold-Status und zählt über 10
Mio. monatliche Hörer bei Spotify.


JOSH GROBAN

Anfang der Woche kündigte der vielfach Platin-ausgezeichnete Sänger,
Songwriter und weltweite Superstar Josh Groban sein am 21.09.
erscheinendes neues Album "Bridges" an, das mit mehreren Produzenten
zusammen in Los Angeles, London und New York aufgenommen wurde.

"Bridges" ist Josh Grobans erstes Album mit neuen Songs seit 2013.
Darauf singt er in unterschiedlichen Sprachen, wie Englisch,
Französisch, Italienisch und Spanisch. Zudem umfasst "Bridges" noch
eine Reihe an spannenden Duetten, die zu einem späteren Punkt bekannt
gegeben werden.

Angeführt wird "Bridges" von drei Songs, darunter die jüngst
veröffentlichte Single "Granted" [8] sowie die beiden neuen Tracks
"Symphony" und "S'il Suffisait D'Aimer". [9] Ab dem 24.09. spielt
Josh Groban außerdem noch die Hauptrolle in der Netflix-Serie "The
Good Cop".


WARNER MUSIC ON STAGE - Anne-Marie 

Ende April veröffentlichte UK-Superstar Anne-Marie ihr mit
Hochspannung erwartetes Debütalbum "Speak Your Mind" und kurz darauf
auch ihre aktuelle, gemeinsam mit Ed Sheeran geschriebene und von
Steve Mac (Ed Sheeran - "Shape Of You", Pink - "What About Us")
produzierte Single "2002". Im offiziellen Musikvideo zählt der
nostalgisch angehauchte Song bereits knapp 44 Mio. Views und ist hier
[10] in einer exklusiven Live-Version aus der VEVO-Lift-Kampagne zu
sehen.

Mit ihrer Single "Friends" (D: Gold-Status) - in Kollaboration mit
Marshmello - landete Anne-Marie im Frühjahr bereits einen der größten
Hits des Jahres und erreichte die #1 der globalen iTunes-, Shazam-
und Musically-Charts.

Zurzeit reist Anne-Marie als Support Ed Sheerans auf großangelegter
Stadiontour durch Europa mit Auftritten in Deutschland, Österreich
und der Schweiz und steht für Interviews zur Verfügung:

19.07. Berlin, Olympiastadion

22.07. Essen, Flughafen-Gelände

25.07. Hamburg, Trabrennbahn Bahrenfeld

29.07. München, Olympiastadion

30.07. München, Olympiastadion

03.08. Zürich, Letzigrund Stadion

04.08. Zürich, Letzigrund Stadion

07.08. Wien, Ernst-Happel-Stadion

08.08. Wien, Ernst-Happel-Stadion


WEITERE VERÖFFENTLICHUNGEN
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05.07.2018

06.07.2018

06.07.2018
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13.07.2018

13.07.2018

13.07.2018

13.07.2018

13.07.2018

13.07.2018

20.07.2018

20.07.2018

27.07.2018

27.07.2018

03.08.2018

10.08.2018

17.08.2018

17.08.2018

17.08.2018

17.08.2018

17.08.2018

24.08.2018

24.08.2018

24.08.2018

31.08.2018

31.08.2018

31.08.2018

31.08.2018

31.08.2018

31.08.2018

31.08.2018

31.08.2018

31.08.2018

31.08.2018

07.09.2018

21.09.2018

21.09.2018

12.10.2018

19.10.2018


	
KONFIGURATION

Digital

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Digital

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch & Digital

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital


	
ARTIST

Meek Mill

Brides Of Lucifer

Eric Clapton

Eric Clapton

Eric Clapton

Eric Clapton

Wiz Khalifa

Marillion

OST/Tyler Bates

OST/Madonna

OST/Bette Midler

OST/Lalo Schifrin

OST/Various

The Hunna

Punch Brothers

Paolo Sorrentino

Catherine McGrath

Kenny Chesney

Spirit Animal

Jason Mraz

Dan Owen

Death Cab for Cutie

Matt Gresham

Kovacs

Rudimental

Gabriel Kahane

HONNE

Marie Bothmer

Graham Nash

Jethro Tull

Nick Mason

Pet Shop Boys

Pet Shop Boys

Pet Shop Boys

Pet Shop Boys

Pet Shop Boys

Pet Shop Boys

Die Lochis

Led Zeppelin

Prince

Suede

KLAN

Thomas Anders


	
TITEL

Legends Of The Summer EP

Brides Of Lucifer (CD)

August (Vinyl)

Behind The Sun (Vinyl)

Money And Cigarettes (Vinyl)

Journeyman (Vinyl)

Rolling Papers 2

Brave (2018 Steven Wilson Remix) [Vinyl]

Watchmen - Original Motion Picture Score [Vinyl]

Who's That Girl (Original Motion Picture Soundtrack) [Vinyl]

Beaches (Original Soundtrack Recording) [Vinyl]

Bullitt (Original Motion Picture Soundtrack) [Vinyl]

Stanles Kubrick's Full Metal Jacket (Original Motion Picture Soundtrack) [Vinyl]

Dare

All Ashore

Music For Films

Talk Of This Town

Songs For The Saints

Born Yesterday

Know

Stay Awake With Me

Thank You For Today

Who Am I Now

Cheap Smell

Toast To Our Differences

Book of Travelers

Love Me / Love Me Not (Digital & Vinyl)

Marie Bothmer

Over the Years... (Vinyl)

50th Anniversary Collection (Vinyl)

Unattended Luggage (Box & Vinyl)

Behaviour (2018 Remastered Version)

Behaviour: Further Listening 1990-1991

Bilinigual (2018 Remastered Version)

BIlingual: Further Listening 1995-1997

Very (2018 Remastered Version)

Very: Further Listening 1992-1994

#WhatIsLife

The Song Remains The Same (Box, CD & Vinyl)

Piano & A Microphone 1983 (CD & Vinyl)

The Blue Hour

Wann hast du Zeit?

Ewig mit Dir









  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=ab5bf18ae4624f42d8e5ce72c88888c48dd8808ce8084523bfb9ca82fcb9fa064ed92fc92571045deff014d8c7a1d499

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=ab5bf18ae4624f42d707bc82074a7f33c59dfb54d826af3fdd3a0860e03eed817716005dcdae2fee721920632e94c8fc

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=ab5bf18ae4624f42f0ac696448a891edfb5b23b66e6f41afe22bd2f59aa3adcf8d4838fadd5dd91e3b6b83902bf82f0a

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=ab5bf18ae4624f42c412b01cfeb23776a5b26470fb981a44c70d77db87a21209607810e51dc76053d42975a4cabd7060

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=ab5bf18ae4624f4206057e032802355139eaf69455a57083303290d147e38dc210234fd49622bc2714efbd0f5f9c70a3

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=ab5bf18ae4624f426dca1055bc07e8fe193695a05833f2adc1bbd080cc8efb18158c473aa5876e444c4a1094a394f148

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=ab5bf18ae4624f4231dda6adaff1a003fd91191b488d5b8cf0af03f7db364c3b3f8b68a6297d22c5885c6a26b8808824

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=ab5bf18ae4624f42cd1b2a84a27fdb51ce6dfb95966ed8ae55f1bc081197ac81cc8f670c8ae045fcf40a04746620c065

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=ab5bf18ae4624f421a73425d4cef53499e523280337a3a5d3f1db09e882aa461a1601e96eb26b5f326d9e9b06a219124

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=ab5bf18ae4624f42b3512a643419905adaffaf2fc1c9aabb048bba1be2f081f3ee8ce714d48a79dc2d07e79594608eb4

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





BLUES/065: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Schmusebluesen mit den Herren Sengelmann & Gundelfinger - Klassiker der Jazz-, Pop- und Rockmusik, 17.08.2018


Kulturcafé Komm du - August 2018

Die Herren Sengelmann und Gundelfinger: Schmusebluesen | Klassiker der Jazz-, Pop- und Rockmusik

Konzert am Freitag, 17. August 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer für das Konzert mit dem Blues-Duo 'Die Herren Sengelmann & Gundelfinger' am Freitag, den 17.8.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg mit einem Foto der beiden Musiker - Foto im Flyer: © by Rosana Cuellar]

[image: Plakat zum Konzert mit dem Blues-Duo 'Die Herren Sengelmann & Gundelfinger' am Freitag, den 17.8.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg mit einem Foto der beiden Musiker - Foto: © by Rosana Cuellar]






Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 17.08.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Die Herren Sengelmann & Gundelfinger

Klassiker aus Blues, Jazz, Rock und Pop

Ob im Wohnzimmer oder auf größerer Bühne, Philipp Sengelmann
(Gesang) und Kristof Gundelfinger (Gitarre und Gesang)
interpretieren Klassiker aus Blues, Jazz, Rock und Pop überall und
auf ihre ganz eigene Art - scheinbar aus dem Stegreif, lässig,
mühelos und ein wenig lakonisch. Ihre Zutaten: Eine Stimme, die
unter die Haut geht, und ein extravertierter akustischer
Gitarrensound. Mit derart minimalistischer Ausstattung präsentiert
das Duo Coversongs, die in ihrer Ausdruckskraft den Originalen nicht
nachstehen. Als Meister gerade der leisen Töne erzeugen die beiden
Musiker eine intensive Atmosphäre, die dem Zuhörer nachhaltig in
Gedächtnis und Gefühl bleibt.




[image: Das Blues-Duo 'Die Herren Sengelmann & Gundelfinger' - Foto: © by Rosana Cuellar]

Das Blues-Duo "Die Herren Sengelmann & Gundelfinger"

Foto: © by Rosana Cuellar




Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende



Zum Reinhören & Anschauen:

Blues-Duo 'Die Herren Sengelmann & Gundelfinger': Stop (Sam Brown)

https://www.youtube.com/watch?v=lS2KzpiFgkI

Blues-Duo 'Die Herren Sengelmann & Gundelfinger': I'll Be Seeing You (Billie Holiday)

https://www.youtube.com/watch?v=BaZLJrqnbJk


Besetzung:

Philipp Sengelmann (Gesang)

Kristof Gundelfinger (Gitarre und Gesang)




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





POP-ROCK/5277: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Schmusebluesen mit den Herren Sengelmann & Gundelfinger - Klassiker der Jazz-, Pop- und Rockmusik, 17.08.2018


Kulturcafé Komm du - August 2018

Die Herren Sengelmann und Gundelfinger: Schmusebluesen | Klassiker der Jazz-, Pop- und Rockmusik

Konzert am Freitag, 17. August 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer für das Konzert mit dem Blues-Duo 'Die Herren Sengelmann & Gundelfinger' am Freitag, den 17.8.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg mit einem Foto der beiden Musiker - Foto im Flyer: © by Rosana Cuellar]

[image: Plakat zum Konzert mit dem Blues-Duo 'Die Herren Sengelmann & Gundelfinger' am Freitag, den 17.8.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg mit einem Foto der beiden Musiker - Foto: © by Rosana Cuellar]






Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 17.08.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Die Herren Sengelmann & Gundelfinger

Klassiker aus Blues, Jazz, Rock und Pop

Ob im Wohnzimmer oder auf größerer Bühne, Philipp Sengelmann
(Gesang) und Kristof Gundelfinger (Gitarre und Gesang)
interpretieren Klassiker aus Blues, Jazz, Rock und Pop überall und
auf ihre ganz eigene Art - scheinbar aus dem Stegreif, lässig,
mühelos und ein wenig lakonisch. Ihre Zutaten: Eine Stimme, die
unter die Haut geht, und ein extravertierter akustischer
Gitarrensound. Mit derart minimalistischer Ausstattung präsentiert
das Duo Coversongs, die in ihrer Ausdruckskraft den Originalen nicht
nachstehen. Als Meister gerade der leisen Töne erzeugen die beiden
Musiker eine intensive Atmosphäre, die dem Zuhörer nachhaltig in
Gedächtnis und Gefühl bleibt.




[image: Das Blues-Duo 'Die Herren Sengelmann & Gundelfinger' - Foto: © by Rosana Cuellar]

Das Blues-Duo "Die Herren Sengelmann & Gundelfinger"

Foto: © by Rosana Cuellar




Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende



Zum Reinhören & Anschauen:

Blues-Duo 'Die Herren Sengelmann & Gundelfinger': Stop (Sam Brown)

https://www.youtube.com/watch?v=lS2KzpiFgkI

Blues-Duo 'Die Herren Sengelmann & Gundelfinger': I'll Be Seeing You (Billie Holiday)

https://www.youtube.com/watch?v=BaZLJrqnbJk


Besetzung:

Philipp Sengelmann (Gesang)

Kristof Gundelfinger (Gitarre und Gesang)




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8757: Aus aller Welt - 06.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



US-Außenminister verhandelt mit Nordkorea über Denuklearisierung

Gut drei Wochen nach dem historischen Gipfeltreffen von US-Präsident
Donald Trump mit Nordkoreas Staatschef Kim Jong Un in Singapur traf
US-Außenminister Mike Pompeo heute mit seinem nordkoreanischen
Amtskollegen Ri Yong Ho in Pjöngjang zusammen. Im Mittelpunkt der
Gespräche steht der von Nordkorea zugesagte Abbau des Atomprogramms.
Am Samstag wird Pompeo nach Tokio weiterreisen, wo er seine Kollegen
aus Japan und Südkorea, Taro Kono und Kang Kyung Wha, über die
Ergebnisse der Verhandlungen unterrichten will.

6. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8757: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Leiche im Straßengraben entdeckt

Ein Spaziergänger hat nahe Rudelsdorf im Saale-Holz-Kreis (Thüringen)
eine verweste Leiche in einem Straßengraben gefunden. Aufgrund der
Bekleidung gehen die Ermittler davon aus, daß es sich um eine
Frauenleiche handeln könnte. Weitere Angaben seien derzeit nicht
möglich. Die unbekannte tote Person wurde der Rechtsmedizin zur
Untersuchung übergeben.

6. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8754: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Militärische Kommunikationskanäle in Korea wieder geöffnet

Die entlang der umstrittenen Seegrenze im Gelben Meer kreuzenden süd-
und nordkoreanischen Kriegsschiffe haben ihre
Kommunikationsverbindungen nach zehn Jahren wieder aufgenommen. Die
militärische Hotline sei wieder vollständig in Betrieb, zitierte die
südkoreanische Rundfunkanstalt KBS einen Sprecher des
Verteidigungsministeriums in Seoul. Mit der Maßnahme wurde ein Punkt
der zwischen den süd- und nordkoreanischen Staatschefs, Moon Jae In
und Kim Jong Un, vereinbarten Erklärung von Panmunjom am 27. April
umgesetzt. Beide hatten konkrete Schritte versprochen, Spannungen auf
der koreanischen Halbinsel zu reduzieren und die Gefahr eines Krieges
einzudämmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8756: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kabinett beschließt Etatentwurf für 2019

Das Bundeskabinett billigte am Freitag in einer Sondersitzung den
Haushaltsentwurf für 2019. Der Budgetplan von Finanzminister Olaf
Scholz (SPD) sieht für das kommende Jahr Einnahmen und Ausgaben von
jeweils 356,8 Milliarden Euro vor. Das sind 13 Milliarden Euro mehr
als im laufenden Jahr. Eine deutliche Aufstockung soll es im
kommenden Jahr für den Verteidigungsetat und für die innere
Sicherheit geben. Erst am Vortag hatte der Bundestag den Haushalt
2018 beschlossen. Dieser war wegen der langen Regierungssuche nach
der Bundestagswahl erst sehr spät auf den Weg gebracht worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8755: Tragisches und Kurioses - 06.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schweres Schiffsunglück in Thailand

In der Nähe der Insel Koh Hei, südlich der thailändischen
Urlaubsinsel Phuket, ist am Donnerstag ein für Tauchausflüge
genutztes Boot mit 105 Menschen an Bord bei schwerer See gekentert.
Fünf Meter hohe Wellen hätten das Deck überschwemmt und das Boot nach
und nach zum Kentern gebracht, berichtete der Kapitän der gesunkenen
"Phönix". Nach Informationen der thailändischen Marine sind
inzwischen 21 Tote aus der Andamanensee geborgen worden. Das ganze
Ausmaß der Tragödie ist weiter unklar. Die in Bangkok erscheinende
Tageszeitung The Nation berichtete am Freitag von 40 ertrunkenen, 49
überlebenden und 16 vermißten Urlaubern. Das Blatt nahm den Bericht
inzwischen aber wieder aus dem Netz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7840: Aus Forschung und Technik - 06.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



NASA-Sonde Dawn nähert sich Ceres bis auf 50 Kilometer

Auch mehr als drei Jahre nach ihrer Entdeckung geben die hellen
Flecken auf der Oberfläche des Zwerplaneten Ceres immer noch Rätsel
auf. Die NASA-Sonde Dawn umkreist den größten Himmelskörper im
Asteroidengürtel zwischen Mars und Jupiter auf ihrer bislang
niedrigsten Umlaufbahn. Anhand der Nahaufnahmen erhalten die
Wissenschaftler neue Informationen zu den hellen Ablagerungen.
Spektralanalysen haben gezeigt, daß es sich dabei um Natriumkarbonat
handelt, das auch in Evaporitablagerungen auf der Erde vorhanden ist.
Die Forscher wollen nun herausfinden, wie dieses Material an die
Oberfläche gelangt ist. In den nächsten Wochen soll Dawn weitere
hochauflösende Bilder zur Erde senden. 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7852: Aus aller Welt - 06.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Teheran erwartet konkrete Vorschläge für Erhalt des Atomabkommens

Vor einem Treffen der Außenminister des Irans, Deutschlands und der
Vetomächte im Uno-Sicherheitsrat - außer USA - sowie der
EU-Außenbeauftragten hat der iranische Präsident Ruhani mit
Bundeskanzlerin Merkel und Frankreichs Präsident Macron über die
Zukunft des internationalen Atomabkommens mit seinem Land nach der
Aufkündigung durch US-Präsident Trump vor zwei Monaten gesprochen.
Anschließend drückte Ruhani in Teheran seine Enttäuschung über die
Vorschläge der verbliebenen Vertragspartner aus. Der Präsident
vermißt konkrete Vorschläge für die weitere Zusammenarbeit, wie die
iranischen Nachrichtenagenturen Tasnim und Irna meldeten. Die
wirtschaftlichen Zusagen der EU genügen dem Iran nicht. Ruhani
erwartete, daß die Probleme bei den Beratungen in Wien noch geklärt
werden könnten.

Trump hat allen Unternehmen auch im Ausland Sanktionen für den Fall
angedroht, daß sie nach Inkrafttreten seiner gegen den Iran
verhängten Strafmaßnahmen im August noch Geschäfte mit Teheran
machen. Mitte Juli läuft die Frist ab, welche die iranische Regierung
ihren Vertragspartner gestellt hat, um dem Iran die wirtschaftlichen
Vorteile aus dem Atomabkommen von 2015 zu garantieren. Andernfalls
wird sich auch der Iran nicht mehr an den Vertrag gebunden sehen. In
dem Fall stünde es der Islamischen Republik frei, ihre Atomforschung
und Urananreicherung zu forcieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7813: Medizin und Gesundheitswesen - 06.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Hantavirus breitet sich aus

Das Hantavirus ruft zumeist Erkrankungen mit grippeähnlichen
Symptomen hervor: hohes Fieber, Kopf-, Bauch- und Rückenschmerzen. Es
kann aber auch ein Nierenversagen entstehen. Üblicherweise werden die
Viren mit dem Speichel, Urin und Kot kleiner infizierter Säugetiere
ausgeschieden. Mit aufgewirbeltem Staub etwa können sie in die
menschlichen Atemwege gelangen und dort Lungenentzündungen
hervorrufen. Betroffen sind vor allem Menschen, die im Wald arbeiten
oder sich häufig darin aufhalten. Wie das Deutsche Ärzteblatt
berichtete, haben sich in Rheinland-Pfalz letztes Jahr mehr Menschen
mit dem Hantavirus angesteckt als im Jahr davor. Nach Auskunft des
Landesuntersuchungsamtes (LUA) in Koblenz wurden letztes Jahr 49
Fälle registriert, im Jahr davor nur sieben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7840: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.07.2018 (SB)




VOM TAGE



VW-Unterlagen durften in Anwaltskanzlei beschlagnahmt werden

Die Beschlagnahmung von Unterlagen und Daten zum Dieselskandal von
Volkswagen bei der Münchner Anwaltskanzlei Jones Day im März 2017 war
ebenso wie die Auswertung des Materials durch die Münchner
Staatsanwaltschaft zulässig. Das entschied das
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe, wo die Kanzlei, mehrere
Rechtsanwälte und VW Verfassungsbeschwerden eingereicht hatten. Der
3. Kammer des Zweiten Senats des Gerichts zufolge wurde die
Volkswagen AG durch den Vorgang weder in ihrem Recht auf
informationelle Selbstbestimmung noch in ihrem Recht auf ein faires
Verfahren verletzt. Außerdem hat die Wirtschaftskanzlei ihren Sitz im
Ausland und kann sich deswegen nicht auf deutsche Grundrechte
berufen. VW hatte Jones Day mit der Aufarbeitung des Abgasskandals
beauftragt. Durch die Auswertung der internen Daten könnte dem
Unternehmen wirtschaftlicher Schaden entstehen. Selbst dann wäre der
Grundrechtseingriff in der Kanzlei gerechtfertigt gewesen, befanden
die Karlsruher Richter. Diese führten zudem an, Beweise in
Ermittlungsverfahren könnten beiseite geschafft werden, wenn sie bei
Anwälten hinterlegt würden. Darunter könnte die Effektivität der
Strafverfolgung leiden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7764: Sprache, Kunst und Medium - 06.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Schweriner Museum holt DDR-Kunst aus dem Archiv

Unter dem Titel "Hinter dem Horizont" zeigt das Staatliche Museum
Schwerin diesen Sommer in einer großen Ausstellung Kunst aus der DDR.
Nach Auskunft der Museumsleitung konzentriere man sich für seine
Sammlungen auf die leisen, aber dennoch kritischen Stimmen in der
damaligen DDR.

Nach der Eröffnung am Donnerstagabend werden bis zum 7. Oktober rund
120 Werke gezeigt. Bis auf zwei Ausnahmen werden nur Gemälde,
Zeichnungen, Grafiken und Plastiken aus den eigenen Beständen des
Museums präsentiert, die 613 Bilder und 158 Skulpturen von 
DDR-Künstlern umfassen. Dagegen hängen laut Ostsee-Zeitung in der 
ständigen Ausstellung davon nur 13 Bilder.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7830: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Syrische Rebellen zum Abzug aus Daraa bereit

Die Aufständischen im Süden Syriens haben sich bereiterklärt, die
Kämpfe einzustellen und ihre schweren Waffen den Regierungstruppen
auszuhändigen. Rußland soll garantieren, daß die vor den Kämpfen
geflohene Zivilbevölkerung zurückkehren kann. Außerdem sollen
diejenigen Kämpfer von den russischen Streitkräften geschützt werden,
welche zur Waffenniederlegung bereit sind. Die übrigen Milizen werden
sich in den Nordwesten Syriens zurückziehen. Die Vereinbarung
zwischen Rebellen und Regierung war unter Vermittlung Rußlands
zustandegekommen. Zuvor hatten syrische und russische Truppen die
schwersten Angriffe in der Provinz Daraa seit Beginn ihrer Offensive
vor zwei Wochen durchgeführt. Uno-Angaben zufolge mußten bis 330.000
Menschen fliehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7844: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.07.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Parlament stellt Privacy Shield in Frage

Das Europaparlament hat am Donnerstag die EU-Kommission mit der
Verabschiedung einer Resolution aufgefordert, die Datenübertragung in
die USA auf Grundlage von "Privacy Shield" auszusetzen, falls die
Vereinigten Staaten nicht bis Anfang September den Schutz
personenbezogener Daten von EU-Bürgern garantieren können.

"Privacy Shield" löste "Safe Harbor" ab, nachdem letztere Absprachen
vom Europäischen Gerichtshof im Oktober 2015 für ungültig erklärt
worden waren. Die EU-Abgeordneten halten "Privacy Shield" weiterhin
für unzureichend. Die Datenweitergabe von Facebook an Cambridge
Analytica hat gezeigt, daß die Firmen hinsichtlich möglichen
Datenmißbrauchs nicht genügend kontrolliert werden.

Gemäß "Privacy Shield" dürfen personenbezogene Daten aus der EU in
die USA übertragen werden, wenn auf Empfängerseite ein angemessenes
Schutzniveau auch gegenüber Behörden und Geheimdiensten nachgewiesen
werden kann. Besonders kritisch wird von den EU-Abgeordneten ein im
März 2018 vom US-Kongreß verabschiedetes Gesetz (Cloud Act) gesehen,
welches unter anderem den Sicherheitsbehörden in den USA erlaubt, auf
die von US-Unternehmen gespeicherten Daten auch dann zuzugreifen,
wenn die Speicher im Ausland stehen. Die US-Regierung akzeptiert die
EU-Kommission nicht als Verhandlungspartner in der Frage des Cloud
Act.

6. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7814: Tragisches und Kurioses - 06.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Greenpeace läßt Superman-Drohne auf AKW stürzen

Französische Mitglieder der Umweltorganisation Greenpeace haben in
dieser Woche eine mit einem Superman-Kostüm bekleidete Drohne gegen
ein Gebäude des Atomkraftwerks Bugey nahe der Schweizer Grenze
gesteuert und sie kollidieren lassen. Damit sollte demonstriert
werden, wie gering der Schutz von Atomkraftanlagen im Ernstfall ist.

Wie heise online berichtete, hatten die Greenpeace-Aktivisten eine
Drohne und ein Flugzeugmodell mit Kameras ausgerüstet und gegen die
Wand einer Halle gesteuert, in der sich ein Abklingbecken für
abgebrannte Brennelemente befindet. Später wurde beobachtet, wie
mehrere Personen die Trümmer der kleinen Fluggeräte einsammelten.

Der Kraftwerkbetreiber EDF erklärte, das Sicherheitspersonal habe am
Morgen zwei Drohnen geortet, von denen eine die Polizei abfing. Es
habe keine Gefahr bestanden. Die Aktivisten würden aber angezeigt,
weil das Überfliegen des Geländes verboten sei.

Greenpeace veröffentlichte die Videos, die die Kollision der Drohne
und des Kleinflugzeugs zeigten. Selbstverständlich war die Aktion
harmlos, zeige aber, daß die Sicherheitsvorkehrungen nicht ausreichend
seien. So ist die Großstadt Lyon mit einer halben Million Einwohner
nur gut 30 Kilometer vom Atomkraftwerk entfernt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7841: Arbeit, Soziales und Familie - 06.07.2018 (SB)




VOM TAGE



IG Metall in Sorge um Arbeitsplätze in Bayerns Autoindustrie

Die IG Metall hat am Donnerstag der Presse in München Stellungnahmen
von Betriebsräten von BMW und ZF zur Zukunft der Automobilindustrie
in Bayern präsentiert. Demnach besteht die Befürchtung, daß bei den
Autoherstellern im Freistaat Zehntausende Arbeitsplätze obsolet
werden, wenn die Produktion von Elektrofahrzeugen anläuft. Diese
erfordert wesentlich weniger Handreichungen, Teile und Planung als
die Herstellung von Autos mit Verbrennungsmotor. Zum Ausgleich
forderten die Betriebsräte die Staatsregierung und die
Automobilindustrie auf, eine Batteriezellenfertigung der nächsten
Generation in Bayern hochzuziehen. Daran sollen sich die Partner des
"Pakts zur Zukunft der Fahrzeugindustrie in Bayern", der vor kurzem
zwischen IG Metall, der Industrie (Audi, BMW, Bosch, Continental,
MAN, Schaeffler und ZF), der Staatsregierung sowie dem Verband der
Bayerischen Metall- und Elektroindustrie (vbm) geschlossen wurde,
beteiligen. Bei der Absprache geht es um die Förderung von
Innovationen und der Weiterbildung von Beschäftigten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7824: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Tödliche Hitzewelle in Ostkanada

Die ostkanadische Provinz Québec wird gerade von einer
Hitzewelle heimgesucht. Laut Deutschem Ärzteblatt sollen in den
vergangenen Tagen mindestens 19 Menschen ums Leben gekommen sein -
allein zwölf davon in der Metropole Montréal. Bei ihnen
handelte es sich vor allem um ältere Menschen und chronisch Kranke.
Darauf wies die Leiterin der regionalen Gesundheitsbehörde,
Mylène Drouin, hin. Wie der Nationale Wetterdienst mitteilte,
sind die Temperaturen zuletzt über 34 Grad Celsius gestiegen. Kanadas
Regierung hat eine Hitzewarnung ausgegeben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7829: Märkte und Finanzen - 06.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Westnetz bestellt rund 300 StreetScooter

Der posteigene Elektroautobauer StreetScooter hat vom Dortmunder
Verteilernetzbetreiber Westnetz den Auftrag über rund 300 Transporter
erhalten. Wie die Unternehmen am Freitag bekanntgaben, sollen die
Fahrzeuge nach und nach bis zum Jahr 2020 geliefert werden. Im Rahmen
einer Entwicklungspartnerschaft werden die Transporter an die Wünsche
von Westnetz angepaßt. Die Höchstgeschwindigkeit der StreetScooter
soll von 85 auf 120 Stundenkilometer heraufgesetzt werden. Die
Reichweite soll durch eine mit Wasserstoff betriebene Brennstoffzelle
über derzeit gut 230 Kilometer hinaus erhöht werden. Westnetz, eine
Tochter des Energiekonzerns innogy, wird die Transporter nach eigenen
Angaben bei der Instandhaltung und dem Ausbau seines Verteilnetzes
fast ganzjährig als mobile Werkstatt einsetzen und gleichzeitig als
Lager und Büro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7847: Aus Forschung und Technik - 06.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Samsung entwickelt biometrische Kamera

Fraglos ist Googles Android ein ausgezeichnetes Betriebssystem. Mit
Ausnahme von Apple setzen praktisch alle Smartphone-Hersteller
darauf. Wie die Internetplattform winfuture.de meldete, will jetzt
Samsung eine biometrische Kamera entwickeln, mit der das Smartphone
sicher per Kamera und Gesicht entsperrt werden kann. Dies gelang
bislang ausschließlich Apple bei seinem iPhone X. Doch jetzt hat
Samsung ein Patent zugesprochen bekommen, das der Apple-Lösung
nahekommen könnte. Mit der neuen Kamera sollen Samsung-Smartphones
künftig auch in der Dunkelheit biometrisch per Gesicht entsperrt
werden können. Außerdem will Samsung Augen-Tracking und Iris-Scanning
bieten. Möglich soll das durch Nah-Infrarot und eine erweiterte Linse
für Tiefenschärfe werden. Des weiteren soll das Patent einen
Näherungssensor, Nachtsicht, einen 3D-Time-of-Flight-Sensor und
einiges mehr betreffen.
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FORSCHUNG/537: Vorbereitung auf die Asteroidenlandung - MASCOT-Kontrollzentrum in Kontakt zum Lander (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 06.07.2018

Vorbereitung auf die Asteroidenlandung: MASCOT-Kontrollzentrum in
Kontakt zum Lander 



Am 6. Juli 2018 um 3:15 Uhr MESZ war es so weit: Das Team im 
MASCOT-Kontrollzentrum am Deutschen Zentrum für Luft und Raumfahrt (DLR) in Köln
empfing die ersten Signale des deutsch-französischen Asteroidenlanders
MASCOT nach der Ankunft am Asteroiden Ryugu. Am 27. Juni 2018 hatte der
Lander an Bord der japanischen Raumsonde Hayabusa2 nach einer
dreieinhalb-jährigen Reise durchs All den Asteroiden erreicht. Nun
überprüfen die Ingenieure und Wissenschaftler beim ersten Kontakt in diesem
Jahr alle Systeme und Instrumente des Landers. "Jetzt beginnt die Zeit der
intensiven Landevorbereitungen, denn bei der Landung selbst können wir nur
noch begrenzt eingreifen", sagt MASCOT-Operationsmanager Christian Krause
vom DLR.

MASCOT wird bei seiner Landung auf Ryugu nur zu wenigen Zeitfenstern
erreichbar sein, wobei ein Kommando zum Lander und eine Antwort zurück zur
Erde mehr als 30 Minuten benötigt. Während des rund 16 Stunden lang
geplanten Messbetriebs auf der Oberfläche ist MASCOT somit weitestgehend
auf sich allein gestellt. Den Landeübungen und -tests am Boden kommt daher
eine besondere Bedeutung zu. "Wir unterziehen alle Kommandosequenzen
umfangreichen Tests mit Hilfe eines Bodenmodells von MASCOT", erklärt
Christian Krause vom DLR-Nutzerzentrum für Weltraumexperimente (MUSC) in
Köln. "Mit dem Modell können wir beispielsweise die Systemabläufe bei
Bewegung und Aufrichten erproben, ebenso testen wir die wissenschaftlichen
Abläufe der Experimente an Bord." Seit dem Start von Hayabusa2 und MASCOT
am 3. Dezember 2014 haben die Forscher die Zeit genutzt, um gemeinsam mit
der JAXA Landesequenzen zu erproben und Instrumentkalibrierungen mit dem
Bodenmodell durchzuspielen und zu verfeinern. Dabei mussten sie noch
weitestgehend ohne Informationen über den Asteroiden auskommen und Annahmen
etwa zur Oberflächenbeschaffenheit und -reflektivität treffen, die sie nun
anpassen und verfeinern können.

Sprung ins Unbekannte

"Unser Ziel ist es, während der Landung und der Messphase möglichst viele
Daten zu sammeln - dafür müssen wir die Abläufe möglichst robust auf die
unwirtliche und nicht genau vorhersehbare Umgebung auf der
Asteroidenoberfläche vorbereiten", sagt MASCOT-Projektleiterin Dr. Tra-Mi
Ho vom DLR-Institut für Raumfahrtsysteme. Im Inneren der 30 mal 30 mal 20
Zentimeter großen Landesonde mit nur 10 Kilogramm Masse sind insgesamt vier
Instrumente eingebaut: Mit einem Radiometer und einer Kamera des DLR, einem
Spektrometer des Institut d'Astrophysique Spatiale und einem Magnetometer
der TU Braunschweig sollen die mineralogische und geologische
Zusammensetzung der Asteroidenoberfläche untersucht und
Oberflächentemperatur sowie Magnetfeld des Asteroiden ermittelt werden.
Dabei erhält MASCOT durch einen eingebauten Schwungarm die nötige
Bewegungsenergie für Hüpfmanöver auf der Oberfläche. "Die Instrumente und
Systeme durchlaufen nun nach der Ankunft erneut einen Gesundheitscheck-Up,
so wie er bereits jährlich während der Reise zu Ryugu stattfand", erklärt
Dr. Tra-Mi Ho.

Für Mitte August 2018 ist die Landeplatzauswahl für MASCOT gemeinsam mit
den Partnern der französischen Weltraumagentur CNES und der japanischen
Weltraumagentur JAXA geplant. "Dann wird es für uns im
MASCOT-Kontrollzentrum schon vor der für Anfang Oktober geplanten Landung
sehr spannend, wenn wir die Landeprozeduren mit den letzten Details
verfeinern", sagt Christian Krause. "Allerdings müssen wir - auch wenn wir
den Landeplatz kennen - auf vieles vorbereitet sein, denn wie sich MASCOT
nach dem ersten Aufprall auf der Oberfläche bewegt, ist nicht vorhersehbar.
Es ist ein weiter Bereich denkbar, in dem MASCOT nach der ersten Berührung
mit Ryugu zur Ruhe kommt." Hier nutzt das Forscherteam
Flugdymamikberechnungen der französischen Kollegen der CNES, um den
Aktionsradius von MASCOT möglichst genau abschätzen zu können. Dies wird
auch wichtig, wenn die Forscher MASCOT wie geplant mit Hilfe eines
eingebauten Schwungarms nach der ersten Messung erneut vorprogrammiert bis
zu 70 Meter weit hüpfen zu lassen, um Messungen an verschiedenen Stellen
auf der Asteroidenoberfläche durchzuführen.

Über die Mission Hayabusa2 und MASCOT

Hayabusa2 ist eine Weltraummission der japanischen Raumfahrtagentur JAXA
(Japan Aerospace Exploration Agency) zum erdnahen Asteroiden Ryugu. Der
deutsch-französische Lander MASCOT an Bord von Hayabusa2 wurde vom
Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) entwickelt und gebaut in
enger Kooperation mit der französischen Raumfahrtagentur CNES (Centre
National d'Etudes Spatiales). Die wissenschaftlichen Experimente an Bord
von MASCOT sind Beiträge des DLR, des Institut d'Astrophysique Spatiale und
der Technischen Universität Braunschweig. Betrieb und Steuerung des 
MASCOT-Landers und seiner Experimente erfolgen durch das DLR mit Unterstützung der
CNES und in kontinuierlichem Austausch mit der JAXA.

Das DLR-Institut für Raumfahrtsysteme in Bremen entwickelte federführend
zusammen mit CNES den Lander und testete ihn. Das DLR-Institut für
Faserverbundleichtbau und Adaptronik in Braunschweig war für die stabile
Struktur des Landers zuständig. Das DLR Robotik und Mechatronik Zentrum in
Oberpfaffenhofen entwickelte den Schwungarm, der MASCOT auf dem Asteroiden
hüpfen lässt, und passt dessen Bewegungen mithilfe der neuesten Messungen
von Hayabusa2 an die Eigenschaften von Ryugu an. Das DLR-Institut für
Planetenforschung in Berlin steuerte die Kamera MASCAM und das Radiometer
MARA bei. Überwacht und betrieben wird der Asteroidenlander aus dem
MASCOT-Kontrollzentrum im Nutzerzentrum für Weltraumexperimente (MUSC) am
DLR-Standort Köln.


Die Pressemitteilung mit Bildern finden Sie unter: 

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-28773/#/gallery/31162
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Quelle:

Pressemitteilung vom 06.07.2018

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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FORSCHUNG/536: Den erdnahen Asteroiden auf der Spur - Raumsonde Hayabusa2 und Lander MASCOT erreichen Ryugu (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 27.06.2018

Den erdnahen Asteroiden auf der Spur:

Raumsonde Hayabusa2 und Lander MASCOT erreichen Ryugu



Eine 3200 Millionen Kilometer weite Reise liegt hinter der japanischen
Raumsonde Hayabusa2 mit dem deutsch-französischen Lander MASCOT (Mobile
Asteroid Surface Scout) an Bord. Seit Dezember 2014 reiste die Sonde durchs
Weltall, um zuletzt in einem mehrere Wochen währenden Annährungsmanöver am
27. Juni 2018 den erdnahen Asteroiden Ryugu zu erreichen, wie die
japanische Raumfahrtagentur JAXA heute bestätigte. Hayabusa2 hält nun im
Formationsflug zunächst eine Distanz von 20 Kilometer Entfernung zum
Asteroiden und sammelt Bilder und Daten, während sich der Himmelskörper
neben der Sonde um seine Achse dreht. Für Anfang Oktober ist die Landung
von MASCOT auf der Oberfläche geplant. Dort wird sich der Lander hüpfend
über die Oberfläche bewegen, um Messungen an mehreren Orten zu ermöglichen.
Die Forscher wollen genauere Einblicke in die Beschaffenheit und den Aufbau
erdnaher Asteroiden gewinnen, um diese sehr alten Fragmente des
Sonnensystems zu verstehen, Einblick in die Entstehungsgeschichte der
Planeten zu gewinnen und nicht zuletzt auch, um mögliche
Asteroidenabwehrmissionen effektiver zu planen. Mit der Muttersonde
Hayabusa2 ist 2020 sogar die Rückführung von Asteroidenmaterial zur Erde
geplant.

"Der Asteroid Ryugu ist für uns ein ideales Forschungsobjekt mit seinen
gerade einmal 900 Metern Durchmesser und vielen Artgenossen in der Nähe der
Erdbahn", sagt Prof. Ralf Jaumann vom DLR-Institut für Planetenforschung in
Berlin. "Ungewöhnlich ist die eckige Form, die wir auf den ersten Bildern
erkennen." Zudem sind Krater und große Brocken auf der Oberfläche sichtbar.
"Die wissenschaftlich überraschende Form von Ryugu und seine vielen Krater
werden die Auswahl eines geeigneten Landeplatzes für MASCOT spannend, aber
auch herausfordernd gestalten", sagt die Leiterin des MASCOT-Landers, Dr.
Tra-Mi Ho vom DLR-Institut für Raumfahrtsysteme in Bremen. MASCOT wird ganz
neue Einblicke in das Material des solaren Urnebels ermöglichen, das seit
rund 4,5 Milliarden Jahren auf der Asteroidenoberfläche ruht.

Hüpfen auf einem Asteroiden

Nach aktueller Planung wird MASCOT Anfang Oktober von der Muttersonde
ausgeklinkt und bewegt sich dann für mindestens 16 Stunden messend und
hüpfend auf dem Asteroiden Ryugu. Dabei kann MASCOT bis zu 70 Meter weit
hüpfen und so erstmals an verschiedenen Orten auf einem Asteroiden
Messungen vornehmen - eine Premiere für die internationale unbemannte
Raumfahrt. Im Inneren der 30 mal 30 mal 20 Zentimeter großen Landesonde mit
nur 10 Kilogramm Masse sind insgesamt vier Instrumente eingebaut: Mit einem
Radiometer und einer Kamera des DLR, einem Spektrometer des Institut
d'Astrophysique Spatiale und einem Magnetometer der TU Braunschweig sollen
die mineralogische und geologische Zusammensetzung der Asteroidenoberfläche
untersucht und Oberflächentemperatur sowie Magnetfeld des Asteroiden
ermittelt werden. Dabei erhält MASCOT durch einen eingebauten Schwungarm
die nötige Bewegungsenergie für die Hüpfmanöver auf der Oberfläche.

Asteroid Ryugu und Raumsonde Hayabusa2 (japanisch für Falke) bewegen sich
derzeit rund 280 Millionen Kilometer entfernt von der Erde, wobei ein
Signal von der Raumsonde zur Erde gut 15 Minuten benötigt. Die ersten
Bilder der japanischen Kamera ONC-T (Optical Navigation Camera -
Telescopic) an Bord von Hayabusa2 zeigen eine sehr ungewöhnliche Form von
Ryugu. Die Wissenschaftler erwarten dadurch nicht immer ganz zum Zentrum
gerichtete Gravitationskräfte, wobei die Anziehungskraft des Asteroiden
bisherigen Schätzungen zu Folge nur etwa ein 60.000stel der
Erdanziehungskraft entspricht. Dazu rotiert Ryugu, der nach einem unter
Wasser liegenden Schloss aus der japanischen Mythologie benannt ist, mit
einer Achse senkrecht zu seiner Bahnbewegung.

Brocken in kosmischer Nachbarschaft zur Erde

Heute sind mehr als 750.000 Asteroiden bekannt. Nur ein Bruchteil davon,
etwa 17.000 Asteroiden, bewegen sich auf elliptischen Bahnen weit ins
innere Sonnensystem hinein und kreuzen die Bahnen von Mars, Erde oder sogar
Merkur. Rund 1000 von diesen sind erdnahe Asteroiden mit einem Durchmesser
von mehr als einem Kilometer. Am 3. Dezember 2014 startete die Mission
Hayabusa2 vom japanischen Weltraumzentrum Tanegashima mit dem 
deutsch-französischen Landemodul MASCOT an Bord, um neue Erkenntnisse zum Aufbau
und zur Zusammensetzung des primitiven, kohlenstoffreichen und
erdbahnkreuzenden Asteroiden (162173) Ryugu zu liefern. Wissenschaftlich
steht dabei die Frage im Mittelpunkt, welche Rolle Asteroiden bei der
Entstehung und der frühen Entwicklung der Erde und der terrestrischen
Planeten gespielt haben. Erforscht werden soll zum einen, ob das Wasser der
Erde in Teilen auch von Asteroiden stammen könnte, und zum anderen, wie ein
potenziell für die Erde gefährlicher, erdbahnkreuzender Asteroid beschaffen
ist, um Abwehrmöglichkeiten zu entwickeln. Gegenwärtig ist allerdings von
keinem Asteroiden bekannt, dass er sich auf Kollisionskurs mit der Erde
befindet. Asteroiden werden als erdnahe Objekte (NEOs, Near Earth Objects)
bezeichnet, wenn Sie sich mindestens bis auf 45 Millionen Kilometer der
Erde nähern.

Hayabusa2 wird Ryugu anderthalb Jahre lang aus unmittelbarer Nähe
beobachten. Höhepunkte der Mission werden das Absetzen des Landemoduls
MASCOT und weiterer Mikrolander sowie beim Kontakt der Hauptsonde mit dem
Asteroiden zwei bis drei Entnahmen von Asteroidenmaterial sein. Die
Asteroiden-Proben werden 2020 von Hayabusa2 zur Erde zurückgebracht.

Über die Mission Hayabusa2 und MASCOT

Hayabusa2 ist eine Weltraummission der japanischen Raumfahrtagentur JAXA
(Japan Aerospace Exploration Agency) zum erdnahen Asteroiden Ryugu. Der
deutsch-französische Lander MASCOT an Bord von Hayabusa2 wurde vom
Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) entwickelt und gebaut in
enger Kooperation mit der französischen Raumfahrtagentur CNES (Centre
National d'Etudes Spatiales). Die wissenschaftlichen Experimente an Bord
von MASCOT sind Beiträge des DLR, des Institut d'Astrophysique Spatiale und
der technischen Universität Braunschweig. Betrieb und Steuerung des 
MASCOT-Landers und seiner Experimente erfolgen durch das DLR mit Unterstützung der
CNES und in kontinuierlichem Austausch mit der JAXA.

Das DLR-Institut für Raumfahrtsysteme in Bremen entwickelte federführend
zusammen mit CNES den Lander und testete ihn. Das DLR-Institut für
Faserverbundleichtbau und Adaptronik in Braunschweig war für die stabile
Struktur des Landers zuständig. Das DLR Robotik und Mechatronik Zentrum in
Oberpfaffenhofen entwickelte den Schwungarm, der Mascot auf dem Asteroiden
hüpfen lässt. Das DLR-Institut für Planetenforschung in Berlin steuerte die
Kamera MASCAM und das Radiometer MARA bei. Überwacht und betrieben wird der
Asteroidenlander aus dem MASCOT-Kontrollzentrum im Nutzerzentrum für
Weltraumexperimente (MUSC) am DLR-Standort Köln.


Den vollständigen Artikel mit Bildern finden Sie unter:

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-28629
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Quelle:

Pressemitteilung vom 27.06.2018

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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BIOCHEMIE/234: Forschungsteam rekonstruiert Antriebs-Proteine in Zilien - Unterwegs auf dem molekularen Highway (idw)


Technische Universität München - 05.07.2018

Forschungsteam rekonstruiert Antriebs-Proteine in Zilien: Unterwegs auf
dem molekularen Highway



Kaum jemand kennt sie, und doch brauchen alle Lebewesen sie zum
Überleben: Zilien, Ausstülpungen von Zellen. Dem Spermium erlauben sie die
Fortbewegung, als Flimmerhärchen schützen sie die Lunge und im Embryo sind
sie entscheidend an der Differenzierung der Organe beteiligt. Ein
Forschungsteam der Technischen Universität München (TUM) konnte jetzt
einen Protein-Komplex nachbauen, der für den Transport innerhalb der
Zilien verantwortlich ist und damit einen entscheidenden Einfluss auf das
Funktionieren der Zilien hat.




[image: Bild: © A. Battenberg / TUM]

Dr. Zeynep Ökten und Mitautor Willi L. Stepp am Fluoreszenzmikroskop.

Bild: © A. Battenberg / TUM



Geißeltierchen brauchen sie, um sich fortzubewegen, Fadenwürmer um Futter
zu finden, Spermien, um eine Eizelle anzusteuern: Zilien. Die
Ausstülpungen eukaryonter Zellen sind sogar dafür verantwortlich, dass der
Mensch das Herz am rechten Fleck hat - während sich der Fötus entwickelt,
steuern die Zilien die Anlage der Organe. "Die Multifunktionalität ist
absolut faszinierend", sagt Dr. Zeynep Ökten, Biophysikerin am
Physik-Department der Technischen Universität München (TUM).

Die Bedeutung der Zilien sowohl für die Signalübertragung als auch für die
Bewegung von Zellen wurde erst in den letzten Jahren erkannt. "Bis heute
wissen wir nur sehr wenig darüber, welche biochemischen Prozesse die
verschiedenen Funktionen steuern. Umso wichtiger ist es, die grundlegenden
Mechanismen zu verstehen", betont die Wissenschaftlerin.

Grüne Punkte im Visier

Die Wissenschaftlerin hält ein Glasplättchen mit dünnen,
flüssigkeitsgefüllten Kapillaren ans Licht. Zu sehen ist nichts - die
Flüssigkeit ist transparent und klar. Erst unterm Fluoreszenz-Mikroskop
erkennt man die Bewegung der mit grünem Farbstoff markierten Verbindungen:
Rote Punkte streben in eine Richtung.

Wie auf einer Straße wandern die Transport-Proteine auch durch die dünnen
Kanäle der Zilien. Doch wie diese Motoren gestartet werden, war bisher
nicht bekannt. Zusammen mit ihrem Team hat Zeynep Oekten daher den
Protein-Komplex rekonstruiert.

Bottom-up statt top-down

Die Bausteine des Protein-Komplexes stammen aus dem Modellorganismus des
Fadenwurms Caenorhabditis elegans. Der findet mit Hilfe seiner Zilien
Futter und wittert Gefahren. Die Biologen haben bereits Dutzende von
Proteinen identifiziert, welche die Funktion der Zilien des Fadenwurms
beeinflussen.

"Der klassische Top-down-Ansatz stößt hier an seine Grenzen, weil zu viele
Bausteine beteiligt sind", erklärt Ökten. "Um den Intra-Flagellaren
Transport, kurz IFT, zu verstehen, sind wir daher den umgekehrten Weg
gegangen und haben, Bottom-up, einzelne Proteine und ihre Wechselwirkungen
untersucht.

Nadel im Protein-Heuhaufen

Die Arbeit glich der sprichwörtlichen Suche nach der Nadel im Heuhaufen.
Es gab eine Vielzahl von Molekülverbindungen, die in Frage kamen. Nach
monatelangem Experimentieren stießen die Forscher auf eine
Minimalkombination aus vier Proteinen. Sobald sich diese Proteine zu einem
Komplex zusammenschließen, beginnen sie durch die Kapillaren des
Probenträgers zu wandern.




[image: Bild: © G. Merck / TUM]

Motorproteine (grün) bewegen sich entlang der Mikrotubuli (rot) wie
auf Straßen

Bild: © G. Merck / TUM



"Als wir die Aufnahmen des Fluoreszenz-Mikroskops sahen, wussten wir:
Jetzt haben wir die Puzzlesteine gefunden, die den Motor starten",
erinnert sich Ökten. "Steht auch nur eine Komponente, beispielsweise
aufgrund eines genetischen Defekts nicht zur Verfügung, so versagt die
Maschinerie - was sich aufgrund der Wichtigkeit der Zilien in einer langen
Liste schwerer Krankheiten wiederspiegelt."


Publikation:

Mohamed A. A. Mohamed, Willi L. Stepp and Zeynep Ökten

Reconstitution reveals motor activation for intraflagellar transport

Nature, vol. 557, p 387-391 (2018)

DOI: 10.1038/s41586-018-0105-3

https://www.nature.com/articles/s41586-018-0105-3

https://mediatum.ub.tum.de/652209?show_id=1447277

- Video Motorproteine

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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ZOOLOGIE/1552: Die Wiege der Fische (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 05.07.2018

Die Wiege der Fische

Kalte Ozeane bringen doppelt so schnell neue Arten hervor wie tropische
Meere



Die Freiburger Biologin Dr. Kristin Kaschner, der Evolutionsbiologe Dr.
Daniel Rabosky von der University of Michigan/USA und die Biologin
Cristina Garilao vom Geomar - Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel
haben zusammen mit einem internationalen Forschungsteam in einer Studie
die evolutionäre Beziehung von mehr als 30.000 Fischarten analysiert.
Dabei kommen sie zu dem überraschenden Ergebnis, dass Kaltwasserfische,
die beispielsweise im Nordpolarmeer leben, in den vergangenen Millionen
Jahren doppelt so schnell neue Arten ausgebildet haben wie tropische
Fische. Ihre Studie hat das Team in der Fachzeitschrift "Nature"
veröffentlicht.




[image: Bild: © Julie Johnson/University of Michigan]

Steinfisch, Eisfisch und Flunder (von oben nach unten) gehören zu den
Arten, die in kalten Ozeanen leben.

Bild: © Julie Johnson/University of Michigan



In den tropischen Meeren leben viele verschiedene Arten von Fischen, mehr
als in den kalten Ozeanen höherer Breitengrade. Eine geläufige Erklärung
hierfür war bisher, dass die warme Riffumgebung als ein evolutionärer "hot
spot" dient, an dem sich besonders viele Arten entwickeln können. In der
Biologie wird das Phänomen, wonach die Biodiversität einer Region vom
Breitengrad abhängig ist, als Latitudinaler Biodiversitätsgradient
bezeichnet.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler von insgesamt acht Institutionen
haben für die Studie die Beziehung zwischen Breitengrad, Artenreichtum und
der Rate neuer Artenbildung bei Meeresfischen untersucht. Hierzu wendeten
sie eine Kombination aus genetischen Untersuchungsmethoden und
Vorhersagemodellen für die geographische Verbreitung an. "Unsere
Ergebnisse sind erstaunlich und unerwartet, da die Artenbildung in den
Regionen, die über den niedrigsten Artenreichtum verfügen, am schnellsten
ist", sagt Kristin Kaschner. Eigentlich ist eine gängige Erwartung, dass
eine hohe Rate bei der Entwicklung neuer Spezies auch zu einer
gesteigerten Biodiversität führt. Allerdings hängt diese wiederum davon
ab, wie viele Arten überleben und wie viele aussterben. Die
Wissenschaftler konnten jedoch die Aussterberate mit der Methode der
veröffentlichten Studie nicht erfassen. "In einem nächsten Schritt
versuchen wir herauszufinden, wie sich die Artensterberaten in den polaren
und den tropischen Regionen ausgewirkt haben", sagt der Erstautor der
Studie Rabosky.

Bei seiner Analyse hat das Team auf die Informationen von AquaMaps
zurückgegriffen, einer Datenbank mit Karten zur globalen Verbreitung von
Meerestieren, die inzwischen mehr als 25.000 Spezies erfasst: von
Säugetieren, Fischen und Schildkröten bis hin zu Algen, Muscheln und
Korallen. Kristin Kaschner aus der Abteilung für Biometrie und
Umweltsystemanalyse der Universität Freiburg hat das Informationssystem
zusammen mit Forschenden des Geomar - Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung
Kiel entwickelt.


Originalpublikation:

Daniel L. Rabosky, Jonathan Chang, Pascal O. Title, Peter F. Cowman,
Lauren Sallan, Matt Friedman, Kristin Kaschner, Cristina Garilao, Thomas
J. Near, Marta Coll, Michael E. Alfaro:

An inverse latitudinal gradient in speciation rate for marine fishes.

In: Nature.

https://www.nature.com/articles/s41586-018-0273-1


Artikel zu AquaMaps im Online-Magazin der Universität Freiburg

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/online-magazin/forschen-und-entdecken/vorhersagemodell-fur-lebensraume

Die Datenbank AquaMaps

https://www.aquamaps.org

Weitere Informationen unter:

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2018/die-wiege-der-fische

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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ENERGIE/1570: Neuer Weltrekord bei der direkten solaren Wasserspaltung (idw)


Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH - 05.07.2018

Neuer Weltrekord bei der direkten solaren Wasserspaltung



In einem nachhaltigen Energiesystem wird Wasserstoff als Speichermedium
eine wichtige Rolle spielen. Einem internationalen Forscher-Team ist es
jetzt gelungen, den Wirkungsgrad für die direkte solare Wasserspaltung zur
Wasserstoffgewinnung auf 19 Prozent zu steigern. Sie kombinierten dafür
eine Tandem-Solarzelle aus III-V-Halbleitern mit Rhodium-Nanopartikeln und
kristallinem Titandioxid. An der Forschungsarbeit waren Teams aus dem
California Institute of Technology, der University of Cambridge, der TU
Ilmenau und dem Fraunhofer Institut für Solare Energiesysteme ISE
beteiligt. Ein Teil der Experimente fand am Institut für Solare
Brennstoffe am Helmholtz-Zentrum Berlin statt.




[image: Abbildung: © ACS Energy Letters]

Aufbau der Photokathode: Licht fällt durch die transparente
Schutzschicht mit katalytisch aktiven Rhodium-Partikeln in die
Tandemzelle.

Abbildung: © ACS Energy Letters



Sonnenlicht steht weltweit reichlich zur Verfügung - allerdings nicht rund
um die Uhr. Ein Lösungsansatz besteht darin, Sonnenlicht in Form von
chemischer Energie zu speichern, konkret: mit Sonnenlicht Wasserstoff zu
produzieren. Denn Wasserstoff lässt sich gut speichern und vielseitig
nutzen, ob in einer Brennstoffzelle zum Erzeugen von Strom und Wärme oder
als Ausgangsbasis für Brennstoffe. Kombiniert man Solarzellen mit
Katalysatoren und weiteren funktionalen Schichten zu einer "monolithischen
Photoelektrode" aus einem Block, wird die Aufspaltung von Wasser besonders
einfach: dabei befindet sich die Photokathode im wässrigen Medium und wenn
Licht auf sie fällt, bildet sich auf der Vorderseite Wasserstoff, auf der
Rückseite Sauerstoff.

Lichtdurchlässiger Korrosionsschutz

Für die hier untersuchte monolithische Photokathode haben die Forscher
eine am Fraunhofer ISE entwickelte hocheffiziente Tandem-Zelle aus
III-V-Halbleitern mit weiteren funktionalen Schichten kombiniert. Dabei
gelang es ihnen, die Verluste durch Lichtreflexion und Absorption an der
Oberfläche deutlich zu verringern. "Darin besteht auch die Innovation",
erläutert Prof. Hans-Joachim Lewerenz, Caltech, USA: "Denn bereits 2015
konnten wir in einer früheren Zelle einen Wirkungsgrad von über 14 Prozent
erreichen, damals ein Weltrekord. Hier haben wir die Antikorrosionsschicht
durch eine kristalline Titandioxid-Schicht ersetzt, die nicht nur
hervorragende Antireflexionseigenschaften besitzt, sondern an der auch die
Katalysator-Teilchen haften bleiben". Und Prof. Harry Atwater, Caltech,
fügt an: "Außerdem haben wir ein neues elektrochemisches Verfahren
genutzt, um die Rhodium-Nanoteilchen herzustellen, die als Katalysatoren
für die Wasserspaltung dienen. Sie messen nur 10 Nanometer im Durchmesser
und sind damit optisch nahezu transparent, also ideal geeignet für ihre
Aufgabe."

Wirkungsgrad 19,3 Prozent

Unter simulierter Sonneneinstrahlung erzielten die Wissenschaftler einen
Wirkungsgrad von 19,3 Prozent (in verdünnterwässriger Perchlorsäure), in
(neutralem) Wasser immerhin noch 18,5 Prozent. Dies reicht schon nah an
den theoretisch maximalen Wirkungsgrad von 23 Prozent heran, der sich mit
dieser Kombination von Schichten aufgrund ihrer elektronischen
Eigenschaften erreichen lässt.

Verbesserungen bei der Stabilität

"Die kristalline Titandioxid-Schicht schützt die eigentliche Solarzelle
nicht nur vor Korrosion, sondern verbessert durch ihre günstigen
elektronischen Eigenschaften auch den Ladungstransport", sagt Dr. Matthias
May, der einen Teil der Experimente zur Effizienzbestimmung am HZB-Institut
für Solare Brennstoffe durchgeführt hat, im Vorläuferlabor der Solar Fuel
Testing Facility der Helmholtz Energy Materials Foundry (HEMF). Der nun
publizierte Rekordwert basiert auf Arbeiten, die May bereits als Doktorand
am HZB begonnen hatte und für die er 2016 den Helmholtz-Doktoranden-Preis
im Forschungsbereich Energie erhielt. "Die Stabilität
konnten wir auf knapp 100 Stunden steigern; das ist ein großer Fortschritt
im Vergleich zu Vorgängersystemen, die bereits nach 40 Stunden korrodiert
waren. Dennoch bleibt hier noch viel zu tun", erklärt May.

Ausblick: Tandemzellen mit Silizium

Denn noch ist dies Grundlagenforschung an kleinen, hochpreisigen Systemen
im Labor. Aber die Forscher sind optimistisch: "Diese Arbeit zeigt, dass
maßgeschneiderte Tandem-Zellen für die direkte solare Wasserspaltung das
Potential haben, Wirkungsgrade jenseits von 20 Prozent zu erreichen. Ein
Ansatz dafür ist die noch bessere Wahl der Bandlückenenergien der beiden
Absorbermaterialien in der Tandem-Zelle. Und eines der beiden könnte dabei
sogar Silizium sein", erklärt Prof. Thomas Hannappel, TU Ilmenau. Teams am
Fraunhofer ISE und der TU Ilmenau arbeiten daran, Zellen zu entwerfen, in
denen III-V-Halbleiter mit dem preisgünstigem Silizium kombiniert werden,
was die Kosten erheblich senken könnte.


Zur Publikation in ACS Energy Letters:

"Monolithic Photoelectrochemical Device for Direct Water Splitting with
19 % Efficiency"

Wen-Hui Cheng, Matthias H. Richter, Matthias M. May, Jens Ohlmann,
David Lackner, Frank Dimroth, Thomas Hannappel, Harry A. Atwater,
Hans-Joachim Lewerenz

Doi:10.1021/acsenergylett.8b00920

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution111
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AUSSEN/2056: Haushalt 2019 - Deutsche Außenpolitik und Diplomatie bleiben unterfinanziert


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Juli 2018

Haushalt 2019: Deutsche Außenpolitik und Diplomatie bleiben unterfinanziert



Zum Kabinettsentwurf 2019 für den Etat des Auswärtigen Amtes erklärt Ekin Deligöz, grüne Berichterstatterin für diesen Etat:

Der Haushaltsentwurf für 2019 ist eine Enttäuschung und wird der gestiegenen Bedeutung von Diplomatie und ziviler Außenpolitik in unserer multipolaren Welt nicht gerecht. Obwohl der humanitäre Bedarf weltweit weiterhin steigt, bleibt der Mittelansatz für die von Deutschland in 2019 finanzierte humanitäre Hilfe deutlich hinter den in 2017 tatsächlich getätigten Ausgaben zurück. Weitere Nachfinanzierungen sind jetzt schon absehbar. Das erschwert die Arbeit der humanitären Hilfsorganisationen, die vor allem Planbarkeit durch frühzeitige Mittelzusagen brauchen. Deutschland als viertgrößte Industrienation und bald nichtständiges Mitglied im UN-Sicherheitsrat steht hier besonders in der Pflicht. Daher ist es auch nicht nachvollziehbar, weshalb die Mittel für Krisenprävention, Stabilisierung und Friedensförderung abgesenkt werden. Auch die Kürzungen bei der kulturellen Programmarbeit und beim Goethe-Institut senden ein falsches Zeichen, denn die Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik gehört gestärkt.

Die Frage von Zahlungen für die Opfer der "Colonia Dignidad" wird in den Haushaltsberatungen 2019 eine große Rolle spielen. Die Unterstützungsmaßnahmen, welche die Bundesregierung laut ihrem jüngst vorgelegten Hilfskonzept vorsieht, reichen hinten und vorne nicht. Die Bundesrepublik trägt eine große moralische Mitverantwortung für die auf dem Gelände der Terrorsekte verübten Verbrechen. Diese Verantwortung muss der Haushalt des Auswärtigen Amtes in angemessener Weise abbilden.

Der Haushaltsentwurf 2019 und die Finanzplanung, die ab 2020 sinkende Ansätze für das Auswärtige Amt vorsieht, werden den Herausforderungen an den Auswärtigen Dienst im 21. Jahrhundert nicht gerecht. V.a. bei einer besseren Personalausstattung und einer ausreichenden Personalreserve, als auch bei dem Dauerthema Sicherheit an Auslandsvertretungen muss die Bundesregierung noch nachsitzen.

Es wird also wieder maßgeblich darauf ankommen, dass die Berichterstatterinnen und Berichterstatter den Etat in den parlamentarischen Beratungen nachbessern, um den Auswärtigen Dienst zu stärken.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





FINANZEN/1493: Haushalt 2019 - Haushalt der Vergangenheit


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Juli 2018

Haushalt 2019: Haushalt der Vergangenheit



Zum Haushaltsentwurf 2019 erklärt Sven-Christan Kindler, Sprecher für Haushaltspolitik:

Der Haushalt 2019 ist genauso frei von Ideen wie der Haushalt von 2018. Diese Regierung verliert sich in Debatten über Abschottung. Die Bundesregierung läuft den Phantomdebatten der AfD hinterher und vernachlässigt die wirklichen Probleme. Auf die großen Herausforderungen: Klimaschutz, soziale Gerechtigkeit und Friedenspolitik bietet der Haushaltsentwurf keine Antworten.

Im Kern ist diese Regierung in der Zusammenarbeit jetzt schon am Ende. Das zeigt der Haushaltsentwurf 2019 sehr deutlich. Jeder kämpft gegen jeden oder nur für sich. Eine gemeinsame Linie fehlt. Olaf Scholz verteilt das zur Verfügung stehende Geld mit der Gießkanne. Die Verlierer dieser Politik sind arme Kinder, arme Rentner, das Klima und die Menschen die vor Krieg und Terror flüchten müssen, die Menschen, vor Krieg und Terror flüchten müssen. Diesem Haushaltsentwurf fehlen die Ideen für die Zukunft, er hängt in der Vergangenheit fest.

Aus den Fehlern des Haushalts 2018 lernt die Bundesregierung nichts. Das Baukindergeld, der Zombie der alten Eigenheimzulage, bleibt. Das hat hohe Mitnahmeeffekte und wird vor allem Besserverdienenden helfen. Mit der Erhöhung des Kinderfreibetrags kommt wieder kein Geld bei wirklich armen oder von Armut bedrohten Familien an. Arme Kinder und Alleinerziehende werden bei dieser Regierung im Regen gestehen gelassen. "Wer hat, dem wird gegeben" ist das Motto dieser Regierung der Besserverdienenden.

Der Verteidigungsetat bekommt noch mehr Geld. Kein anderer Etat soll so stark steigen bis 2021 wie der Bundeswehretat. Gleichzeitig wird beim internationalen Klimaschutz, bei Diplomatie und Entwicklungspolitik geknausert. Das ist eine fatale Prioritätensetzung. Das wird die Welt unsicherer machen. Mehr Geld löst zudem nicht die immensen Strukturprobleme und Rüstungsdesaster der Bundeswehr.

Die Investitionen stagnieren in der Finanzplanung bis 2022 und das obwohl die Ausgaben um 32 Milliarden Euro steigen. Der Investitionsstau bleibt bestehen. Die Investitionen in öffentlichen Nahverkehr, bezahlbare Wohnungen, schnelles Internet, gute Krippen und gute Schulen sind deutlich zu gering im Haushalt von Olaf Scholz.
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UMWELT/1763: Bundesbürger beim Natur- und Meeresschutz weit voraus - Bundesregierung muss handeln


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Juli 2018

Bürger der Bundesregierung beim Natur- und Meeresschutz weit voraus - Bundesregierung muss jetzt handeln



Zur heute vorgestellten Naturbewusstseinsstudie des Bundesamtes für Naturschutz erklärt Steffi Lemke, Sprecherin für Naturschutzpolitik:

Natur- und Umweltschutz genießen bei den Bürgern riesengroßen Rückhalt, wie die neue Naturbewusstseinsstudie zeigt. Gleichzeitig offenbart die Studie die eklatante Lücke zwischen dem Anspruch der Menschen und der politischen Realität. Denn die positive Stimmung für den Umwelt- und Meeresschutz in Deutschland findet im Handeln der Bunderegierung leider keine Entsprechung. Die Studie ist eine deutliche Aufforderung an die Bundesregierung, endlich zu handeln.

Besonders den Meeresschutz und der Kampf gegen Müll im Meer schreiben die Bürger der Bundesregierung ins Stammbuch. Während sich die Bürger strengere Regeln in Meeresschutzgebieten und eine naturverträgliche Fischerei wünschen, bleibt die Bundesregierung seit mehr als einem Jahrzehnt tatenlos: Elf Jahre nach Ausweisung der deutschen Schutzgebiete findet dort immer noch naturzerstörerische Fischerei statt. Mehrmals im Jahr wird der Meeresboden umgepflügt. Das muss endlich ein Ende haben.

Ich freue mich auch über die deutliche Zustimmung der Bürger zur gentechnikfreien Landwirtschaft. Gentechnik hat auf dem Acker nichts verloren. Die weiterhin hohe Zustimmung zur Energiewende in der Bevölkerung zeigt, dass die Menschen besser als die Bundesregierung verstehen, wie nah die Klimakrise uns kommt und dass eine naturverträgliche Energiewende hier der richtige Weg ist.

Auch der Wert und der Verlust der biologischen Vielfalt sind den Menschen bewusst und sie sehen hier richtigerweise die Regierung in der Pflicht. Wir fordern von der Bundesregierung, die Ergebnisse endlich ernst zu nehmen und statt Lippenbekenntnissen und Blümchenpapieren endlich eine Agrarwende zu beginnen und dem Erhalt unserer Lebensgrundlagen und der Schöpfung den Stellenwert zu geben, den er bei den Bürgern hat.
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WIRTSCHAFT/2809: Entwicklungsausgaben im Haushaltsentwurf 2019 - Regierung bricht mit Koalitionsvertrag


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Juli 2018

Entwicklungsausgaben im Haushaltsentwurf 2019: Die Regierung bricht mit dem Koalitionsvertrag



Zum Haushaltsentwurf 2019 des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung erklärt Anja Hajduk, Stellvertretende Fraktionsvorsitzende:

Der Haushaltsentwurf stellt die Glaubwürdigkeit von Kanzlerin Merkel massiv in Frage. Die Kanzlerin appellierte einerseits diese Woche in ihrer Regierungserklärung im Parlament an die deutsche Verantwortung in der Welt, lässt aber andererseits im Haushaltplan einen Rückgang der Entwicklungsausgaben zu. Das ist ein falsches Spiel. Gleichzeitig wird Entwicklungsminister Müller öffentlich düpiert.

Im Koalitionsvertrag wurde vereinbart, dass in dieser Legislaturperiode die Ausgaben für Entwicklung eins zu eins zu den Ausgaben für Verteidigung anwachsen sollen. In 2019 erhält Frau von der Leyen vier Milliarden Euro mehr als in diesem Jahr, das Auswärtige Amt und Entwicklungsministerium zusammen aber nur 400 Millionen Euro. Das ist ein Bruch des Koalitionsvertrages. Es ist unverständlich, dass ein sozialdemokratischer Finanzminister die internationale Glaubwürdigkeit so aufs Spiel setzt. Mit seinem Handeln verantwortet er eine Absenkung der sogenannten ODA-Quote, die internationale Vereinbarung, 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens für Entwicklungszusammenarbeit zur Verfügung zu stellen. Sie wird auf 0,48 Prozent in 2019 sinken, auch das wäre ein Bruch mit dem Koalitionsvertrag, indem versprochen wurde, die Quote stabil zu halten. Besonders unverständlich ist dies, da der Haushalt in 2019 insgesamt um satte 13 Milliarden Euro anwächst.

Richtig ist sicherlich, dass in der Entwicklungszusammenarbeit nicht nur mehr Geld zu mehr Erfolgen führt. Aber die internationale Glaubwürdigkeit misst sich auch am Einhalten von internationalen Zusagen. In Zeiten, in denen es so viele Menschen auf der Flucht vor Krieg, Zerstörung und Konflikten sind, ist dies notwendiger denn je.
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AGRAR/308: Bund investiert in nachhaltige Landwirtschaft und starke ländliche Regionen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Juli 2018

Bund investiert in nachhaltige Landwirtschaft und starke ländliche
Regionen

Deutscher Bundestag beschließt Haushalt für Ernährung und
Landwirtschaft



Der Deutsche Bundestag hat heute den Haushalt des Bundesministeriums
für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) für das Jahr 2018
beschlossen. Dazu erklären die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta Connemann, und der Vorsitzende der
Arbeitsgruppe Ernährung und Landwirtschaft, Albert Stegemann:

Gitta Connemann: "Mit diesem Haushalt setzen wir Zeichen. Er
steht für 6.019 Milliarden Euro. Damit ist der Etat so hoch wie nie.
Der Einsatz von Bundesministerin Julia Klöckner und unserer Fraktion
zahlt sich aus. Der Haushalt setzt Schwerpunkte - in gleicher Weise
für Verlässlichkeit und Aufbruch. Davon profitieren die Themen des
Lebensministeriums. Die ländlichen Regionen sind uns lieb und teuer.
Sie sind für uns mehr als ein Anhängsel der Ballungszentren. Sie sind
Wirtschafts- und Lebensraum für mehr als die Hälfte unserer
Bevölkerung.

Mit 55 Millionen Euro können über das Bundesprogramm für ländliche
Entwicklung (BULE) Modell- und Demonstrationsvorhaben gefördert
werden. Davon profitieren die ehrenamtlich Tätigen. Sie sind die
Seele der Dörfer. Bei der Gemeinschaftsaufgabe für Agrarstruktur und
Küstenschutz (GAK) stehen 40 Millionen Euro für die ländliche
Entwicklung zur Verfügung. Hinzu kommen 10 Millionen Euro durch einen
neuen Sonderrahmenplan. Entwicklungen im ländlichen Raum gehen also
nicht auf Kosten der Landwirtschaft.

Und es gibt mehr Personal, damit im BMEL noch zielgenauer
Förderprogramme für gutes Leben und Arbeiten auf dem Land umgesetzt
werden können. Aber auch die gesunde Ernährung fördern wir gezielt.
Dazu zählt z.B. die Finanzierung wichtiger Studien. So sollen die
Auswirkungen von Energydrinks auf Jugendliche erforscht werden. Mit
einem Modellprojekt können Ernährungsempfehlungen für die Tafeln
erarbeitet werden. Denn eine ausgewogene Ernährung ist existentiell
für die Gesundheit. Durch die Studien kann auch die Mangelernährung
von Seniorinnen und Senioren beleuchtet werden. Über 1,5 Millionen
Menschen sind davon betroffen."

Albert Stegemann: "Wir begrüßen es sehr, dass mit Abschluss
der Haushaltsberatungen mehr als sechs Milliarden Euro für eine
nachhaltige und wettbewerbsfähige Landwirtschaft sowie für vitale
ländliche Regionen zur Verfügung stehen.

Zur Entlastung unserer landwirtschaftlichen Betriebe, die derzeit
unter erheblichen Wetterkapriolen leiden, verstetigen wir den
Bundeszuschuss zur landwirtschaftlichen Unfallversicherung mit 178
Millionen Euro auf dem Niveau des Vorjahres.

Wir stehen insbesondere zur Verantwortung der Agrarbranche und der
Forstwirtschaft für den Umwelt- und Klimaschutz. Ohne die Union würde
es die deutliche Aufstockung beim Bundesprogramm Energieeffizienz in
Landwirtschaft und Gartenbau nicht geben. Zudem errichten wir ein
Kompetenzzentrum Wald und Holz unter dem Dach der Fachagentur für
nachwachsende Rohstoffe. Das sind starke Signale für klimafreundliche
Investitionen - gerade in ländlichen Gebieten.

Ohne Frage liegt die Zukunft unserer hochinnovativen Land- und
Ernährungswirtschaft in der Digitalisierung. Deshalb stellen wir in
diesem Jahr erstmals zehn Millionen Euro zur Verfügung, um die
Potentiale der Landwirtschaft 4.0 noch besser für präzisen Ackerbau
und mehr Tierwohl nutzen zu können."

 * 
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EUROPA/916: Illegale EU-Binnenmigration wird weiter eingeschränkt


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 6. Juli 2018

Illegale EU-Binnenmigration wird weiter eingeschränkt



Zu den gestrigen Beschlüssen des Koalitionsausschusses zur Ordnung
und Steuerung der Migration können Sie den stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Stephan Harbarth, wie
folgt zitieren:

"Die Beschlüsse des Koalitionsausschusses bestätigen die zwischen CDU
und CSU getroffene Vereinbarung. Damit hat sich nun auch die SPD
hinter die Übereinkunft der Union gestellt. Von ihr geht das ganz
klare Signal aus, dass kein Asylsuchender sich das EU-Land aussuchen
kann, in dem er seinen Antrag stellt. Mit den in der Koalition
vereinbarten Instrumenten werden wir die illegale EU-Binnenmigration
weiter einschränken und die Zahl der in Deutschland Asylsuchenden
zusätzlich reduzieren können."

 * 
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FINANZEN/1241: Der Bundeshaushalt 2019 setzt die richtigen Akzente


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Juli 2018

Der Bundeshaushalt 2019 setzt die richtigen Akzente

Ausgaben für humanitäre Hilfe, Entwicklung und Verteidigung müssen
bis 2022 steigen



Die Bundesregierung hat am heutigen Freitag den Entwurf des
Bundeshaushalts 2019 und den Finanzplan des Bundes 2019 bis 2022
beschlossen. Dazu erklärt der haushaltspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt Rehberg:

"Mit dem Entwurf des Bundeshaushalts 2019 und der Finanzplanung bis
2022 wird die von der Union begründete solide Haushaltspolitik der
letzten Jahre fortgesetzt. Der Bund kommt mit dem Geld der
Bürgerinnen und Bürger ohne neue Schulden aus.

Die prioritären Maßnahmen aus dem Koalitionsvertrag werden weiter
Schritt für Schritt umgesetzt. So ist das Baukindergeld finanziert,
höhere Mittel für den sozialen Wohnungsbau sind eingestellt, die
steuerlichen Entlastungen für Familien sind eingepreist. Für
absehbare Ausgaben wie das "Gute-Kita-Gesetz" sind Vorsorgen
getroffen.

Erfreulich ist, dass das Bundesfinanzministerium alles unternommen
hat, um die Investitionen ab 2019 bei 37,9 Milliarden Euro zu
stabilisieren. Angesichts von steigenden Ausgaben sinkt im Finanzplan
allerdings die Investitionsquote von 11,6 Prozent in diesem Jahr auf
10,1 Prozent in 2022. Darüber wird in den kommenden
Haushaltsaufstellungen zu reden sein.

Nicht hinnehmbar ist eine sinkende ODA-Quote ab 2019 und eine
sinkende NATO-Quote ab 2020. Die Unionsfraktion tritt für höhere
Ausgaben für humanitäre Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit und
höhere Verteidigungsausgaben ein. Der Koalitionsvertrag gibt klar
vor, wie mit neuen finanziellen Spielräumen umzugehen ist.

Dass es offensichtlich neue finanzielle Spielräume gibt, zeigt die
neue Rücklage "Demografievorsorge Rente", die ab 2021 mit jährlich 2
Milliarden Euro befüllt werden soll. Darüber muss sich die Koalition
noch verständigen

Dagegen steigt die Sozialausgabenquote von 2019 bis 2022 von 50,0
Prozent auf 51,6 Prozent. Allein für die Rente wird der Bund 110
Milliarden Euro im Jahr 2022 ausgeben. Die Koalition darf nie
vergessen, dass nur das verteilt werden kann, was zuerst
erwirtschaftet wird."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3383: Bundesrat billigt Regelung zum Familiennachzug - eine gute Lösung für alle Seiten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 6. Juli 2018

Bundesrat billigt Regelung zum Familiennachzug - eine gute Lösung
für alle Seiten



Zu dem heutigen Beschluss des Bundesrates zum Familiennachzug können
Sie den innenpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Mathias Middelberg, wie folgt zitieren:

"Der heutige Beschluss des Bundesrates bedeutet den Schlusspunkt
einer monatelangen Kontroverse um den Familiennachzug zu subsidiär
Schutzberechtigten. Die gesetzliche Neuregelung ist eine gute Lösung
für alle Seiten: Mit der Abschaffung des Rechtsanspruchs ab dem 1.
August schieben wir einem unbegrenzten Nachzug den Riegel vor und
vermeiden eine Überlastung unserer Kommunen, die derzeit gewaltige
Integrationsanstrengungen erbringen müssen. Zugleich erhalten ab dem
kommenden Monat bis zu 1000 Familienangehörige aus humanitären
Gründen die Möglichkeit, zu ihren Kindern, Ehegatten oder Eltern in
Deutschland nachzuziehen. Damit verschaffen wir dem in unserer
Verfassung verankerten Schutz von Ehe und Familie in diesen
besonderen Fällen Geltung. Insgesamt ist das heute beschlossene
Gesetz ein weiterer Beweis, dass diese Koalition auch in schwierigen
Fragen uneingeschränkt handlungsfähig ist."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3382: Entschiedener Einsatz für jüdisches Leben in Deutschland


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 6. Juli 2018

Entschiedener Einsatz für jüdisches Leben in Deutschland



Heute wurden zwischen dem Bundesministerium des Innern, für Bau und
Heimat und dem Zentralrat der Juden ein neuer Staatsvertrag
unterzeichnet. Die jährlichen Leistungen des Bundes für den
Zentralrat werden von zehn auf 13 Millionen Euro angehoben. Dazu
können Sie den Religionsbeauftragten der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Hermann Gröhe, wie folgt zitieren:

"Der entschiedene Einsatz für jüdisches Leben und gegen
Antisemitismus gehört zu den Grundpfeilern der Bundesrepublik. Die
Erhöhung der Bundeszuschüsse für den Zentralrat der Juden in
Deutschland auf 13 Millionen Euro jährlich sind deshalb ein starkes
Signal. Zugleich sind wir alle auch persönlich gefordert, uns für
jüdisches Leben in unserem Land einzusetzen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2739: Förderbilanz 2017 beim sozialen Wohnungsbau enttäuscht


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Juli 2018

Förderbilanz 2017 beim sozialen Wohnungsbau enttäuscht

Mitteleinsatz muss künftig durch Steuerungs-
und Sanktionsmöglichkeiten des Bundes gewährleistet werden



Anlässlich der Vorlage des Berichts der Bundesregierung über die
Verwendung der Kompensationsmittel für den Bereich des sozialen
Wohnungsbaus erklärt der baupolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Kai Wegner:

"Die Förderbilanz 2017 beim sozialen Wohnungsbau ist enttäuschend.
Trotz deutlich erhöhter Mittel für den sozialen Wohnungsbau ist der
erwartete Schub bei der Neubauförderung durch die Länder
ausgeblieben. Wir haben auch kein Verständnis für den Einsatz von
Kompensationsmitteln außerhalb der Wohnraumförderung. 120 Millionen
Euro haben die Länder so 2017 der Wohnraumförderung entzogen.

Die schlechte Förderbilanz belastet das aktuelle Vorhaben zur
Änderung des Grundgesetzes. Mit der geplanten Änderung soll die
Beteiligung des Bundes an der Förderung des sozialen Wohnungsbaus
über 2029 hinaus ermöglicht werden. Der Mitteleinsatz muss künftig
feinmaschig durch Steuerungs- und Sanktionsmöglichkeiten des Bundes
gewährleistet werden. Die seit 2007 angewandten großzügigen
Vorschriften zum Mitteleinsatz haben sich fachlich nicht bewährt."

Hintergrund:

Die Fördermittel des sozialen Wohnungsbaus wurden 2017 um 500
Millionen auf 1,5 Milliarden Euro erhöht. Die Zahl der geförderten
Neubauwohnungen wurde jedoch lediglich von 24.550 auf 26.321
gesteigert.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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AUSSEN/1754: Atomabkommen muss gerettet werden 


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Juli 2018

Atomabkommen muss gerettet werden



"Heiko Maas muss konsequent für die Rettung des internationalen Atomabkommens mit dem Iran eintreten und den US-Drohungen eine klare Absage erteilen", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf das heutige Treffen des Außenministers Heiko Maas mit seinen Amtskollegen und wichtigen Diplomaten aus Großbritannien, Frankreich, Russland, China und dem Iran in Wien. Die Außenpolitikerin weiter:

"Die Bundesregierung muss sich der Eskalationspolitik der USA entgegenstellen. Es braucht Kooperation und nicht neue Krisen in der Region. Das Abkommen trägt zu Stabilität und Vertrauen bei und muss aufrechterhalten werden; der Iran muss eine faire Perspektive für internationale Zusammenarbeit erhalten. Aus diesem Grund muss die Bundesregierung auf europäischer Ebene auch eventuelle Sanktionen gegen US-Unternehmen ins Spiel bringen, sollten US-Sanktionen gegen europäische Unternehmen in Kraft treten, die mit dem Iran Handel treiben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 6. Juli 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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EUROPA/1630: Aufruf zur Demonstration - Seenotrettung ist kein Verbrechen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 6. Juli 2018

Seenotrettung ist kein Verbrechen!



DIE LINKE unterstützt den Aufruf der internationalen Organisation "Seebrücke" zu bundesweiten Demonstrationen für sichere Fluchtwege, eine Entkriminalisierung der Seenotrettung und eine menschenwürdige Aufnahme der Geflüchteten.

Martina Renner, stellvertretende Vorsitzende der Partei DIE LINKE: "Was Andrea Nahles, Horst Seehofer und Angela Merkel in den vergangenen Tagen dargeboten haben, macht das Versagen, die Unmenschlichkeit und Ignoranz von CDU, CSU und SPD im Umgang mit Menschen in Not in aller Schärfe deutlich. Tag für Tag ertrinken Menschen im Mittelmeer - und die Regierungen der EU schauen dabei zu. Schlimmer noch: sie hindern zivile Seenotrettungskräfte daran, Menschen zu helfen. Im Juni sind 629 Geflüchtete im Mittelmeer ertrunken. Horst Seehofer, Alexander Dobrindt und Markus Söder nutzen das Leid der Menschen auf hoher See aus um ihre eigenen Machtkämpfe auszutragen. Sie verletzen dabei internationale Menschenrechte und leisten das Geschäft der Rechtsextremen.

Die Retterinnen und Retter sind das letzte Aufgebot der Menschlichkeit auf dem Mittelmeer. Ihnen gebührt Dank, Respekt und Unterstützung. DIE LINKE fordert Bundesaußenminister Heiko Maas auf, umgehend Pläne für eine staatlich organisierte zivile Seenotrettungsmission vorzulegen. Die Zusammenarbeit mit der so genannten Küstenwache Libyens muss beendet werden."

In ganz Deutschland demonstrieren am Samstag, 07. Juli, Menschen gegen die Abschottungspolitik der Bundesregierung. Die stellvertretende Bundesvorsitzende der LINKEN, Martina Renner, nimmt an der Demonstration in Berlin teil.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. Juli 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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INNEN/4956: Nachricht vom Tod Ludwig Baumanns erfüllt uns mit tiefer Trauer


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Juli 2018

Nachricht vom Tod Ludwig Baumanns erfüllt uns mit tiefer Trauer



Heute verstarb mit 97 Jahren Ludwig Baumann, langjähriger Vorsitzender der "Bundesvereinigung Opfer der NS-Militärjustiz". Etliche Entscheidungen des Deutschen Bundestags zur Aufhebung von NS-Unrecht wären ohne seine unermüdliche Arbeit nicht zustande gekommen: Das NS-Unrechtsaufhebungsgesetz von 1998 rehabilitierte Kriegsdienstverweigerer und Wehrkraftzersetzer, das erste Ergänzungsgesetz 2002 pauschal homosexuelle NS-Opfer und die Deserteure der Wehrmacht, das zweite NS-Unrechtsaufhebungsgesetz 2009 schließlich auch die wegen Kriegsverrats verurteilten Opfer der NS-Militärjustiz. Dazu erklärt Jan Korte, 1. Parlamentarischer Geschäftsführer der Fraktion DIE LINKE:

"Die Nachricht vom Tod Ludwig Baumanns erfüllt uns mit tiefer Trauer. Seinem Leitgedanken 'Wenn mehr den Krieg verraten hätten, hätten Millionen Menschen weniger zu sterben brauchen' kann sich jeder Mensch, der für den Frieden und gegen den Krieg aufsteht, uneingeschränkt anschließen. Ludwig Baumann hat sich mit seiner Desertion aus der verbrecherischen Wehrmacht gegen das Morden in Europa gestellt. Er wurde als Wehrmachtsdeserteur zunächst zum Tode verurteilt, hat den Faschismus überlebt und wurde jahrzehntelang in der BRD ausgegrenzt.

Ludwig Baumann und die 1990 von ihm mitgegründete Bundesvereinigung Opfer der NS-Militärjustiz konnten viele, auch schmerzhafte Kämpfe zur Aufarbeitung der Geschichte und zur Anerkennung von NS-Unrecht im wiedervereinigten Deutschland anstoßen und schließlich auch gewinnen. Für sein beharrliches und unerschütterliches Engagement sind wir ihm dankbar. Wir werden ihn nicht vergessen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. Juli 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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SICHERHEIT/1894: Aufrüstungsforderung ist selbstherrlich und maßlos


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Juli 2018

Aufrüstungsforderung ist selbstherrlich und maßlos



"Wenn US-Präsident Donald Trump an die Bundeskanzlerin schreibt, dass die für ihn zu langsame Erhöhung der Militärausgaben einiger NATO-Staaten, darunter an erster Stelle Deutschland, nicht mehr tragbar ist, dann können wir nur antworten, dass die immense Verschwendung von Steuergeldern zur Unterstützung eines brandstiftenden Kriegsbündnisses unter US-amerikanischer Führung für uns noch nie tragbar war", erklärt Alexander Neu, Obmann der Fraktion DIE LINKE im Verteidigungsausschuss, zu den internen Spannungen im Vorfeld des NATO-Gipfels in der nächsten Woche in Brüssel. Neu weiter:

"Trumps Forderung nach zwei Prozent vom BIP für Militärausgaben ist völlig maßlos. Der deutsche Militäretat ist mit aktuell über 42 Milliarden Euro pro Jahr (nach NATO Kriterien) keineswegs zu niedrig, sondern schon jetzt drastisch überhöht. Bis 2025 strebt die Bundesregierung nun sogar noch eine Steigerung auf 1,5 Prozent des BIP an. Das wären rund 60 Milliarden Euro pro Jahr und damit völlig unverhältnismäßig, erst recht wenn man bedenkt, dass die NATO schon jetzt einen 14 mal höheren Militäretat hat, als der 'Feind' Russland, gegen den alle diese Maßnahmen gerichtet sind.

Darüber hinaus hat die EU unter der Losung 'Military Schengen' schon längst mit ihrer Aufrüstung im Auftrag der NATO begonnen. Allein 6,5 Milliarden Euro an Steuergeldern sollen bis 2027 bereitgestellt werden, um Straßen und Brücken in der EU panzertauglich zu machen. Darüber sollen dann schnell und möglichst effektiv Militärgüter und Fahrzeuge Richtung Osteuropa verlegt werden. Koordiniert wird dies vom neunen NATO-Logistikkommando in Ulm, welches den Steuerzahler auch etliche Millionen pro Jahr kosten wird. Die Bundesregierung lässt sich nur allzu bereitwillig vor den US-amerikanischen Karren spannen.

Um die Daumenschrauben noch weiter anzuziehen, schickt der US-Präsident nicht nur Mahnbriefe an sich bisher nicht vorbehaltlos fügende Staaten, sondern fordert auch einen jährlichen Fortschrittsbericht. Dies ist angesichts der Tatsache, dass die zwei Prozent vom BIP in keiner Form rechtlich verbindlich festgeschrieben sind, mehr als anmaßend und offenbart das völlig selbstherrliche Weltbild der USA, dem sich alle anderen Staaten bedingungslos zu fügen haben.

DIE LINKE unterstützt die Proteste gegen den NATO-Gipfel am 7. und 8. Juli in Brüssel und steht an der Seite der Demonstrantinnen und Demonstranten. Im Namen des Friedens und der Menschlichkeit widersetzen wir uns dem Kriegsbündnis NATO und damit auch diesem selbstherrlichen Gipfel. Stattdessen muss die NATO aufgelöst und durch ein kollektives Sicherheitssystem unter Beteiligung Russlands ersetzt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 6. Juli 2018
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SICHERHEIT/1893: Haushalt 2019 setzt auf massive Aufrüstung und ignoriert soziale Spaltung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Juli 2018

Haushalt 2019 setzt auf massive Aufrüstung und ignoriert soziale Spaltung



"Bundesfinanzminister Olaf Scholz hat nicht verstanden, dass viele Probleme in unserem Land mit der zunehmenden sozialen Spaltung zu tun haben. Der Haushaltsentwurf 2019 nimmt diese soziale Ungerechtigkeit hin und setzt auf massive militärische Aufrüstung. Notwendig wäre aber zum Beispiel eine Investitionsoffensive für bezahlbaren Wohnraum und gegen den Pflege-Notstand", erklärt Victor Perli, für die Fraktion DIE LINKE Mitglied des Haushaltsausschusses, mit Blick auf den Haushaltsentwurf 2019. Perli weiter:

"Auch der Bundeshaushalt für das Jahr 2019 verweigert sich der notwendigen Überwindung von Vermögens- und Einkommensunterschieden in Deutschland. Mit dem Verzicht auf eine angemessene Beteiligung der wirtschaftlich Leistungsfähigen an den Kosten des Gemeinwesens verhindern CDU/CSU und SPD dringend notwendige und nachhaltige Investitionen in soziale Sicherung, Infrastruktur, Bildung und Forschung. Zum Schaden der Mehrheit schreiben sie Ungerechtigkeit und Ungleichverteilung fort. Es ist ein Haushalt der sozialen Ungerechtigkeit.

Erneut wird auf eine gerechte Steuerreform verzichtet, Investitions-und Infrastrukturpolitik werden nicht am gesellschaftlichen Bedarf orientiert, und es gibt keine Bereitschaft, Sanktionen und sogenannte Bedarfsgemeinschaften beim Arbeitslosengeld II abzuschaffen. Stattdessen wachsen die Ausgaben für Militär und Rüstung und haben ein neues Rekordhoch erreicht.

Olaf Scholz muss dringend Geldwäsche und Steuerhinterziehung bekämpfen und die lang versprochene Finanztransaktionssteuer einführen. Die für 2019 geplanten Mittelaufwüchse sind ein Tropfen auf den heißen Stein. Wir brauchen höhere Steuern für Superreiche und Konzerne, um das Land ohne neue Schulden wieder funktionstüchtig zu machen. Statt Donald Trumps Rüstungsphantasien wahrzumachen, müssen Angela Merkel und Olaf Scholz auch in der langfristigen Planung mehr auf sozialen Ausgleich setzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 6. Juli 2018
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SICHERHEIT/1892: "OSZE first" statt Aufrüstung und Konflikteskalation


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Juli 2018

"OSZE first" statt Aufrüstung und Konflikteskalation



"Wir brauchen eine Kehrtwende in der europäischen Sicherheitspolitik, um verloren gegangenes Vertrauen wiederherzustellen. Die Bundesregierung muss die Jahrestagung der Parlamentarischen Versammlung der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) in Berlin dafür nutzen, genau das zu erreichen", fordert Helin Evrim Sommer, die für die Fraktion DIE LINKE als ordentliches Mitglied an der am Sonntag beginnenden Jahrestagung teilnimmt. Sommer weiter:

"Die sich immer schneller drehende Aufrüstungsspirale der NATO, die Erosion der europäischen Sicherheitsordnung, die Völkerrechtsverletzungen durch den Westen und Russland sowie die weltweiten Fluchtbewegungen als Folge kriegerischer Konflikte zeigen, dass auch in Europa nicht weniger auf dem Spiel steht als der Frieden.

DIE LINKE tritt dafür ein, das Militärbündnis NATO langfristig aufzulösen und durch ein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit zu ersetzen. Die OSZE kommt hierfür als Ausgangspunkt in Frage. Sie ist die einzige regionale Sicherheitsorganisation, in der die USA und Russland gleichberechtigte Mitglieder sind und in der es keine Vetorechte für einzelne Mitglieder gibt.

Außer vollmundigen Ankündigungen hat die Bundesregierung nur wenig unternommen, um den deutschen OSZE-Vorsitz im Jahr 2016 dafür zu nutzen, den Dialog über Abrüstungsfragen wiederaufzunehmen, die vertragliche Rüstungskontrolle bei konventionellen Waffensystemen zu erhalten sowie die ethnoterritorialen Konflikte im postsowjetischen Raum zu entschärfen. Die Konflikte um die Ostukraine und die abtrünnigen Regionen Bergkarabach, Abchasien, Südossetien und Transnistrien dürfen ausschließlich nach völkerrechtlichen Prinzipien gelöst werden. Wer aber selbst in der Vergangenheit das Völkerrecht gebrochen und einseitige Sezessionen anerkannt hat, wie Deutschland im Fall des Kosovo, kann nicht glaubwürdig mit dem Finger auf andere zeigen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. Juli 2018
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WIRTSCHAFT/2081: 25 Jahre Bischofferode


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. Juli 2018

25 Jahre Bischofferode



Im Juli 1993 traten 40 Bergleute des Salzbergwerkes in Bischofferode in einen unbefristeten Hungerstreik. Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Bischofferode steht wie kein anderer Begriff für das große wirtschaftspolitische Unrecht in der Geschichte der Bundesrepublik, die Arroganz der Mächtigen und den Widerstandsgeist der Beschäftigten im Osten. Das Eichsfelder Salzbergwerk wurde im Sommer 1993 zum Symbol der Transformationszeit, in der die Lebensleistung vieler Menschen in Ostdeutschland missachtet und ein ganzes Land dem Ausverkauf durch die Treuhand preisgegeben wurde. Ein Vierteljahrhundert nach dem Hungerstreik von Bischofferode gibt es noch immer keine Aufarbeitung der Verbrechen durch die Treuhand. Ich fordere eine Enquête-Kommission, die sich dem von der Treuhand begangenen Unrecht widmet.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. Juli 2018
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BUNDESTAG/7343: Heute im Bundestag Nr. 493 - 06.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 493

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 6. Juli 2018, Redaktionsschluss: 13.31 Uhr

1. Anwaltschaftliches Gesellschaftsrecht

2. Rettung von Landesbanken

3. Exportgarantien für Nord Stream 2

4. Hilfe bei Minenräumung im Irak

5. Nachfragen zum Salisbury-Fall

6. Entwicklung der Zukunftsfonds



1. Anwaltschaftliches Gesellschaftsrecht

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung teilt grundsätzlich die
Auffassung der Bundesrechtsanwaltskammer, dass im Recht der
Berufsausübungsgesellschaften Reformbedarf besteht. Das schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/3014) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/2638) zum Thema Modernisierung des anwaltschaftlichen
Gesellschaftsrechts. Nach Auffassung der Bundesregierung sollte für
alle anwaltlichen Berufsausübungsgesellschaften an dem Prinzip der
personalen Verantwortung der einzelnen Berufsträger festgehalten
werden. Ob und in welchem Umfang daneben Berufsausübungsgesellschaften
selbst Träger von Berufspflichten und Adressat berufsrechtlicher
Sanktionen sein sollen und ob eine berufsrechtliche Zulassung und eine
Kammermitgliedschaft von solcher Gesellschaften begründet werden
sollen, werde geprüft. Zum Vorschlag einer Öffnung der
Bundesrechtsanwaltsordnung für europäische Rechtsanwälte, europäische
Berufsausübungsgesellschaften sowie nichtanwaltliche
Rechtsdienstleister aus den Mitgliedstaaten der EU schreibt die
Bundesregierung, diese könnten bereits nach geltendem Recht in
Deutschland tätig sein. Ob es im Einzelfall Beschränkungen gibt, die
aufgehoben oder geändert werden können, und ob und welche weiteren
Regelungen erforderlich sind, um die Einhaltung des Berufsrechts
sicherzustellen, werde die
Bundesregierung prüfen.

 * 

2. Rettung von Landesbanken

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Für die Kosten der in der Finanzkrise geretteten
deutschen Landesbanken interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/3083). So soll die Regierung
angeben, welche staatlichen Hilfen seit 2006 an die Bremer Landesbank,
die Westdeutsche Landesbank, die HSH Nordbank, die sächsische
Landesbank, die Landesbank Baden-Württemberg und die BayernLB
geleistet wurden. Auch wird nach den Hilfen von privater Seite wie von
Bankenverbänden und nach der Bilanz der Rettungsaktionen gefragt. In
der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage heißt es, es sei bis heute nicht
klar, wie viel die Stützungsmaßnahmen gekostet hätten.

 * 

3. Exportgarantien für Nord Stream 2

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung prüft derzeit einen Antrag auf
Exportkreditgarantien zur Absicherung von beabsichtigten Lieferungen
in Deutschland ansässiger Firmen an die Projektgesellschaft der
geplanten Gas-Pipeline Nord Stream 2. Wie sie in der Antwort (19/2924)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/1613) schreibt, beobachte
sie mit Sorge die aktuellen Entwicklungen um die jüngsten
US-Sanktionen. "Mögliche Folgen dieser Maßnahmen stellen für deutsche
Unternehmen einen erheblichen Risikofaktor dar und können dazu führen,
dass Unternehmen ihre Geschäftstätigkeit in Russland einschränken
müssen." Die Bundesregierung stehe im Austausch mit den US-Partnern um
die Auswirkungen auf deutsche Unternehmen möglichst zu begrenzen.

Verwiesen wird in der Antwort auch darauf, dass Russland mit der
völkerrechtswidrigen Annexion der Krim und dem militärischen
Eingreifen in der Ost-Ukraine seine Verpflichtungen zur Wahrung der
territorialen Integrität und Souveränität der Ukraine verletzt und die
gemeinsamen Prinzipien der europäischen Friedensordnung, basierend auf
der Helsinki-Schlussakte und der Charta von Paris, verletzt habe. Ziel
der Bundesregierung sei es, den bestehenden Verträgen und
Institutionen Geltung zu verschaffen und Russland wieder von der
Achtung der regelbasierten Sicherheitsordnung zu überzeugen.

 * 

4. Hilfe bei Minenräumung im Irak

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im Jahr 2017 hat die Bundesregierung Mittel in Höhe
von knapp 42 Millionen Euro für die Minen- und Sprengfallenräumung im
Irak bereitgestellt. Wie es in der Antwort (19/2948) auf eine Kleine
Anfrage (19/2475) der AfD-Fraktion heißt, seien die geografische
Schwerpunkte der von Deutschland geförderten Räummaßnahmen derzeit die
ehemals vom "Islamischen Staat" kontrollierten Gebiete im Nordirak,
vor allem Mosul und Umland, die Gouvernorate Anbar, Kirkuk und Salah
al-Din sowie die Region Kurdistan-Irak. Die Maßnahmen der Minen- und
Kampfmittelräumung seien eine zentrale Voraussetzung für die sichere,
freiwillige und menschenwürdige Rückkehr von Binnenvertriebenen.
"Darüber hinaus steht beim Engagement der Bundesregierung die
Wiederherstellung grundlegender Versorgungsinfrastruktur (Wasser,
Strom, Gesundheitsvorsorge) im Fokus." Die Bundesregierung fördere
Projekte zur Grundversorgung von Binnenvertriebenen und Rückkehrern im
Gesundheitsbereich, Wasser- und Sanitäranlagen sowie
Nahrungsmittelversorgung.

 * 

5. Nachfragen zum Salisbury-Fall

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke bemängelt fehlende
Transparenz im Salisbury-Zwischenfall, bei dem unter anderem der
frühere russische und spätere britische Agent Sergej Skripal vergiftet
worden ist. In einer Kleinen Anfrage (19/2942) erkundigen sich die
Abgeordneten unter anderem nach Erkenntnissen der Bundesregierung in
dem Fall sowie nach den Gründen, warum sie Abgeordneten des Bundestags
die Einsicht in einen Untersuchungsbericht der Organisation für das
Verbot chemischer Waffen (OVCW) zu dem Fall verweigere.

 * 

6. Entwicklung der Zukunftsfonds

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um die Entwicklung des deutsch-griechischen und des
deutsch-italienischen Zukunftsfonds geht es in einer Kleinen Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/2940). Die Bundesregierung soll unter
anderem Angaben machen zur Art, Anzahl und Auswahl der durch die Fonds
geförderten Projekte.

 * 
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BUNDESTAG/7342: Heute im Bundestag Nr. 492 - 06.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 492

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 6. Juli 2018, Redaktionsschluss: 12.58 Uhr

1. Scholz stellt Haushaltsentwurf 2019 vor



1. Scholz stellt Haushaltsentwurf 2019 vor

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) hat im
Haushaltsausschuss am Freitagvormittag den Regierungsentwurf für den
Bundeshaushalt 2019 und die Finanzplanung 2020 bis 2022 vorgestellt.
Im kommenden Jahr sollen die Ausgaben des Bundes demnach auf 356,8
Milliarden Euro steigen. Das sind 13,2 Milliarden Euro mehr (+3,8
Prozent) als im Haushalt 2018, der am Donnerstag beschlossen wurde.
Wesentliche Steigerungen sind unter anderem im Verteidigungsetat
geplant: Der Ansatz soll von 38,52 Milliarden Euro in diesem Jahr auf
42,9 Milliarden Euro im nächsten Jahr steigen.

Die Finanzplanung des Bundes sieht auch für die kommenden Jahre
steigende Ausgaben vor. 2020 sind Ausgaben in Höhe von 363,2
Milliarden Euro, 2021 in Höhe von 369,3 Milliarden Euro und 2022 in
Höhe von 375,5 Milliarden Euro vorgesehen. Eine Neuverschuldung ist
nicht geplant.

 * 
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BUNDESTAG/7341: Heute im Bundestag Nr. 491 - 06.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 491

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 6. Juli 2018, Redaktionsschluss: 12.33 Uhr

1. AfD fragt nach Auslieferungsabkommen

2. Auswirkungen der Amalgam-Nutzung

3. Risiken durch Bluttransfusionen



1. AfD fragt nach Auslieferungsabkommen

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Vor dem Hintergrund der Rückführung des gesuchten
Tatverdächtigen Ali B. aus dem Nordirak fragt die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/3105) nach Auslieferungsabkommen zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und anderen Staaten. Die Abgeordneten
wollen wissen, mit welchen Staaten seit wann solche Abkommen bestehen
und mit welchen nicht. Ferner fragen sie, mit welchen Staaten es
derzeit Verhandlungen über ein Auslieferungsabkommen gibt, und wie
viele Personen seit 2000 an die Bundesrepublik ausgeliefert
beziehungsweise aus der Bundesrepublik an andere Staaten ausgeliefert
wurden.

 * 

2. Auswirkungen der Amalgam-Nutzung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Auswirkungen der Amalgamnutzung in der
Zahnmedizin sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/3065) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen. Seit rund 200 Jahren werde Amalgam in der
Zahnmedizin verwendet, wobei die Legierung zu rund 50 Prozent aus
Quecksilber bestehe. 2013 habe das UN-Umweltprogramm (UNEP)
Quecksilber als globale Bedrohung für die Gesundheit und Umwelt
eingestuft. Ob Amalgamfüllungen zu gesundheitlichen Schädigungen
führten, sei bislang nicht belegt

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun genauere Angaben
über die Verwendung von Quecksilber in der Zahnmedizin und mögliche
Folgen für Gesundheit und Umwelt bekommen.

 * 

3. Risiken durch Bluttransfusionen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Risiken durch Bluttransfusionen sind Thema einer
Kleinen Anfrage (19/3141) der Fraktion Die Linke. In Deutschland
würden bis zu fünf Millionen Erythrozytenkonzentrate pro Jahr
verabreicht. Solche Bluttransfusionen seien jedoch nicht ungefährlich.
Allergische Reaktionen, Lungenschädigungen oder Verklumpungen in den
Blutgefäßen könnten die Folge sein.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun Details zur
Transfusionspraxis erhalten sowie eine generelle Einschätzung des
diesbezüglichen Risikos.

 * 
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BUNDESTAG/7340: Heute im Bundestag Nr. 490 - 06.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 490

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 6. Juli 2018, Redaktionsschluss: 11.08 Uhr

1. Keine Haftung für fremde Staatsschulden

2. Kolumbien vor OECD-Beitritt

3. Vorbehalte gegen Nord Stream 2

4. Rechenschaftsberichte von Parteien

5. Tierschutzkontrollen in der Landwirtschaft

6. Kanzlerin-Vorschläge zur Währungsunion



1. Keine Haftung für fremde Staatsschulden

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Eine Haftung für Staatsschulden anderer
EU-Mitglieder ist ausgeschlossen. Dies schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/3012) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion der AfD
(19/2831). Darin erklärt die Bundesregierung: "Es gilt Artikel 125 des
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV), wonach
es der Europäischen Union ebenso wie den Mitgliedstaaten verboten ist,
für Verbindlichkeiten eines anderen EU-Mitgliedstaates zu haften." Auf
die Frage nach den Auswirkungen eines möglichen Euro-Austritts von
Italien antwortet die Bundesregierung, sie beteilige sich nicht an
Spekulationen über den Austritt von Mitgliedstaaten aus dem Euroraum.
Die AfD-Fraktion hatte in der Vorbemerkung auf die hohe
Staatsverschuldung Italiens von 132,7 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts verwiesen, wodurch sich die Frage einer weiteren
Mitgliedschaft des Landes in der Euro-Währungsunion stelle.

 * 

2. Kolumbien vor OECD-Beitritt

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Kolumbien hat das Beitrittsverfahren der
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
mittlerweile vollständig durchlaufen. Wie die Bundesregierung in der
Antwort (19/3054) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/2380) schreibt, habe der OECD-Botschafterrat Ende Mai beschlossen,
Kolumbien in die Organisation aufzunehmen. "Der Beitritt setzte die
Überprüfung durch 23 Fachausschüsse der OECD und deren Feststellung
voraus, dass sich Kolumbien den Grundsätzen der Arbeit in diesen
Ausschüssen angenähert habe."

 * 

3. Vorbehalte gegen Nord Stream 2

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Nord Stream 2 AG liegt nach eigenen Angaben
sowohl bei den Genehmigungsverfahren als auch bei den vorbereitenden
Arbeiten für die Verlegung der Gas-Pipeline zwischen Russland und
Deutschland durch die Ostsee im Wesentlichen im Zeitplan. Das schreibt
die Bundesregierung in der Antwort (19/2929) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/2505). Sie nimmt nach eigenem Bekunden "die von
mehreren Staaten erhobenen Bedenken zu Nord Stream 2 ernst und führt
dazu Gespräche". Keine Aussage trifft die Bundesregierung zu möglichen
Gründen der USA, das Projekt abzulehnen. Man habe zur Kenntnis
genommen, "dass die Ausweitung der Exporte von Flüssigerdgas zu den
hervorgehobenen Zielen des von US-Präsident Trump am 30. Juni 2017
verkündeten Konzepts der Energiedominanz ('American Energy Dominance')
gehört."

 * 

4. Rechenschaftsberichte von Parteien

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Die Rechenschaftsberichte von nicht im Bundestag
vertretenen Parteien für das Kalenderjahr 2016 liegen als
Unterrichtung (19/3070) des Bundestagspräsidenten vor. Die
Zusammenstellung beinhaltet die Vermögensbilanz von
anspruchsberechtigten Parteien einschließlich der an die Parteien
geflossenen Spenden von Personen, Organisationen oder Firmen.

Anspruch auf die staatliche Teilfinanzierung haben laut Parteiengesetz
diejenigen Parteien, die bei der zurückliegenden Europawahl oder
Bundestagswahl mindestens 0,5 Prozent der Stimmen oder bei
Landtagswahlen mindestens ein Prozent der Stimmen erreicht haben.

In der Unterrichtung aufgeführt sind: Freie Wähler, Piratenpartei, Die
Partei, NPD, ÖDP, BP, LKR, SSW, BVB/Freie Wähler, Graue und
Tierschutzallianz. Der Rechenschaftsbericht der ebenfalls
anspruchsberechtigten Partei Mensch Umwelt Tierschutz wird später
veröffentlicht.

Die grundsätzlich anspruchsberechtigte Familien-Partei Deutschlands
habe bisher keinen den Anforderungen entsprechenden
Rechenschaftsbericht für 2016 eingereicht, heißt es in der
Unterrichtung weiter.

 * 

5. Tierschutzkontrollen in der Landwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vermutet Mängel
im staatlichen Kontrollsystem als eine Ursache für häufig auftretende
Missstände in tierhaltenden Betrieben in Deutschland. Aus diesem Grund
wollen die Abgeordneten in einer Kleinen Anfrage (19/3167) von der
Bundesregierung wissen, wie häufig amtliche Tierschutzkontrollen in
landwirtschaftlichen Betrieben im Jahr 2017 stattgefunden haben.
Darüber hinaus soll eingeschätzt werden, wie wirksam die
Eigenkontrolle in Schlachthöfen ist, um Tierschutzverstöße zu
verhindern.

 * 

6. Kanzlerin-Vorschläge zur Währungsunion

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob Bundeskanzlerin Angela Merkel ihre in einem
Interview geäußerten Vorschläge zur Weiterentwicklung der
Währungsunion innerhalb des Bundeskabinetts abgestimmt hat, will die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/2813) erfahren. Weiter
wollen die Abgeordneten wissen, ob vor der Veröffentlichung eine
Abstimmung mit der französischen Regierung erfolgt ist. Die Regierung
soll auch zur Frage Stellung nehmen, ob es der abgestimmten Meinung
der Bundesregierung entspricht, dass der geplante Europäische
Währungsfonds (EWF) ungeachtet des Koalitionsvertrages nicht im
Unionsrecht, sondern intergouvernemental verankert werden soll.
Gefragt wird auch, inwieweit die Einführung eines Investivhaushalts
die Eurozone stabilisieren würde.

 * 
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AUSSEN/1826: Atomares Wettrüsten in Nahost muss verhindert werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Juli 2018

LAMBSDORFF: Atomares Wettrüsten in Nahost muss verhindert
werden



Zum Außenministertreffen zur Rettung des iranischen Atomabkommens
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf
Lambsdorff:

"Oberstes Ziel muss nach wie vor sein, dass die Inspekteure der
Internationalen Atomenergiebehörde weiter uneingeschränkten Zugang zu
den iranischen Nuklearanlagen haben. Sonst könnten der Ausstieg der
USA und die drohende Nuklearisierung des Irans der Startschuss für
ein atomares Wettrüsten im Nahen Osten sein. Der Kern des Abkommens
muss erhalten bleiben, um genau das zu verhindern.

Zudem sollten Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Russland und
China unter Federführung des Europäischen Auswärtigen Dienstes
schnellstmöglich konkrete Vorschläge unterbreiten, wie Unternehmen
mit Wirtschaftsbeziehungen in den Iran vor den Auswirkungen der
US-Sanktionen geschützt werden können. Auch müssen die europäischen
und internationalen Partner die Rolle des Landes in der Region, die
konfrontative Haltung gegenüber Saudi-Arabien und das iranische
Raketenprogramm stärker thematisieren."

 * 
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FINANZEN/2175: Es ist ein Haushalt des Weiter-so


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Juli 2018

FRICKE: Es ist ein Haushalt des Weiter-so



Der haushaltspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Otto Fricke gab zum
Haushalt 2019 folgendes Statement ab:

"Wir hatten heute als Haushaltsausschuss nochmal eine letzte Runde
vor der sogenannten Sommerpause. Der Finanzminister hat vorgetragen,
aber er hat dieselben Geschichten erzählt, die er in den vergangenen
Wochen auch erzählt hat. Er hat von einem zukunftsorientierten
Haushalt gesprochen, faktisch ist es ein Haushalt des Weiter-so. Wir
sehen, dass an allen Ecken und Enden der Haushalt nur in dieselbe
Richtung geht, die wir schon erfahren haben. Es werden dieselben
Ausgaben dargestellt, die wir bisher schon hatten. Es wird an keiner
Stelle wirklich gesagt: 'Ich verzichte auf eine Ausgabe'. Es werden
die Subventionen hochgefahren. Es werden sogar, und das muss man
sagen, Subventionen wie das Baukindergeld, die inzwischen mit über
einer halben Milliarde anstehen, dann auch noch als Investitionen
verkauft und so wird versucht, die Investitionsmittel nach oben zu
ziehen.

Letztlich ist das ein Haushalt, der versucht, das Haus Deutschland
ein wenig zu renovieren, faktisch aber nur die Flicken ein wenig zu
reparieren. Es ist keine Modernisierung. Und hier muss man ganz klar
sagen: Das führt dann dazu, dass ich zwar unheimlich viel mehr
ausgebe, aber Entlastungen für die Bürger gibt es gerade mal bei der
verfassungsrechtlich gebotenen Anpassung des Kindergeldes, darüber
hinaus nicht. Es ist ein Haushalt, nicht der Ideen, sondern ein
Haushalt des Weiter-so."

 * 
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WIRTSCHAFT/2966: Bundesregierung muss Handelspolitik zur Chefsache machen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Juli 2018

THEURER: Bundesregierung muss Handelspolitik zur Chefsache
machen



Zum Handelsstreit zwischen den USA und China erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Michael Theurer:

"Der Handelsstreit eskaliert und die Bundesregierung bleibt tatenlos.
Statt sich ausschließlich mit koalitionsinternen Streitereien zu
beschäftigen, müssen Union und SPD die Handelspolitik jetzt zur
Chefsache machen. Sonst riskiert die Bundesregierung den Wohlstand
und die Zukunftschancen der Bürger. Wir dürfen uns keiner Illusion
hingeben: Ein Handelskrieg zwischen den USA und China wird auch
Deutschland treffen. Er kennt nur Verlierer.

Um die Eskalationsspirale zwischen den USA und der EU zu stoppen,
muss über einen wechselseitigen Zollverzicht auf Autos gesprochen
werden. Denn selbst bei einem einseitigen Zollverzicht Europas wäre
nicht mit einer Invasion amerikanischer Autos zu rechnen. Laut
Kraftfahrtbundesamt wurden im vergangenen Jahr lediglich 496
Fahrzeuge der US-Marke Cadillac und nur 1026 Chevrolets in
Deutschland zugelassen.

Zudem müssen wir ein klares Signal für mehr Freihandel und gegen den
grassierenden Protektionismus senden. Dazu gehört, dass das
europäisch-japanische Freihandelsabkommen JEFTA vom Ministerrat
verabschiedet wird und der Bundestag endlich CETA ratifiziert."

 * 
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HAMBURG/4424: Steuermillionen für Kriegsforschung in Hamburg - LINKE fordert Zivilklausel (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 6. Juli 2018

Steuermillionen für Kriegsforschung in Hamburg - LINKE fordert Zivilklausel



Hamburger Hochschulen arbeiten intensiv mit Unternehmen zusammen, die in der Rüstung aktiv sind. Dies geht aus der Antwort des Senats auf die Große Anfrage "Forschung nur für zivile Zwecke!?" (Drs. 21/13143) der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft hervor. Zu den Kooperationspartnern der Hochschulen gehören zum Beispiel Rheinmetall Electronics, aber auch die US Army.

Allein die Technische Universität Hamburg Harburg (TUHH) fördert Forschungsprojekte mit Unternehmen, die auch Unternehmensbereiche der Sicherheits- oder Rüstungstechnik unterhalten, mit einem Finanzvolumen von 1,57 Millionen Euro. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) investiert mehr als 4,3 Millionen Euro in die sogenannte "zivile Sicherheitsforschung" an Hamburger Hochschulen.

"Unter dem Deckmantel der angeblichen 'zivilen Ausrichtung' der Forschung finanzieren Rüstungsunternehmen, Bundeswehr und das Verteidigungsministerium öffentliche Hochschulen und außeruniversitäre Forschungsinstitute", sagt Martin Dolzer, friedenspolitischer Sprecher der Linksfraktion. "Die Wahrscheinlichkeit einer militärischen Nutzung des Wissens erhöht sich aber, wenn man mit Unternehmen zusammenarbeitet, die explizit auch militärisch genutztes Gerät herstellen."

Dolzer kritisiert, dass die Anfrage nur unzureichend beantwortet wurde, zum Beispiel unter Berufung auf bestehende Geheimhaltungsvereinbarungen. "Es bleibt also völlig intransparent, welchen Erkenntnisgewinn sich zum Beispiel Airbus Defence and Space oder das Amt für Geoinformationswesen der Bundeswehr von der Kooperation mit Hamburger Hochschulen versprechen."

DIE LINKE möchte rüstungsnahe Aktivitäten in Forschung und Lehre durch eine sogenannte Zivilklausel im Landeshochschulgesetz unterbinden.

Dolzer: "Wissenschaft sollte friedlichen Zwecken dienen. Um dieser Verantwortung aber überhaupt gerecht werden zu können, bedarf es gewisser Rahmenbedingungen für wissenschaftliches Arbeiten, wie der Herstellung von Transparenz und der ökonomischen Unabhängigkeit der Institutionen, also der öffentlichen Ausfinanzierung."

 * 
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HAMBURG/4423: Fehlerhafte Aussage zur Betriebserlaubnis des Flughafens - alles auf den Prüfstand (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 6. Juli 2018

Fehlerhafte Aussage zur Betriebserlaubnis des Flughafens: Jetzt muss alles auf den Prüfstand



Der BUND hat heute im Zusammenhang mit der Anhörung zur Volkspetition 'Nachts ist Ruhe' publik gemacht, dass die Aussage des Senats, eine Erweiterung der Nachtflugbeschränkung für Hamburg sei rechtlich nicht möglich, juristisch fragwürdig ist.

Dazu Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Viele Möglichkeiten, die Belastung der Menschen in den Flugschneisen des Flughafens zu reduzieren, sind Hamburg durch Bund und EU aus der Hand genommen. Das ist unstrittig. Dass der Senat aber auch operativ mögliche Maßnahmen zur Reduzierung der Belastung wider besseren Wissens leugnet, ist eine Respektlosigkeit gegenüber dem Parlament, das auf eine objektive Darstellung der Situation angewiesen ist."

Die im Wortprotokoll der Anhörung im Umweltausschuss dokumentierte Aussage des Senats, ein Vorziehen der Nachtruhe am Flughafen in Form der Änderung der Betriebserlaubnis sei 'so nicht möglich', muss nun vom zuständigen Senator Horch unverzüglich erläutert werden. Jersch: "Das Tricksen gegen eine wirkungsvolle Lärmreduzierung muss ein Ende finden. Senator Horch muss klarstellen, wie genau die Aussage des Senats zu interpretieren ist. Der gesamte mögliche Maßnahmenkatalog muss nun auf den Prüfstand und unabhängig juristisch beurteilt werden."

Der Flughafen sei ein "Paradebeispiel für das Scheitern einer (Teil-)Privatisierung", meint Jersch: "Die Renditeerwartungen des privaten Investors machen eine sozial verträgliche Unternehmensgestaltung und eine politische Lenkungswirkung unmöglich. Ein fatales Resultat für die Bürgerinnen und Bürger, die vergeblich auf politische Steuerung hoffen."

Die Fraktion DIE LINKE hat in einem Antrag gefordert, dass jetzt erstmals eine lesbare Version der Betriebserlaubnis des Flughafens erstellt wird. Die Bürgerschaft hat den Antrag zur weiteren Bearbeitung in den Umweltausschuss überwiesen, wo er nach der Sommerpause behandelt wird.
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HAMBURG/4422: Kaianlagen-Sanierung - Verzögerung kommt uns teuer zu stehen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 5. Juli 2018

Kaianlagen-Sanierung: Verzögerung kommt uns teuer zu stehen



Die Finanzbehörde hat heute die Sanierung der Kaianlagen im Bereich der Speicherstadt für etwa 200 Millionen Euro in den nächsten Jahren verkündet. Dazu sagt Norbert Hackbusch, hafenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Diese Entscheidung war längst überfällig. Wir würden gern wissen, wie viele Dutzende an Millionen bei einer frühzeitigen Bearbeitung hätten eingespart werden können. Und damit bleibt immer noch der schlechte Zustand der Kaianlagen im übrigen Hafengebiet im Unklaren. Am Altonaer Fischmarkt und in anderen Bereichen des Hafens bröckeln die Anlagen. Seit Jahren wird eine Sanierungsstrategie versprochen aber nicht eingelöst."
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RHEINLAND-PFALZ/4858: Mehr als 1 Milliarde Euro durch Steuerprüfungen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 05.07.2018

Mehr als 1 Milliarde Euro durch Steuerprüfungen



Die Arbeit der rheinland-pfälzischen Finanzbehörden hat in den Jahren
2016/2017 zu deutlichen Mehreinnahmen geführt. Das ergab eine Anfrage
(Drs. 17/6544) des Fraktionsvorsitzenden, Dr. Bernhard Braun, und des
finanzpolitischen Sprechers der GRÜNEN Landtagsfraktion, Daniel
Köbler.

Steuerfahndung und Betriebsprüfungen haben dem Land Rheinland-Pfalz im
Jahr 2016 knapp 560 Millionen Euro und im Jahr 2017 rund 520 Millionen
Euro eingebracht.

Einen spürbaren Rückgang verzeichneten die rheinland-pfälzischen
Finanzämter hingegen bei den Selbstanzeigen zur Steuerhinterziehung.
Waren es im Rekordjahr 2014 noch 2891 Fälle, sank die Zahl auf nur
noch 1001 Anzeigen im Jahr 2017 (2015: 1477; 2016: 1314). Auch die
Selbstanzeigen, die ausländisches Kapitalvermögen betreffen, gehen
seit Jahren kontinuierlich zurück und lagen zuletzt nur noch bei 305
Anzeigen im Jahr 2017 (2016: 656).

Daniel Köbler: "Seit September 2017 findet ein automatischer
Informationsaustausch über Finanzkonten zwischen Deutschland und
beliebten Niedrigsteuerländern wie der Schweiz oder Luxemburg statt.
Das macht unsere Finanzämter handlungsfähiger, sie können damit
SteuerhinterzieherInnen leichter ausfindig machen. Wir begrüßen diese
Entwicklung, da die ErmittlerInnen damit nicht mehr so abhängig vom
Mittel der Selbstanzeige sind. Hinzu kommen große Datenmengen aus frei
zugänglichen Journalistennetzwerken, die, wie kürzlich bekannt wurde,
zu Steuermehreinnahmen von 16,5 Millionen Euro geführt haben. Hier
sind die Ermittlungen noch ganz am Anfang."

Dr. Bernhard Braun: "Wir GRÜNEN fordern weiterhin eine konsequente
Verfolgung von SteuerhinterzieherInnen und unterstützen ein offensives
Vorgehen der rheinland-pfälzischen Finanzbehörden. Die Mehreinnahmen
können an vielen Stellen sinnvoll eingesetzt werden, zum Beispiel zur
Finanzierung unserer Bildungs- und Kulturlandschaft, unserer
Sozialstandards und der Infrastruktur."

 * 
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BILDUNG/1483: Neues Aufstiegs-BAföG wirkt - Förderzahlen steigen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Juli 2018

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Neues Aufstiegs-BAföG wirkt: Förderzahlen steigen



Martin Rabanus, zuständiger Berichterstatter:

Aktuelle Zahlen des Statistischen Bundesamtes zeigen, dass mehr Meister, Techniker und Fachwirte das Aufstiegs-BAföG nutzen. Die SPD-Bundestagsfraktion will das Aufstiegs-BAföG reformieren und noch attraktiver machen.

"Die heute vorgestellte amtliche Statistik zum Förderinstrument für die Weiterbildung, dem Aufstiegs-BAföG (AFBG), zeigt, dass die Zahl der geförderten Meister, Techniker und Fachwirte im Jahr 2017 um 1,7 Prozent auf rund 165.000 Geförderte gegenüber dem Vorjahr gestiegen ist. Insgesamt wurden in 2017 641 Millionen Euro für die Förderung aufgewandt. Rund zwei Jahre nach der Reform des auch Meister-BAföG genannten Förderinstruments zeigt sich, dass die Neuerungen im Fördergesetz Früchte tragen; die von der SPD-Bundestagsfraktion anvisierte Attraktivität wurde erreicht. Die Zahl der zuletzt Geförderten liegt nun wieder über den Förderzahlen von vor der Reform in 2016. Die von uns gesetzten Ziele, bessere Vereinbarkeit von Familie, Beruf und Weiterbildung sowie finanzielle Entlastung der Weiterbildungsteilnehmerinnen und -teilnehmer spiegeln sich in den nun wieder steigenden Zahlen der Geförderten wider.

Wir geben uns mit der aktuellen Entwicklung nicht zufrieden und streben noch in diesem Jahr die erneute Reform der Aufstiegsförderung an. Folgende Punkte stehen für uns dabei im Fokus: die vollständige Gebührenfreiheit durch Erstattung der anfallenden Prüfungsgebühren sowie Erhöhungen bei Unterhaltszuschuss, Erfolgsbonus, Familienkomponenten, Maßnahmezuschuss und Freibeträgen. Schließlich wollen wir auch die Aufstiegsordnungen auf den Stand der Zeit bringen.

Mit den von uns bereits umgesetzten und weiterhin angestrebten Schritten leisten wir einen wichtigen Beitrag zur Gleichwertigkeit von beruflicher und akademischer Bildung und die langfristige Gebührenfreiheit von Weiterbildungsmaßnahmen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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FINANZEN/1823: Haushalt 2018 erfolgreich verabschiedet, Haushalt 2019 kann kommen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Juli 2018

Arbeitsgruppe: Haushalt

Haushalt 2018 erfolgreich verabschiedet, Haushalt 2019 kann kommen



Johannes Kahrs, haushaltspolitischer Sprecher:

Mit dem Haushalt 2018 bringt die Regierungskoalition Deutschland voran: durch mehr Investitionen in Infrastruktur, Bildung und Forschung, durch die Förderung von Kindern und Familien und durch mehr soziale Gerechtigkeit auf dem Arbeitsmarkt. Damit die öffentliche Verwaltung leistungsfähiger wird, hat die SPD den sozialdemokratischen Dreiklang durchgesetzt: Erstens neue Stellen schaffen, zweitens besser bezahlen, drittens Verträge entfristen.

"In Rekordtempo haben wir den Haushalt 2018 erfolgreich verabschiedet. Als Regierungskoalition ruhen wir uns auf diesem Erfolg nicht aus. Denn schon morgen wird das Kabinett den Entwurf von Olaf Scholz für den Haushalt 2019 beschließen, den wir dann nach der Sommerpause im Bundestag beraten werden.

Was wir den Bürgerinnen und Bürgern im Koalitionsvertrag versprochen haben, kommt jetzt in vollen Schritten. Mit dem Programm ?Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt? geben wir Menschen, die lange arbeitslos sind, eine echte Chance, wieder ins Berufsleben zurückzufinden - für uns Sozialdemokraten eine Frage der gesellschaftlichen Gerechtigkeit. Das Baukindergeld kommt rückwirkend zum 1. Januar 2018 und wird 2019 natürlich fortgeführt. Damit mehr Güterverkehr umweltfreundlich auf der Schiene rollt und nicht die Straßen verstopft, senken wir die Trassenpreise, die sogenannte Schienenmaut, um 350 Millionen Euro pro Jahr. In den Haushaltsberatungen im Parlament haben wir dafür gesorgt, dass wir schon im zweiten Halbjahr 2018 damit anfangen und nicht bis 2019 warten.

Beim Haushalt 2018 hat die Koalition das gemacht, was sie bei allen Themen machen sollte: Sachorientiert zusammenarbeiten, praxistaugliche Lösungen finden, die gut sind für die Menschen und das Land. Wir investieren so viel wie nie zuvor in den sozialen Wohnungsbau, die Verkehrsinfrastruktur und die Bildung. Weil wir das alles ohne neue Schulden schaffen und die Wirtschaft gut läuft, können wir dieses Jahr sogar noch 2,4 Milliarden Euro in ein Sondervermögen packen, mit dem der Digitalpakt für die Schulen finanziert wird und der weitere Breitbandausbau.

Damit das alles in der Praxis funktioniert, machen wir die Bundesverwaltung konsequent besser: mit Tausenden neuen Stellen und Ausbildungsplätzen, mit besserer Bezahlung durch Stellenhebungen und mit einer vorbildlichen Reduktion befristeter Verträge.

Auf dieser Linie werden wir weitermachen, wenn wir ab September den zweiten Haushalt dieser Wahlperiode beraten."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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GESUNDHEIT/929: Gesündere Lebensmittel statt Hightech-Food


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Juli 2018 
Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Gesündere Lebensmittel statt Hightech-Food



Ursula Schulte, ernährungspolitische Sprecherin:

Anlässlich des heutigen Verbändetreffens im Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft zur nationalen Reduktionsstrategie hat die SPD-Bundestagsfraktion dazu Anforderungen erarbeitet. Klar ist: Wir brauchen keine langwierigen neuen Produktentwicklungen. Weniger Zucker, Fett und Salz sind längst machbar.

"Bereits heute sind Lebensmittel auf dem Markt, die mit weniger Zucker, Fett oder Salz auskommen. Ein Vergleich häufig gekaufter Lebensmittel des Max-Rubner-Instituts zeigt enorme Unterschiede beim Zucker-, Fett- und Salzgehalt gleicher Produkte verschiedener Hersteller. So enthält zum Beispiel ein Fruchtjoghurt vier Gramm Zucker, ein anderer dagegen 22 Gramm. Reduktion geht also auch ohne aufwendige neue Produktentwicklungen.

Wir haben Anforderungen an ein Konzept für eine erfolgreiche Reduktionsstrategie erarbeitet. Danach sollte die Untersuchung des Max-Rubner-Instituts als Basis für realistische und zügig umsetzbare Reduktionsziele genutzt, Zucker-, Fett- oder Salzgehalt des am gesündesten zusammengesetzten Produkts zur Zielmarke erklärt und ein Zeitplan mit Zwischenzielen für die schrittweise Reduktion festgelegt werden.

Auf einer Internet-Plattform sollten für Verbraucherinnen und Verbraucher verständlich und vergleichbar alle Produkte mit Angaben zu Nährwerten, Kalorien, Zutaten und Preis, sowie die Zielvereinbarung und der Umsetzungsstand einsehbar sein.

Sollte eine Überprüfung in fünf Jahren ergeben, dass sich die Wirtschaft nicht ausreichend an der freiwilligen nationalen Reduktionsstrategie beteiligt, sind gesetzliche Regelungen wie die bereits in vielen EU-Ländern existierenden Obergrenzen für Zucker-, Fett und Salzgehalte einzuführen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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HOCHSCHULE/2221: Neuer Förderatlas - Hoffnung auf Trendwende bei den Grundmitteln (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 05.07.2018

Neuer Förderatlas: Hoffnung auf Trendwende bei den Grundmitteln



Bei der Präsentation des neuen DFG-Förderatlas sagte der Vizepräsident der
Hochschulrektorenkonferenz für Forschung und wissenschaftlichen Nachwuchs,
Prof. Dr. Ulrich Rüdiger, heute in Berlin:

"Die Drittmittelquote der Hochschulen - d. h. das Verhältnis der
Drittmittel zu den Grundmitteln - hat sich nach vielen Jahren des Anstiegs
seit 2013 auf einem hohen Niveau stabilisiert. Im Jahr 2014 sind die
Grundmittel erstmals stärker gewachsen als die Drittmittel, so dass die
Drittmittelquote nun bei circa 27 Prozent liegt.

Ich hoffe sehr, das ist nicht nur eine Momentaufnahme, sondern endlich die
überfällige Trendwende. Darauf arbeiten wir als Hochschulrektorenkonferenz
seit langem und mit hoher Priorität hin, u. a. in der Diskussion um das
Engagement des Bundes für die Hochschulen. Denn die Grundausstattung
bildet das stabile Rückgrat der Hochschulen - sowohl für ihre
Forschungserfolge als auch für ihre Lehr- und Transferleistungen. Diese
Stabilität ist von der Politik seit vielen Jahren sträflich vernachlässigt
worden.

Die Auswertungen zeigen insgesamt ein erfreuliches Bild: Der
Wissenschaftsstandort Deutschland ist gemeinsam mit Großbritannien ein
stark prägendes Element des europäischen Forschungsraums. Auch bei
internationalen Spitzenwissenschaftlerinnen und -wissenschaftlern gewinnt
er zunehmend an Attraktivität. Bemerkenswert ist auch das große Spektrum
der Fächer, in denen in Deutschland international sichtbare
Spitzenforschung betrieben wird. Diese Breite zeigt sich auch bei der
Entwicklung der einzelnen Hochschulen. Es spricht für eine erfolgreiche
selbstgesteuerte Organisationsentwicklung, dass die Fördererfolge nach
Hochschulgrößen weitgehend stabil sind.

Die Vielfalt und die Qualität in der Breite sind eine der größten Stärken
der deutschen Wissenschaft und besonders prägend für unsere Hochschulwelt.
Im internationalen Wettbewerb sind sie ein eindeutiges Plus gegenüber den
allermeisten anderen Nationen."

Rüdiger stellte die achte Ausgabe des Förderatlas gemeinsam mit
Vertreterinnen und Vertretern der federführenden Deutschen
Forschungsgemeinschaft und des Stifterverbands vor. Mit Kennzahlen zur
öffentlich finanzierten Forschung in Deutschland liefert der Atlas in
dreijährigem Turnus eine wichtige Orientierung für wissenschaftspolitische
Entscheidungen. Schwerpunktkapitel widmen sich diesmal der
Forschungsförderung im europäischen Kontext und weltweit sowie dem
DFG-Programm Sonderforschungsbereiche (SFB), das vor 50 Jahren eingerichtet
wurde.


Weitere Informationen unter:

http://www.hrk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313
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HOCHSCHULE/2220: Neues Zentrum will Lehrkräften interkulturelle Kompetenzen vermitteln (idw)


Pädagogische Hochschule Heidelberg - 04.07.2018

Neues Zentrum will Lehrkräften interkulturelle Kompetenzen vermitteln



Das deutsche Bildungssystem steht vor sich verändernden Anforderungen. So
müssen heute beispielsweise Bildungsangebote für eine zunehmend heterogene
und sich global öffnende Bevölkerung geboten werden. Lehrkräfte brauchen
hierfür insbesondere interkulturelle Kompetenzen, die sie bereits während
ihres Studiums strukturiert und forschungsbasiert erwerben können. Als
bildungswissenschaftliche Hochschule hat die PH Heidelberg entsprechend
reagiert und am 4. Juli 2018 das Center for International Teacher
Education eröffnet. Dessen Aufgabe ist die Koordination, Initiierung und
Umsetzung von Maßnahmen zur Strategie und Entwicklung der
Internationalisierung an der Heidelberger Hochschule.

"Für uns beginnt eine international ausgerichtete Lehrerbildung damit,
dass man lernt, seine Studienfächer, die bildungswissenschaftliche
Forschung und die institutionelle Seite von Bildungssystemen auch aus
ungewohnten Perspektiven kennenzulernen", meint Professor Dr. Hans-Werner
Huneke, der als Rektor für den Bereich Internationalisierung
verantwortlich zeichnet. "Die Studierenden sollen Gelegenheit haben,
solche Erfahrungen zu machen und sie zu reflektieren. Das ist eine
unverzichtbare Voraussetzung dafür, Kinder und Jugendliche auf ihrem Weg
in eine von Globalisierung geprägte Welt zu begleiten. Dazu gehört eine
zunehmend heterogene Zusammensetzung der Schülerschaft, die einen
angemessen Umgang auch mit kulturellen Unterschieden erfordert. Den
Lehrkräften kommt hierbei eine besondere Bedeutung zu und als
bildungswissenschaftliche Hochschule ist es unsere Aufgabe, sie hierfür
bestmöglich zu qualifizieren." Damit zukünftige Lehrerinnen und Lehrer die
entsprechenden Kompetenzen bereits im Studium strukturiert und
forschungsbasiert erwerben können, hat die Pädagogische Hochschule
Heidelberg daher das Center for International Teacher Education (CITE)
gegründet.

Henrike Schön, die das CITE leitet, erklärt: "Unser Ziel ist zum einen die
Etablierung von Auslandsfenstern in allen Studiengängen, um den Weg ins
Ausland zu erleichtern. Den Studierenden, die nicht ins Ausland gehen
können oder wollen, bieten wir über internationale Gastprofessuren bzw.
unser Fellowship-Programm die Möglichkeit, daheim interkulturelle
Kompetenzen zu erwerben." Um die Heidelberger Hochschule für ausländische
Studierende attraktiver zu machen, soll zudem das englischsprachige
Lehrangebot ausgebaut werden: "Für unsere internationale
Anschlussfähigkeit ist dieser Schritt unabdingbar", so Schön. "Nur so
werden wir Kontakte zu Hochschulen im skandinavischen Raum, aber auch in
Kanada oder Australien halten und für Studierende und Lehrende noch
intensiver als bislang nutzbar machen können."

Das Zentrum bringt überdies das Zertifikat "Global Citizen" aus. Dieses
greift die Überlegungen der besonderen Rolle der Lehrkräfte auf und
unterstützt Studierende, die im Ausland studiert oder ein Praktikum
absolviert haben und sich zudem beispielsweise im Bereich der
Internationalisierung der Hochschule engagieren. "Mit dem Zertifikat
wollen wir insbesondere die internationalen Leistungen, die im regulären
Curriculum nicht anrechenbar sind, anerkennen und vergeben daher
studienbegleitend 15 bis 30 Leistungspunkte", sagt Anja Bast-Schneider
(CITE-Geschäftsführerin).

Im Bereich der Forschung erhebt CITE zurzeit den Stand von Projekten mit
internationalem Bezug. Langfristig will das Zentrum Synergien schaffen und
beispielsweise Forschende aus der eigenen Hochschule mit Forschenden aus
dem Ausland für gemeinsame Vorgaben zusammenbringen. "Wir wollen primär
die zahlreichen Aktivitäten sichtbar machen und die Auseinandersetzung mit
anderen Perspektiven und Forschungsansätzen fördern", so CITE-Leiterin
Schön. Davon erhofft sich die Hochschule auch wichtige Impulse für die
Lehrerbildung, kann die verwendete englischsprachige Literatur doch zum
Beispiel direkt in die Lehrveranstaltungen einfließen und somit die
internationale Berufsfähigkeit der Studierenden steigern.

Huneke abschließend: "Die Eröffnung des Center for International Teacher
Edcuation ist ein wichtiger Schritt hin zu einer Hochschule, die
Lehrerinnen und Lehrer dazu befähigt, kulturelle Unterschiede zu erkennen,
auch die eigene akademische und berufliche Welt aus neuen Perspektiven zu
sehen, auf Herausforderungen angemessen zu reagieren und erfolgreiche
Bildungsverläufe für alle Schülerinnen und Schüler zu ermöglichen."


Weitere Informationen unter:

http://www.ph-heidelberg.de/cite

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution606

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Pädagogische Hochschule Heidelberg, 04.07.2018

WWW: http://idw-online.de
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SCHULE/747: Bundestag soll Enquete-Kommission zum Ganztag einsetzen (idw)


Rat für Kulturelle Bildung e.V. - 05.07.2018

Bundestag soll Enquete-Kommission zum Ganztag einsetzen



Die Pläne der Bundesregierung zu einem Rechtsanspruch auf
Ganztagsbetreuung im Grundschulalter sollen mit Blick auf ihre
Auswirkungen auf das Bildungssystem durch eine Enquete-Kommission
"Ganztagsbildung im Grundschulalter unter besonderer Berücksichtigung der
Kulturellen Bildung" ausgeformt werden. Zu diesem Ergebnis kommt der von
sieben Stiftungen getragene, unabhängige Rat für Kulturelle Bildung in
seiner aktuellen Expertise "10 Minuten über den Rechtsanspruch auf
Ganztagsbetreuung im Grundschulalter. Chancen für die Kulturelle
Bildung".

Professor Dr. Eckart Liebau, Vorsitzender des 13-köpfigen
Expertengremiums, zu den Empfehlungen: "Ziel des Rechtsanspruchs muss eine
umfassende Ganztagsbildung für Kinder sein und nicht - wie es die aktuelle
Zielsetzung nahelegt - eine bloße Betreuung, die in erster Linie der
besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf dient. Dabei muss der
Kulturellen Bildung eine wichtige Rolle zukommen."

In dem heute veröffentlichten Positionspapier betont das Gremium die
Relevanz kultureller Bildungsangebote für die Persönlichkeitsbildung im
Grundschulalter. Gerade für Kinder aus Familien mit niedrigerem Einkommen
und schwächerem Bildungshintergrund seien laut Studien Angebote des
schulischen Ganztags von besonders hoher Bedeutung für die Entwicklung
eines eigenen Kulturinteresses. Das politische Vorhaben des
Rechtsanspruchs ist Bestandteil des Koalitionsvertrags vom März 2018. Ab
2025 sollen Kinder im Grundschulalter Anspruch auf Ganztagsbetreuung
haben. Verankern will die Regierung das subjektive Recht im achten
Sozialgesetzbuch (SGB VIII), also nicht im staatlichen Schulwesen, für das
die Länder auf Grundlage ihrer Kulturhoheit zuständig sind. Vielmehr wären
die Kommunen ab 2025 dann formell und weitaus stärker als bislang für die
zumeist nachmittäglichen Angebote von Bildung und Betreuung zuständig.
"Die Entwicklung eines Qualitätsrahmens zur Ganztagsbildung im
Grundschulalter unter besonderer Berücksichtigung der Kulturellen Bildung
ist deshalb dringend geboten", so Liebau. "Inhalte, personelle
Ausstattung, institutionelle Strukturen und die Verzahnung mit dem
Curriculum der Schulen bedürfen einer Rahmung, um Mindestvoraussetzungen
für (kulturelle) Ganztagsangebote definieren zu können."

Liebau weiter: "Der politische Vorstoß für einen Rechtsanspruch auf
Ganztagsbetreuung im Grundschulalter ist grundsätzlich zu begrüßen. Er
bietet gute Chancen für die Sicherung und den Ausbau der Kulturellen
Bildung. Aber die Erfüllung der Mindestvoraussetzung, dass kulturelle
Ganztagsangebote von qualifiziertem Personal durchgeführt werden, wird
derzeit bei Weitem nicht erfüllt!" Die Expertise "10 Minuten" verweist
darauf, dass bereits jetzt lediglich 13 Prozent des in kulturellen
Ganztagsangeboten an Grundschulen tätigen Personals für diesen Bereich
ausgebildet sind. Der Rechtsanspruch werde diese personell prekäre
Situation voraussichtlich erst einmal weiter verschlechtern, wenn nicht
sehr bald massiv in zusätzliches Personal und entsprechende Ausbildung
investiert werde. Der Bund müsse den Ländern und Kommunen im Rahmen des
Konnexitätsprinzips deshalb ausreichend Mittel für Personal, Investitionen
und Unterhaltskosten bereitstellen.


Über den Rat für Kulturelle Bildung

Der Rat für Kulturelle Bildung ist ein unabhängiges Beratungsgremium, das
sich umfassend mit der Lage und der Qualität Kultureller Bildung in
Deutschland befasst. Ihm gehören dreizehn Mitglieder an, die verschiedene
Bereiche der Kulturellen Bildung repräsentieren: Tanz- und
Theaterpädagogik, Musik- und Literaturvermittlung, Bildungsforschung,
Erziehungswissenschaften, Pädagogik, Medienpädagogik, Politische Bildung,
Soziologie, Kulturelle Bildung und die Künste.

Der Rat für Kulturelle Bildung ist eine Initiative der Bertelsmann
Stiftung, Deutsche Bank Stiftung, Karl Schlecht Stiftung, PwC-Stiftung,
Robert Bosch Stiftung, Stiftung Mercator und der Stiftung Nantesbuch.

Weitere Informationen unter:

https://www.rat-kulturelle-bildung.de/publikationen/10-minuten/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2049

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rat für Kulturelle Bildung e.V., 05.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1289: GroKo-Beschlüsse weitreichender als öffentlich wahrgenommen (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 6. Juli 2018

GroKo-Beschlüsse weitreichender als öffentlich wahrgenommen

PRO ASYL: Druck auf andere EU-Staaten wird systematisch erhöht



PRO ASYL befürchtet, dass die Einigung der GroKo im sogenannten Asylstreit
erst der Beginn einer lang andauernden emotional hochgeheizten Asyldebatte
zwischen den EU-Staaten sein wird. Neben den Transitverfahren hat die GroKo
eine weitreichende und umfassende Internierung der in anderen EU-Staaten
registrierten Asylsuchenden beschlossen, deren Dimension und Ausmaß noch
nicht absehbar ist.

Auch für die Regelungen, die das Inland betreffen, ist ein weiterer
Verschärfungswettlauf zu befürchten, in dem als reine Verwaltungstechnik
getarnt wird, was tiefe Eingriffe in das Recht bedeutet. Es ist keine
Lappalie, wenn die sogenannte »Nichteinreisefiktion«, die für den
Flughafen-Transitbereich im Asylgesetz geregelt ist, ohne
Gesetzgebungsverfahren auf das Inland übertragen werden soll und
Einrichtungen der Bundespolizei in Grenznähe oder der Flughafen-Transit
hierfür ohne Rechtsgrundlage herhalten sollen.

Ergänzt werden soll dieses Vorgehen durch die Ausweitung von
Schleierfandung und nicht näher genannte »intelligente grenzpolizeiliche
Handlungsansätze«. Demnach werden auch im Inland aufgegriffene Flüchtlinge,
die die Grenze längst überschritten haben, einem beschleunigten Verfahren
in den AnkER-Einrichtungen unterzogen. De facto werden sich diese als
Sackgassen mit geringen Chancen auf Rechtsschutz erweisen.

Das Interesse Deutschlands, die Zahl der Überstellungen in andere
EU-Staaten im Rahmen des Dublin-Verfahrens drastisch zu erhöhen, spiegelt
sich bereits in den Statistiken der ersten Monate 2018. Zugleich werden die
Probleme, die Asylsuchende in diesen Staaten haben, zu ihrem Recht zu
kommen, ebenso ausgeblendet wie die Überforderung der Randstaaten mit
Unterbringung und Versorgung, Durchführung eines fairen Verfahrens und
anschließender Integration.

Der Anteil der sog. Dublin-Verfahren, in denen es um die Zuständigkeit
eines EU-Mitgliedsstaates für das Asylverfahren geht, hat 2018 weiter
zugenommen auf 38,1% bezogen auf die Gesamtzahl aller Asylverfahren (2017:
32,4%, 2016: 7,7%).

2018 hat es zum ersten Mal nach vielen Jahren der Aussetzung von
Rücküberstellungen nach Griechenland Überstellungen gegeben, ein Land, was
bislang weder die ordnungsgemäße Durchführung von Asylverfahren
gewährleistet, noch die relativ große Zahl der in Griechenland Ankommenden
adäquat versorgen kann.

Nach wie vor unterbinden Verwaltungsgerichte in vielen Fällen in
Eilbeschlüssen Überstellungen, so jede vierte geplante Überstellung nach
Italien, die im Eilverfahren angegriffen wird. Bei Überstellungen nach
Bulgarien sind es mehr als zwei Drittel aller Entscheidungen, die die
Überstellung stoppen.

Diese und weitere Statistiken finden sich in der Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Linken (Ulla Jelpke u.a.) zur
ergänzenden Asylstatistik für das erste Quartal und bis Mai 2018 -
Schwerpunktfragen zum Dublin-Verfahren (BT-Drs. 19/3051).

»Es wird zum Lotteriespiel, welcher Verfolgte in Deutschland noch zu einem
Asylverfahren zugelassen wird, in dem die Fluchtgründe geprüft werden. Die
reichste Industrienation will systematisch die Verantwortung für die
Einhaltung der Menschenrechte von Flüchtlingen den ärmeren Grenzstaaten,
insbesondere Griechenland aufdrücken, die ökonomisch von Deutschland
abhängig sind. Flüchtlinge funken in ganz Europa SOS - aber es ist kein
Land in Sicht, das sie schützen will. Die nationalen Egoismen dominieren
und zerfressen die Wertebasis Europas, die Achtung der Menschenrechte«,
sagte Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL.

Es ist absehbar, dass Staaten wie Griechenland, das für die in Deutschland
ankommenden Flüchtlinge der wichtigste Durchreisestaat ist, nicht in der
Lage ist, die dort registrierten Asylsuchenden wieder aufzunehmen, ein
faires Asylverfahren zu gewährleisten und die anerkannten Flüchtlinge zu
integrieren. Es drohen menschenunwürdige Zustände großen Ausmaßes, die
katastrophalen Zustände auf den griechischen Ägäis-Inseln werden erst der
Anfang sein.

PRO ASYL wirft der GroKo vor, den Druck auf die Ersteinreisestaaten in
unerträglicher Haltung zu erhöhen. »Deutschland wird vom Aufnahmeland zum
Abschiebeland in EU-Grenzstaaten umgebaut. Die Gefahr wächst, dass dort
ohne inhaltliche Prüfung der Schutzbedürftigkeit Flüchtlingen ein kurzer
Prozess gemacht wird und Abschiebungen in großem Stil aus geschlossenen
Lagern der Perspektivlosigkeit stattfinden«, sagte Günter Burkhardt. Es ist
unfassbar, dass die GroKo sich nun erdreistet, Familienzusammenführungen
aus Griechenland nach Deutschland als Unterstützung darzustellen. Wenn
Familienangehörige auf der Flucht getrennt sind und sich Angehörige der
Kernfamilie in Deutschland aufhalten, haben die in Griechenland
verbliebenen einen Rechtsanspruch nach der Dublin-Verordnung auf Einreise
nach Deutschland. Gegenwärtig warten mehr als 3.000 Menschen, oft Frauen
und Kinder, auf die Einreise, die das BMI rechtswidrig seit letztem Jahr
verzögert.

Im Beschluss der GroKo heißt es unter anderem: »Für diejenigen
Asylsuchenden, die bereits in einem anderen EU-Mitgliedstaat registriert
wurden und im Inland angetroffen werden, wird ein besonderes,
beschleunigtes Verfahren in den AnkER- Einrichtungen eingeführt. Dies wird
in Anlehnung an die im Asylgesetz bereits geregelten besonderen
Aufnahmeeinrichtungen in einer eigenen Vorschrift normiert
(BAMF- Verfahrensabschnitte innerhalb von je einer Woche, Residenzpflicht,
keine Verteilung auf die Kommunen).

Das beschleunigte Verfahren begründet keinen Selbsteintritt in die
Asylsachprüfung, es ist auf die Zuständigkeitsprüfung nach der
Dublin-Verordnung beschränkt. Durch einen verstärkten Einsatz von
Schleierfahndungen und sonstige grenzpolizeiliche Handlungsansätze kann die
Zahl derer deutlich erhöht werden, die mit einem EURODAC-Eintrag grenznah
erfasst und umgehend in die AnKER-Zentren gebracht werden.

Deutschland wird die EU-Mitgliedstaaten an den Außengrenzen der
Europäischen Union bei der Bewältigung ihrer besonderen Herausforderungen
unterstützen. Mit Spanien und Griechenland ist deshalb zum Beispiel
vereinbart, die Fälle der Familienzusammenführungen schrittweise
abzuarbeiten und abzuschließen.«

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 6. Juli 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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DEMOSKOPIE/755: Drei Viertel der Befragten unzufrieden mit Arbeit der Bundesregierung (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. Juli 2018

ARD-DeutschlandTrend:

Drei Viertel der Befragten unzufrieden mit Arbeit der
Bundesregierung



Aktuell sind mit der Arbeit der Bundesregierung 21 Prozent der
Befragten zufrieden bzw. sehr zufrieden (-16 Punkte im Vergleich zum
Vormonat). 78 Prozent sind weniger bzw. gar nicht zufrieden (+15). Das
hat eine Umfrage des ARD-DeutschlandTrends von Dienstag bis Mittwoch
dieser Woche ergeben. Betrachtet man die an der Bundesregierung
beteiligten Parteien getrennt voneinander, ergibt sich folgendes Bild:
36 Prozent (-15 Punkte im Vgl. zu September 2017 "Deutschland vor der
Wahl") sind mit der Arbeit der CDU sehr zufrieden bzw. zufrieden; 63
(+16) Prozent sind weniger bzw. gar nicht zufrieden. Mit der Arbeit
der CSU sind 20 Prozent der Befragten sehr zufrieden bzw. zufrieden
(-11); 78 Prozent sind weniger bzw. gar nicht zufrieden (+19). Mit der
Arbeit der SPD sind 38 Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden (-1); 60
Prozent sind weniger bzw. gar nicht zufrieden (+1).

In der Sonntagsfrage liegt die Union mit 30 Prozent vorn (-1 Punkt im
Vgl. zum DeutschlandTrend Mitte Juni). Die SPD erreicht 18 Prozent
(+/-0). Die AfD kommt auf 16 Prozent (+1). Diesen Wert hatte die AfD
im DeutschlandTrend für das Morgenmagazin bereits im September 2016;
im ARD-DeutschlandTrend im Auftrag der Tagesthemen ist das der
Höchstwert für die AfD. Die FDP auf 8 Prozent (+/-0), die Linke auf 9
Prozent (-1) und die Grünen auf 14 Prozent (+1). Für die Sonntagsfrage
im Auftrag der ARD-Tagesthemen hat das Meinungsforschungsinstitut
Infratest dimap von Dienstag bis Mittwoch dieser Woche 1.505
Wahlberechtigte bundesweit befragt. Mit zusammen 48 Prozent ist es der
geringste Rückhalt in der Wahlbevölkerung, der bisher für Union und
SPD gemeinsam im ARD-DeutschlandTrend gemessen wurde.

In der Liste der beliebten Politiker verliert Bundesinnenminister
Horst Seehofer (CSU) 16 Punkte und erreicht aktuell 27 Prozent
Zustimmung bei den Befragten. Das ist der niedrigste Wert, der für
Seehofer im ARD-DeutschlandTrend gemessen wurde. Den gleichen
Zustimmungswert hatte er bereits im Juli 2015. Mit der Arbeit von
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) sind 48 Prozent der Befragten
zufrieden oder sehr zufrieden (-2 Punkte im Vgl. zum DeutschlandTrend
Mitte Juni). Mit der politischen Arbeit von Wirtschaftsminister Peter
Altmaier (CDU) sind 46 Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden (+2).
SPD-Finanzminister Olaf Scholz gewinnt vier Punkte und kommt auf 44
Prozent Zustimmung. Mit der Arbeit von Außenminister Heiko Maas (SPD)
sind 40 Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden (-6).
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen (CDU) kommt auf 40
Prozent Zustimmung (+2). Sahra Wagenknecht, Fraktionsvorsitzende der
Partei Die Linke, erreicht 39 Prozent Zustimmung (-2 im Vgl. zu März
2018). Mit der politischen Arbeit der SPD-Vorsitzenden Andrea Nahles
sind 36 Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden (+4 im Vgl. zum
DeutschlandTrend Mitte Juni). Christian Lindner, FDP-Partei- und
Fraktionsvorsitzender, kommt unverändert auf 32 Prozent Zusti
mmung. CDU-Gesundheitsminister Jens Spahn erreicht 26 Prozent
Zufriedenheit (+/-0), der bayrische Ministerpräsident Markus Söder 25
Prozent (kein Vergleichswert); der Grünen-Vorsitzende Robert Habeck 22
Prozent (+1, 62 Prozent der Befragten kennen ihn nicht bzw. können
sich kein Urteil bilden), der Vorsitzende der CSU-Landesgruppe
Alexander Dobrindt 19 Prozent (-3 Punkte im Vgl. zu Mai 2018). Das ist
für Dobrindt ein Tiefstwert im ARD-DeutschlandTrend, der schon einmal
im März 2015 für ihn gemessen wurde. Mit der Arbeit des AfD-Partei-
Vorsitzenden Alexander Gauland sind 13 Prozent (+1 im Vgl. zum
DeutschlandTrend Mitte Juni) zufrieden oder sehr zufrieden.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.005 Befragte

	Erhebungszeitraum: 03.07.2018 bis 04.07.2018

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der Bundesregierung?

Und wenn Sie einmal die an der Bundesregierung beteiligten Parteien
getrennt betrachten.

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der CDU?

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der CSU?

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der SPD?

Jetzt geht es darum, wie zufrieden Sie mit einigen Politikerinnen und
Politikern sind. Wenn Sie jemanden nicht kennen oder nicht beurteilen
können, geben Sie das bitte an. Sind Sie mit der politischen Arbeit
von...?

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. Juli 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)
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DEMOSKOPIE/754: Flüchtlingspolitik nimmt für Mehrheit zu viel Raum ein (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. Juli 2018

ARD-DeutschlandTrend

Flüchtlingspolitik nimmt für Mehrheit zu viel Raum ein; andere
Themen kommen zu kurz



In den vergangenen Tagen war die Asyl- und Flüchtlingspolitik immer
wieder Thema in der Politik. 56 Prozent (Unionsanhänger: 56 Prozent,
AfD-Anhänger: 41 Prozent) der Befragten meinen, dass das Thema Asyl
und Flüchtlinge in der aktuellen politischen Auseinandersetzung zu
viel Raum einnimmt; 33 Prozent (Unionsanhänger: 34 Prozent,
AfD-Anhänger: 39 Prozent) finden, dass das Thema Asyl und Flüchtlinge
einen angemessenen Raum einnimmt und 9 Prozent (Unionsanhänger: 8
Prozent, AfD-Anhänger: 19 Prozent) sind der Ansicht, dass das Thema zu
wenig Raum einnimmt. Das hat eine Umfrage des ARD-DeutschlandTrends im
Auftrag der Tagesthemen von Dienstag bis Mittwoch dieser Woche
ergeben.

Der Handelskonflikt mit den USA nimmt für 14 Prozent der Befragten zu
viel Raum in der aktuellen politischen Auseinandersetzung ein; für 51
Prozent einen angemessenen Raum und für 30 Prozent zu wenig Raum. Beim
Thema Digitalisierung meinen 10 Prozent der Befragten, dass es zu viel
Raum in der aktuellen politischen Auseinandersetzung einnimmt; 39
Prozent meinen, dass es einen angemessenen Raum und 41 Prozent, dass
es zu wenig Raum einnimmt. Schutz vor Kriminalität und Verbrechen
nimmt für 7 Prozent zu viel Raum ein, für 45 Prozent einen
angemessenen Raum und für 45 Prozent zu wenig Raum.

Beim Klimawandel und die Energiewende ist eine Mehrheit der Ansicht,
dass diese Themen zu wenig Raum in der politischen Auseinandersetzung
einnehmen (56 Prozent); 32 Prozent sind der Ansicht es nimmt
angemessenen Raum ein und 9 Prozent meinen, es nimmt zu viel Raum ein.
Das Thema Sozialpolitik wie die Entwicklung der Renten nimmt für 2
Prozent der Befragten zu viel Raum in der aktuellen politischen
Auseinandersetzung ein, für 33 Prozent einen angemessenen und für 62
Prozent zu wenig Raum. Zu wenig Raum in der aktuellen politischen
Auseinandersetzung finden für die Befragten auch die Schaffung
bezahlbaren Wohnraums (70 Prozent der Befragten); 23 Prozent meinen,
das Thema nimmt angemessenen Raum ein und 2 Prozent meint, das Thema
nimmt zu viel Raum ein. Schul- und Bildungspolitik nimmt nur für 1
Prozent der Befragten zu viel Raum in der aktuellen politischen
Auseinandersetzung ein, für 23 Prozent einen angemessenen und für 73
Prozent zu wenig Raum. Am deutlichsten ist das Meinungsbild beim Thema
Pflege: Das Thema nimmt für 79 Prozent der Befragten zu wenig Raum in
der aktuellen politischen Auseinandersetzung ein; für 18 Prozent nimmt
das Thema angemessenen Raum ein und für 2 Prozent zu viel.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.005 Befragte

	Erhebungszeitraum: 03.07.2018 bis 04.07.2018

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Wie sehen Sie das: Nimmt in der aktuellen politischen
Auseinandersetzung das Thema Asyl und Flüchtlinge zu viel, zu wenig
oder angemessenen Raum ein?

Und wie ist das mit den folgenden Themen: Nimmt [...] zu viel, zu
wenig oder angemessenen Raum in der politischen Auseinandersetzung
ein?

a. die Sozialpolitik wie die Entwicklung der Renten

b. die Digitalisierung

c. die Schaffung bezahlbaren Wohnraums

d. die Situation in der Pflege

e. der Klimawandel und die Energiewende

f. die Schul- und Bildungspolitik

g. der Schutz vor Kriminalität und Verbrechen

h. der Handelskonflikt mit den USA

 * 
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REDE/985: Sarah Wagenknecht - "Ramstein steht nicht für Sicherheit, sondern für Gefahr" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 4. Juli 2018

Sarah Wagenknecht: "Ramstein steht nicht für Sicherheit, 
sondern für Gefahr"



Vor den Toren der US Air Base Ramstein sprach Sarah Wagenknecht,
Fraktionsvorsitzende der Partei Die Linke, am 30. Juni 2018 auf der
Abschlusskundgebung zu über 2.500 Demonstrierenden und schloss sich 
mit deutlichen Worten der Forderung an, die Militärbasis endlich zu schließen.

Ihre Rede kann hier vollumfänglich nachgelesen werden:


Liebe Freundinnen und Freunde

Ich freue mich sehr, dass ich heute hier sein kann, und, dass ihr alle
heute hier seid. Wir sind hier, um Flagge zu zeigen gegen diese
US-amerikanische Air Base, aber auch ganz allgemein gegen
völkerrechtswidrige Kriege, gegen Aufrüstung und gegen all das, was
diese Welt kaputt macht und immer mehr Menschen aus ihrer Heimat
vertreibt.

Dagegen demonstrieren wir heute und ich finde das großartig, dass so
viele jetzt hier sind, immerhin ist es bei diesem Wetter ja auch
erschwert unter diesen Bedingungen.

Die US-Militärbasis Ramstein war schon ein ganz zentrales Drehkreuz
für sehr, sehr viele völkerrechtswidrige Kriege. Hierüber wurde und
wird immer noch der Angriff und der Krieg gegen Afghanistan
abgewickelt. Hierüber wurde der Irak-Krieg abgewickelt. Von wegen
Deutschland hätte mit diesem Krieg nichts zu tun gehabt. Nein, die
Zerstörung dieser Länder lief auch und nicht zuletzt über Ramstein.
Natürlich muss man genauso thematisieren, weil das gerade die aktuelle
Bedrohung ist, wenn die USA einen Krieg gegen den Iran führen und ich
meine sie bereitet einen solchen Krieg vor, dann wird wieder Ramstein
eine Schlüsselstellung haben und auch das sollte ganz klar sein.
Deswegen wollen wir diese Air Base schließen. Wir wollen keine
weiteren völkerrechtswidrigen Kriege. Wir wollen keinen Angriff auf
den Iran, der das nächste Land verwüstet und zerstört. Das ist eine
verbrecherische Politik und dagegen stehen wir auf und deswegen sind
wir heute hier.

Ich möchte aus aktuellem Anlass auch noch einmal auf den vorgestrigen
EU-Gipfel Bezug nehmen, da haben alle Regierungschefs der EU
stundenlang gebrütet, wie sie die Flüchtlingszahlen reduzieren können
und in diesen ganzen Stunden, wo sie zusammen saßen, haben sie keine
fünf Minuten darüber geredet, warum so viele Menschen ihre Heimat
verlassen müssen. Ein wesentlicher Grund dafür sind doch gerade diese
Kriege, sind die Zerstörungen, ist die Regime-Change-Politik, die nach
wie vor verfochten wird. Das ist doch ein wesentlicher Grund, warum
wir überhaupt so große Fluchtbewegungen haben neben der ökonomischen
Ausbeutung und deswegen sagen wir, wir brauchen keine EU-Gipfel, wo
nur darüber nachgedacht wird, in welche Lager man Menschen steckt. Wir
brauchen endlich eine EU, die sich dafür einsetzt, dass tatsächlich
diese Kriegspolitik aufhört und die Menschen in ihrer Heimat sicher
leben können und dort auch Perspektiven haben. Dafür muss diese Air
Base weg.

Es sind noch weitere Verbrechen, die hier zumindest logistisch
unterstützt werden. Ich möchte noch einmal Bezug nehmen auf den
Drohnen-Krieg, der ja kaum in der großen Presse stattfindet aber
unverändert geführt wird, wo exterritoriale Tötungen in Afghanistan,
in Pakistan, in Somalia und anderswo per Knopfdruck angeordnet werden.
Ab und an trifft es vielleicht mal einen Terroristen, aber viel öfter
trifft es einfache Zivilisten,

Hochzeitsgesellschaften, Familien, die zufällig gerade in der Nähe
waren oder man hat sich in der Hausnummer geirrt und das falsche Haus
ist zerstört worden. Da sage ich auch ganz klar, das ist ein
unglaubliches Verbrechen, das ist kriminell und es dürfte von hier und
von Deutschland aus in keiner Weise unterstützt werden. Auch deswegen
muss die Air Base Ramstein geschlossen werden.

Ich finde, es ist auch eine Frage der demokratischen Souveränität,
dass es in diesem Land keine Regionen geben darf, wo das Grundgesetz
nicht gilt und laut Grundgesetz ist es einfach überhaupt nicht erlaubt
weder völkerrechtswidrige Angriffskriege zu führen noch exterritoriale
Tötungen per Drohne durchzuführen. Das ist grundgesetzwidrig, das
heißt das was hier stattfindet, ist eigentlich ein Fall für den
Verfassungsschutz, wenn er mal seine Aufgaben wahrnehmen würde.

Ich meine dieses Netz von Militärbasen, dass die USA errichten, dass
sie auch hier in Deutschland errichtet haben, das ist natürlich auch
ein ganz wichtiges Instrument globaler Vorherrschaft. Es gibt 1.000
Militärbasen der USA und die gibt es nicht, um in den Ländern, wo sie
sind, Sicherheit zu geben, sondern die gibt es, um globale
Vorherrschaft zu demonstrieren. Ich finde es schlimm, wie gerade auch
unsere Regierung, insbesondere auch unter Angela Merkel, immer wieder
der US-Politik hinterhergelaufen ist, sich immer wieder untergeordnet
hat und all das mitgemacht hat, was von dort angeordnet wurde. Das ist
wirklich völlig inakzeptabel.

Wir brauchen endlich wieder eine eigenständige Politik. Da hat ja
sogar Gerhard Schröder noch besser agiert, als das Angel Merkel tut.
Immerhin hat er ab und an zumindest mal nein gesagt. Zu dieser
Unterordnung gehört ja auch, dass man jetzt versucht eine wahnsinnige
Aufrüstung voranzutreiben. Zu dieser Unterordnung gehört natürlich
auch, dass man diese unsägliche Aufrüstungsspirale mitmacht, die Herr
Trump uns jetzt versucht zu diktieren. Da hat ja Frau Merkel auch
schon wieder grünes Licht gegeben.

Und ich finde das wirklich auch eine Blamage, dass selbst die SPD die
im Wahlkampf genau das Gegenteil versprochen hat, das alles schon
wieder mitmacht. Das kann doch wohl nicht wahr sein, Atomwaffen
modernisieren, neue Aufrüstungsbeschlüsse in Deutschland, womöglich 30
Milliarden mehr in Zukunft für Aufrüstung. Das ist doch der blanke
Wahnwitz. Dieses Geld brauchen wir für sinnvolle Dinge. Niemand
profitiert außer den Rüstungskonzernen davon, dass wir immer mehr Geld
in Waffen und Panzer stecken und auch das muss endlich zu Ende sein
und dagegen erheben wir unsere Stimme hier.

Diese Air Base steht nicht für Sicherheit, sondern sie steht für
Gefahr. Sie steht auch dafür, dass die USA ganz geschickt kalkulieren,
wenn es irgendwann mal Kriege gibt, dass sie dann hier in Europa
stattfinden und nicht bei ihnen. Da müssen wir ganz klar sagen: nein,
nochmals nein und wieder nein.

Wir wollen keinen Krieg, wir wollen besseres Verhältnis zu Russland,
wir wollen Abrüstung und wir wollen eine friedliche Welt und dafür
sind wir heute hier. Dankeschön!


Link zum Video:

https://youtu.be/2elxIi9ywz0


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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WISSENSCHAFT/1416: Deutsche Forschungsgemeinschaft stellt "Förderatlas 2018" vor (DFG)


Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) - 05.07.2018

DFG stellt "Förderatlas 2018" vor: Wo stark geforscht und gefördert
wird

Fokus Europa zeigt prägende Rolle Deutschlands und Großbritanniens / Hohe
Stabilität im deutschen Forschungssystem / Drittmittel weiter auf hohem
Niveau - neue Dynamik der Grundmittel



Welche Rolle spielen die Hochschulen und Forschungsinstitute aus
Deutschland im europäischen Forschungsraum? Wie attraktiv ist der
Forschungsstandort Deutschland für ausländische Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler? Welche Einrichtungen werben wie viele Drittmittel aus
welchen Quellen für ihre Forschungen ein? Und wie ist es um die
Proportionen im deutschen Wissenschaftssystem bestellt - zwischen großen
und kleinen Hochschulen oder Fächern, aber auch zwischen Grund- und
Drittmitteln? Umfassende Zahlen, Daten und Grafiken zu diesen und
zahlreichen weiteren Themen enthält der "Förderatlas 2018" der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG), den diese am Donnerstag, dem 5. Juli 2018,
mit der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) und dem Stifterverband (SV)
vorgestellt hat.

Der neue DFG-Förderatlas ist der inzwischen achte Berichtsband, mit dem
die größte Forschungsförderorganisation in Deutschland seit 1997 alle drei
Jahre Kennzahlen zur öffentlich finanzierten Forschung vorlegt. Das
Zahlen- und Datenmaterial und die darauf angewandte Methodik wurde dabei
ebenso kontinuierlich erweitert wie die betrachteten Themen und
Fragestellungen. Die aktuelle Ausgabe ist ein umfassendes Kompendium auf
der Basis Zehntausender Daten aller großen öffentlichen Forschungsförderer
in Deutschland und der EU für die Jahre 2014 bis 2016.

"Drittmittel werden dabei nie allein als finanzielle Kategorie und
monetärer Gewinn für die einzelnen Hochschulen und Forschungseinrichtungen
gesehen, sondern vielmehr und unabhängig von der Höhe der jeweiligen
Projektkosten als Ausweis von Forschungsqualität und als wesentliches
Element der Qualitätssicherung im Wissenschaftssystem", sagte dazu 
DFG-Präsident Prof. Dr. Peter Strohschneider, der den Förderatlas gemeinsam
mit Generalsekretärin Prof. Dorothee Dzwonnek, HRK-Vizepräsident Prof. Dr.
Ulrich Rüdiger und SV-Generalsekretär Prof. Dr. Andreas Schlüter in einer
Pressekonferenz in Berlin präsentierte.

Einen besonderen Akzent setzt der neue Förderatlas auf die
Forschungsförderung in der EU. Eine ganze Reihe von Auswertungen zeigt
hier: Vor allem zwei Länder prägen den europäischen Forschungsraum -
Deutschland und Großbritannien. So hat im EU-Rahmenprogramm für Forschung
und Innovation "Horizon 2020" von 2014 bis 2016 Deutschland mit 3,9
Milliarden Euro die meisten Mittel eingeworben, gefolgt von Großbritannien
mit 3,6 Milliarden Euro; beide Länder liegen deutlich vor Frankreich (2,4
Mrd. Euro), Spanien (2,1 Mrd. Euro) und Italien (1,9 Mrd. Euro). Auch bei
den bilateralen Kooperationen und EU-weiten Netzwerken im Rahmen von
Horizon 2020 liegen Deutschland und Großbritannien vorn. Bei der Förderung
durch den European Research Council (ERC) wiederum führt Großbritannien
mit 555 Starting, Advanced oder Consolidator Grants vor Deutschland mit
456 ERC-Geförderten.

"Diese Ergebnisse sind einerseits sehr erfreulich für die deutsche und
auch für die britische Wissenschaft, andererseits machen sie deutlich,
welche Herausforderungen auf Wissenschaft und Forschung in Deutschland, in
Großbritannien und in ganz Europa mit dem "Brexit" zukommen", kommentierte
DFG-Präsident Strohschneider.

Weitere Analysen zur internationalen Mobilität in der Wissenschaft zeigen,
dass Deutschland für zahlreiche ausländische Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aus unterschiedlichsten Regionen und Fächern von hoher
Attraktivität ist. Die meisten Gastwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler kamen dabei aus den USA, China, Indien und Russland.
Erheblich zur internationalen Attraktivität tragen auch die
DFG-geförderten Graduiertenkollegs und Sonderforschungsbereiche und
insbesondere die Graduiertenschulen und Exzellenzcluster im Rahmen der
Exzellenzinitiative des Bundes und der Länder bei; in Ersteren liegt der
Anteil ausländischer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei 15 Prozent, bei
Letzteren sogar bei 28 Prozent.

Bei den auch in dieser Ausgabe ausführlichen Ranglisten der
DFG-Bewilligungen zeigen sich für die Jahre 2014 bis 2016 nur wenige
Veränderungen gegenüber den Vorjahren. An der Spitze der 40
bewilligungsstärksten Hochschulen lag erneut die LMU München mit 315,8
Millionen Euro, gefolgt von der Universität Heidelberg mit 292,2 Mio. Euro
und der RWTH Aachen mit 281 Mio. Euro, jedoch hat die LMU ihren Vorsprung
ausgebaut. Es folgen die TU München, die FU Berlin, die TU Dresden sowie
die Universitäten Freiburg und Tübingen, die HU Berlin und auf Rang 10 die
Universität Göttingen. Die Veränderungen in dieser Spitzengruppe und auch
im Mittelfeld sind vor allem auf die zweite Phase der Exzellenzinitiative
zurückzuführen. So kletterte Dresden mit seinem Zukunftskonzept genauso
weiter nach oben (von Rang 10 auf 6) wie Tübingen (von 14 auf 8) und
Bremen (von 27 auf 17), während Göttingen (von 6 auf 10) und das KIT
Karlsruhe (von 8 auf 18) wegen nicht fortgesetzter Zukunftskonzepte
schlechter platziert sind.

Aufgeschlüsselt nach Wissenschaftsbereichen warben in den Geistes- und
Sozialwissenschaften die FU und HU Berlin die meisten Mittel ein, gefolgt
von der LMU München und den Universitäten Tübingen und Frankfurt/Main. In
den Lebenswissenschaften lagen die LMU, die Universitäten Heidelberg,
Freiburg, Göttingen und die TU München vorn, in den Naturwissenschaften
die Universitäten Mainz, Hamburg und Bonn, die LMU und die TU München. In
den Ingenieurwissenschaften gingen die meisten DFG-Mittel an die RWTH
Aachen, gefolgt von der Universität Erlangen-Nürnberg, der TU Dresden, der
TU Darmstadt und der Universität Stuttgart.

Bezogen auf die Zahl ihrer Professorinnen und Professoren und deren
jeweilige fachliche Ausrichtung erweisen sich auch kleinere, aber fachlich
fokussierte Universitäten als erfolgreich. Demnach erhielt die Universität
Konstanz relativ betrachtet die zweitmeisten DFG-Mittel, gefolgt von der
in den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften besonders profilierten
Universität Mannheim.

Die Zahl der Hochschulen mit DFG-Bewilligungen ist weiter gestiegen, von
210 in den Jahren 2011 bis 2013 auf 216. Zugleich blieb der Unterschied
zwischen den Bewilligungen für die Hochschulen am oberen und unteren Ende
der DFG-Rangliste stabil. Genauso haben sich die Abstände zwischen großen
und kleinen Hochschulen kaum geändert. DFG-Präsident Peter Strohschneider:
"Entgegen mancher Mutmaßung gibt es also keinen Verdrängungswettbewerb
zwischen den großen und den kleinen Hochschulen und auch nicht zwischen
großen und kleinen Fächern."

Eine auch wissenschaftspolitisch bedeutsame Entwicklung stellt der neue
Förderatlas bei der Rolle von Drittmitteln für die Gesamtfinanzierung der
Hochschulen und ihrem Verhältnis zu den staatlichen Grundmitteln fest:
Nachdem der Drittmittelanteil lange anstieg und 2012 mit 28,1 Prozent
einen Höchststand erreichte, ist er seitdem weitgehend stabil. Die
Steigerungsraten pro Jahr gingen sogar deutlich zurück, von
durchschnittlich 9 Prozent zwischen 2008 und 2013 auf 1,5 Prozent 2015.
Die Grundfinanzierung dagegen ist seit 2008 jährlich durchschnittlich um
4,4 Prozent gestiegen und 2014 erstmals auch stärker als die Drittmittel.
"Auf der einen Seite ist der Drittmitteldruck für die Hochschulen also
weiter hoch, er steigt jedoch derzeit nicht weiter. Auf der anderen Seite
gibt es eine neue Dynamik bei den Grundmitteln", konstatierte
Strohschneider.

Insgesamt erhielten die Hochschulen in Deutschland im Betrachtungsjahr
2015 knapp 20 Milliarden Euro Grundmittel und 7,4 Milliarden Euro
Drittmittel. Die DFG war dabei weiterhin die größte Drittmittelgeberin mit
33,1 Prozent, der zuvor deutlich gestiegene Anteil des Bundes ging wieder
leicht zurück auf 25,2 Prozent, ebenso der der EU auf nun 9,7 Prozent.
Weiter an Gewicht verloren die Drittmittel aus Industrie und Wirtschaft,
deren Anteil nur noch 19 Prozent betrug.

Mit diesen und seinen zahlreichen weiteren Kennzahlen und Analysen
versteht sich auch der neue Förderatlas als umfassendes Informationswerk
für die Öffentlichkeit, vor allem aber als Service-, Planungs- und
Entscheidungsinstrument für die Wissenschaft und hier speziell für die
Hochschulen sowie die Wissenschaftspolitik, wie DFG-Generalsekretärin
Dzwonnek bei der Vorstellung unterstrich. "In dem Maße, in dem der
Wettbewerb in Wissenschaft und Forschung immer wichtiger und komplexer
geworden ist und sich die Verwaltungen und das Management an Hochschulen
und Forschungsinstituten weiter professionalisieren, ist auch der Service-
und Beratungsauftrag der DFG gewachsen. Der Förderatlas spielt darin eine
zentrale Rolle und trägt zudem erheblich zur Transparenz unseres
Förderhandelns bei", so Dzwonnek.

Im Sinne dieses Serviceauftrags wurde auch der Internetauftritt zum
Förderatlas weiter ausgebaut. Darin findet sich nun neben den bekannten
tabellarischen Detaildarstellungen auch ein umfangreicher Bereich
"Hochschulansichten", der es erlaubt, für die einzelnen Einrichtungen
komplette Kennzahlen-Sets "auf einen Blick" abzurufen. Zahlreiche
Kartenansichten sind nun interaktiv bedienbar und machen etwa Kennzahlen
für Bundesländer und Regionen sichtbar.

Wie Dzwonnek betonte, werden alle Zahlen und Daten des Förderatlas bei den
fördernden Institutionen erhoben und nicht bei den geförderten
Einrichtungen. Auch die aktuelle Ausgabe entstand mit finanzieller
Unterstützung des Stifterverbandes und erscheint, gedruckt und online, in
einer deutschen und - Mitte 2019 - auch in einer englischsprachigen
Zusammenfassung.


Der komplette Förderatlas 2018 und weitere Materialien im Internet
unter:

www.dfg.de/foerderatlas

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution306

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), 05.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/782: Neue Notstandsgesetze verhindern! (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
6. Juli 2018

DKP: Neue Notstandsgesetze verhindern!



Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) spricht sich entschieden gegen die
geplante Novellierung des nordrhein-westfälischen Polizeigesetzes aus. Das
gilt auch für die Verschärfungen der Gesetzgebungen in allen anderen
Bundesländern. Die DKP wendet sich gegen den Abbau der verbliebenen Grund-
und Freiheitsrechte.

Anlässlich der morgigen Großdemonstration gegen das geplante Polizeigesetz
in Düsseldorf, erklärt Patrik Köbele, Vorsitzender der Deutschen
Kommunistischen Partei (DKP): "Die Mehrheit der deutschen Bundesländer hat
sich bereits neue Polizeigesetze gegeben oder will dies in Kürze tun. In
Nordrhein-Westfalen fordert Landesinnenminister Herbert Reul (CDU)
'robuste' Polizeieinsätze. Das kann nur als Aufruf zu noch enthemmterer
Polizeigewalt verstanden werden.

Gehe es nach der Landesregierung aus CDU und FDP solle die öffentliche
Videoüberwachung ausgebaut und die Unschuldsvermutung faktisch abgeschafft
werden. Sogenannten "Gefährdern drohten schutzhaftähnlichen
Ingewahrsamnahmen. Betroffen seien neben fortschrittlichen Kräften, Linken,
GewerkschafterInnen und KommunistInnen zum Beispiel auch Fußballfans. "All
das geht einher mit einer weiteren Militarisierung der Polizei, die künftig
auch mit Tasern, also Elektroschockpistolen, ausgerüstet werden soll, so
Köbele.

Bereits im Vorfeld der morgigen Demonstration versucht die Düsseldorfer
Polizei als zuständige Versammlungsbehörde die geplanten Proteste zu
behindern und potentielle Teilnehmer als vermeintliche Gewalttäter zu
diffamieren. Düsseldorfs Polizeipräsident Norbert Wesseler ist kein
Unbekannter. Er übte diesen Posten zuvor in Dortmund aus, wo er dazu
beigetrug, dass militante Neonazis nahezu ungestört agieren konnten und
sich die Stadt zu einer westdeutschen rechten Hochburg entwickelte, während
Linke zunehmend kriminalisiert wurden. Das scheint Wesselers Modell für
NRW's Landeshauptstadt.

Dazu passen die bundesweiten Razzien unter anderem in Dortmund und
Augsburg. Nicht nur die Betreiber der Server, die für fortschrittliche
Projekte bereitgestellt wurden, sondern auch antifaschistische
Organisationen wie die Vereinigung des Verfolgten des Naziregimes 
(VVN-BdA), die im gleichen Kulturzentrum ihre Büros hatten, waren davon
betroffen. "Das ist Polizeiwillkür!" so Köbele.

Köbele erinnert an den Ausspruch des KPD-Abgeordneten Max Reimann, der dem
Grundgesetz seine Zustimmung verweigerte, zugleich aber betont hatte, dass
der Tag kommen werde, "da wir Kommunisten dieses Grundgesetz gegen die
verteidigen werden, die es angenommen haben".

Die DKP ruft dazu auf, sich an der morgigen Demonstration in Düsseldorf und
weiteren Aktivitäten gegen Demokratieabbau zu beteiligen.


Samstag, 7. Juli 2018, 13 Uhr: 

Großdemonstration gegen das neue Polizeigesetz, DGB-Haus Düsseldorf 

(Friedrich-Ebert-Straße 34-38, 40210 Düsseldorf)

www.no-polizeigesetz-nrw.de

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de
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STANDPUNKT/781: Trump und Putin - ein prekäres Patt (Kai Ehlers)


Trump und Putin - ein prekäres Patt

von Kai Ehlers, 4. Juli 2018



Am 16. Juli dieses Jahres soll geschehen, was schon längst hätte
geschehen sollen: Der russische und der amerikanische Präsident wollen
sich zu einem Zweiergipfel in Helsinki treffen. Die Wahl des Ortes
darf man getrost als Botschaft verstehen, die von diesem Treffen
ausgehen soll. Wurden doch in Helsinki Anfang der siebziger Jahre des
vorigen Jahrhunderts mit der "Konferenz für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa" erste Zeichen für die Beendigung des 'Kalten
Krieges' und eine beginnende Entspannung zwischen 'Westen' und 'Osten'
gesetzt, West- und Ostblok, wie es damals hieß.

In der "Schlussakte von Helsinki" verpflichteten sich nach
zweijährigen Verhandlungen im Jahr 1975 fünfunddreißig Staaten zur
Zusammenarbeit, Unverletzlichkeit der Grenzen, friedlicher
Konfliktlösung, Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten
anderer Staaten und Achtung, sowie Förderung der Menschenrechte.

Des Weiteren vereinbarten die Staaten eine grenzüberschreitende
Zusammenarbeit in Wirtschaft, Technik, Wissenschaft und Umweltfragen.
Die neue deutsche Ostpolitik, Glasnost und Perestroika in der UdSSR,
die Öffnung der deutschen Grenzen gingen aus diesem Geist hervor.


Dem Frieden dienen...?

Themen des bevorstehenden Treffens sollen, glaubt man Donald Trump,
alle gegenwärtigen Konfliktpunkte sein - von der Ukraine, zur Krim,
über Syrien, Korea, Iran, die Sanktionen bis hin zu Fragen der
atomaren Abrüstung. Man könne sparen, wenn man die Rüstung
zurückfahren könne, ließ Trump verlauten und außerdem könne die
Abrüstung dem Frieden dienen.

Wladimir Putin wiederholt, was er und seine Vorgänger über Jahre schon
immer wieder angeboten haben: die Bereitschaft, eine
Sicherheitspartnerschaft mit den USA einzugehen, die von den USA
gekündigten Verträge zur Begrenzung der strategischen Atomwaffen zu
erneuern, die UNO in ihrem Anspruch als internationales Kontrollorgan
zu bestärken usw.

Obwohl Putins Vorstellungen von einer übergreifenden
Sicherheitspartnerschaft mit den USA selbstverständlich auch Europa,
konkret die Europäische Union mit einschließen, fürchten sich deren
Politiker, übergangen und von Abmachungen zwischen den beiden
Kontrahenten zerdrückt zu werden. Das darf man zunächst einmal als
politische Hysterie einordnen. China hält sich zurück.

Das Treffen ist zweifellos zu begrüßen, ebenso wie das vorangegangene
Treffen zwischen Trump und Kim Jong un. Aber mehr noch als bei dem
Treffen in Korea stellt sich die Frage, was tatsächlich bewegt werden
wird. Das Treffen wird vor dem Hintergrund stattfinden, dass der
US-Senat mit einer Mehrheit von 10 zu 85 Stimmen soeben eine Erhöhung
der Militärausgaben von bisher 634 auf 716 Mrd. Dollar, also um 82
Mrd. beschlossen hat, nachdem das US-Repräsentantenhaus die Vorlage
schon im Mai durchgewunken hatte. Allein diese neue Erhöhung des Etats
übersteigt den gesamten russischen Militärhaushalt, der bei 61 Mrd.
liegt.

Forciert werden soll zudem das Arsenal der amerikanischen Atomwaffen;
insbesondere soll das Verbot der "Produktion von Atomsprengköpfen mit
geringer Sprengkraft" aufgehoben werden. [1]


 ... aber genau hinschauen

Diese Tatsachen könnten eigentlich schon reichen, um die Erwartungen
an das bevorstehende Treffen in Helsinki auf ein realistisches Maß zu
reduzieren. Vollends nachdenklich machen muss aber die Konstellation,
in der die beiden Präsidenten aufeinander treffen: Trump, der in
radikaler Fortsetzung der Fraktionierungspolitik seiner Vorgänger
erkennbar an der Dekonstruktion der bestehenden Weltordnung arbeitet,
Putin, dessen Interesse ebenso offensichtlich und ebenso radikal darin
liegt, in diese Weltordnung nicht nur einzutreten, sondern sie zu
erhalten.

Destabilisierung steht gegen Stabilisierung - nichts geht mehr. Was
kann es da Gemeinsames geben?

Eine Antwort auf diese Frage ergibt sich, wenn die Weltordnung genauer
betrachtet wird, zu der die beiden Präsidenten scheinbar so
unterschiedlich stehen: Es ist die Völkerordnung des einheitlichen
Nationalstaats, die unter dem Einfluss der wichtigsten Siegermacht USA
aus dem Ersten Weltkrieg hervorging. Das Credo des einheitlichen
Nationalstaats, das heißt, eines Staates, der, dominiert von der
Ökonomie, sämtliche Lebensbereiche einer begrenzten Bevölkerung
monopolistisch umschließt, überlebte bis heute ungeachtet der
wechselnden politischen Konstellationen im Lauf der weiteren
Geschichte seit 1918.


Konkurrenz der Nationalstaaten

Schon 1918 aber war offensichtlich, dass die Konkurrenz der imperialen
Nationalstaaten in den ersten Weltkrieg geführt hatte und dass eine
Erhebung des Nationalstaats zum Credo der zukünftigen Weltordnung zu
einer Wiederholung der Konflikte führen würde, statt der Entwicklung
einer offenen Weltwirtschaft und Weltkultur förderlich zu sein.
Angesichts der heutigen Globalisierung sind die Nationalstaaten nur
noch Relikte, die von internationalen Monopolen zur Durchsetzung ihrer
örtlichen oder regionalen Interessen benutzt werden. Gleichzeitig
müssen die einzelnen Staaten in Konkurrenz zu allen anderen auf die
knapper werdenden Ressourcen zugreifen.

Ein globales prekäres Patt ist entstanden, in dem die Weltmacht USA
sich auf nationale Interessen zurückzieht, zugleich aber die
bestehende globale Nationalstaatsordnung unter Einsatz der globalen
Machtapparate einer Weltmacht sprengt.

Demgegenüber steht der Vielvölkerstaat Russland, der sich im Interesse
des eigenen Überlebens gezwungen sieht, die Nationalstaatsordnung zu
verteidigen.

In dieser Anordnung der Widersprüche stimmt keiner der herkömmlichen
Begriffe vom Staat mehr. Nur das ist klar: Im Ergebnis läuft beides,
Trumps Angriff auf die marode nationalstaatliche Weltordnung von heute
wie deren Verteidigung durch Putin, auf die Zementierung des Credos
vom einheitlichen Nationalstaat und damit auf eine Verschärfung der
darin liegenden Konkurrenz hinaus. Ideen, die über die bestehende
nationalstaatliche Grundordnung hinaus weisen könnten, stehen weder
bei Trump noch bei Putin auf der Tagesordnung.


 ...krisenträchtig

Klar gesagt: Die so entstandene Lage ist nicht nur krisen-, sie ist
kriegsträchtig. Sie wird zurzeit nur durch die Existenz der Atomwaffen
in der Waage gehalten.

Es ist offensichtlich: Eine tiefgreifende Veränderung muss her, welche
die überfällige nationalstaatliche Ordnung, das heißt, die
Unterwerfung des gesamten Lebens unter die staatliche monopolisierte
wirtschaftliche Dominanz überwindet - ohne die Welt im Gegenzug dem
unkontrollierten Zugriff globaler Monopole auszuliefern, versteht
sich.

Das dies keine Tagesaufgabe ist, liegt auf der Hand. Mehr als ein
Einfrieren der laufenden Konflikte auf dem Niveau des prekären
globalen Patts ist vor diesem Hintergrund nicht zu erwarten - weder
von Trump noch von Putin. Wenn es gut kommt, schaffen sie es, das Patt
zu halten. Das könnte die Basis sein, die Botschaft von Helsinki neu
aufzugreifen, erweitert um die Aufgabe, Wege zur Entflechtung des
einheitlichen Nationalstaats zu suchen, die es erlauben, Beziehungen
zwischen den Menschen zu entwickeln, die nicht von ökonomisch
dominierten Staatsinteressen monopolisiert werden, sondern am Wohl des
Einzelnen und seiner Gemeinschaft orientiert sind.


Anmerkung:

[1] https://kritisches-netzwerk.de/forum/us-demokraten-unterstuetzen-gigantischen-militaeretat
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AFRIKA/2170: Kongo - Jagd auf die Reste ... (SB)




Die Demokratische Republik Kongo hat beschlossen, daß auch in
Nationalparks nach Öl gebohrt werden darf. Davon sind unter anderem
die vom Aussterben bedrohten Berggorillas im weithin bekannten
Virunga-Nationalpark betroffen. Umweltschützer gehen davon aus, daß,
wenn auf 21 Prozent der Fläche dieses Parks Ölfördermaßnahmen
ergriffen werden, wie es geplant ist, dies auch die restlichen rund
vier Fünftel schädigen wird. Ebenfalls betroffen von der Freigabe der
Ölförderung ist eines der weltweit größten Regenwaldschutzgebiete,
der Salonga-Park. Die Regierung Kongos erklärt, sie allein habe das
Recht dazu, überall im Land solche Arbeiten zu genehmigen.

Die meisten Staaten weltweit haben einen ähnlichen Kurs wie Kongo
eingeschlagen, nur wenige folgen dem von Klimaschützern angemahnten
Verzicht auf die Förderung. 80 bis 90 Prozent der bekannten
Lagerstätten an fossilen Energieträgern Erdöl, Erdgas und Kohle
müssen in der Erde bleiben und dürfen nicht verbrannt werden, um die
schon jetzt unabwendbaren klimatischen Veränderungen, die auf die
Menschheit zukommen, zumindest abzumildern. Bis jetzt sieht es nicht
so aus, als käme die Staatengemeinschaft in absehbarer Zeit dieser
Forderung nach. Deutschland, die USA, Rußland, Polen und zahlreiche
weitere Staaten setzen unverdrossen auf die klimaschädlichen
Energieträger und werden mindestens in den nächsten zehn Jahren nicht
davon abrücken. In diesem Zeitraum entscheidet sich jedoch das
Schicksal des Planeten, denn was die Menschen heute noch an
Treibhausgasen emittieren, hat Folgen, die weit ins nächste
Jahrhundert hinein und darüber hinaus zu spüren sein werden. Die
Meere versauern, die Gletscher schmelzen, die großen Eisschilde der
Erde zerlegen sich. Insofern sollte man besser nicht von "Schicksal"
sprechen, sondern von interessengeleiteten Entscheidungen, die globale
Konsequenzen zeitigen.

Nun also auch noch das große, kleine Kongo-Kinshasa. Groß von der
Fläche her, klein hinsichtlich des Handlungsspielraums seiner von
Bürgerkrieg, Korruption, Haushaltslöchern und Schulden geprägten
Regierung. In dem Land wird bereits kräftig Öl gefördert, die
Nationalparks, die wegen ihrer einzigartigen Biodiversität als
UNESCO-Welterbestätten eingeordnet sind, waren jedoch bislang davon
verschont geblieben. Neu ist das Anliegen der kongolesischen
Regierung jedoch nicht, schon vor einigen Jahren setzte das britische
Unternehmen Soco International dazu an, im 1720 km² großen
Virunga-Nationalpark nach Öl zu bohren, hat sich jedoch aufgrund
massiver Proteste weltweit von dem Projekt zurückgezogen.

Der Nachbarstaat Uganda ist nicht so zimperlich. Die Regierung des
Langzeitpräsidenten Yoweri Museveni läßt bereits Öl aus dem
ugandischen Teil dieses 1925 gegründeten und damit ältesten
afrikanischen Nationalparks fördern. Das bedeutet, daß der Lebensraum
für Berggorillas, Waldelefanten, Okapis und zahlreiche andere
Tierarten immer enger wird. Nun geht es auch noch den letzten
Refugien an den Kragen. Einmal mehr erweist sich, wie bedeutungslos
die Ausweisung einer Landschaft als Nationalpark ist, sobald
übergeordnete Interessen ins Spiel kommen. Die Parks sind sozusagen
eine Form der Vorratshaltung von Ressourcen. Solange man diese nicht
anrührt, kann man den Eindruck erwecken, als wolle man aus einem
tiefen inneren Anliegen heraus Flora, Fauna und ihr ganzes
biotopisches Zusammenspiel bewahren. Faktisch werden jedoch nur die
Rohstoffe so lange aufbewahrt, bis sie eines Tages gebraucht werden.

Die Regierung der Demokratischen Republik Kongo argumentiert, sie
habe das Recht, auf ihrem Staatsgebiet nach Erdöl bohren zu lassen.
Das trifft zu. In dieser rechtebasierten Weltgesellschaft ihr das
abzusprechen, würde den Verdacht nähren, man wolle in
kolonialistischer Kontinuität bestimmen, was die Gesellschaften im
globalen Süden zu tun und zu lassen haben.

Es gibt jedoch Alternativen. Man könnte in Anlehnung an das
gescheiterte Vorhaben der früheren ecuadorianischen Regierung, das
unter dem überaus artenreichen Yasuní-Nationalpark liegende Erdöl
nicht zu fördern, sofern die Weltgemeinschaft bereit ist, dafür eine
Entschädigung zu leisten, einen Klimaschutzfonds für eben solche
Zwecke einrichten. Der Regierung der DR Kongo könnte ein Angebot
unterbreitet werden, das Erdöl im Boden zu lassen, wenn sie für die
entgangenen Einnahmen einen Ausgleich erhielte. Über die Form der
Unterstützung ließe sich reden. Es könnte in Form einer Entschuldung,
der Öffnung von Märkten des globalen Nordens oder anderer Maßnahmen
erfolgen, so daß der kongolesischen Bevölkerung daraus keine
Nachteile erwachsen.

Ein solcher Schritt könnte sogar Schule machen, die DR Kongo würde
anderen als Vorbild dienen. Auf diese Weise entstünde vielleicht eine
ganz andere Rohstoffkultur, bei der es sich lohnt, etwas im Boden zu
lassen, anstatt es ans Tageslicht zu holen und in die industriellen
Produktionsabläufe einzuspeisen. Doch wer hat daran ein Interesse?
Etwa die deutsche Regierung? Sie hatte einst die Yasuní-Initiative
maßgeblich unterstützt und ist dann davon abgesprungen. Zu innovativ
war der Ansatz, für etwas zu bezahlen, was nicht abgebaut wird. Da
zahlt man doch lieber ein Mehrfaches der damals vorgesehenen Summe,
um die Klimafolgeschäden aus der fossilen Energiewirtschaft beheben
zu dürfen ...

Auf diese Weise perpetuiert sich das kapitalistische
Verwertungssystem, sichern sich dessen Profiteure ihre Vorteile bei
der Jagd auf die letzten Rohstoffsourcen. Auf der Strecke bleibt
dabei nicht nur der in zahlreichen Dokumentations- und Spielfilmen,
wissenschaftlichen Abhandlungen und touristischen Digitalformaten
verewigte Berggorilla, sondern auch einmal mehr die Chance, einen
anderen Weg einzuschlagen als den der Permanentausbeutung von Mensch
und Natur.
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NAHOST/1606: Iran - nationaler Schulterschluß gegen die USA ... (SB)


Iran - nationaler Schulterschluß gegen die USA ...



Im Persischen Golf stehen die Zeichen eindeutig auf Krieg. Den Auftakt
zur Konfrontation machte Präsident Donald Trump, als er am 8. Mai den 
einseitigen Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen mit dem Iran aus dem 
Jahr 2015 verkündete und diverse amerikanische Finanz- und 
Handelssanktionen wieder in Gang setzte. Mit der Abkehr von der 
Aussöhnungspolitik Barack Obamas gegenüber dem Iran verfolgt Trump auf 
Drängen seiner neokonservativen Berater sowie der konservativen 
Regierung Benjamin Netanjahus in Israel das Ziel eines Regimewechsels 
in Teheran. Zu diesem Zweck sollen die Iraner wirtschaftlich dermaßen 
in die Not getrieben werden, daß sie sich gegen die "Mullahs" erheben 
und sie stürzen. Doch alles spricht dafür, daß sich die Islamische 
Republik des Irans als recht widerstandsfähig erweist und 
Washingtons Eskalation in einen großen Krieg mündet, der die 
Strafexpeditionen des Pentagons gegen Saddam Husseins Irak 2003 und 
Muammar Gaddhafis Libyen 2011 weit in den Schatten stellen wird.

Der Austritt der USA aus dem Joint Comprehensive Plan of Action
(JCPOA), zu dessen Unterzeichner auch China, Deutschland, Frankreich,
Großbritannien und Rußland gehören, hat die iranische Wirtschaft hart
getroffen. Viele europäische Großunternehmen, die Projekte im Iran
angepeilt hatten, treten davon entweder zurück oder wollen von ihren
früheren Investitionszusagen nichts mehr wissen. Die Hoffnung, die EU
würde den betroffenen Unternehmen rechtlichen Schutz vor
amerikanischen Strafmaßnahmen garantieren, ist nicht in Erfüllung
gegangen. Allen Bekenntnisse der Europäer zu ihren eigenen "Werten"
und aller Kritik aus Berlin, Brüssel, London und Paris über das
selbstherrliche Verhalten Trumps zum Trotz wagt auf dem "alten 
Kontinent" niemand, dem großen NATO-Verbündeten Amerika 
zu widersprechen, geschweige denn gegen die unfaire Behandlung des 
Irans zu protestieren.

Es sei an dieser Stelle angemerkt, daß die Internationale
Atomenergieagentur (IAEA) seit 2015 dem Iran einhundertprozentige 
Einhaltung seiner Verpflichtungen nach dem JCPOA bescheinigt hat. Die 
Amerikaner und die Europäer dagegen sind diejenigen, die 
vertragsbrüchig geworden sind, denn die Teheran in Aussicht gestellte 
Verbesserung der Handelsbeziehungen ist ganz und gar nicht in 
Erfüllung gegangen. Niemand konnte sicher sein, daß die vom Demokraten 
Obama und seinem Außenminister John Kerry eingeleitete Wende in den 
Beziehungen zwischen Washington und Teheran Bestand haben würde. 
Netanjahu und seine zionistischen Freunde im US-Kongreß waren stets 
gegen den Atomvertrag. Mit dem Republikaner Trump haben sie seit 
Januar 2017 einen Präsidenten im Weißen Haus, der den von ihnen 
favorisierten "harten" Kurs gegenüber dem Iran verfolgen wird.

Noch im Juni hatte das US-Außenministerium alle Länder der Welt
aufgefordert, bis November den Import von iranischem Öl "auf Null"
herunterzufahren. Die Strangulationspolitik Washingtons zeigt
inzwischen erste Wirkung. Der iranische Rial befindet sich im freien
Fall und verliert gegenüber dem Dollar massiv an Wert. Ende Juni kam
es deswegen zu dreitägigen Demonstrationen in Teheran, an denen die
Händler des dortigen Bazaars maßgeblich beteiligt waren. Anfang Juli
brachen in mehreren südlichen Provinzen Proteste aus. Auslöser war
Wasserknappheit infolge einer Jahrhundertdürre, doch wurden auch
regimekritische Parolen skandiert.

Am Wochenende des 30. Juni, 1. Juli fand in Paris eine Tagung der
oppositionellen iranischen Volksmudschaheddin (MEK), die bekanntlich
seit Jahren aus dem europäischen Exil heraus im Auftrag des Mossads
und der CIA Attentate und andere Aktionen im Iran durchführt, statt.
An der Konferenz nahmen mehrere namhafte US-Politiker teil, darunter
Trumps Anwalt, der republikanische Ex-Bürgermeister von New York
Rudolph Giuliani, sowie die Anführerin der demokratischen
Minderheitsfraktion im Repräsentantenhaus Nancy Pelosi. Unter großem
Beifall der MEK-Delegierten erklärte Giuliani bei seinem Auftritt, die
jüngsten Proteste im Iran seien natürlich "nicht spontan", wenn alles
gut liefe, würde man die Konferenz nächstes Jahr in Teheran abhalten
können. Für die Richtigkeit zumindest des ersten Teils der Aussage
Giulianis spricht eine Meldung des israelischen Nachrichtensenders
Channel 10 vom 3. Juni, wonach Washington und Tel Aviv vor einigen
Wochen eine gemeinsame Arbeitsgruppe gebildet haben, deren einzige
Aufgabe in der Destabilisierung des Irans besteht.

Wie der Zufall so will, hat an jenem Wochenende die Polizei in Belgien
zwei Iraner festgenommen, die angeblich einen Bombenanschlag auf die
MEK-Tagung vorbereiteten. Zudem wurde in Deutschland ein Mitglied
des iranischen Botschaftspersonals in Wien verhaftet, der angeblich 
mit den beiden Männern etwas zu tun gehabt hat. Teheran hat die
ganze Episode in Belgien als eine fingierte Geschichte der MEK
abgetan, die den Besuch des iranischen Präsidenten Hassan Rohani in
Europa überschatten sollte. Seinerseits hat Rohani nicht vor
deutlichen Worten an die Adresse der USA gespart. Bei einer
Pressekonferenz am 3. Juni in der Schweizer-Hauptstadt Bern erklärte
er, der Iran werde keine Situation zulassen, in der es als einziges
Land am Persischen Golf kein Öl auf dem Weltmarkt absetzen könne.

Mit der verklausulierten Drohung, die Straße von Hormus für den
Schiffsverkehr zu schließen, hat der Reformer Rohani die Hardliner im
eigenen Land hinter sich gebracht. Es gab ausdrücklichen Lob seitens
Qassem Suleimani, dem legendären Anführer der Quds-Brigade der
iranischen Revolutionsgarde, der dem Obersten Führer Ali Khamenei 
nahesteht und seit Jahren das militärische Engagement des
Irans beim "Antiterrorkampf" in Syrien und dem Irak koordiniert. Am 5.
Juni hat sich Mohammad Ali Dschafari, der Oberbefehlshaber der
iranischen Revolutionsgarde, gegenüber der halbstaatlichen
Nachrichtenagentur Tasmin zuversichtlich gezeigt, die Drohung Rohanis
in die Tat umsetzen zu können: "Wir werden dem Feind zu verstehen
geben, daß entweder alle die Straße von Hormus befahren können oder
keiner."

Irans Hardliner haben offenbar erkannt, daß Rohani, der sich jahrelang
unermüdlich für das Atomabkommen und bessere Beziehungen zum Westen
einsetzte, den Iran nach außen hin am besten vertreten kann, wenn es
zum großen Showdown mit den USA - und Israel - kommen sollte. So
schnell werden die westlichen Medien den stets freundlich auftretenden
Rohani wohl kaum zum neuen Hitler aufbauschen können. Währenddessen 
bemüht sich Teheran fieberhaft, seine Handelsbeziehungen, vor allem 
seine Ölexporte nach China und Indien, die beiden wichtigsten
Abnehmerländer, aufrechtzuerhalten. In China gelten die 
Ausfuhrssanktionen für iranisches Öl und Gas als Teil jenes schweren
Handelskrieges, den Trump ohnehin gegen die Volksrepublik vom Zaun
gebrochen hat. Neu-Delhi versucht indessen, aus der neuen Situation 
den besten Deal für sich herauszuholen und laviert. Südkorea, bisher 
Irans drittgrößter Ölabnehmer, hat sich durch Trumps Friedensavancen 
gegenüber Nordkorea offenbar bestechen lassen. Wie die 
Nachrichtenagentur Reuters am 3. Juni meldete, sind die Südkoreaner 
dabei, den Iran als Ölquelle durch Kasachstan zu ersetzen.
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GEWERKSCHAFT/287: Qualität in Kitas benötigt gut ausgebildetes Personal (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. Juli 2018

Qualität in Kitas benötigt gut ausgebildetes Personal



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt die
Aufstockung der Mittel für die Realisierung des "Gute-Kita-Gesetzes"
auf 5,5 Mrd. Euro durch die Bundesregierung. Gleichzeitig fordert
ver.di, dass hiermit neue Fachkräfte für Kitas gewonnen
beziehungsweise ausgebildet werden.

Das größte Problem bei der Qualitätsentwicklung in den Kitas stelle
der von Jahr zu Jahr anwachsende Fachkräftemangel dar, betont
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Wolfgang Pieper. Für alle Maßnahmen,
durch die die Kindertagesbetreuung qualitativ weiterentwickelt werden
könne, werde gut ausgebildetes Fachpersonal benötigt.

"Auf allen Ebenen des Systems, angefangen bei der täglichen Arbeit in
den Kitas, über das Studium der Fachschullehrerinnen bis hin zur
Förderung von Nachwuchs an den Universitäten, brauchen wir dringend
gutes Personal", so Pieper. Eine Personalgewinnung über
"Schmalspurausbildungen" würde die Weiterentwicklung der
Kita-Qualität jahrzehntelang unmöglich machen.

ver.di fordert die Bundesregierung daher auf, die Gewinnung von
Interessentinnen und Interessenten und die Ausbildung von Fachkräften
für die Kindertagesbetreuung sowie des gesamten Ausbildungs- und
Unterstützungssystems in den Mittelpunkt der Zielvereinbarungen mit
den Ländern im Rahmen des "Gute-Kita-Gesetzes" (KiQuEG) zu stellen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 06.07.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/182: Kampf um bezahlbares Sozialticket geht weiter (Tacheles e.V.)


Bündnis Sozialticket NRW - Pressemitteilung vom 06.07.2018

Kampf um bezahlbares Sozialticket geht weiter

Landesmittel müssen deutlich erhöht werden



Das im Januar 2018 in Wuppertal gegründete Bündnis "Sozialticket NRW" wird
in den nächsten Wochen landesweit zahlreiche Organisationen - wie z.B.
Sozialverbände, Gewerkschaftsgliederungen, Wohlfahrtsverbände und
kirchliche Organisationen - mit der Bitte anschreiben, gemeinsam mit dem
Bündnis für einen deutlich höheren Landeszuschuss für das Sozialticket im
Jahr 2019 und den folgenden Jahren zu kämpfen.

Was viele nämlich nicht wissen: Die Zuschüsse für das Sozialticket sind
bisher nur für das laufende Jahr 2018 gesichert. Die Düsseldorfer Koalition
hatte es im Zuge der letzten Haushaltsberatungen im Dezember/Januar
abgelehnt, in den Haushalt 2018 bereits Verpflichtungsermächtigungen für
die Folgejahre mit aufzunehmen.

Im Herbst wird der NRW-Landeshaushalt für 2019 eingebracht. Spätestens dann
wird man sehen, wie ernst es der Regierung mit der Unterstützung des
Sozialtickets wirklich ist. Obendrein wäre eine Aufstockung des Topfes
nötig. Denn der bisherige Zuschussrahmen von 40 Mio. Euro reicht schlicht
nicht mehr aus, um der Nachfrage nach Sozialtickets in NRW gerecht zu
werden und gleichzeitig die Preise zu halten.

Im VRR (Verkehrsverbund Rhein-Ruhr) kostet das Sozialticket im Monat
aktuell 37,80 Euro; eine weitere Preiserhöhung zum 01.01.2019 ist bereits
angekündigt. Der ALG-II-Regelsatz sieht hingegen für "fremde
Verkehrsdienstleistungen" (z.B. ÖPNV, Flixbus, Taxi etc.) nur einen Betrag
in Höhe von 27,85 Euro im Monat vor. Der überhöhte Preis hat zur Folge,
dass im VRR 2017 nur ca. 12,3 Prozent der Berechtigten das Sozialticket
nutzten.

Aus Sicht des Bündnisses besteht zu einer Aufstockung der Landesmittel
keine Alternative, will man nicht weitere Preiserhöhungen fürs Sozialticket
riskieren und damit das Sozialticket für die meisten Berechtigten gänzlich
unbezahlbar machen.

Wir meinen weiterhin, dass ein Sozialticket zumindest nicht mehr kosten
darf, als im ALG-II-Regelsatz für die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel
vorgesehen ist.

 * 

Quelle:

Bündnis Sozialticket NRW

c/o Tacheles e.V.

Erwerbslosen- und Sozialhilfeverein, Wuppertal

Rudolfstr. 125, 42285 Wuppertal

E-Mail: info@tacheles-sozialhilfe.de

Internet: http://www.tacheles-sozialhilfe.de
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MELDUNG/273: Ein Jahr UN-Vertrag über ein Atomwaffenverbot (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 6. Juli 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Atomares Wettrüsten beenden

Ein Jahr UN-Vertrag über ein Atomwaffenverbot



Am 7. Juli vor einem Jahr haben 122 Staaten in New York den Vertrag zum
Verbot von Atomwaffen beschlossen. Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW
fordert Außenminister Heiko Maas auf, dem Atomwaffenverbotsvertrag
beizutreten und damit ein deutliches Zeichen gegen das atomare Wettrüsten
zu setzen. "Auch wenn die Atomwaffenstaaten und ihre Allierten massiven
Widerstand leisten, entfaltet der Vertrag bereits Wirkung", erklärt IPPNW-
Abrüstungsexpertin Xanthe Hall. Die Atomwaffenstaaten gerieten zunehmend
unter Rechtfertigungsdruck.

"Die Argumentation der Bundesregierung, der Verbotsvertrag rüste keine
Atomwaffe ab, geht an der tatsächlichen Intention des Vertrages vorbei. Die
wichtigste Wirkung des Verbotsvertrags ist die Stigmatisierung von
Atomwaffen aufgrund ihrer katastrophalen humanitären Folgen", so Hall.
Diese Delegitimierung solle schließlich zu einer internationalen Norm
führen wie bei anderen Massenvernichtungswaffen auch. So sei es z.B.
mittlerweile undenkbar, dass ein Staat offen mit dem Einsatz von
biologischen und chemischen Waffen prahlen würde.

Auch die Argumentation des Bundesaußenminister, der Verbotsvertrag schwäche
den Nichtverbreitungsvertrag und falle hinter deren Verifikationsstandards
zurück, ist "aus der Luft gegriffen", so Hall. Denn nach Art. 3 des
Vertrages müssten alle bestehenden Abkommen mit der Internationalen
Atomenergie-Organisation (IAEO) von den Vertragsparteien beibehalten und
erfüllt werden. Somit sind die Bestimmungen zur Verifikation exakt die
gleichen wie beim Atomwaffensperrvertrag. Das internationale Kontroll- und
Verifikationsregime für nukleare Rüstungskontrolle werde durch den Vertrag
also deutlich gestärkt, nicht geschwächt.

Knapp 60 Staaten haben den Vertrag bereits unterzeichnet, 11 Staaten
ratifiziert, darunter in Europa Österreich und der Vatikan. Sobald 50
Staaten ratifiziert haben, tritt der Vertrag in Kraft. Schon acht Monate
nach den ersten Unterzeichnungen am 20. September 2017 zeigt der UN-Vertrag
zum Verbot von Atomwaffen bessere Fortschritt bei den Ratifizierungen als
frühere Verträge zur Abrüstung oder Eingrenzung von
Massenvernichtungswaffen.

Diese Erkenntnis scheint auch bei den Banken angekommen zu sein. Seit dem
Abschluss des Vertrages haben bereits 30 Finanzinstitute erklärt, kein Geld
mehr in Firmen investieren zu wollen, die Atomwaffensysteme herstellen.
Mitte Mai kündigte auch die Deutsche Bank an, aus dem Geschäft mit
Atomwaffen aussteigen zu wollen.

Am Samstag werden Friedensaktivisten aus ganz Deutschland auf den Boykott
des Vertrages durch die Bundesregierung aufmerksam machen. ICAN und IPPNW
Deutschland organisieren am 7. Juli 2018 von 11-14 Uhr eine Aktion am
Alexanderplatz in Berlin.


Weitere Informationen finden Sie unter:
www.icanw.de/termine/wir-unterzeichnen-das-atomwaffenverbot/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juli 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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AGRAR/1838: Haushalt des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft 2018 verabschiedet (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 74 vom 05.07.18

Agrarentwicklung in die Zukunft

Haushalt des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft 2018
verabschiedet



Der Deutsche Bundestag hat heute dem Haushalt für das Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) für das Jahr 2018 zugestimmt. Die
Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner betonte
in ihrer Rede vor dem Deutschen Bundestag vor allem die notwendigen
Agrarentwicklungen. "Ich möchte mit einer ambitionierten Agrarentwicklung
in die Zukunft auf dem Erreichten aufbauen. Das heißt konkret: Ich will
keine abrupte Agrarwende, wie sie die Grünen fordern und auch keine
nationale Abschottung, wie sie die AfD gern sehen würde. Denn wer eine
abrupte Revolution im Agrarsektor will, der baut Fronten auf und verliert
die, die er mitnehmen muss. Für diese Agrarentwicklung bietet der heute
vorliegende Haushalt eine gute Grundlage. Mit unserem Haushalt setze ich
klare Schwerpunkte auf Nachhaltigkeit, Modernität und Wettbewerbsfähigkeit.
10 Millionen Euro plane ich allein für die Digitalisierung in der
Landwirtschaft ein. Ich werde in Zusammenarbeit mit den Bundesländern
digitale Test- und Experimentierfelder einrichten. Hier werden wir
exemplarisch ausprobieren und zeigen, wie das Leben im Dorf, die Arbeit auf
dem Feld und im Stall durch digitale Unterstützung und Vernetzung in ein
neues Zeitalter gehen können. Mit dem sächsischen Agrarminister
beispielsweise sind wir schon in ganz konkreten Planungen." Insgesamt
stehen dem BMEL im Jahr 2018 mehr als sechs Milliarden Euro zur Verfügung.

Klöckner hob insbesondere die Erhöhung der Mittel für die
Gemeinschaftsaufgabe Agrar- und Küstenschutz (GAK) hervor: "Mit 765
Millionen Euro für die GAK und 55 Millionen Euro für das Bundesprogramm
ländliche Entwicklung stärken wir die ländlichen Räume. Tradition und
modernes Leben sind eine Einheit - auch in unseren ländlichen Regionen. Ich
würde mich freuen, wenn unsere Kollegen der SPD helfen, ihre
Finanzpolitiker zu überzeugen, dass uns eine Grundgesetz-Änderung unserem
Ziel näher bringt, die Förderkulissen an heutige Bedürfnisse anzupassen."

Mit Blick auf die Beratungen im Kabinett zum Haushalt für 2019 äußert sich
Klöckner zuversichtlich: "Mehr für Tierwohl, lebendige ländliche Räume, den
gesundheitlichen Verbraucherschutz und gesunde Ernährung in allen
Lebensphasen: Diese Ziele werden sich auch im Haushaltsentwurf für das
kommende Jahr wiederfinden."


Hintergrund:

Der Deutsche Bundestag hat wegen des Antritts der Regierung im März erst in
dieser Woche den Bundeshaushalt für das laufende Jahr 2018 verabschiedet.
Der Einzelplan des BMEL sieht mehr als sechs Milliarden Euro vor. Die
landwirtschaftliche Sozialpolitik, wie die Alterssicherung für Landwirte,
nimmt dabei mit knapp vier Milliarden Euro den größten Anteil ein.
Wesentlich verstärkt wurde um 20 Prozent der Bereich Nachhaltigkeit,
Forschung und Innovation. Direkt im Anschluss an die Verabschiedung des
Haushaltes 2018 berät das Kabinett am Freitag bereits den Entwurf für den
Haushalt 2019.

Die Haushaltsrede ist unter folgendem Link zu finden:

https://www.bmel.de/SharedDocs/Reden/2018/20180705-Haushalt.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 74 vom 05.07.18

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:

Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn

Postanschrift: Postfach 14 02 70, 53107 Bonn

Dienstsitz Berlin:

Besucheranschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3174, -3208, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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GEWERKSCHAFT/1679: Karstadt/ Kaufhof - ver.di fordert Sicherheit für Beschäftigte durch Tarifverträge (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
5. Juli 2018

Karstadt/ Kaufhof: 

ver.di fordert Sicherheit für Beschäftigte durch Tarifverträge



Berlin - Stefanie Nutzenberger, Bundesvorstandsmitglied der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), äußert sich zu Karstadt/Kaufhof
wie folgt:

"Die Beschäftigten sind durch die Meldungen in der Presse
verunsichert und machen sich Sorgen. Wir fordern deshalb die
Eigentümer auf, umfassend zum Sachstand zu informieren.

Die Beschäftigten müssen bei einer möglichen Fusion der Unternehmen
im Mittelpunkt stehen, einen wirksamen Schutz gibt es nur durch
Tarifverträge. 

Beschäftigungssicherung, Standortsicherung - nicht nur im Hinblick
auf Doppelstandorte - und die Tarifbindung sind für ver.di und die
Beschäftigten von größter Bedeutung."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 05.07.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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UNTERNEHMEN/2726: Vorstände im Dax verdienen im Mittel 71-mal so viel wie durchschnittliche Beschäftigte (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 05.07.2018

Vorstände im Dax verdienen im Mittel 71-mal so viel wie
durchschnittliche Beschäftigte

Abstand deutlich gestiegen



Vorstände von Dax-Unternehmen verdienen im Durchschnitt 71-mal so viel wie
die durchschnittlichen Beschäftigten in ihrer Firma. Der Abstand hat sich
zwischen 2014 und 2017 deutlich vergrößert und ist höher als in allen
anderen zuvor untersuchten Jahren. Schaut man auf die einzelnen
Unternehmen im Dax 30, reichte die Bandbreite der sogenannten Manager to
Worker Pay Ratio 2017 vom 20-Fachen bis zum 159-Fachen - beides ebenfalls
Höchststände.

Die Vorstandsvorsitzenden im Dax haben im zurückliegenden Geschäftsjahr
2017 im Schnitt sogar das 97-Fache eines durchschnittlichen Beschäftigten
in ihrem Unternehmen erhalten. Das zeigt eine neue Studie der
Hans-Böckler-Stiftung.(*) "Die Schere öffnet sich weiter", erklärt Marion
Weckes, Vergütungsexpertin im Institut für Mitbestimmung und
Unternehmensführung (I.M.U.) der Stiftung.

Die Ökonomin und Aufsichtsratsberaterin moniert Transparenzdefizite beim
Thema Entgeltrelation in den Unternehmen. Die beträfen nicht nur die
öffentlich zugänglichen Geschäftsberichte, sondern teilweise sogar die
Unterlagen, auf deren Basis der Aufsichtsrat über Vergütungen entscheiden
soll. Weckes empfiehlt, in den Deutschen Corporate Governance Kodex
Berichtsempfehlungen aufzunehmen, um die große Ungleichheit zwischen
Topmanagern und den übrigen Beschäftigten in den Aufsichtsräten stärker
auf die Agenda zu bringen. Zudem sieht die I.M.U.-Expertin die
Bundesregierung in der Pflicht, mit der anstehenden Umsetzung der
EU-Aktionärsrichtlinie in deutsches Recht für mehr Transparenz zu sorgen.
"Das ist auch mit Blick auf das Gerechtigkeitsempfinden und die Motivation
der Belegschaften wichtig", sagt Weckes.

Wer die Verantwortung für die Geschicke eines großen Unternehmens mit zig
tausend Arbeitsplätzen trägt, erbringt eine beachtliche Leistung und
sollte anständig bezahlt werden. Dagegen wird kaum jemand etwas einwenden.
Die Frage ist aber, wie hoch der Gehaltsaufschlag ausfallen darf. Eine
Messgröße ist hier die Manager to Worker Pay Ratio, auf die seit 2013 auch
der Deutsche Corporate Governance Kodex Bezug nimmt. Wie hoch die Ratio -
also das Verhältnis zwischen Vorstandvergütung und durchschnittlichem
Verdienst im Unternehmen ausfällt -, muss von deutschen Unternehmen
allerdings bislang nicht publiziert werden.

"Managergehälter müssen leistungsgerechter werden. Das nachhaltige
Unternehmen mit Perspektiven für Arbeitsplätze und Standorte muss dafür
der Maßstab sein - und nicht nur der Börsenwert eines Unternehmens. Es
gibt aus Mitbestimmungssicht keinen triftigen Grund, warum Managergehälter
und Durchschnittsverdienste derart auseinanderklaffen. Deshalb setzen wir
uns dafür ein, der Manager to Worker Pay Ratio im überarbeiteten
Deutschen Corporate Governance Kodex zwingende und transparente Regeln zu
geben", sagt Dr. Norbert Kluge, Direktor des I.M.U. zu den Ergebnissen
der neuen Studie.

I.M.U-Vergütungsexpertin Weckes hat die Pay Ratios für die 30
Dax-Unternehmen zum fünften Mal berechnet. Dazu setzt die Forscherin die
Vorstandsvergütungen ins Verhältnis zu den Durchschnittsverdiensten im
jeweiligen Konzern. Ausgewertet wurden die Geschäftsberichte in den Jahren
2005, 2008, 2011, 2014 und 2017. Angaben für inländische Beschäftigte
waren nicht durchgängig verfügbar und erlaubten daher keinen Vergleich.

Zentrale Ergebnisse: In einem guten Jahrzehnt ist der Gehalts-Abstand
zwischen Topmanagern und durchschnittlichem Konzern-Beschäftigten um rund
70 Prozent gewachsen: 2005 bekam ein Vorstandsmitglied im Dax
durchschnittlich 42-mal so viel wie ein Beschäftigter, 2017 musste ein
durchschnittlich bezahlter Mitarbeiter hingegen rechnerisch 71 Jahre
arbeiten, um auf das Jahressalär des Topmanagers zu kommen. Das ist
deutlich mehr als bei der letzten Analyse für 2014 (das 57-Fache) und im
bisherigen Extremjahr 2011, als Weckes das 62-Fache errechnete (siehe
auch Grafik 1 in der pdf-Version dieser PM; Link unten).

Erstmals hat die Forscherin zudem zwischen den Vergütungen von
Vorstandvorsitzenden (CEOs) und "einfachen" Vorständen differenziert. 2017
verdiente ein Dax-CEO im Durchschnitt 97-mal so viel wie der Durchschnitt
der Belegschaft. Bei den übrigen Vorstandsmitgliedern war es im Mittel das
45-Fache.

Bezogen auf den gesamten Vorstand reicht die Spanne im Dax vom 20-Fachen
bei der Commerzbank über das 47-Fache bei Linde oder das 90-Fache beim
Autobauer Volkswagen bis zum 159-Fachen bei der Deutschen Post. Vier
Dax-Unternehmen weisen eine Ratio von mehr als 100 auf, nur drei eine von
30 oder weniger (Grafik 2).

Der CEO-Posten ist nach wie vor der höchst vergütete im gesamten Vorstand.
Entsprechend größer ist die Einkommensdistanz zwischen CEO und
durchschnittlichem Beschäftigten des jeweiligen Unternehmens. Sie liegt
für 2017 zwischen dem 25-Fachen bei der Commerzbank und dem 232-Fachen bei
der Post (Grafik 3). 12 Unternehmen zahlen dem Vorstandschef mindestens
das 100-Fache des durchschnittlichen Gehalts. Unter den "einfachen"
Vorstandsmitgliedern erhielten vier maximal das 20-Fache des
Durchschnittsgehalts in ihrem Unternehmen, eines mehr als das 100-Fache
(Grafik 4).


Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/pdf/p_mbf_report_2018_44.pdf 

(*) Marion Weckes: Manager to Worker Pay Ratio 2017. Das Verhältnis der
Vorstandsvergütung zur Mitarbeitervergütung im DAX 30, Mitbestimmungsreport
Nr. 44, Juli 2018.

https://www.boeckler.de/pdf/pm_mb_2018_07_05.pdf

Die PM mit Grafiken (pdf)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 05.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/1532: Mobilitätsstudie - Stadtverkehr geht auf den Füßen (FUSS e.V.)


Pressemitteilung von FUSS e.V.

Fachverband Fußverkehr Deutschland vom 2. Juli 2018

Stadtverkehr geht auf den Füßen

Deutschlands größte Mobilitätsstudie zeigt die führende Bedeutung des
Fußverkehrs



In Deutschlands größten Städten legen die Menschen mehr Wege zu Fuß zurück
als hinterm Steuer. Und sie tun das gern: Die in Umfragen bekundete Freude
am Laufen ist größer als unter den Benutzern von Autos, Fahrräder, Bussen
und Bahnen die Freude am Fahren. Das sind Ergebnisse von Deutschlands
soeben publizierter größter aktueller Mobilitätsstudie, beauftragt vom
Bundes-Verkehrsministerium. Der FUSS e.V., Fachverband Fußverkehr
Deutschland, fordert Konsequenzen aus der Studie: "Breitere Gehwege ohne
Fahrräder und parkende Autos, sichere Übergänge, fußgängerfreundliche
Ampeln ohne ewiges Rot".

Für die Studie "Mobilität in Deutschland" hat das Infas-Institut fast eine
Million Wege von mehr als 300.000 Menschen analysiert. Die Wege sind nach
Bundesländern aufgeschlüsselt. In Berlin und Hamburg, den größten Städten
und zugleich Stadtstaaten, bewältigen Fußgänger jeweils 27 Prozent aller
Wege. Die Fahrer von Autos und Motorrädern liegen dahinter mit 23 Prozent
in Berlin und 26 Prozent in Hamburg. Bundesweit die meisten Fußgänger gibt
es unter ganz Jungen und Alten, Menschen mit geringem Einkommen und ohne
eigenes Auto. Unter den Befragten mit laut Infas "sehr niedrigem Einkommen"
gehen pro Stichtag 28 Prozent zu Fuß, unter denen mit hohem Einkommen nur
19 Prozent. Unter Kindern und Senioren liefen bis zu 35 Prozent am Stichtag
außer Haus; unter den 40- bis 49-jährigen nicht einmal halb so viele - nur
17 Prozent. Dazu der FUSS e.V.: "Das Gehen hat auch eine große soziale
Bedeutung. Es sichert die Basismobilität der Menschen mit weniger Geld und
gehört nicht zuletzt gefördert, um soziale Nachteile auszugleichen."

Einen Vorsprung haben Gehende bei der Zuneigung zu ihrem körpereigenen
Verkehrsmittel. Infas fragte in acht Altersgruppen: "Gehen Sie gern zu
Fuß?" und "Fahren Sie gern Auto, Rad, Bus oder Bahn?" In sechs der acht
Gruppen war der Anteil der gern Gehenden am höchsten. Das Auto kam auf Rang
2; Fahrrad und öffentlicher Verkehr liegen mit weitem Abstand dahinter.

Aus den Daten folgert der FUSS e.V.: "Die Studie zeigt, dass das Gehen von
Verkehrsplanern und in der öffentlichen Diskussion immer wieder
unterschätzt wird. Dabei ist es gerade in großen Städten die beliebteste
und beste Verkehrsform. Es schont die Umwelt, spart Platz, gefährdet keinen
anderen, ist gesund und kostet am wenigsten."

Doch der Fachverband mahnt: "Fürs Gehen muss mehr getan werden. Autos und
Fahrräder müssen runter vom Bürgersteig. Wir brauchen viel mehr
Zebrastreifen und andere Querungshilfen, an denen man Fahrbahnen sicher und
leicht überqueren kann. 462 getötete und rund 30.000 verletzte Fußgänger im
vorigen Jahr sind ein gesellschaftlicher Skandal." FUSS e.V. fordert Tempo
30 als Regelgeschwindigkeit in Ortschaften. "Das kommt letztlich allen
zugute. Auch wer oft Auto, Bus, Bahn oder Fahrrad fährt oder wer im
Rollstuhl sitzt, ist zeitweise auf dem Gehweg unterwegs und profitiert von
sicheren Übergängen."



Die soeben erschienene Kurzfassung der Studie finden Sie unter:

www.mobilitaet-in-deutschland.de/publikationen2017.html

Fußverkehr wird in Mobilitäserhebungen häufig unzureichend erfasst. In
anderen Studien ist der Fußverkehrsanteil an allen Wegen noch höher als bei
"Mobilität in Deutschland". Informationen zur Methodik dieser Studie liegen
uns nicht vor.

Im bundesweiten Fachverband FUSS e.V. arbeiten Engagierte und Experten aus
Stadt- und Verkehrsplanung, Kommunen, Hochschulen und Bürgergruppen

www.fuss-ev.de

 * 

Quelle:

FUSS e.V. Fachverband - Fußverkehr Deutschland

Exerzierstr. 20, 13357 Berlin

Telefon: 030 / 492-7473, Fax: -7972

E-Mail: info@fuss-ev.de

Internet: http://www.fuss-ev.de
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AUSLAND/057: Ungarn - Anwaltverein gegen eine Kriminalisierung von Rechtsberatung (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 5. Juli 2018

DAV: Gegen eine Kriminalisierung von Rechtsberatung



Berlin/Brüssel (DAV). Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist besorgt über
die mögliche Reichweite des neuen ungarischen Gesetzes zur
Strafbarkeit von Flüchtlingshilfe, wie es Ende letzter Woche durch
Ungarns Präsidenten János �der unterzeichnet wurde. Durch das Gesetz
wird u.a. die Förderung von illegaler Einwanderung durch
"organisatorische Tätigkeiten" unter Strafe gestellt. Davon umfasst
könnten bereits die Bereitstellung von Informationsmaterial und die
Einleitung von Asylverfahren sein. Der DAV ist der Auffassung, dass
Gesetze weder in ihrer Umsetzung noch in ihrer Auslegung so verstanden
werden dürfen, dass anwaltlicher Rechtsbeistand unter Strafe gestellt
wird.

"Dort, wo sich Personen auf ihre Grundrechte berufen und Beistand
ersuchen, ist kein Platz für eine staatliche Kriminalisierung
anwaltlicher Beratung. Dies wäre unvereinbar mit rechtsstaatlichen
Grundsätzen und würde den Zugang zum Recht in unverhältnismäßiger
Weise einschränken", hebt DAV-Präsident Ullrich Schellenberg hervor.

Die Europäische Kommission für Demokratie durch Recht
(Venedig-Kommission) des Europarats kritisiert in ihrem Gutachten von
vergangener Woche das ungarische Gesetz. Dieses gehe in seiner
Sanktionierung - nicht nur der Förderung illegaler Migration, sondern
der Hilfe bei der Einleitung von Asylverfahren - sowie generell in
seiner mangelnden Bestimmtheit und Vorhersehbarkeit weit über die
durch Richtlinie 2002/90 eröffnete Möglichkeit hinaus, Förderung von
illegaler Migration mit Gewinnerzielungsabsicht unter Strafe zu
stellen.

Die Bedeutung des Gesetzespakets für die Anwaltschaft in Ungarn hängt
nun entscheidend von der konkreten Anwendung und Auslegung des
Gesetzes ab. In Solidarität mit den Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälten in Ungarn erwartet der DAV eine Klarstellung, dass
anwaltlicher Rechtsbeistand nicht unter Strafe gestellt wird.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 20/18 vom 5. Juli 2018

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06617: Beweglichkeit als höchstes Prinzip (SB)


Bei Eduard Lasker lesen wir: "In neun von zehn Fällen wird der
Spieler, der seine Figuren auf Plätze bringt, die er vom Gesichtspunkt
der Beweglichkeit ausgesucht hat, seinem Partner überlegen sein, der
dieses Prinzip nicht befolgt. Denn wenn sich ein gutes Angriffsziel in
Gestalt eines blockierten Bauern oder einer gefesselten Figur bietet,
wird der Spieler, der die beweglicheren Figuren führt, in der Lage
sein, mehr Kräfte als der Gegner auf dieses Ziel zu richten." Beim
Studium vieler Partien wird man erkennen, daß das Hauptkriterium für
den Sieg eben in diesem Zuwachs an Figurenbeweglichkeit zu finden ist.
Wer seinen Turm zum Statisten degradiert, indem er ihn einen bloßen
Bauern blockieren läßt, oder seine Dame zu Hausmädchenpflichten
verdonnert bzw. seinen Springer in irgendeinen fremden Stall versauern
läßt, der wundere sich nicht, wenn zuletzt im Fehlen eines
zusammenführenden Zieles die Partie verlorengeht. Im heutigen Rätsel
der Sphinx hatte der ungarische Großmeister Szabó trotz der
Schwungmasse einer gewonnenen Qualität alle erdenklichen Makel und
Untugenden einer schlechten Stellung auf seiner Seite. Für Pachmann
wäre es nun bequem, aber nicht sinnvoll gewesen, mit 1.Le6xd7 die
Qualität zurückzuerobern. Er hätte dabei einen gut Teil seiner
Beweglichkeit eingebüßt. Was wäre statt dessen konsequenter gewesen,
Wanderer?






[image: SCHACH-SPHINX/06617: Beweglichkeit als höchstes Prinzip (SB)]



Pachmann - Szabó

Mar del Plata 1962


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Klettern wir bis ins Dunkel des Brunnens hinunter oder werfen das Auge
bis in den strahlenden Himmel empor - bei jeder Mühe und Gelegenheit
treffen wir dann auf kleine Wunderwerke: 1...f6xg5 2.De2-e6+ Kg8-h8
3.Tf5-f7! Tf8xf7 4.Tf1xf7 Ta8-e8 5.De6-h3 Kh8-g8 6.Dh3-h5 h7-h6 7.Ld3-
c4 Kg8-h8 8.Tf7-f6!! und die Drohungen 9.Tf6xh6+ und 9.Dh5xe8+ sind
unparierbar. Weniger kunstvoll war 4...Dc7-c6 5.De6xc6 Lb7xc6 6.Tf7xe7
a6-a5 7.Ld3-e4 mit einem bequem zu gewinnenden Endspiel für Weiß.



Erstveröffentlichung am 9. Juli 2005

6. Juli 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





FORSCHUNG/226: Mutter-Kind-Interaktionen - Über plumpsende Reiter, geschüttelte Pflaumen und zappelnde Zappelmänner (idw)


Universität Wien - 05.07.2018

Über plumpsende Reiter, geschüttelte Pflaumen und zappelnde
Zappelmänner



Wie spielen Mütter mit ihren vier Monate alten Säuglingen und welche
Mechanismen unterstützen frühe spielerische Handlungen? In einer neuen
Studie ging Entwicklungspsychologin Gabriela Markova von der Universität
Wien dieser Frage nach. Soziale Routinespiele wie "Hoppe, hoppe Reiter"
oder "Das ist der Daumen, der schüttelt die Pflaumen" sind ein fester und
wichtiger Bestandteil von frühen Mutter-Kind-Interaktionen. Sie werden von
Müttern zur Aufmerksamkeitslenkung, aber auch als
Emotionsregulationsstrategie bewusst eingesetzt. Das Hormon Oxytocin
unterstützt dabei dieses Verhalten. Die Ergebnisse dieser Studie wurden in
der Fachzeitschrift "Frontiers in Psychology" publiziert.

Bereits im ersten Lebensjahr beginnen Eltern und ihre Kinder gemeinsam
soziale Spiele und Spielroutinen zu gestalten. Diese kombinieren Rhythmus,
Berührungen oder Gesten, Worte und Melodien miteinander. Wir wissen
allerdings sehr wenig darüber, in welchen Situationen diese Spiele
angewendet werden, wie sich Säuglinge daran beteiligen und welche Faktoren
ihr Auftreten beeinflussen. In der aktuellen Studie wurden 43 vier Monate
alte Säuglinge in natürlichen Interaktionen - ohne Spielzeug und ohne
spezielle Instruktionen - mit ihren Müttern beobachtet. Das Augenmerk der
Forscherinnen lag auf natürlich auftretenden und multimodalen
Spielroutinen. Zusätzlich sammelten sie mehrere Speichelproben von Babys
und Müttern, um das Hormon Oxytocin zu messen. Oxytocin, auch bekannt als
"Liebeshormon", spielt eine besonders wichtige Rolle in frühen
Mutter-Kind-Interaktionen. Das Ziel war es daher zu untersuchen, ob und
welche Funktion Oxytocin im frühen sozialen Spiel einnimmt.

Soziale Spielroutinen konnten in rund 77 Prozent der Mutter-Kind-Dyaden
beobachtet werden. Mütter und ihre Babys verbrachten im Schnitt ein
Drittel ihrer Interaktionszeit mit Spielen, und die Wissenschaftlerinnen
identifizierten 46 unterschiedliche Spiele. Mütter begannen soziale
Spielroutinen hauptsächlich in Situationen, wenn ihre Kinder abgelenkt von
der Interaktion mit ihnen oder auch frustriert waren. Im Vergleich zur
restlichen Interaktionszeit zeigten Babys mehr positiven Affekt während
des Spielens, generell konnten Spiele die Grundstimmung des Kindes aber
nicht verändern. Während es bei Müttern, die viel mit ihren Kindern
spielten, zu mehr Oxytocin-Ausschüttung nach diesen Interaktionen kam,
konnte bei Säuglingen, unabhängig von ihrem Geschlecht, interessanterweise
nach besonders spielreichen Interaktionen weniger Oxytocin im Speichel
nachgewiesen werden. Diese Ergebnisse deuten auf eine regulierende Wirkung
von frühen sozialen Spielroutinen hin, die sich sowohl auf der
Verhaltensebene als auch der physiologischen Ebene beobachten lässt.

"Bereits Piaget - ein Pionier der kognitiven Entwicklungsforschung - hat
geschrieben, dass das Spiel die Antwort darauf ist, wie etwas Neues
entsteht. Frühe soziale Spielroutinen können die Entwicklung komplexer
sozialer Kompetenzen bei Babys insofern unterstützen, indem sie es
Säuglingen ermöglichen, an frühen Interaktionen mit anderen aktiv
teilzunehmen und somit ihr soziales Verhaltensrepertoire zu erweitern",
sagt Gabriela Markova: "Die Wichtigkeit von Spiel wird in der heutigen
Gesellschaft oft unterschätzt, doch die Ergebnisse dieser Studie zeigen
deutlich, dass Spielen bereits in sehr frühen Interaktionen mit Anderen
einen festen Platz hat".


Publikation in "Frontiers in Psychology":

Markova, G. (2018). The games infants play: Social games during early
mother-infant interactions and their relationship with oxytocin. Frontiers
in Psychology.

doi:10.3389/fpsyg.2018.01041

https://www.frontiersin.org/articles/10.3389/fpsyg.2018.01041/full




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, 05.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1192: Kiel - Theater DIE KOMÖDIANTEN, "Macho Man" vom 17.-31.8.2018


Kieler Theater "DIE KOMÖDIANTEN"

"Macho Man" von Netenjakob/Dreßler



Daniel (Ivan Dentler), Anfang 30, ist gerade von seiner Freundin
verlassen worden und verliebt sich Hals über Kopf in die wunderschöne
Aylin. Er schwebt im siebten Himmel. Wird aber sehr schnell wieder auf
den Boden der Tatsachen zurückgeholt, als er, zurück in Deutschland,
Aylins türkische Großfamilie kennenlernt. Von seinen Eltern ganz im
Geiste der 68er erzogen, lebte Daniel dreißig Jahre als Weichei. Jetzt
verliebt er sich in eine Türkin. Aber wie überlebt ein Frauenversteher
in einer Welt voller Machos? Soll er nach dem Essen bei den
Schwiegereltern in spe spülen helfen? Über Griechen-Witze lachen? Und
was tun, als er vom zukünftigen Schwager in die türkische Disco
eingeladen wird? Ivan Dentler wechselt in dieser Komödie brillant die
verschiedenen Rollen. Er spielt nicht nur Daniel, sondern auch seine
Freundin Aylin, deren Bruder Cem, seine deutschen Eltern und seine
zukünftigen türkischen Schwiegereltern, und alle Verwandten und
Freunde. 

Regie: Christian Lugerth.

Termine im August 2018: FR + SA am 17., 18., 24., 25., 31. um 20 Uhr

Kartenpreise: 22 Euro, ermäßigt 12 Euro

Kartenreservierung: 

online über das Reservierungsformular auf www.komoedianten.com

telefonisch: 0431 / 55 34 01

Kartenvorverkauf auch bei Konzertkasse Streiber

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Juni 2018

Herausgeber: Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

Telefon: +49 (431) 55 34 01, Telefax: +49 (431) 971 99 42

Abendkasse: +49 (431) 55 34 01

Internet: www.komoediantentheater.de

E-Mail: info@komoediantentheater.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





MELDUNG/365: Deutsches Galoppderby Hamburg - Erfolgswille geht auf Kosten der Tiergesundheit (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 6. Juli 2018

Deutsches Derby Hamburg

Deutscher Tierschutzbund kritisiert: Erfolgswille geht auf Kosten der
Tiergesundheit



Bei Rennunfällen in Hamburg mussten am vergangenen Mittwoch zwei Pferde
aufgrund schwerer Verletzungen eingeschläfert werden, davon eines noch auf
der Rennbahn. Zum Start des Deutschen Derbys am 8. Juli erneuert der
Deutsche Tierschutzbund daher seine Kritik an Pferderennen. Der Verband
nimmt die diesjährige Rennsaison zum Anlass, um in den kommenden Wochen und
Monaten über Missstände im Pferderennsport aufzuklären. So haben die Rennen
u.a. Auswirkungen auf die Gesundheit der Tiere: Verletzungen oder sogar
Todesfälle sind keine Seltenheit.

"Galopprennen wie das Deutsche Derby sind tierschutzrelevant, weil der
Wille zu gewinnen leider meist wichtiger ist als die Gesundheit der Tiere",
erklärt Dr. Esther Müller, Fachreferentin für Pferde beim Deutschen
Tierschutzbund. "Die aktuellen traurigen Vorfälle in Hamburg haben das
einmal wieder mehr als deutlich gemacht. Wir appellieren daher dafür,
solche Veranstaltungen nicht zu unterstützen - weder indem man sie besucht
noch indem man auf Rennpferde wettet."

Dass der Erfolgswille auf Kosten der Gesundheit der Tiere geht, zeigt
beispielhaft auch die Bilanz der in Deutschland ausgetragenen Rennen im
letzten Jahr, die in den Rennergebnislisten dokumentiert ist: Sechs Pferde
kamen 2017 in den Rennen zu Tode - sie brachen sich die Beine und mussten
eingeschläfert werden; weitere 33 Pferde zeigten noch während der Rennen
Lahmheiten. Nasenbluten, das bei insgesamt elf Pferden festgehalten wurde,
lässt auf Lungenbluten durch die extreme Anstrengung schließen.

Das Deutsche Derby auf der Galopprennbahn Hamburg-Horn ist nach eigenen
Angaben das "bedeutendste und höchstdotierte Rennen des deutschen
Galopprennsports". Der Deutsche Tierschutzbund nimmt in den kommenden
Wochen verschiedene Pferderennen zum Anlass, um sowohl über klassische
Öffentlichkeitsarbeit als auch in den sozialen Medien gezielt über die
Auswirkungen, tierschutzwidrige Praktiken und den Umgang mit den Tieren
aufzuklären.




Weitere Informationen unter:

www.tierschutzbund.de/rennpferde

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 6. Juli 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / TIERE / VERANSTALTUNGEN





AKTION/505: Kassel - "Ausgesummt" - Ausstellungsführung am 22.8.2018


Ausgesummt - öffentliche Führung



Insektenforscher beobachten schon seit langem einen Rückgang bezüglich
Menge und Vielfalt in der Insektenwelt. Seit einiger Zeit fällt es nun
auch den Laien auf. Wo liegen die Gründe für diese Verluste und
welchen Anteil daran haben wir als Bürger? Führung durch die
Ausgesummt-Sonderausstellung im Naturkundemuseum. Eine Voranmeldung
unter der Telefonnummer 05 61/7 87-40 66 (dienstags bis sonntags von
10.30 bis 16.30 Uhr) ist erforderlich. Die Kosten sind der
Museumseintritt.

Mittwoch, 22. August, 18 bis 19 Uhr im Naturkundemuseum

Alle Angebote können bequem unter www.naturkundemuseum-kassel.de
durchgestöbert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 21. Juni 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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INFOPOOL / TIERE / VERANSTALTUNGEN





EXKURSION/221: Kassel - Fledermausexkursion am 24. August 2018


Fledermausexkursion für Erwachsene und Familien



Der nächtliche Besucher unserer Kasseler Parks merkt nicht, dass um
ihn herum ein verborgenes, quirliges Leben existiert. Gemeinsam mit
einer Naturforscherin wird mit Hilfe von Scheinwerfern und
Ultraschalldetektoren Licht in dieses dunkle Treiben gebracht. Der
Treffpunkt im Stadtgebiet hat KVG Anschluss.
Eine Voranmeldung unter der Telefonnummer 05 61/7 87-40 66 (dienstags
bis sonntags von 10.30 bis 16.30 Uhr) ist erforderlich. Die Kosten
betragen drei Euro. Kinder und Jugendliche sind frei.

Freitag, 24. August, 20.30 bis 22 Uhr im Naturkundemuseum

Alle Angebote können bequem unter www.naturkundemuseum-kassel.de
durchgestöbert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 21. Juni 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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INFOPOOL / TIERE / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/232: Kassel - "Der Waschbär - ein Problembär?" am 4. September


Der Waschbär - ein Problembär?



Vortrag von Dieter König, Hessenforst im Naturkundemuseum Kassel.
Kassel ist die "Waschbären-Hauptstadt" Europas. Fast alle Einwohner
hatten schon Begegnungen mit den possierlichen Kleinbären. Welche
Probleme gibt es, welche sind lösbar, wie verhält man sich am besten?
Eine Veranstaltung des NABU, Ortsgruppe Kassel. Der Vortrag ist
kostenlos.

Termin: Dienstag, 4. September, 19 bis 20 Uhr im Naturkundemuseum

Alle Angebote können bequem unter www.naturkundemuseum-kassel.de
durchgestöbert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 21. Juni 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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INFOPOOL / TIERE / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/231: Kassel - "Lichtverschmutzung und ihre Auswirkungen auf die Tierwelt" am 12.9.2018


 Lichtverschmutzung und ihre Auswirkungen auf die Tierwelt



Vortrag von Gero Jäger, Universität Kassel im Naturkundemuseum. Dass
Motten um das Licht schwirren, ist jedem bekannt. Die ausgiebigen
menschlichen Beleuchtungsquellen haben jedoch weit größere
Auswirkungen. Eine Veranstaltung der Freunde des Naturkundemuseums
e.V. Der Vortrag ist kostenlos.

Termin: Mittwoch, 12. September, 18 bis 19 Uhr im Naturkundemuseum

Alle Angebote können bequem unter www.naturkundemuseum-kassel.de
durchgestöbert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 21. Juni 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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INFOPOOL / TIERE / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/230: Kassel - "Insektenschwund - welchen Anteil daran haben wir daran?" am 12.9.2018


Insektenschwund - welchen Anteil daran haben wir daran? 

Öffentliches Erzählcafé für Senioren am Mittwoch, 12. September, 15
bis 17 Uhr



Insektenforscher beobachten schon seit langem einen Rückgang bezüglich
Menge und Vielfalt in der Insektenwelt. Seit einiger Zeit fällt es nun
auch den Laien auf. Wo liegen die Gründe für diese Verluste und
welchen Anteil daran haben wir als Bürger? Führung durch die
Ausgesummt-Sonderausstellung im Naturkundemuseum im Rahmen des
Seniorenprogramms der Stadt Kassel. Anschließend Erzählcafé mit Kaffee
und Kuchen im Veranstaltungssaal. ine Voranmeldung unter der
Telefonnummer 05 61/7 87-40 66 (dienstags bis sonntags von 10.30 bis
16.30 Uhr) ist erforderlich. Die Kosten betragen fünf Euro.

Alle Angebote können bequem unter www.naturkundemuseum-kassel.de
durchgestöbert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 21. Juni 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





MELDUNG/064: In zu vielen Städten und Gemeinden gibt es keine Biotonne (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 6. Juli
2018

NABU: In zu vielen Städten und Gemeinden gibt es keine Biotonne

Tschimpke: Verwertung von Bioabfall schützt Natur und Klima



Berlin - In Deutschland gibt es immer noch zu wenig Biotonnen. In
jeder fünften Kommune landet Bioabfall nach wie vor meist in der
Restmülltonne. Seit Januar 2015 besteht die gesetzliche Pflicht zur
Getrenntsammlung von Bioabfällen aus Haushalten, d.h. von Küchen- und
Gartenabfällen. 73 von 402 kreisfreien Städten und Landkreisen setzen
diese nach wie vor gar nicht oder nur unzureichend um, so das Ergebnis
einer aktuellen NABU-Untersuchung. Dadurch geht wertvolles Biogut
verloren. Aufbereitete Bioabfälle ersetzen zum Beispiel bei der
Energieerzeugung Kohle und Gas sowie auch Mineraldünger und
torfhaltige Erden.

Bundesweit könnten über vier Millionen Tonnen wertvoller Bioabfälle
pro Jahr zusätzlich über die Biotonne gesammelt werden und damit Strom
und Wärme sowie hochwertige Erde erzeugt werden. Das würde die aktuell
gesammelte Menge von 4,8 Millionen Tonnen fast verdoppeln und einen
wichtigen Beitrag zum Klima- und Naturschutz leisten. "Die
Abfallwirtschaft hat sich viel zu lange auf der Müllverbrennung
ausgeruht und verschenkt hier enorme Möglichkeiten zum Klimaschutz.
Wir brauchen deutschlandweit ein Holsystem, mit dem Bioabfall in einer
separaten Mülltonne bei den Bürgerinnen und Bürgern abgeholt wird",
sagt NABU-Präsident Olaf Tschimpke.

Auf der einen Seite gibt es vorbildliche Kommunen mit einer
flächendeckenden Erfassung und hochwertigen Verwertung der Bioabfälle.
Auf der anderen Seite missachten weiterhin 24 Kreise die gesetzliche
Verpflichtung gänzlich und haben bislang keinerlei Getrenntsammlung
eingeführt. Teilweise werden Bioabfälle auch statt mit einer
haushaltsnahen Biotonne in einem sogenannten Bringsystem erfasst, bei
dem die Bürgerinnen und Bürger ihre Bioabfälle zu einer zentralen
Sammelstelle transportieren müssen. "Das ist fern von jeder Praxis und
macht es unmöglich, energiereiche Küchenabfälle aus den Haushalten zu
erfassen, deren Vergärung die größten Klimaschutzpotenziale
verspricht", so Tschimpke weiter.

Die Erhebung des NABU zeigt außerdem, dass zahlreiche Kreise die
Biotonne lediglich auf freiwilliger Basis eingeführt haben.
Bürgerinnen und Bürger müssen die Tonne beim öffentlich-rechtlichen
Entsorger bestellen, oftmals ohne finanziell davon zu profitieren.
Während bundesweit im Schnitt jährlich 59 Kilogramm Küchen- und
Gartenabfälle pro Einwohner über die Biotonne gesammelt werden, sind
dies in Kreisen mit freiwilliger Biotonne - insbesondere im Ruhrgebiet
- oftmals weniger als zehn Kilogramm pro Einwohner. "Eine Pflichttonne
in Kombination mit einem auf Abfallvermeidung ausgerichteten
Gebührensystem ist eine Grundvoraussetzung für hohe Sammelmengen und
hochwertiges Recycling", so NABU-Abfallexperte Benjamin Bongardt.
Landkreise wie der Hohenlohekreis, Cochem-Zell und die Südwestpfalz
würden zeigen, dass nach Einführung der Biotonne bereits in kurzer
Zeit Sammelmengen von über 80 Kilogramm pro Einwohner erzielt werden
könnten. Im Optimalfall werde die Bioabfallsammlung über die Gebühren
der Restmülltonne quersubventioniert. Generell gelte, dass Haushalte
mit geringem Abfallaufkommen durch niedrigere Gebühren und das Angebot
kleinerer Tonnen belohnt werden sollten, so Bongardt weiter.

Aus NABU-Sicht müssen Bioabfälle künftig möglichst vollständig
wiederverwertet werden. Städte und Landkreise müssen ihrer Pflicht
endlich nachkommen und die verpflichtende, kostenlose Biotonne
einführen. Wenn dies nicht endlich umgesetzt wird, müssen die
Bundesländer als zuständige Vollzugsbehörden entsprechende Anordnungen
androhen und aussprechen. Auch haben die öffentlich-rechtlichen
Entsorger die Bürgerinnen und Bürger umfassend zur Mülltrennung
aufzuklären, damit wertvolles Biogut nicht im Restmüll landet. Um das
ökologische Potential des gesammelten Bioabfalls anschließend voll
auszuschöpfen, bedarf es hochwertiger Vergärungs- und
Kompostierungsanlagen. Hier sind in Deutschland Investitionen in neue
Anlagen nötig, die sich mittelfristig auch rechnen.




Mehr Infos:

Übersichtskarte zur Bioabfallsammlung in Kommunen:

www.nabu.de/biotonne

Online-Suche für lokale Abfallberatungen:

www.nabu.de/abfallberatung

Aktion Biotonne Deutschland:

www.aktion-biotonne-deutschland.de
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EUROPA/531: Rat der EU - Servus Österreich, tschao Bulgarien (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 02.07.2018 / Politik & Recht

Rat der EU: Servus Österreich, tschao Bulgarien



Am Sonntag hat Österreich den Vorsitz der EU-Ratspräsidentschaft von
Bulgarien übernommen. Das Europäische Umweltbüro (EEB), BirdLife
Europe und Seas at Risk gegen dem Alpenland zehn Prüfsteine auf den
Weg.

Die "To-Do-Liste" für Österreich umfasst die folgenden zehn
Schwerpunkte:

1. Ambitionierten Klimaschutz am 1,5-Grad-Ziel orientieren: Dazu zählt
eine ehrgeizigere Klimaschutzdiplomatie auf der COP24, eine neue
Langzeit-Strategie 2050, die das Klimaabkommen von Paris angemessen
widerspiegelt, sowie schärfere Vorgaben für den CO2-Ausstoß von Pkws,
leichten und schweren Nutzfahrzeugen.

2. Artenverlust aufhalten

3. Lebens- und Futtermittelsysteme über Reform der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) transformieren: Insbesondere müssen die Umwelt- und
Klimaschutzmaßnahmen in der GAP gestärkt und umweltschädlichen
Subventionen unterlassen werden. Auch regen die Umweltverbände eine
Dialogplattform an.

4. Mehrjähriger Finanzrahmen (MFR) 2021-2027: Die österreichische
Ratspräsidentschaft müsse sich dafür einsetzen, dass deutlich mehr
Geld als bisher geplant für Nachhaltigkeit, Klima-, Umwelt- und
Naturschutz bereitgestellt wird.

5. Luftverschmutzung verringern

6. Sauberes Wasser: Dazu gehören der Fitness-Check der
Wasserrahmen-Richtlinie (WRRL) sowie ehrgeizige Ratspositionen zur
Trinkwasser-Richtlinie und zur Abwasser-Richtlinie

7. Schutz vor gefährlichen Chemikalien

8. Innovative, ressourceneffiziente Kreislaufwirtschaft

9. Demokratisches Regieren, Rechtstaatlichkeit und Umweltrecht stärken

10. UN-Nachhaltigkeitsziele als Treiber für die Zukunft der EU

Mit Klick auf den Hyperlink können Sie die zehn Prüfsteine von EEB,
BirdLife und Seas At Risk in aller Ausführlichkeit nachlesen.[1]

Die Umweltverbände bewerteten zudem Bulgarien, das in der ersten
Jahreshälfte 2018 den Rat leitete. Das EU-Land erhielt von den
Umweltverbänden gute Noten bei Kreislaufwirtschaft, Chemikalien und
Energie. Die Triloge zur Erneuerbare-Energien-Richtlinie,
Energieeffizienz-Richtlinie und Governance-Verordnung wurden
erfolgreich abgeschlossen. Die Schlussfolgerungen des Rates, die die
Plastikstrategie, Strategie zu Einwegplastik und zu wiederverwendbaren
und recycelbaren Verpackungen unterstützen, seien positiv.

Schlechte Noten handelte sich Bulgarien bei der Aarhus-Konvention,
Biodiversität, Nachhaltigkeit und Luftverschmutzung ein. So habe das
Land mit Blick auf Luftqualitätsstandards für Verbrennungsanlagen
seine Klage gegen strengere Quecksilber-Grenzwerte vor dem EuGH nicht
zurückgezogen. Dem Schutz von Ökosystemen und Biodiversität sei kein
angemessener Stellenwert eingeräumt worden. Bei der Aarhus-Konvention
ergebe sich ein gemischtes Bild: Immerhin entschied der Rat, dass die
EU-Kommission eine Studie über die Umsetzung der Konvention anfertigen
soll. Doch fehlt der Entscheidung die Schärfe. Darüber hinaus
behandelte Bulgarien die Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige
Entwicklung nachrangig.

Hier finden Sie die Beurteilung der bulgarischen Ratspräsidentschaft
durch EEB, BirdLife und Seas at Risk.[2] [aw]




Website der österreichischen Ratspräsidentschaft

https://www.eu2018.at/

Programm der österreichischen Ratspräsidentschaft

https://www.eu2018.at/de/agenda-priorities/programme.html

[1] http://eeb.org/eeb-sets-austria-ten-green-tests-to-improve-europes-environment/

[2] http://eeb.org/eeb-sets-austria-ten-green-tests-to-improve-europes-environment-2/
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EUROPA/530: EU-Gipfel ohne grüne Themen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 29.06.2018 / Politik & Recht

EU-Gipfel ohne grüne Themen



Der Europäische Rat hat die Vorschläge der EU-Kommission zum nächsten
mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 'zur Kenntnis genommen'. Klima-,
Umwelt-, Naturschutz sowie die UN-Nachhaltigkeitsziele spielten auf
dem Gipfel am Donnerstag und Freitag keine Rolle.

Stattdessen waren Migration, Sicherheit und Verteidigung,
Arbeitsplätze, Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit, Innovation und
Digitales die beherrschenden Themen.

Außerdem teilten die Staats- und Regierungschefs der
EU-Mitgliedstaaten mit, dass die Verhandlungen um den MFR 2021 bis
2027 so schnell wie möglich abgeschlossen werden sollen.

Das Climate Action Network (CAN) Europe warnte, dass es nicht darum
gehen dürfe, schnell einen Deal einzutüten. Enttäuschend sei, dass
kein Wort darüber fiel, den nächsten langfristigen EU-Haushalt in
Einklang mit dem Klimaschutzabkommen von Paris zu bringen. CAN Europe
wiederholte die Forderung, die Klimaquote im MFR auf mindestens 40
Prozent anzuheben. Die EU-Kommission hatte einen Anteil von 25 Prozent
für Klimaschutz vorgeschlagen.

Der Europäische Rat tagt das nächste Mal am 18. und 19. Oktober. [aw]



Schlussfolgerungen des Rates 

http://www.consilium.europa.eu/media/35938/28-euco-final-conclusions-de.pdf

Reaktion CAN Europe

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1632-future-eu-budget-we-need-a-good-rather-than-a-fast-deal
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LÄRM/136: Missachtung der Nachtflugbeschränkungen am Hamburger Flughafen nimmt weiter zu (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 6. Juli 2018

Missachtung der Nachtflugbeschränkungen am Hamburger Flughafen
nimmt weiter zu 

Senat informiert Abgeordnete fehlerhaft



Bei der Auswertung der Flugbewegungen nach 23 Uhr im ersten Halbjahr
2018 musste der BUND feststellen, dass die geltenden Betriebszeiten am
Flughafen Hamburg weiter massiv verletzt werden. Alle Maßnahmen, die
seitens der Wirtschaftsbehörde und des Flughafens zur Eindämmung der
Verspätungen angekündigt wurden, bleiben wirkungslos. Gegenüber dem 1.
Halbjahr 2017 (400 Verspätungen nach 23 Uhr) haben die Starts und
Landungen im gleichen Zeitraum 2018 um fast 50% zugenommen (589
Verspätungen nach 23 Uhr).

"Der Flughafen wird immer unglaubwürdiger, Ankündigung folgt auf
Ankündigung. Jetzt ist angeblich das gesamteuropäische Flugaufkommen
Schuld an der immer weiter zunehmenden Lärmbelastung der Bevölkerung
nach 23 Uhr. Diese Nebelkerzen gehören entlarvt. Am Hamburger
Flughafen muss endlich wirkungsvoll eingegriffen werden", so Martin
Mosel, Sprecher des BUND-Arbeitskreises Luftverkehr.

Als äußerst problematisch kritisiert der BUND Hamburg außerdem die
jüngste Informationspolitik des Senats gegenüber den Abgeordneten des
Umweltausschusses. Auf der Anhörung des Senates zur BUND-Volkspetition
für eine konsequente Nachtruhe am 24.05.2018 hatten Senatsvertreter
die Auskunft erteilt (Wortprotokoll 21/37), eine entsprechende
Änderung der Betriebsgenehmigung auf 22 Uhr sei nicht möglich. Dies
ist nachgewiesenermaßen falsch. Eine Änderung des geltenden
Planfeststellungsbeschlusses wäre jederzeit herbei zu führen. Der BUND
Hamburg hat seine juristische Prüfung an die Vorsitzende des
Umweltausschusses, Birgit Stöver (CDU) und die Fraktionschefs Dirk
Kienscherf (SPD) und Anjes Tjarks (Grüne) zur Befassung
weitergeleitet.

"Der Senat hat die Abgeordneten an einer entscheidenden Stelle
fehlerhaft informiert. So darf eine Regierung nicht mit einer
Volkspetition umgehen. Die berechtigten Interessen der zigtausend
Fluglärmgeschädigten dürfen nicht lapidar abgebügelt werden. Wir
erwarten eine umfassende Korrektur der Senats-Informationen an die
Hamburgische Bürgerschaft, damit das Parlament aufgrund von Fakten
nach der Sommerpause über unsere Volkspetition entscheiden kann",
fordert Manfred Braasch, Landesgeschäftsführer des BUND Hamburg.

Der BUND Hamburg tritt für ein konsequentes Nachtflugverbot ab 22 Uhr
am Hamburger Flughafen ein und fordert die Bürgerschaft auf, in diesem
Sinne über die Fluglärm-Volkspetition des BUND zu entscheiden. Nach
mehrfacher Verschiebung soll der zuständige Umweltausschuss eine
Empfehlung nach der Sommerpause an die Bürgerschaft abgeben.

 * 
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MELDUNG/460: Naturbewusstseinsstudie - Deutsche wollen besseren Meeresschutz und keine Genpflanzen (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:

 Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesamt für Naturschutz
- Berlin, 6. Juli 2018

Naturbewusstseinsstudie: 

Deutsche wollen besseren Meeresschutz und keine Genpflanzen

Umfrage: Plastikmüll im Meer wird als Bedrohung gesehen, große
Unterstützung für Meeresschutzgebiete



Eine große Mehrheit der Deutschen sieht die Vermüllung der Meere durch
Plastik als Gefahr für den Naturschutz und unterstützt die Einrichtung
von Meeresschutzgebieten. Die große Mehrheit der mehr als 2.000
Befragten der aktuellen Naturbewusstseinsstudie wünscht sich auch
strengere Regeln und Gesetze, damit die Fischerei mehr für den Schutz
der Meeresumwelt tut. Verbraucherinnen und Verbraucher wollen sich
zudem darauf verlassen können, dass der Handel keine Produkte von
bedrohten Fischarten anbietet. Ein Großteil der Bevölkerung spricht
sich außerdem für eine Kennzeichnungspflicht von tierischen Produkten
aus, die mit gentechnisch manipulierter Nahrung gefüttert wurden. Das
sind einige Ergebnisse der alle zwei Jahre erscheinenden
Naturbewusstseinsstudie, die Bundesumweltministerin Svenja Schulze und
Beate Jessel, Präsidentin des Bundesamts für Naturschutz, heute in
Berlin vorgestellt haben.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Im Kampf gegen den Plastikmüll
in unseren Meeren unterstützt uns fast die gesamte Bevölkerung. Die
Vermüllung gefährdet Ökosysteme auf dem ganzen Planeten. Wir müssen
daher weltweit überflüssiges Plastik vermeiden und den Rest im
Kreislauf halten und recyceln. Eine große Mehrheit der Befragten
unterstützt zudem Meeresschutzgebiete und strengere Regelungen für die
Fischerei zum Schutz der Natur. Auch die Bedenken der Bürgerinnen und
Bürger gegenüber der Gentechnik nehme ich sehr ernst. Wir brauchen
endlich bundesweit einheitliche Regelungen, um den Anbau von
Genpflanzen zu verbieten."

BfN-Präsidentin Beate Jessel: "Die Bevölkerung in Deutschland gibt uns
starke Signale, dass wir uns für den Schutz und die nachhaltige
Nutzung der Meere einsetzen sollen: Neun von zehn Befragten
befürworten die Einrichtung von Naturschutzgebieten in Nord- und
Ostsee. Wir brauchen derart geschützte Gebiete, in denen Tiere und
Pflanzen möglichst ungestört leben können. Die Menschen wissen auch um
die Gefährdung dieser Lebensräume durch Abfälle und
Schadstoffeinträge. Die Schädigung von Arten und Lebensräumen in den
Meeren durch die Fischerei ist ebenfalls sehr stark in ihrem
Bewusstsein verankert. Damit besteht in der Bevölkerung Deutschlands
ein großer Rückhalt für stringentere Regelungen hin zu einer
nachhaltigen Fischerei."

Zum ersten Mal wurde in der Naturbewusstseinsstudie auch die
Einstellung der Deutschen zum Meeresnaturschutz detailliert abgefragt.
Die Auswertung zeigt, dass der Bevölkerung der Schutz und die
nachhaltige Nutzung der Meere ein großes Anliegen ist. So befürwortet
eine überwältigende Mehrheit von 94 Prozent der Befragten
Naturschutzgebiete in Nord- und Ostsee, 53 Prozent halten solche
Gebiete sogar für "sehr wichtig". Zudem sprechen sich 83 Prozent der
Befragten für strengere Regeln und Gesetze aus, damit die Fischerei
mehr für den Naturschutz tut, selbst wenn dadurch die Fischpreise
steigen. 92 Prozent der Befragten möchten sich darauf verlassen
können, dass der Handel keine Fischprodukte von bedrohten Arten
anbietet, 90 Prozent befürworten die Kennzeichnung von Fischprodukten
aus naturschonender Fischerei. Unter den wahrgenommenen
Gefährdungsursachen steht Plastikmüll an erster Stelle, 78 Prozent
sehen darin ein "sehr großes Problem". Erdölverschmutzung (71 Prozent)
und radioaktive Abfälle (66 Prozent) folgen dicht darauf.

Gegenüber dem Einsatz von Gentechnik in der Landwirtschaft vertritt
eine große Mehrheit der Bevölkerung in Deutschland eine skeptische
Position: So sprechen sich 79 Prozent der Befragten für ein Verbot von
Gentechnik in der Landwirtschaft aus. 93 Prozent sind der Meinung,
dass mögliche Auswirkungen auf die Natur immer untersucht werden
sollten, wenn Pflanzen gezielt gentechnisch verändert werden. Ebenso
sprechen sich 93 Prozent der Befragten dafür aus, Lebensmittel von
Tieren, die mit gentechnisch veränderter Nahrung gefüttert werden, im
Handel zu kennzeichnen.

Der aktuellen, mittlerweile fünften Naturbewusstseinsstudie liegt eine
bundesweite Befragung zugrunde, die zum Jahresende 2017 durchgeführt
wurde. Insgesamt 2.065 zufällig ausgewählte Personen aus der
deutschsprachigen Wohnbevölkerung im Alter ab 18 Jahren nahmen an der
Studie teil. Die Naturbewusstseinsstudie erfasst die
gesellschaftlichen Einstellungen zur Natur und biologischen Vielfalt
in Deutschland. Sie stellt aktuelle und empirisch abgesicherte Daten
bereit, die für die Naturschutzpolitik, den öffentlichen Diskurs und
die Bildungsarbeit wertvolle Grundlagen sind. Die
Naturbewusstseinsstudien werden im Auftrag des
Bundesumweltministeriums und des Bundesamtes für Naturschutz seit 2009
alle zwei Jahre veröffentlicht.

Die Naturbewusstseinsstudie 2017 sowie ein Informationspapier mit
wesentlichen Aussagen der Studie steht zum Download unter:

https://www.bmu.de/PU496
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RECHT/271: Energetische Sanierung - Die wichtigsten Gesetzesänderungen 2018 (Zukunft Altbau)


Zukunft Altbau - Stuttgart, 5. Juli 2018

Energetische Sanierung: Die wichtigsten Gesetzesänderungen 2018


Worauf Hauseigentümer in diesem Jahr achten sollten

Energieberater helfen bei allen Neuregelungen zu Fördermitteln und
Energieausweisen.



Auch in diesem Jahr müssen Hauseigentümer gesetzliche Änderungen
beachten. So haben am 1. Juli 2018 die ersten Pflicht-Energieausweise
für Altbauten ihre Gültigkeit verloren. Beim Umstieg auf erneuerbare
Energien gelten bereits seit Jahresbeginn neue Regelungen: Wer
staatliche Fördermittel für seine Ökoheizung in Anspruch nehmen will,
muss die Antragstellung noch vor Erwerb der Heizung abwickeln. Die
Förderhöhe bleibt gleich. Bei der Förderung von Solarstromspeichern
gibt es dagegen seit Januar weniger Zuschuss. Darauf weist Zukunft
Altbau hin, das vom Umweltministerium Baden-Württemberg geförderte
Informationsprogramm. "Gerade bei der Förderung lohnt es sich,
Bescheid zu wissen", sagt Frank Hettler von Zukunft Altbau. "So sparen
Hauseigentümer bares Geld." Detaillierte Auskunft zu allen Änderungen
geben Gebäudeenergieberater vor Ort.

Neutrale Informationen gibt es auch kostenfrei über das
Beratungstelefon von Zukunft Altbau unter 08000 12 33 33 oder unter
www.zukunftaltbau.de

Nicht sanierte Wohnhäuser verbrauchen hierzulande im Schnitt 150 bis
250 Kilowattstunden Endenergie pro Quadratmeter und Jahr. Das ist
nicht nur klimaschädlich und kostet Hauseigentümer viel Geld. Undichte
Fenster und kalte Wände vermindern außerdem den Wohnkomfort. Bei der
Wahl der richtigen Sanierungsmöglichkeiten für das eigene Gebäude
helfen qualifizierte Energieberater. Sie wissen auch, welche
Neuerungen rund um den energetischen Zustand von Gebäuden es zu
beachten gilt.

Neuregelungen zu Förderanträgen

Wollen Eigentümer die Wärmeversorgung ihres Gebäudes auf erneuerbare
Energien umstellen, können sie auch in diesem Jahr Förderzuschüsse des
Bundes erhalten. Bei der Antragstellung für Ökoheizungen gilt
allerdings seit diesem Jahr eine neue Frist. So müssen Hauseigentümer
bereits vor dem Kauf ihrer Erneuerbaren-Energien-Heizung den
Förderantrag beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA)
einreichen. Bisher reichte es aus, die Fördermittel innerhalb von neun
Monaten nach dem Kauf der neuen Heizung zu beantragen. Dr. Klaus
Keßler von der KliBA Klimaschutz- und Energie-Beratungsagentur
Heidelberg-Rhein-Neckar-Kreis rät deshalb Interessenten von
Pelletheizungen, Solarthermieanlagen oder Wärmepumpen dazu, sich
bereits vor dem Kauf mit dem Förderantrag zu befassen. "Die
BAFA-Anträge zu stellen, lohnt sich in jedem Fall. Die Höhe der
Fördergelder hat sich nicht geändert", so Keßler.

Finanzielle Fördermittel vom Bund gibt es auch beim Kauf von
Solarstromspeichern. Eigentümer kleinerer und mittlerer Solaranlagen
können beim Erwerb eines entsprechenden Stromspeichers die
zinsverbilligten Kredite der staatlichen KfW Bankengruppe in Anspruch
nehmen. Das Förderprogramm läuft jedoch Ende des Jahres aus. Bis dahin
können Privatpersonen und Unternehmen den Kredit mit einem
zehnprozentigen Tilgungszuschuss beantragen. Der Zuschuss sank um drei
Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Interessierte sollten sich bei der
Antragstellung beeilen. Nach Angaben des Bundeswirtschaftsministeriums
ist die Nachfrage meist hoch, die Fördermittel jedoch begrenzt.
Alternativ gibt es Förderprogramme der Länder (siehe Infokasten).

Erste Pflicht-Energieausweise laufen ab

2018 ist auch das Jahr, in dem die ersten Pflicht-Energieausweise ihre
Gültigkeit verloren haben. Hauseigentümer sollten daher prüfen, ob sie
noch in diesem Jahr einen neuen Ausweis beantragen müssen. Betroffen
sind alle vor 1966 gebauten Häuser, die neu vermietet, verkauft oder
verpachtet werden. Sie benötigen seit Juli 2008 einen Energieausweis
mit zehnjähriger Laufzeit. Seit 1. Juli 2018 müssen die ersten
obligatorischen Ausweise also erneuert werden. Für Hauseigentümer, die
ihre Immobilie selbst nutzen, sind die Ausweise nicht verpflichtend.
Steht jedoch ein Nutzerwechsel bevor, muss neuen Miet- oder
Kaufinteressenten bereits bei der Besichtigung ein Energieausweis
vorgelegt werden.

Energieausweise für Gebäude, die nach 1966 errichtet wurden, verfallen
ab nächstem Jahr Schritt für Schritt. "Wann und wo ein neuer Ausweis
beantragt werden muss, beantworten qualifizierte Energieberater", sagt
Frank Hettler von Zukunft Altbau. "Sie beraten Hauseigentümer auch bei
der Wahl des richtigen Ausweises und klären über noch kommende
Änderungen auf."




Solarstromspeicher: Welche Bundesländer fördern?





Baden-Württemberg



Seit 1. März 2018 fördert das Land Baden-Württemberg
 Solarstromspeicher. Wer im Südwesten künftig eine Photovoltaikanlage
 mit einem netzdienlichen Speicher errichtet, erhält für die Batterie
 einen Zuschuss von bis zu 30 Prozent der Nettoinvestitionskosten.
 Pro Vorhaben sind 7.500 Euro Förderung möglich, mindestens jedoch
 600 Euro. Das Programm in Anspruch nehmen können sowohl
 Privatpersonen als auch Kommunen und Unternehmen. Der ab 2019
 sinkende Landeszuschuss kann mit der Bundesförderung kumuliert
 werden - eine höhere Förderung ist damit möglich.



Länder mit weiteren Förderprogrammen:



Bayern, Nordrhein-Westfalen, Saarland, Sachsen, Thüringen. Mehr
 Infos unter [1] www.energie-experten.org/erneuerbare-energien/photovoltaik/stromspeicher/foerderung.html#c16728





Zukunft Altbau informiert Wohnungs- und Gebäudeeigentümer neutral
über den Nutzen einer energetischen Sanierung und wirbt dabei für
qualifizierte Gebäudeenergieberater. Das vom Ministerium für Umwelt,
Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg geförderte
Informationsprogramm berät gewerkeneutral, fachübergreifend und
kostenlos. Baufachleute finden bei ihm Weiterbildungsangebote,
Kontaktmöglichkeiten mit Kollegen und Informationen für ihre Kunden.
Zukunft Altbau hat seinen Sitz in Stuttgart und wird von der
Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg (KEA) umgesetzt.




weitere Informationen

https://energie.themendesk.net/

[1] www.energie-experten.org/erneuerbare-
energien/photovoltaik/stromspeicher/foerderung.html#c16728

 * 

Quelle:

Presseinformation 20/2018, 05.07.2018

Zukunft Altbau, Gutenbergstraße 76, 70176 Stuttgar,

Tel. +49 711 489825-13, Fax +49 711 489825-20

Internet: www.zukunftaltbau.de

weitergeleitet durch:

Solar Consulting GmbH

Agentur für nachhaltige Kommunikation

Emmy-Noether-Straße 2, 79110 Freiburg

Tel.: 0761/38 09 68-0, Fax: 0761/38 09 68-11

Internet: www.solar-consulting.de
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ATOM/1358: Schweizerische Atomaufsicht will 100-fach höhere Strahlenbelastung zulassen (Strahlentelex)


Strahlentelex mit ElektrosmogReport 

Unabhängiger Informationsdienst zu Radioaktivität, Strahlung und
Gesundheit


Nr. 752-753 / 32. Jahrgang, 3. Mai 2018 - ISSN 0931-4288

Strahlenschutz

Die schweizerische Atomaufsicht will eine 100-fach höhere
Strahlenbelastung zulassen

von Thomas Dersee



Gerichtliche Überprüfung soll unterlaufen werden

Der schweizerische Bundesrat will seine Verordnungen zur
AKW-Sicherheit in der Schweiz revidieren, um die Betreiberin des AKW
Beznau Axpo und die Atomaufsicht ENSI vor einer möglichen Niederlage
vor Gericht zu bewahren. Darauf machen Greenpeace Schweiz, PSR/IPPNW
Schweiz, die Schweizerische Energie-Stiftung u.a. aufmerksam. Zu
diesem Zweck weiche der Bundesrat den geltenden Strahlenschutz massiv
auf und erhöhe damit das nukleare Risiko für die Bevölkerung. Die
Organisationen fordern den Bundesrat in ihren Stellungnahmen auf, auf
die Revision zu verzichten und die gerichtliche Überprüfung der
Atomaufsicht nicht zu unterlaufen.

Seit 2015 führen Anwohner und Umweltorganisationen ein
Gerichtsverfahren gegen die schweizerische Atomaufsicht ENSI und die
Beznau-Betreiberin Axpo. Der Vorwurf: Das ENSI wende die
Sicherheitsbestimmungen für Erdbeben im AKW Beznau falsch an. Die vom
Bundesrat eingeleitete Verordnungsrevision übernehme nun exakt den
Standpunkt des ENSI vor dem Bundesverwaltungsgericht und unterlaufe
damit die gerichtliche Überprüfung.

Die Umweltorganisationen lehnen die Revision der
Kernenergieverordnung, der Gefährdungsannahmenverordnung und der
Ausserbetriebnahmeverordnung ab. Ihre Kritik bezieht sich dabei
speziell auf die Störfallanalyse und die vorläufige
Ausserbetriebnahme. Die Revision führe zu geringeren
Sicherheitsanforderungen an die Schweizer Atomkraftwerke. Die
vorgeschlagenen neuen Anforderungen könnten von den Reaktoren noch
jahrzehntelang eingehalten werden, ohne daß nennenswerte Investitionen
in die Sicherheit getätigt werden müssten. Diese faktische
Laufzeitverlängerung stehe im Widerspruch zur von der Bevölkerung
breit getragenen schweizerischen Energiestrategie 2050 und dem
Grundsatz "Weiterbetrieb solange sicher", der in der Schweiz für die
nukleare Sicherheit gilt. Die Revision sei zudem rechtsstaatlich
fragwürdig, weil sie in ein beim Bundesverwaltungsgericht anhängiges
Verfahren eingreift. Der Bundesrat insinuiere, die heutige Rechtslage
sei unklar, wobei dies genau der Streitpunkt im Verfahren ist. Der
Bundesrat ergreife damit ohne sachlichen Grund einseitig Partei für
die Interessen der AKW-Betreiber und schwäche zu diesem Zweck den
Bevölkerungsschutz vor nuklearen Risiken massiv ab.

Dazu unterbinde er eine wirksame gerichtliche Kontrolle der
Atomaufsicht, die vom Bundesgericht für die Erfüllung der
grundrechtlichen Schutzaufträge als zentral beurteilt wurde. Die
Revision schränke den Anwendungsbereich der sogenannten
Ausserbetriebnahmekriterien im Kernenergierecht drastisch ein. Damit
werde ein zentrales Element der nuklearen Sicherheit, das bezeichnet,
wann ein AKW nicht mehr sicher ist und außer Betrieb genommen werden
muss, ausgehöhlt.

Die Revision erhöhe auch die zulässige radioaktive Dosis bei häufigen
und seltenen Störfällen um den Faktor 100 und setze damit die
Bevölkerung unzumutbaren Strahlenrisiken aus: Der bisherige Grenzwert
für eine vorläufige Außerbetriebnahme des AKW soll von aktuell 1 mSv
auf 100 mSv erhöht werden. Das bedeutet, dass die Schweizer Grenzwerte
im Störfall eine Bestrahlung der Bevölkerung mit bis zu 100 mSv
zulassen dürfen, ohne dass das havarierte AKW abgeschaltet werden
muss, obwohl die Bevölkerung bisher bereits bei 20 Millisievert pro
Jahr evakuiert werden müsste.

Die Revision schränke zudem den Anwendungsbereich der
Ausserbetriebnahmekriterien auf ein Versagen der Kernkühlung ein.
Damit werden zentrale Lehren aus dem GAU von Fukushima missachtet und
entsprechende Bestimmungen aus den heutigen Verordnungen entfernt. Und
die Revision erlaube den AKW-Betreibern, die Auswirkungen von sehr
seltenen Naturereignissen nicht mehr zu überprüfen.


Die detaillierten Stellungnahmen der Umweltorganisationen sind
zu finden unter

https://www.greenpeace.ch/wp-content/uploads/2016/06/180413_Stellungnahme-Teilrevision-KEV_Greenpeace_unterz_.pdf

bzw.

https://www.energiestiftung.ch/files/energiestiftung/publikationen/pdf/20180411_SES_Stellungnahme_KEV.pdf



Der Artikel ist auf der Website des Strahlentelex zu finden unter


www.strahlentelex.de/Stx_18_752-753_S06.pdf

 * 

Quelle:

Strahlentelex mit ElektrosmogReport, Mai 2018, Seite 6

Herausgeber und Verlag:

Thomas Dersee, Strahlentelex

Waldstr. 49, 15566 Schöneiche bei Berlin

Tel.: 030/435 28 40, Fax: 030/64 32 91 67

E-Mail: Strahlentelex@t-online.de

Internet: www.strahlentelex.de
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VERPACKUNG/277: Plastiktüten - EU-Mitgliedstaaten tun zu wenig (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 05.07.2018 / Abfall

Plastiktüten: Mitgliedstaaten tun zu wenig



Bis Ende 2019 müssen die EU-Länder den Verbrauch von Plastiktüten
reduzieren. Viele Regierungen bleiben mit ihren bisherigen Maßnahmen
jedoch hinter den Erwartungen zurück, wie die Surfrider Foundation und
Zero Waste Europe am Dienstag feststellten.

In ihrem Bericht über die Umsetzung der EU-Richtlinie zur Reduzierung
von Plastiktüten ziehen die Organisationen ein ernüchterndes Fazit:
Anstatt Einweg-Plastiktüten rundheraus zu verbieten, haben sich die
meisten Länder entweder für freiwillige Vereinbarungen mit den
Einzelhändlern oder für eine Abgabe auf leichte Plastiktüten
entschieden, die in einigen Ländern erst im nächsten Jahr in Kraft
treten wird. In vielen Ländern sei zudem die Gebühr oft zu niedrig
oder auf zu wenige Einzelhändler beschränkt, um den Wandel wirklich
voranzutreiben. Auch mangelnde Kontrollen behindern die Umsetzung der
Richtlinie. Bisher haben nur Frankreich, Italien und Rumänien ein
Verbot von Einwegplastiktüten umgesetzt.

"Während die EU auf regionaler und internationaler Ebene ihre Rolle
als Vorreiterin bei der Bekämpfung von Plastikverschmutzung stärken
wolle und bereits Maßnahmen in dieser Richtung ergriffen habe, hindern
die 28 EU-Mitgliedstaaten sie daran, dieses Thema umzusetzen",
kritisieren die Ersteller*innen des Berichts.

Die EU-Richtlinie trat 2015 in Kraft (siehe EU-Umweltnews vom
03.03.2015 [1]) und musste bis Ende November 2016 von den
Mitgliedstaaten in nationales Recht umgesetzt werden. Das Gesetz sieht
vor, dass bis Dezember 2019 jährlich höchstens 90 Tüten pro Kopf
verbraucht werden, bis Ende 2025 muss der Verbrauch auf 40 Tüten
sinken. [km]



Bericht Surfrider Foundation Europe und Zero Waste Europe

https://www.surfrider.eu/wp-content/uploads/2018/07/still_finding_excuses_web.pdf

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2015-abfall/plastiktuetengesetz-eingetuetet/

 * 

Quelle:

EU-News, 05.07.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin
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FISCHEREI/178: Nordsee-Kabeljau in schlechtem Zustand (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 5. Juli 2018

Nordsee-Kabeljau in schlechtem Zustand - Deutsche Umwelthilfe und Our
Fish fordern nachhaltige Fangquoten für 2019

Internationaler Rat für Meeresforschung (ICES) veröffentlicht neue
Fangempfehlung für die Nordsee - ICES-Wissenschaftler empfehlen für
2019 eine Reduzierung der Kabeljauquoten um 47 Prozent, damit sich der
Bestand erholen kann - DUH und Our Fish fordern
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner auf, die
wissenschaftlichen Empfehlungen im EU-Ministerrat durchzusetzen



Berlin, 5.7.2018: Die Bestände des Nordsee-Kabeljaus erholen sich
nicht ausreichend, um nachhaltige Größen zu erreichen. Dies geht aus
dem aktuellen Bericht des Internationalen Rats für Meeresforschung
(ICES) hervor. Die Empfehlung des ICES lautet, die Kabeljau-Fangquoten
für 2019 um 47 Prozent im Vergleich zu 2018 zu senken, das heißt auf
maximal 22 000 Tonnen. Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) und die
Initiative Our Fish fordern Bundeslandwirtschaftsministerin Julia
Klöckner auf, sich im EU-Ministerrat für die empfohlene Fangmenge des
ICES auszusprechen und sich für Kontrollen des Rückwurfverbots
einzusetzen. Die Anlandeverpflichtung trägt dazu bei, das Ziel, die
Überfischung in den EU-Gewässern bis spätestens 2020 zu beenden, zu
erreichen.

Die Kabeljaubestände haben sich seit dem historischen Tiefstand im
Jahr 2006 zwar leicht erholt, doch dieses Wachstum setzt sich nicht
fort, da der Nachwuchs in der Nordsee zu gering ist. Obwohl
Bewirtschaftungspläne für Fischarten wie Scholle und Seezunge in der
Nordsee existieren, stehen andere Fischarten, die ungewollt in den
Netzen der Fischer landen, sogenannte Beifangarten, zusätzlich unter
immensem Nutzungsdruck. Auch davon ist der Kabeljau betroffen.

Europäische Fischereibetreiber setzen immer noch nichtselektive
Fangmethoden wie Grundschleppnetze ein, die dem Ökosystem schaden. Der
ungewollte Beifang wird häufig wieder über Bord geworfen. Das
Rückwurfverbot soll die Beifangarten vor den verschwenderischen
Rückwürfen auf See bewahren, doch dafür müssen die gesetzlichen
Vorgaben ausreichend kontrolliert werden - was bisher nicht der Fall
ist.

Schätzungen des ICES ergeben, dass von den Kabeljaufängen in der
Nordsee über 20 Prozent unerwünschter untermaßiger Kabeljau ist. "Wir
können unsere kostbaren Meeresressourcen nicht weiter so verschwenden.
Das Rückwurfverbot sollte dem entgegenwirken - es ist Zeit für eine
effektive Überwachung und Umsetzung", sagt Rebecca Hubbard, Direktorin
der Our Fish-Kampagne. Deutschland müsse handeln, um schnellstmöglich
eine ferngesteuerte elektronische Überwachung zu etablieren, die laut
Experten am besten sicherstellt, dass die geltenden Regeln eingehalten
werden.

Mit der reformierten Gemeinsamen Fischereipolitik (GFP) haben sich
bereits 2014 alle Mitgliedstaaten der EU verpflichtet, die
Überfischung in den EU-Gewässern bis spätestens 2020 zu beenden. Um
dieses Ziel zu erreichen, sollen alle Fischbestände wieder auf ein
gesundes ökologisches Niveau gebracht werden, um den in der GFP
vorgeschriebenen höchstmöglichen Dauerertrag sicherzustellen. Dafür
müssen die wissenschaftlichen Empfehlungen bei den
Fangquotenfestlegungen berücksichtigt werden. Doch in den vergangenen
Jahren war das selten der Fall.

"Die EU-Fischereiminister müssen bei der Festlegung der
Fangbeschränkungen endlich den wissenschaftlichen Gutachten folgen und
einen schnellen Übergang zu selektiveren Fangmethoden schaffen. Nur
auf diese Weise können wir sicherstellen, dass sich alle
Fischbestände, einschließlich der durch Beifang gefährdeten Arten,
wieder erholen und Europa die Überfischung beendet", sagt Sascha
Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH.

Der ICES-Bericht liefert die wissenschaftliche Grundlage für den
Vorschlag der EU-Kommission und die anschließenden Beratungen des
EU-Ministerrates (Agrifish Council) über die zulässigen
Gesamtfangmengen (Total Allowable Catches -TAC) in der Nordsee. Der
Ministerrat legt die Fangmöglichkeiten für die Nordsee auf seiner
jährlichen Tagung im Dezember fest.

Über Our Fish:

Die Initiative Our Fish will sicherstellen, dass die
EU-Mitgliedstaaten die GFP umsetzen und für nachhaltige Fischbestände
in den europäischen Gewässern sorgen. Die DUH koordiniert diese Arbeit
in Deutschland.

Links:

ICES Webseite: l.duh.de/ices

Bericht: l.duh.de/icesbericht

Mehr über Our Fish: our.fish/de/

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 05.07.2018

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de
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EUROPA/214: Klimaschutz aufs diplomatische Parkett bringen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 03.07.2018 / Klima & Energie

Klimaschutz aufs diplomatische Parkett bringen



Das EU-Parlament hat am Dienstag eine Entschließung zur
Klimaschutzdiplomatie angenommen. Danach solle die Klimapolitik
künftig in alle Bereiche der EU-Außenbeziehungen Eingang finden.

Das Plenum nahm den Bericht der beiden deutschen Berichterstatter Arne
Lietz (S&D, Ausschuss für Auswärtige Angelegenheiten) und Jo Leinen
(S&D, Umweltausschuss) mit deutlicher Mehrheit an.

Die EU-Abgeordneten fordern darin, sowohl die EU-Kommission als auch
den Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) personell und finanziell
besser auszurüsten. Auch verlangen sie eine umfassende EU-Strategie
zur Klimadiplomatie und die Einbeziehung der Klimapolitik in alle
Bereiche der EU-Außenpolitik, einschließlich Handel und
Entwicklungszusammenarbeit.

Die Kommission soll Handelsabkommens mit Drittstaaten an eine Klausel
koppeln, in der sich beide Seiten zur Umsetzung des Pariser
Klimaabkommens verpflichten. So will auch die französische Regierung
auf EU-Ebene durchsetzen.

Das EU-Parlament erklärte seine Bereitschaft, das EU-Klimaziel für
2030 deutlich anzuheben und damit kompatibel zu machen mit den
Vorgaben des Pariser Klimaabkommens.

Außerdem soll die EU intensiver mit Staaten zusammenarbeiten, die
Erdöl exportieren und die für die globale Erderwärmung eine besondere
Rolle spielen. Die Zusammenarbeit soll sich auf CO2-Neutralität und
klimaneutrale Energieexporte konzentrieren.

Ferner soll sich die EU aktiv für sofortige Maßnahmen einsetzen, um
die Treibhausgasemissionen im internationalen Luft- und Seeverkehr zu
verringern.

Zuletzt sollen EU-Mitgliedstaaten die Umsetzung der Pariser Klimaziele
zum Thema in der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa OSZE machen.

Die Umwelt- und Entwicklungsorganisation Germanwatch begrüßte die
Entschließung. Denn sie sei 'ein großer Schritt zu einer
wirkungsvollen Klimaaußenpolitik.' Germanwatch ruft
'Bundesregierung und Europäische Kommission dazu auf, die Forderungen
der Parlamentarier zügig umzusetzen.'

Die Entschließung ist rechtlich nicht bindend. [aw]



Entschließung in Kürze unter Angenommene Texte

http://www.europarl.europa.eu/plenary/de/texts-adopted.html

Reaktion Germanwatch

https://germanwatch.org/de/15631

 * 

Quelle:

EU-News, 03.07.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin
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TOUR/526: Abenteuer Grünes Band - Jugend-Sommercamp vom 23.-24.7. im Werrabergland (BUND TH)


BUND Landesverband Thüringen e.V. - Pressemitteilung, 6. Juli 2018

Jugend-Sommercamp:

Abenteuer Grünes Band - Vom Todesstreifen zur Lebenslinie im
Werrabergland



Noch keine Idee für die Ferien? Dann erlebt mit uns die einmalige
Natur des Grünen Bandes und erfahrt von seiner Geschichte im
Grenzmuseum Schifflersgrund. Denn wir wollen uns treffen, um gemeinsam
auf Spurensuche zu gehen. Zusammen mit dem ehemaligen Grenzflüchtling
Mario Goldstein sowie der Thüringer Umweltministerin Anja Siegesmund
sprechen wir über Natur und Geschichte am Gründen Band. Neben
interessanten Gesprächen und Begegnungen bieten wir für Jugendliche
von 16 bis 25 Jahren ein abwechslungsreiches Programm mit
verschiedenen Führungen, einer Vogelstimmenwanderung und vielem mehr.
Ausgangspunkt ist der Bahnhof Bad Sooden-Allendorf, von dort starten
wir am 23.07.2018 um 13.40 Uhr mit einer Wanderung durch das Grüne
Band zum Grenzmuseum.

Außer An- und Abreise entstehen keine Kosten. Die Anreise erfolgt
individuell z.B. mit öffentlichen Verkehrsmitteln am 23.07.2018 bis
13.40 Uhr zum Bahnhof Bad Sooden-Allendorf. Die Abreise vom Bahnhof am
24.07.2018 kann ab 14.16 Uhr eingeplant werden.

Das Grüne Band vom Todesstreifen zur Lebenslinie

Der Eiserne Vorhang trennte von 1945 bis 1989 ganz Europa. In seinem
Schatten entwickelte sich ein einzigartiger Rückzugsraum der Natur,
das Grüne Band. Der Grenzstreifen wurde zum Refugium für mehr als
1.200 seltene und gefährdete Pflanzen und Tiere. Der BUND hat seit dem
Fall der Mauer hier eines der größten und bedeutendsten
Naturschutzprojekte geschaffen. Gleichzeitig hat er zum Erhalt einer
Erinnerungslandschaft beigetragen, in der Eltern ihren Kindern und
Großeltern ihren Enkeln ihre Geschichten erzählen können. Seit 2015
setzt sich der BUND Thüringen intensiv dafür ein, dass das Grüne Band
als Nationales Naturmonument ausgewiesen wird.



Das vollständige Programm sowie weitere Informationen und Anmeldung
finden Sie unter:

https://www.bund-thueringen.de/gruenes-bandhttps://www.bund-
thueringen.de/gruenes-band

Anmeldung telefonisch oder per Mail unter:

karin.kowol@bund.net

0361 / 555 03 13

Programm:

https://bit.ly/2MNmotkhttps://bit.ly/2MNmotk

 * 

Quelle:

Presseinformation, 06.07.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Thüringen / Landesgeschäftsstelle

Trommsdorffstr. 5, 99084 Erfurt
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MELDUNG/159: JEFTA - Wasserprivatisierung stoppen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 05.07.2018 / Wirtschaft & Ressourcen

JEFTA: Wasserprivatisierung stoppen



Am Freitag stimmt der Rat der EU über das Freihandelsabkommen zwischen
der EU und Japan (JEFTA) ab.

Schon über 530.000 Menschen in Deutschland haben in dieser Woche einen
Appell der Organisation Campact unterstützt, der sich gegen die
Zustimmung zu JEFTA ausspricht. Denn das Freihandelsabkommen öffnet
die Tür für die Privatisierung der Wasserversorgung.

"Schlechtere Qualität, höhere Preise: darüber klagen Menschen dort, wo
die Wasserversorgung privatisiert wurde", sagt Matthias Flieder von
Campact. "Man darf diese Daseinsvorsorge nicht in die Hände von
Coca-Cola, Nestlé, Veolia oder RWE legen. Wasser muss weiter unter
öffentlicher Kontrolle bleiben." Laut einer repräsentativen Umfrage
sind 93 Prozent der Deutschen dafür, dass die Trinkwasserversorgung in
öffentlicher Hand bleibt. [lr]



Pressemitteilung Campact 

https://www.campact.de/presse/mitteilung/wasser-jefta/appell/pressemitteilung/

Appell

https://www.campact.de/wasser-jefta/

 * 

Quelle:

EU-News, 05.07.2018
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EU-Koordination
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COMIC STRIP/0083: Hartze - Weich' Ei ... (SB)
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FESTE/2523: Mönchengladbach - "Ritterfest Schloss Rheydt" vom 10. bis 12. August


10. bis 12. August: Ritterfest Schloss Rheydt

Mittelalterliches Familienfest mit Ritterturnier, Musik und Spiel



Vom 10. bis 12. August hält das Mittelalter wieder Einzug im Schloss
Rheydt: das beliebte Ritterfest Schloss Rheydt lädt kleine und große
Besucher ein zur faszinierenden Zeitreise ins 15. Jahrhundert. Längst
hat sich das von der Marketing Gesellschaft der Stadt organisierte
historische Familienfest nicht nur am Niederrhein, sondern weit über
die Grenzen der Region hinaus als besondere Attraktion im sommerlichen
Ausflugskalender etabliert.

Wie in den vergangenen Jahren sorgt ein breites Programm mit vielen
Highlights für Unterhaltung der Extraklasse. Im prunkvollen Heerlager
fachsimpeln Ritter über Schwerter und Schilde, werden Schwertkämpfe,
Axtwurf und Bogenschießen gezeigt. Der Mittelalterliche Markt lädt mit
seinem reichen Angebot - vom edlen Geschmeide bis zur warmen Filzweste
- zum Schlendern und Staunen ein; Bäckereyen, Brätereyen und Tavernen
bieten Speis und Trank feil. Die Stunt-Reitergruppe "Die Kaskadeure"
präsentiert Ihnen wieder ein Spannendes Turnier. Auch der Ritter von
Rheydt, ein alter Bekannter, mischt sich ins Geschehen...

Zwischen den Turnierterminen fasziniert der Buhurt, die sportliche
Auseinandersetzung im Schwertkampf 5 gegen 5. Beim Tavernenspiel im
stimmungsvollen Ambiente des von Fackeln beleuchteten Konzerthofs
werden die bekannte Gruppe Gauklerpack mit Jeremias von Krötenstein
und der Narrenkai, der Hofnarr des Mittelalters, mit ihrer Kunst das
Publikum unterhalten und für "allerley Kurzweil" sorgen. Ein
herrlicher Spaß für die ganze Familie! Freunde mittelalterlicher Musik
dürfen sich auf handgemachte Klänge der beliebten Mittelalterbands
Tolstafanz und Fafnir freuen, die nach Art der Spielleute des
Mittelalters auf historischen Instrumenten musizieren.

Für kleine Ritter und Edelfräuleins wird ein buntes Kinderprogramm mit
abenteuerlichem Kinder-Ritterturnier, einer spannenden
Greifvogel-Vorführung und einem handbetriebenen Karussell geboten.
Beim Filzen oder in der Kinderschmiede können die jüngsten Besucher
sich in mittelalterlichem Handwerk versuchen oder mittelalterliches
Puppenspiel erleben. Auf einem kleinen Bauernhof warten Ponys, Gänse,
Schafe und viele andere Tiere auf Streicheleinheiten.

Detailliertes Programm und ausführliche Informationen unter:
www.ritterfest-schloss-rheydt.de (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 29. Juni 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KINO/5704: Wertheim - Burgfilmfest im Burggraben, 17. bis 28. August


Neue und alte Filmhöhepunkte unter freiem Himmel

Burgfilmfest im Burggraben



Wertheim. Das Wertheimer Burgfilmfest geht in die vierte Runde. Es
startet am Donnerstag, 17. August, und endet am 28. August. Im
Burggraben laufen viele Höhepunkte des vergangenen Kinojahres wohl
letztmalig auf der großen Leinwand, Oscar-Gewinner und Geheimtipps,
Dramen und Komödien - auch mit fließenden Übergängen, aufwendige
Großproduktionen und feine Arthaus-Perlen, und auch ein echter
Klassiker für die ganze Familie ist dabei. Filmbeginn ist jeweils um
21 Uhr.

Unterschiedlichste Genres und Themen

Burgmanager Christian Schlager, der das Burgfilmfest ins Leben gerufen
hat und sich auch die Filmauswahl nicht nehmen lässt, ist jeden Abend
vor Ort: "Ich schaue mir auch die Filme, die ich bereits gesehen habe,
nochmals an. Schließlich sind sie aus gutem Grund im Programm
gelandet. Ob "Ladybird" oder "Dunkirk": Das sind großartige Filme. Und
was mir gefällt, kann ich eben auch guten Gewissens mit Enthusiasmus
weiterempfehlen". In diesem Jahr fällt es ihm schwer sich auf die eine
Empfehlung festzulegen, so unterschiedlich sind Genres und Thematik
der Filme. Wenn es denn doch sein muss: "Three Billboards" ist mein
Tipp - eine zwischen ernstem Drama und tiefschwarzer Komödie
balancierende Geschichte mit großartigen Schauspielern um die
unvergleichliche Frances McDormand". Letztere hat hochverdient den
Oscar für die beste weibliche Hauptrolle gewonnen. Sam Rockwell räumte
als bester Nebendarsteller ab.

Mit "Mary Poppins" von 1964 ist auch ein viel-geliebter Klassiker im
Programm. "Bevor Disney zu Weihnachten eine Fortsetzung in die Kinos
bringt, wollten wir das Original zeigen: Einer der schönsten Filme
aller Zeiten" und gleichzeitig der Familienabend beim Burgfilmfest.
Alle Besucher bezahlen an diesem Abend den reduzierten Eintrittspreis
von 6,50 Euro. "Generationen lieben diesen Film" - Eltern zeigen ihn
ihren Kindern. Und Julie Christie verkörpert "Mary Poppins" perfekt.
Ob man die Rechte von Disney dafür bekommen würde, war keineswegs
gewiss. Durchaus zur Überraschung aller Beteiligten hat es geklappt.

Platz für leinwandsprengende Bilder

Auch im "goldenen Zeitalter der Serien" und dem sagenhaften Aufstieg
von Netflix, gilt: Kinoerlebnisse brauchen die große Leinwand und ein
möglichst großes Publikum. An der Leinwand soll es nicht scheitern:
Die ist im Burgraben komfortable acht Meter breit. Leinwandsprengende
Filme sind zuhauf im Programm: Sei es der Oscar-Gewinner "Shape of
Water" - eine märchenhafte Liebesgeschichte mit Thriller-Elementen
zwischen einer stummen Putzfrau und einem Amphibienwesen. Auch
Christopher Nolans meisterhafter Kriegsfilm "Dunkirk" kann man sich im
Couchkino nur schwerlich vorstellen. 1940 umzingelt die Wehrmacht in
Dünkirchen 370.000 Alliierte. Es braucht nichts weniger als ein
Wunder. Regisseur Nolan, einer der größten Verteidiger des Kinos, hat
Dunkirk nicht digital gedreht, sondern auf Super-Panavision-70-mm-
Filmmaterial, ein unüblich gewordenes Großformat, mit dem Klassiker
wie Lawrence von Arabien fotografiert wurden. Der Regisseur von "The
Dark Knight" und "Inception" setzt einmal mehr Maßstäbe:
"Leinwandsprengende Bilder. Nolan setzt auf Spannung statt Gemetzel.

Sommerkino pur

Erst vor kurzem sorgte die Wiedervereinigung der schwedischen Kultband
ABBA für Freude bei den Fans. Passend dazu läuft "Mamma Mia 2" am 18.
August auch beim Burgfilmfest. "Alle Abba-Fans werden den Film lieben.
Das ist Sommerkino par excellence, wie wir es lieben", schwärmt
Schlager Und träumen, darf man im Kino ja auch, beispielsweise von
einer Weltreise. "Weit", am 22. August, ist die Geschichte eines
jungen Paars, das sich auf eine große Reise begibt und zu Dritt
zurückkehrt. Der Film hat sich vom Geheimtipp zum "Programmkino-
Langläufer" gemausert. Genau wie "Lady Bird" am 20. August: Gibt es
nicht genug Filme, die sich mit den Nöten von Jugendlichen an der
Schwelle zum Erwachsenwerden befassen, mag man sich fragen. Nicht,
wenn sie so gut sind, wie dieser und für fünf Oscars nominiert wurde.
"Lady Bird" will weg aus dem öden Sacramento und nach der Highschool
irgendwo an der Ostküste studieren. Während ihre Mutter nun also
versucht, den Dickschädel ihrer Tochter mit pragmatischem Denken zu
impfen, flattert sie los, um erste amouröse Abenteuer zu erleben.

Ein Fußball-Turnier mit Happy End? Für alle Fußballfreunde, die sich
über das frühe Ausscheiden der deutschen Mannschaft ärgern, gibt es
Abhilfe: "Early Man" klärt die nicht unwichtige Frage, wie der Ball in
der Steinzeit zu den Menschen kam. Die umwerfend komische Antwort gibt
der jüngste Knetfiguren-Spaß der Macher von "Shaun" und "Wallace &
Gromit". Schlager: "Kleine und große Film- und Fußballfans dürfen sich
auf das irrwitzigste Fußballspiel seit dem 7:1 gegen Brasilien freuen.
Happy End garantiert."

Karten für die Filme sind ab sofort online bei www.burgfilmfest.de und
in der Buchhandlung Buchheim erhältlich.

Die Filme im Überblick

16. August: Dieses bescheuerte Herz

17. August: Early Man 

18. August: Mamma Mia 2: Here we go again

19. August: Shape of Water

20. August: Ladybird

21. August: Tanz ins Leben

22. August: Weit - Die Geschichte von einem Weg um die Welt

23. August: Three Billboards outside Ebbing, Missouri

24. August: Unsere Erde 2

25. August: Wunder

26. August: Mary Poppins

27. August: Dunkirk

28. August: Liebe bringt alles ins Rollen

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 30. Juni 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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SPIELE/399: Braunschweig - Spielenachmittag für Senioren am 8.8.2018


Spielenachmittag für Senioren in der Stadtbibliothek



Braunschweig. Zu einem weiteren Spielenachmittag für Senioren lädt die
Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, am Mittwoch, 8. August,
von 14.30 bis 17.30 Uhr ein. Bei der monatlich stattfindenden
Veranstaltung können unter anderem Spiele wie "Splendor", "Kingdomino"
oder "Rummikub" ausprobiert werden. Der Eintritt ist frei. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 470-6835.

Das Spiele-Team der Stadtbibliothek steht den Mitspielerinnen und
Mitspielern als Ansprechpartner und Spielregel-Erklärer zur Verfügung.
Bei einem Angebot von mehr als 2.000 Gesellschaftsspielen ist für
jeden etwas dabei. Auch Zuschauer sind willkommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 4. Juli 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7252: Leer - Erlebnistouren auf Fehn- und Dollard-Route ab 29. Juli 2018


Erlebnistouren auf Fehn- und Dollard-Route

Angebote mit kombinierten Bus- und Schiffstouren im Juli, August und
September



Dass es in und um Ostfriesland herum eine Menge zu sehen und zu
erleben gibt, zeigen auch im Jahr 2018 die Bustagesfahrten entlang der
Internationalen Dollard Route und der Deutschen Fehnroute. "Wir bieten
damit Sommererlebnisse für Daheimgebliebene und Feriengäste an", sagt
Kurt Radtke, Geschäftsführer der beiden Routen.

Bei der Internationalen Dollard Route steht ein "Botanischer Ausflug
in die Niederlande mit maritimer Note" im Mittelpunkt. Die Touren sind
in diesem Jahr am 29. Juli, am 24. August sowie am 5. und 12.
September geplant.

Die achtstündige Busfahrt führt durch das deutsch-niederländische
Grenzgebiet und schließt als Höhepunkt mit der Überquerung des
Dollarts, mit dem gleichnamigen Fahrgastschiff, von Delfzijl nach
Ditzum ab. Zuvor wird ein schöner Privatgarten in den Niederlanden
besucht, ein Zwischenstopp in Appingedam eingelegt und der Natur- und
Kulturpark "Dollart" besichtigt. Einschließlich einer qualifizierten
Reiseleitung kostet die Tour 32 Euro pro Person inklusive
Mittagsimbiss. Start ist jeweils um 11 Uhr am Busbahnhof in Leer und
endet dort gegen 19.40 Uhr.

Neu: Zwei Programme entlang der Deutschen Fehnroute

In diesem Jahr bietet die Deutsche Fehnroute zwei Programme an.
Während der beiden etwa achtstündigen Fahrten durch Marsch, Geest und
Moor entlang der Fehnkanäle mit ihren weißen Klappbrücken, vorbei an
Deichen, Schleusen und Mühlen werden den Gästen von einer
qualifizierten Reisebegleitung die Einzigartigkeiten und
Besonderheiten des Fehngebiets nähergebracht.

Neu ist die Tour entlang des Nordkurses der Fehnroute: Es wird die
Mühle in Remels angefahren, dort gibt es eine kurze
Mühlenbesichtigung. Danach geht es weiter nach Wiesmoor, wo nach einer
Mittagspause die Gäste in das Fahrgastschiff "MS Wiesmoor" steigen und
nach Marcardsmoor gefahren werden. Auf der Fahrt dorthin wird das
Schiff zweimal geschleust. Zum Abschluss geht es ins Fehnmuseum Eiland
in Westgroßefehn. Termine für diese Fahrt sind der 9. August und 8.
September.

Auf der Tour entlang des Südkurses wird zuerst eine Schifffahrt auf
der Soeste und dem Barßeler Tief angeboten. Im Anschluss steht ein
Besuch im Moor- und Fehnmuseum in Elisabethfehn an. In Rhauderfehn
wird die Mühle Hahnentange besichtigt bevor es wieder zurück nach Leer
geht. Termine für diese Tour: 16. August und 15. September.

Die Kosten für beide Touren belaufen sich auf 29,90 Euro pro Person.
Abfahrt ist hier jeweils um 10 Uhr vor dem Bahnhof in Leer, die
Rückkehr ist gegen 18 Uhr geplant. Mittagsimbiss und Tee am Nachmittag
können gegen Mehrkosten dazu gebucht werden.

Für Informationen und Buchungen stehen die Büros der beiden Touren
unter der Telefonnummer 0491 919696-17 sowie die Internetseiten unter
www.deutsche-fehnroute.de und www.dollart-route.de zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 27. Juni 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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